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DIE BANKEN 





1. 

Ein feiner Verein 

Sie ist das Feinste vom Feinen, das Zentrum der Macht. Turmhoch 
u berragt die Finanzwirtschaft die Niederungen der Industrie und des 
Handels. Denn sie verwaltet das Allerheiligste des Kapitalismus: das 
Kapital. 
Ehrfurcht befallt daher nicht nur den sprichwo rtlichen kleinen Mann, 
wenn er die imponierenden Pforten der Geldtempel durchschreitet. 
Selbst gestandene Unternehmer verspu ren allzuoft ein mulmiges Ge- 
fu hl in der Magengegend, wenn sie ihren Bankiers gegenu bersitzen. 
Die Herren des Geldes sind unangreifbar. Sie verfu gen u ber das im 
U berflu©, was den meisten von uns fehlt. Sie beherrschen die Kunst, 
ihren Reichtum zu mehren, ohne neue Werte zu schaffen. Sie agieren 
wie Hochseilartisten in einer uns fremden Welt voller komplizierter 
Regeln und Wagnisse. Und viele von uns haben gelernt: Am Ende 
gewinnt immer die Bank. 
Wahrend die Industrie schwer angeschlagen durch die Rezession du m- 
pelt und sich nur mit Massenentlassungen und rigiden Sparprogram- 
men u ber die Runden retten kann, durchpflu gen die Banken und 
Versicherungskonzerne das Konjunkturtal wie Luxusliner, denen 
nichts und niemand etwas anhaben kann. 
Keine andere Branche verdient so dauerhaft gut wie die Finanzwirt- 
schaft. Aktien der Banken und Versicherungskonzerne zahlen des- 
halb seit Jahrzehnten zu den Favoriten der Bo rsianer. Scheinbar 
unaufhaltsam mehren die Geldhauser ihr Vermogen, ihre Macht und 
ihren Einflu©. Viel ist u ber die Macht der Banken geschrieben, zahl- 
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reiche Initiativen zur Begrenzung dieser Macht sind gestartet worden 
- doch bisher war noch jeder Versuch zum Scheitern verurteilt. 
Banken und Versicherer beherrschen u ber direkte Beteiligungen wie 
u ber das von ihnen vertretene Kapital ihrer Kunden den gro©ten Teil 
der deutschen Industrie. Ihre Vertreter in den Aufsichts- und Beiraten 
bestimmen bei nahezu allen Gro©unternehmen die Geschaftspolitik. 
Sie entscheiden u ber die Besetzung der Vorstandsposten und damit 
u ber den Gang der Geschafte. Und der hat sich logischerweise ganz 
nach den Interessen der Geldgeber zu richten. 

Kleinvieh macht Mist 

Doch viel bedrohlicher als die Bankenmacht u ber die Wirtschaft ist 
mittlerweile der hemmungslose Expansionsdrang des Geldgewerbes 
fu r seine Kundschaft. Haben es die Finanzprofis in den Firmen immer- 
hin noch mit ausgebildeten Unternehmern und Managern zu tun, so 
fallt es ihnen bei privaten Kunden meist viel leichter, ihren Vorteil zu 
wahren. Und weil das Gro©geschaft mit Konzernen und Staaten nicht 
mehr so stu rmisch wachst wie fru her, konzentrieren sie sich starker auf 
die Masse der kleinen Kunden. «Kleinvieh macht auch Misté , pflegte 
beispielsweise Eckard van Hooven, im Vorstand der Deutschen Bank 
lange Jahre zustandig fu r das Privatkundengeschaft, seinen Vor- 
standskollegen einzubleuen. 
Der Gro©angriff der Finanzwirtschaft auf die Geldbeutel der kleinen 
Leute ist in vollem Gang. Er lauft unter dem Kennwort «Allfinanzé  
und wird gefu hrt von zwei machtigen Heeren. Zusammen zahlen sie 
nach der letzten Statistik 965469 Kopfe. Die Infanterie der Banken, 
Versicherungen, Bausparkassen und Investmentfonds in den Schalter- 
hallen und Verwaltungssilos der Geldkonzerne wird verstarkt von 
mobilen Einsatzkommandos aus Hunderttausenden Versicherungs- 
vertretern und «Finanzberaterné . Dieser gewaltige Apparat, doppelt 
so stark wie Napoleons «Grande Armeeé  beim Marsch auf Moskau, 
tarnt sich als «Dienstleistungsunternehmené . Doch in Wirklichkeit 
kennt er nur ein Ziel: Er will an Ihr Geld. 

10 



Natu rlich ist die Finanzwirtschaft, zu der auch Rechtsanwalte, Steuer- 
berater, Bautrager und Vertriebsgesellschaften geho ren, nicht im ei- 
gentlichen Sinn mafios. Sie erpre©t keine Schutzgelder und la©t ihre 
Gegner im allgemeinen am Leben. Die meisten ihrer Mitglieder sind 
nichts weiter als brave Angestellte, die einmal jahrlich um ein paar 
Prozent mehr Gehalt streiten. Den wenigsten von ihnen ist bewu©t, 
da© sie Teil einer bedrohlichen Maschinerie sind, deren Macht sich in 
immer weniger Handen konzentriert und die sich anschickt, die totale 
Kontrolle u ber das Einkommen und Vermogen einer der reichsten 
Nationen der Erde zu u bernehmen. 
Das Allfinanzkonzept, das Banken und Versicherungskonzerne zu- 
nachst entzweite, fu hrt mittlerweile zu einer neuen, beispiellosen 
Konzentrationswelle im Finanzbereich. Die Assekuranz kauft sich 
zielstrebig ins Bankgewerbe ein, und die Geldhauser ziehen sich 
Versicherer, Bausparkassen und Immobiliengesellschaften an Land. 
Am Ende werden sich allenfalls einige wenige Riesenkonzerne 
gegenu berstehen, die den gesamten Geld-, Versicherungs- und Immo- 
bilienverkehr der Nation beherrschen. Sie werden uns alle so voll- 
kommen abhangig machen, da© wir nicht die geringste Chance mehr 
haben, ihren Pressionen zu entgehen. 

Machtlos gegen die Giganten 

Bescherte das Universalbankensystem bisher schon den deutschen 
Geldhausern eine beispiellose Machtfu lle - in den USA und den 
meisten anderen Industrielandern du rfen die einzelnen Banken im- 
mer nur Teilbereiche des gesamten Geldgeschafts betreiben -, so 
erlangen sie durch das Allfinanzkonzept eine die u brige Volkswirt- 
schaft erdru ckende Dominanz. 
Wenn sich zum Beispiel Deutschlands gro©ter Versicherer, die Alli- 
anz-Gruppe, der unter anderem auch die Mu nchner Ru ckver- 
sicherung, die Deutsche Krankenversicherung und andere millionen- 
schwere Beteiligungen gehoren, nun auch noch einen beherrschenden 
Einflu© auf Deutschlands zweitgro©tes Geldinstitut, die Dresdner 
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Bank, und die ertragsstarke Mu nchner Hypo-Bank sichern darf, ent- 
steht hier ein Finanzmoloch, der kraft seiner schieren Gro©e jeden 
Widerstand erdru cken kann. 
Nicht minder stark ist die Deutsche Bank, die bereits weite Teile der 
Industrie und des Handels kontrolliert und sich nun auch noch ziel- 
strebig ins Versicherungsgeschaft drangt, indem sie Branchengro©en 
wie den Kolner Gerling-Konzern oder den Deutschen Herold in Bonn 
aufkaufte. Die Marktmacht der Finanzriesen erstickt den Wettbewerb 
und degradiert die Kunden zu wehrlosen Opfern, die jeden noch so 
dreisten Griff in ihre Taschen erdulden mu ssen. 
Den krakenhaft langen Armen der Geldkonzerne kann keiner entge- 
hen, der in Deutschland Einku nfte bezieht, Vermogen hat, Kredite 
beno tigt, ein Dach u ber dem Kopf haben mochte oder sich gegen die 
Wechselfalle des Lebens absichern will. Wer immer ein Konto eroff- 
net, einen Sparvertrag abschlie©t, Wertpapiere ordert, ein Schlie©fach 
ero ffnet, einen Bausparvertrag unterzeichnet oder auch nur eine Kre- 
ditkarte beantragt, landet mit seinen personlichen Daten im Compu- 
terspeicher irgendeines Finanzkonzerns. Deren Angestellte wissen oft 
mehr u ber unsere materiellen Verhaltnisse als wir selber. 

Der glaserne Kunde 

Der glaserne Bu rger, Horrorvision aus dem Roman 1984 des briti- 
schen Utopisten George Orwell, ist zehn Jahre spater fu r die deut- 
schen Allfinanzkonzerne langst alltagliche Realitat geworden. Die 
ausgefuchsten Such- und Analyseprogramme der zu gigantischen 
Netzwerken verknu pften Rechner der Bank- und Versicherungskon- 
zerne sind in der Lage, in Sekundenschnelle ein sogenanntes Finanz- 
profil von jedem einzelnen Kunden zu ermitteln. 
Wenn sie wollen, konnen die Herren des Geldes ganz genau fest- 
stellen, welche Kaufe wir mit unserer Kreditkarte getatigt haben, wie 
hoch unsere Schulden bei den verschiedenen Instituten sind, ob wir 
unsere Steuern pu nktlich zahlen und was wir an Vermogenswerten 
besitzen. Genauer als das Finanzamt wissen Banken und Versicherer 
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u ber unsere materiellen Verhaltnisse Bescheid, und im brutaler wer- 
denden Konkurrenzkampf der Geldgiganten nutzen sie dieses Wissen 
auch immer schamloser aus. Die totale Computerisierung des Geld- 
verkehrs macht jeden Zahlungsvorgang transparent. 
Wo immer eine Mark den Besitzer wechselt - die Bank wei© Bescheid. 
Wo sich Vermogen ansammelt, wo Bares gehortet, Aktien ins Depot 
gelegt, Kredite aufgenommen oder Schulden eingetragen werden - 
nichts bleibt den Finanzverwesern verborgen. So ist es kein Zufall, da© 
sie stets als erste am Ball sind, wenn es irgendwo etwas zu verdienen 
gibt. Nicht selten nu tzen Banken und Versicherer ihren Vorsprung, 
um auf eigene Rechnung jene Geschafte zu machen, die von ihren 
Kunden angekurbelt wurden. Zahlreich sind die Falle plo tzlicher 
Kreditku ndigungen, die selbstandige Unternehmer zur wehrlosen 
Beute von Konzernen machten. 
Kein Wunder, da© die Gewinne der Banken explodieren. Mitten in 
der Rezession, da kaum ein Industriebetrieb noch kostendeckend 
arbeitet, weisen die Bilanzen der Geldkonzerne Profitzuwachse von 
20 Prozent und mehr aus. Und wer Bankbilanzen kennt, wei©, da© sie 
mehr Verstecke enthalten als jeder Fuchsbau. Wenn also schon das, 
was sich beim besten Willen nicht mehr verbergen lie©, ausreicht, eine 
o ffentliche Diskussion u ber die Hohe der Bankgewinne in Gang zu 
setzen - wie hoch mu ssen dann die tatsachlichen Ertrage der Finanz- 
wirtschaft wohl sein? 
Offenbar treibt manchen der Bankenvorstande mittlerweile das 
schlechte Gewissen um. Wie anders ist die seltsame Rechtfertigung zu 
erklaren, die etwa Hilmar Kopper, Primus der Deutschen Bank, An- 
fang Dezember 1993 bei der Bilanzkonferenz seines Instituts in Frank- 
furt abgab? «Die Deutschené , meinte der Deutsch-Bankier, «sollten 
froh sein, da© sie noch Unternehmen haben, die Gewinne machen.é  
Die Diskussion u ber die Bankgewinne sei provinziell und typisch 
deutsch. 
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Wie Banken die Wirtschaft beherrschen 

Tatsachlich scheffelte allein die Deutsche Bank zu den offen als 
Betriebsergebnis ausgewiesenen 4,2 Milliarden Mark mindestens 
weitere 2,5 Milliarden, die sie als «Risikovorsorgeé  in die Reserven 
steckte, in ihre Kassen, und kaum schlechter sieht es bei den anderen 
Konzernen des Geldgewerbes aus. Die Bayerische Vereinsbank zum 
Beispiel bru stet sich, da© sie das «operative Ergebnis pro Mitarbeiteré  
von 1990 bis 1992 um satte 59,2 Prozent steigern konnte. Zwischen 
1989 und 1993 legte bei den deutschen Gro©banken das Teilbetriebs- 
ergebnis um 50 bis 100 Prozent zu. 
U bereinstimmend zeigt sich bei den Gro©en des Kreditgewerbes der 
gleiche Trend: die hochsten Gewinnzuwachse werden im Geschaft mit 
den Privatkunden und im sogenannten «Eigenhandelé  der Banken 
erzielt. Das bedeutet: Sie kassieren ihre Kunden ab, wo immer sie 
konnen, und spekulieren auf Teufel komm raus mit Aktien, Anleihen 
und, in immer starkerem Ma©, den sogenannten Finanzderivaten, 
wahrend sie gleichzeitig massenhaft Leute entlassen, Filialen schlie- 
©en, ihren Service ausdu nnen und Kosten einsparen. 
Beangstigend ist die Macht, die die Geldkonzerne u ber die gesamte 
deutsche Wirtschaft ausu ben. Abgesehen von dem Einflu©, den sie 
u ber die Vergabe von Krediten und durch die Ausu bung des ihnen 
von den Aktionaren u bertragenen Depotstimmrechts ausu ben, halten 
sie direkte Beteiligungen von jeweils mehr als zehn Prozent des 
Kapitals an insgesamt 4802 anderen Unternehmen. Fast keiner der 
deutschen Gro©konzerne in Industrie und Handel ist unabhangig, in 
den Aufsichtsraten geben die Abgesandten von Banken und Versiche- 
rungskonzernen den Ton an. Und das bekommt den Unternehmen 
immer schlechter. 
Selbst Tyll Necker, der Prasident des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, gibt mittlerweile zu: «Viele Rate sind u berfordert. Sie haben 
keine Zeit, ihrer U berwachungspflicht zu genu gen.é  Die u berfor- 
derten Rate aus dem Kreditgewerbe sind denn auch wesentlich mit- 
schuldig an den schlechten Leistungen deutscher Industrieunterneh- 
men. Ihr Interesse gilt stets nur der Sicherung ihrer Kredite, nicht so 
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sehr der langfristigen Strategie der von ihnen beaufsichtigten Unter- 
nehmen. 
Unter der Allmacht der u berforderten Rate konnten sich u berall in 
den Vorstanden die «Nieten in Nadelstreifené  einnisten, die unsere 
Industrie so ineffizient, risikoscheu und innovationsschwach machten. 
Doch wahrend sie mit ihrem extremen Sicherheitsdenken, ihrer In- 
kompetenz in Sachfragen und ihrer zu geringen Menschenkenntnis die 
Industrie lahmten, verwandelten manche Bankvorsta de ihre Hauser 
in Beinahe-Spielkasinos. 

Riskantes Spiel mit Finanzderivaten 

Getrieben von der immerwahrenden Gier nach hoheren Gewinnen, 
begaben sich nahezu alle gro©eren deutschen Banken und Sparkassen 
aufs spiegelglatte Parkett des weltumspannenden Handels mit soge- 
nannten Finanzderivaten. Darunter versteht man Wertpapiere, die 
eigentlich keine sind, sondern lediglich Wetten auf die ku nftige Ent- 
wicklung von Zinsen, Aktien- und Devisenkursen. Diese Finanztitel, 
zusammenfassend auch «Futuresé  genannt, werden per Computer in 
solch gigantischen Mengen gehandelt, da© mittlerweile selbst Funk- 
tionare wie der neue Sparkassenprasident Horst Kohler zu Besonnen- 
heit mahnen. 
Allein im Handel mit Wahrungen wie dem US-Dollar, dem japani- 
schen Yen, der deutschen Mark oder dem englischen Pfund werden 
pro Tag rund 1000 Milliarden Dollar umgesetzt. Und bei den meisten 
dieser Geschafte besitzt weder der Kaufer noch der Verkaufer den 
tatsachlichen Betrag. Da es sich um Geschafte handelt, die erst in der 
Zukunft fallig werden, genu gt zum Abschlu© des Geschafts ein Ein- 
schu© (Margin) von fu nf bis zehn Prozent, um den Kontrakt abzu- 
schlie©en. Finanzderivate sind Kontrakte, die dem Inhaber das Recht 
geben, irgendwann in der Zukunft eine Aktie, eine Anleihe, eine 
Wahrung oder eine Ware zu einem bestimmten Preis zu kaufen oder 
zu verkaufen. 
Das weltweite Geschaft mit diesen Zukunftspapieren hat sich in den 
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vergangenen fu nf Jahren versechsfacht, seinen Umfang schatzen 
Fachleute auf mindestens 10000 Milliarden Dollar pro Jahr. Niemand 
vermag mehr zu kontrollieren, ob diesen unzahligen Kontrakten, die 
da jeden Tag per Computer von Bank zu Bank in Sekundenschnelle 
abgeschlossen werden, noch reale Werte zugrunde liegen. Und in 
diesem windigen Geschaft, in dem traditionell amerikanische und 
britische Banken den Ton angeben, mischen die deutschen Geld- 
hauser immer kraftiger mit. 
Doch wahrend sie in ihren Bilanzen die realisierten Gewinne aus 
diesen Geschaften durchaus registrieren, bleiben die Risiken, die in 
den noch nicht beendeten Handelsgeschaften liegen, au©en vor. Selbst 
der Deutschen Bundesbank sind solche Praktiken mittlerweile nicht 
mehr geheuer: «Die Zahlen sind abenteuerlich hoché , warnt Direkto- 
riumsmitglied Edgar Meister die Kollegen von der privaten Geldwirt- 
schaft. 
Waren die deutschen Banken Ende 1986 erst mit 876 Milliarden Mark 
an diesen sogenannten «bilanzunwirksamené  Geschaften beteiligt, so 
hatten sie Mitte 1993 bereits die abenteuerliche Summe von 6116 
Milliarden Mark im Feuer. Das entsprach fast der gesamten Bilanz- 
summe aller deutschen Banken. Und nahmen die normalen Bankge- 
schafte letztes Jahr gerade um 6,8 Prozent zu, so steigerten die Geld- 
hauser den Terminhandel mit Devisen und Wertpapieren fast um 20 
und die Geschafte mit Finanzderivaten um abenteuerliche 50 Prozent. 
«Der Ausfall einer einzigen Bank konnte zu einem katastrophalen 
Dominoeffekt fu hren, der das ganze Bankensystem bedrohté , sorgt 
sich mittlerweile der ehemalige Prasident der New Yorker Noten- 
bank, Gerald Corrigan. Doch die deutschen Finanzmanager wiegeln 
ab: «Die Kunst des Bankiers besteht im Managen der Risikené , befin- 
det Rolf-E. Breuer, im Vorstand der Deutschen Bank fu r das Wertpa- 
piergeschaft zustandig. 
Spielkasino auf der einen, brutale Ausbeutung der Kunden auf der 
anderen Seite - wen wundert es da noch, da© das Image der Banken 
auf den Nullpunkt zusteuert? Als der Privatsender RTL im Juli 1993 
per TED-Umfrage von den Zuschauern wissen wollte, ob sie ihrer 
Bank vertrauen, antworteten 82 Prozent glatt mit «Neiné . Nicht besser 
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sieht das Zeugnis aus, das die vom Forsa-Institut im Auftrag der 
Wochenzeitung Die Woche befragten Deutschen Ende 1993 den Geld- 
hausern ausstellten. Auf die Frage «Sind die Gewinne zu hoch?é  
antworteten 62 Prozent mit Ja. 71 Prozent hielten die Kreditzinsen fu r 
zu hoch und 73 Prozent die Guthabenzinsen fu r zu niedrig. 
So vermittelt die deutsche Finanzwirtschaft Ende 1993 den Eindruck 
einer u beraus bedrohlichen Macht, der kaum ein Bu rger entkommen 
kann. Mit ihrer sorgfaltig abgestimmten Gebu hren-, Preis- und Zins- 
politik, dem fu r Au©enstehende kaum zu durchschauenden Bezie- 
hungsgeflecht zwischen Banken, Sparkassen, Investmentfonds, Versi- 
cherungskonzernen, Immobilien- und Kapitalanlagegesellschaften 
bietet die Finanzbranche das Bild einer geschlossenen Phalanx, die 
von niemandem mehr kontrolliert werden kann. Und dieser Staat im 
Staat nu tzt seine U berlegenheit an Kapital und Know-how gegenu ber 
seinen Kunden immer schamloser aus. 
Die Beute, um die es geht, kann sich sehen lassen. Ende 1993 verfu gten 
die Deutschen u ber ein Geldvermogen von 3500 Milliarden Mark. 
Davon lagen gut 47 Prozent oder l600 Milliarden auf Spar-, Giro- oder 
Festgeldkonten, weitere 1000 Milliarden schlummerten in den Tre- 
soren der Lebensversicherungen und knapp 900 Milliarden in etwa 15 
Millionen Wertpapierdepots. Vier Fu nftel dieses riesigen Geldhau- 
fens sind zinsbringend angelegt. Die Eigentu mer kassierten letztes 
Jahr, bei einer Durchschnittsrendite von sechs Prozent, u ber 170 
Milliarden Mark an Zinsen und Dividenden. Nur vier Prozent des 
Geldvermogens entfallen auf Aktien. 
Die Geld- und Wertpapierbestande einschlie©lich der bei den Lebens- 
versicherungen aufgelaufenen Guthaben aber machen noch nicht mal 
die Halfte des gesamten deutschen Volksvermogens aus. Mehr als 
5000 Milliarden Mark sind die Hauser, Grundstu cke und Industriean- 
lagen wert, die zwischen Fu ssen und Flensburg herumstehen. Das in 
diesen Hausern und Garagen zwischengelagerte «Gebrauchsvermo - 
gené , und dazu zahlt alles, vom Auto bis zum Tafelsilber, taxieren die 
Bundesbanker auf weitere 1000 Milliarden, so da© sich bei den west- 
deutschen Privathaushalten, nach Zeitwerten bilanziert, ein Gesamt- 
vermogen von rund 9500 Milliarden Mark angesammelt haben du rfte. 
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Da die gesamten Schulden gleichzeitig nur etwa 1500 Milliarden Mark 
ausmachen, bleibt unterm Strich ein Nettowert von gut 8000 Milliar- 
den Mark. 
Und das ist der Knochen, um den sich Banken, Versicherer, Immobi- 
liengesellschaften, Investmentfonds und all die anderen Mitglieder 
aus dem Kartell der Kassierer balgen. Denn ein erheblicher Teil dieser 
gewaltigen Vermogensmasse steht in den nachsten Jahren zur Dispo- 
sition. Bis zum Jahr 2000 werden namlich, nach Schatzungen der 
Demographen, Vermogenswerte von fast 3000 Milliarden Mark ver- 
erbt. Die Masse schwillt von Jahr zu Jahr gewaltig an. Gingen zum 
Beispiel 1990 erst 150 Milliarden Mark an die nachfolgende Genera- 
tion u ber, waren es 1992 bereits 250 Milliarden. 
Den Anstieg bewirken zum einen die wachsenden Geldvermogen pro 
Haushalt, zum anderen die zunehmende Vergreisung der Republik. 
So erhohte sich der durchschnittliche Wert einer Erbschaft von etwa 
150 000 Mark im Jahr 1991 auf etwa 250 000 Mark bis Ende 1993. 
Schon heute ist bereits jeder fu nfte Deutsche u ber 65 Jahre alt, und im 
Jahr 2020 werden die u ber 60jahrigen ein Drittel der Gesellschaft 
ausmachen. Die Erben sind denn auch die bevorzugten Kunden der 
Finanzindustrie. Jung, unerfahren und speziell in Geldangelegenhei- 
ten oft reichlich naiv, werden sie leicht zur Beute gerissener Anlage- 
berater, Versicherungsvertreter oder Immobilienhaie. 
Gro©ter Gewinner unter all den Absahnern ist jedoch der Staat, denn 
er halt bei jedem der bis zum Jahr 2000 erwarteten 1,7 Millionen 
Erbfalle die Hand auf. Schon in den vergangenen Jahren verdoppelten 
sich die Einnahmen aus der Erbschaftssteuer seit 1985 auf dreieinhalb 
Milliarden Mark im Jahr 1993. Oft zahlen die Erben zuviel Steuern, 
weil der Verstorbene falsch disponierte, beim Testament Fehler mach- 
te oder gar keines hinterlie©. 
Ungeschickte Erblasser verhalfen nicht nur dem Fiskus, sondern auch 
mancher Bank, Kapitalanlage- und Versicherungsgesellschaft zu net- 
ten Zugewinnen, etwa wenn keine Erben aufzufinden waren oder 
diese sich nicht u ber die Aufteilung des Vermogens einigen konnten. 
Dann verdienten sich allerdings auch oft Rechtsanwalte, Notare und 
Steuerberater eine goldene Nase. Schon haben Banken die Markt- 
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lu cke entdeckt und schlu pfen in immer gro©erer Zahl in die Rolle des 
Testamentsvollstreckers, indem sie sich ihren reichen Kunden recht- 
zeitig vor dem Ableben als Helfer in Sachen Zukunftssicherung an- 
dienen. 
Gegenu ber den Erben haben sie dann als Vollstrecker des Letzten 
Willens eine dominierende Stellung, die sie nicht selten weidlich aus- 
nu tzen. Testamentsvollstrecker konnen nicht blo© fu r unbedarfte Er- 
ben zur Plage werden, manchmal leiden sogar beru hmte Unterneh- 
men unter ihrer A gide. Seit etwa der Hamburger Rechtsanwalt 
Bernhard Servatius als Testamentsvollstrecker des Hamburger Gro©- 
verlegers Axel Springer die Geschicke des gro©ten deutschen Zei- 
tungshauses bestimmt, geht es mit dem einst erfolgreichen Unterneh- 
men rapide bergab. 
Auch der Hamburger Tabakwarenkonzern Reemtsma litt gut 20 Jahre 
lang unter der Herrschaft der Testamentsvollstrecker des 1959 ver- 
storbenen Alleininhabers Philipp Fu rchtegott Reemtsma. Sie kamen 
alle von der Deutschen Bank und wu©ten offenbar mit dem ihnen 
fremden Zigarettengeschaft nichts Rechtes anzufangen. Das einst 
vielgeru hmte Markenprofil des Unternehmens verbla©te, die Gewin- 
ne schrumpften. Am Ende stand der Verkauf an den Tchibo-Eigner 
Gu nter Herz. 
Gute Ratgeber indessen konnen den Erben viel Geld sparen, etwa 
wenn sie den Erblasser dazu bewegen, sein Geldvermogen in Immo- 
bilien zu tauschen, die zum niedrigeren Einheitswert besteuert wer- 
den, oder wenn sie ihm nahelegen, durch fru hzeitiges Verschenken 
seines Vermogens an die Kinder und Enkel die Erbschaftssteuer 
vollends auszuhebeln. Alle zehn Jahre darf man zum Beispiel der 
Ehefrau 250 000 Mark und jedem Kind 90 000 Mark steuerfrei u ber- 
tragen. Ein verheirateter 50jahriger Manager zum Beispiel kann bis 
zu seinem 70. Geburtstag u ber 1,5 Millionen an seine Ehefrau und die 
drei Kinder verschenken, ohne da© der Fiskus dabei eine mu de Mark 
kassiert. 
Mit Hilfe vorgezogener Schenkungen, der Einschaltung von Stiftun- 
gen und anderer Tricks sparten superreiche Familien wie die Flicks, 
Oetkers, von Fincks und Henkels Hunderte von Millionen Mark an 
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Steuern. Wichtig ist bei all diesen Schenkungsvertragen natu rlich, da© 
sich der Erblasser zu Lebzeiten das Verfu gungsrecht u ber seinen 
Besitz nicht nehmen lassen will. Das braucht er auch nicht, wenn ein 
tu chtiger Steueranwalt die Vertrage abfa©t. Werden dabei Fehler 
gemacht, unterstellt der Fiskus sofort den Versuch der Steuerhinter- 
ziehung und erklart die Abmachung fu r nichtig. 

Zielgruppe der Geldwirtschaft sind jedoch beileibe nicht nur die 
Erben. Etwa ein Drittel der bundesdeutschen Haushalte verdient 
noch immer so gut, da© sich auf ihren Konten immer hohere Guthaben 
ansammeln. Bereits Ende der achtziger Jahre verfu gten rund eine 
Million Haushalte u ber ein Monatseinkommen von mehr als 10 000 
Mark. Bis Ende 1993 du rfte die Zahl auf etwa 1,5 Millionen angewach- 
sen sein. Am starksten vertreten sind in dieser Gruppe die Selbstan- 
digen, die mit Einku nften von rund 16 000 Mark pro Monat eindeutig 
die Einkommenstabelle in Deutschland anfu hren. Sie bilden, zusam- 
men mit den gut verdienenden Angestellten sowie den hoheren Be- 
amten, den harten Kern der Besitzenden, auf die es die Finanzindu- 
strie in erster Linie abgesehen hat. Diese Gruppe umfa©t alles in allem 
etwa vier Millionen Haushalte, denen eine Streitmacht von knapp 
einer Million Kopfe aus der Geldbranche gegenu bersteht. Sie kamp- 
fen fu r 192 Banken, 303 Versicherungsgesellschaften und zahllose 
sonstige Finanzfirmen, darunter 51 weitere Aktiengesellschaften, um 
den Profit ihrer Branche. 

Das typische Opfer ist mannlich, 45 Jahre alt, Akademiker und 
selbstandig. Im Zweifelsfall ist er Arzt mit eigener Praxis, Architekt 
oder Anwalt, verheiratet, zwei Kinder, und verfu gt u ber ein Jahres- 
einkommen von etwa 250 000 Mark. Auf diesen Typ haben sich ganze 
Armeen von Anlageberatern, Abschreibungsku nstlern, Versicherungs- 
vertretern, Warenterminganoven, Finanzdienstleistern und Struktur- 
vertriebsmitarbeitern eingeschossen. 
Sie haben seine Lebensgewohnheiten studiert, seinen Sprachduktus 
geu bt, sich mit seinen Familienverhaltnissen vertraut gemacht, seinen 
beruflichen Werdegang erforscht, seine Konsumgewohnheiten regi- 
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striert - und das alles mit dem einen Ziel, ihn wenigstens einmal tu chtig 
aufs Kreuz zu legen. Im Schnitt ist ihnen das bei einem 45jahrigen 
insgesamt etwa fu nfmal geglu ckt. Mal mit einem Bauherrenmodell, 
mal mit einer u berteuerten Lebensversicherung, mal mit einer Ter- 
minspekulation, mal mit den falschen Aktien und schlie©lich auch 
noch mit einer steuersparenden Ostinvestition. 
Die Schadenfreude, die der sogenannte kleine Mann dabei empfinden 
mag, der seine Bro tchen zum Beispiel in der Versandabteilung bei 
Siemens verdient, ist verfru ht, wie wir gleich sehen werden. Denn auch 
er und seinesgleichen sind langst ins Fadenkreuz der Finanzbranche 
geru ckt, die jetzt verstarkt zur Jagd auf die sogenannten Normalver- 
diener blast, nachdem das kapitale Wild gefleddert ist. 
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2. 

Die Kontenrauber 

Ohne Bankverbindung lauft nichts in der modernen Wirtschaft. Vom 
Auto kann man zwar aufs Fahrrad umsteigen und vom Fernseher auf 
den Walkman. Doch wer sein Konto ku ndigt, kegelt sich unwiderruf- 
lich aus dem Wirtschaftsmonopoly hinaus. Nur Penner, Kinder und 
Ganoven konnen es sich leisten, durch die Maschen des riesigen 
Spinnennetzes zu schlu pfen, das die Geldwirtschaft u ber die Nation 
geworfen hat. 
98 Prozent aller deutschen Haushalte verfu gen u ber ein Girokonto. 
Dies ist ihre Nabelschnur zur Welt des Geldes. U ber diese Pipeline 
flie©en Lohne und Gehalter, Zinsen, Tantiemen und Dividenden. 
Umgekehrt aber auch die meisten Zahlungen fu r Miete, Steuern, 
Unterhalt, Zeitungsabonnements, Stromverbrauch und Heizkosten. 
Fu r die Banken indes sind die Abermillionen Girokonten noch etwas 
ganz anderes: Lo cher, durch die sie ihren Kunden in die Taschen 
fassen. 
Listig wie einst der legendare US-Milliardar John D. Rockefeller, der 
gegen Ende des letzten Jahrhunderts Tausende von O llampen an 
Chinesen verschenken lie© und sie damit zu dauerhaften Kunden 
seiner Standard Oil Company machte, lockten Banken und Sparkas- 
sen in den sechziger und siebziger Jahren mit kostenlosem Konten- 
service. Wer sich sein Salar aufs Konto u berweisen lie©, statt die 
damals u bliche Lohntu te in Empfang zu nehmen, brauchte an die 
Bank keinen Pfennig abzufu hren. Das hat sich mittlerweile drastisch 
geandert. 
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Ein durchschnittliches Lohn- und Gehaltskonto kostet heute im Jahr 
zwischen 300 und 500 Mark an «Gebu hrené . Damit ist aus dem einsti- 
gen Gratisartikel «Girokontoé  eine Luxusware geworden, die dem 
Inhaber jahrlich den Gegenwert eines Cashmerepullis abverlangt und 
den Geldhausern eine ihrer sichersten und ergiebigsten Einnahme- 
quellen beschert. 
Moglich wurde diese beispiellose Preissteigerung durch die Tragheit, 
A ngstlichkeit und Wehrlosigkeit der Millionen Bankkunden auf der 
einen und die Tu cke der Geldprofis auf der anderen Seite. Wahrend 
die mu ndigen Bu rger sonst jeden Vorteil nutzen und beim Kauf von 
Autos, Stereoanlagen oder Waschmaschinen mit gro©ter Hartnackig- 
keit um Rabatte feilschen, wahrend sie unbesehen langjahrigen Liefe- 
ranten von Bier, Kartoffeln oder Heizo l den Laufpa© geben, wenn ein 
anderer weniger verlangt, halten sie ihrer Bank oder Sparkasse aus 
unerklarlichen Gru nden fast immer ein Leben lang die Treue. Nir- 
gendwo sonst ist das «Markenbewu©tseiné  bei den Deutschen so 
ausgepragt wie bei der Beziehung zum einmal gewahlten Geldhaus. 
Und die auf Profitmaximierung getrimmten Manager der Banken und 
Sparkassen nutzen dies gnadenlos aus. 
Die totale Computerisierung des Geldverkehrs, die den Banken und 
Sparkassen enorme Rationalisierungsvorteile verschaffte, diente den 
Kunden gegenu ber als infames Argument fu r die Einfu hrung der 
U berweisungsgebu hren. Da nicht alle Banken gleichzeitig die glei- 
chen Gebu hren erheben konnten - das ware ein Fall fu r das Kartellamt 
geworden -, hatten die Kunden in dieser Phase durch ihr Verhalten 
den Wettbewerb der Banken und Sparkassen zu ihren Gunsten nu tzen 
konnen. Sie verpa©ten die Chance und mu©ten deshalb in der Folge 
immer kraftigere Gebu hrenerhohungen schlucken. So wurde eine 
Dienstleistung, die zuvor umsonst offeriert worden war, plo tzlich 
kostenpflichtig, obwohl sie durch die Einfu hrung neuer Techniken 
eigentlich billiger erbracht werden konnte. Die Banken und Sparkas- 
sen waren ja auch schon zur Zeit des Nulltarifs keine Armenhauser 
gewesen, sondern hatten recht ordentlich verdient. 
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Willku rliche Preise 

Die vielerlei Gebu hren - in Wahrheit handelt es sich nicht um Gebu h- 
ren, die an irgendeine Obrigkeit abzufu hren sind, sondern um ordinare 
Preise, vergleichbar dem Entgelt eines Taxifahrers - bescheren den 
Banken und Sparkassen mittlerweile jahrliche Zusatzeinnahmen in 
der Gro©enordnung von neun Milliarden Mark. 
Beim Eintreiben des durch nichts gerechtfertigten Wegelagererzolls 
beweisen die Geldhauser einen erstaunlichen Einfallsreichtum. Mal 
kassieren sie bei jedem einzelnen Zahlungsvorgang ab, mal verlangen 
sie Grundgebu hren, mal offerieren sie Pauschalpakete, mal Kombi- 
nationen aus allen dreien. Und das hat natu rlich einen Grund: Preis- 
vergleiche sollen moglichst so erschwert werden, da© der einzelne 
Kunde keine Chance hat, besonders gu nstige Anbieter herauszu- 
finden. 
Dennoch hat die Stiftung Warentest mit Hilfe verschiedener «Modell- 
kontené  nach komplizierten Berechnungen ermittelt, da© es zwischen 
den einzelnen Geldhausern sehr wohl gravierende Preisunterschiede 
gibt. Beim Vergleich der Angebote von 75 Kreditinstituten ergaben 
sich Differenzen bis DM 500 pro Jahr, und zwar ausschlie©lich fu r 
reine Zahlungsvorgange, ohne Wertpapierdepots, Kreditkosten oder 
ahnliche Sonderfaktoren. «Die Preise scheinen recht willku rlich fest- 
gesetzt zu seiné , notierten die Tester. 
Das sind sie, ohne Frage, denn wenn die Banken ihren Gebu hren fu rs 
Girokonto eine saubere Kalkulation zugrunde legen wu rden, mu ©ten 
sie ja auch die horrenden Zinseinnahmen dagegenrechnen, die sie aus 
den Guthaben erlo sen, die ihre Kunden auf den Konten «stehené  
lassen. Dazu ein paar Zahlen: Schon 1991 sammelte sich auf den 
Girokonten der Bundesbu rger im Jahresdurchschnitt die Riesensum- 
me von 250 Milliarden Mark an, die in der Hochzinsphase etwa 20 
Milliarden Mark an Zinsen abgeworfen haben mu©. 
Die Kunden sahen davon freilich nur einen Bruchteil, denn die im 
Club der Diebe versammelten Geldhauser nehmen sich die Freiheit, 
das auf den Girokonten geparkte Bare so gut wie nicht zu verzinsen. 
Allein mit den Einnahmen aus den Girozinsen hatten sie nach Mei- 
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nung von Fachleuten wie dem Bonner Verbraucherschu tzer Manfred 
Westphal locker die Kosten des Geldverkehrs finanzieren konnen. 
Die bei Einfu hrung der Lohn- und Gehaltskonten bewahrte Masche 
verfehlte auch in der ju ngsten Vergangenheit ihre Wirkung nicht. 
Sofort nach der deutschen Wiedervereinigung offerierten die deut- 
schen Geldhauserden arglosen Ossis ihren Service zum Nulltarif - und 
prompt stu rmten die dem Sozialismus entronnenen Bru der und Schwe- 
stern im deutschen Osten die provisorisch errichteten Schalterhallen, 
um ihre gehorteten Bargeldschatze l : l in Westmark umzutauschen. 

«Grenzen der Sittenwidrigkeité  

Da© sie sich damit unwiderruflich in die Fange einer gnadenlos ab- 
zockenden Maschinerie begeben haben, mag den meisten von ihnen 
bis heute nicht recht klargeworden sein, obwohl die Gratiszeit langst 
voru ber ist. Im Eiltempo bemu hen sich samtliche Institute, ihre Ost- 
gebu hren auf Westniveau anzuheben. Und was bei den Ostdeutschen 
so schon funktionierte, das verfangt offensichtlich auch bei einer 
zweiten, ziemlich unbedarften Zielgruppe: den Kindern, Schu lern und 
Studenten. Auch sie zahlen zunachst, wenn sie zu Geburtstag oder 
Kommunion das geschenkte Bare auf die Bank tragen, keinen Pfennig 
Gebu hren. Spatestens aber nach Vollendung des 26. Lebensjahres 
bekommen sie die Daumenschrauben zu spu ren, die ihnen die Geld- 
hauser angelegt haben. 
Besonders dreist langt neuerdings ein Institut zu, das bisher als beson- 
ders preiswert galt: die Postbank. Seit der Drittelung des gelben 
Riesen (in Postdienst, Telekom, Postbank) sucht das von dem ehema- 
ligen Citibank-Manager Gu nther Schneider gefu hrte o ffentlich-recht- 
liche Geldhaus zielstrebig den Anschlu© an die Gewinnmargen seiner 
privaten Konkurrenten. So erhohte die Postbank am 1. Januar 1993 
ihre Kontogebu hren um freche 150 Prozent, so da© jetzt das von der 
Stiftung Warentest kreierte Modellkonto statt 100 satte 250 Mark pro 
Jahr kostet. Gut fu nf Millionen Kunden wurden so zu Opfern des 
gro©ten Postraubs aller Zeiten. Ihre Guthaben in Ho he von 23,7 
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Milliarden bescherten der gelben Staatsbank 1992 einen Zinsgewinn 
von rund zwei Milliarden Mark. 
Doch die privaten Geldhauser sind noch immer einen Schritt voraus. 
Die Deutsche Bank zum Beispiel verschaffte sich mit Hilfe des Ober- 
landesgerichts Frankfurt einen Freibrief, um Kunden, die in die 
Schalterhalle kommen und an ihr eigenes Geld wollen, fu r Ein- und 
Auszahlungen noch eine «Strafgebu hré  bis zu DM 1,20 abzuknapsen. 
Die Verbraucherzentrale Berlin, die gegen diese u ble Praxis geklagt 
hatte, verlor den Proze©. 
Kostlich die Begru ndung der Frankfurter Richter: Banken seien keine 
sozialen Einrichtungen, und deshalb du rfen sie, wie jeder private 
Unternehmer, fu r ihre Leistungen auch einen Preis verlangen. Die 
Grenzen der Sittenwidrigkeit seien erst dann u berschritten, «wenn die 
Bank Gebu hren fu r das Betreten der Schalterhalle und den Morgen- 
gru©é  verlange. Erst der Bundesgerichtshof untersagte gegen Ende 
1993 diese u ble Praxis. 
Tatsachlich ist au©erste Vorsicht beim Betreten bundesdeutscher 
Geldhauser geboten, denn die unsozialen Institute kassieren, wo im- 
mer sie konnen. 

Beispiel SchlieÜfach: 
Will jemand bei der Dresdner Bank Anfang Dezember ein Schlie©fach 
mieten, zahlt er den vollen Jahrespreis - u ber 50 Mark - fu r die kleinste 
Schublade, und bei der Deutschen mindestens den halben Jahressatz. 
Ku ndigt er andererseits das Fach vor Ablauf eines Jahres, bekommt 
er keinen Pfennig zuru ck. Manche Institute gehen noch einen Schritt 
weiter. «Deutschlands dreisteste Sparkasseé  (so das Verbraucherma- 
gazin DM) im rheinischen Korschenbroich verlangt von den Mietern 
ihrer Schlie©facher fu r jeden Besuch des Tresorraums DM 1,50 Ein- 
tritt, zusatzlich zu den DM 65 Jahresmiete. Gratis sind nur die ersten 
vier Besuche im Jahr. 

Beispiel Automaten: 
Die stummen Geldspender, von den Banken und Sparkassen einst 
aufgestellt, um Personal einzusparen und die O ffnungszeiten, vor 
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allem im Wettbewerb mit der Postbank, zu umgehen, dienen heute 
auch als zusatzliche Einnahmequelle. Rund 20000 Geldautomaten 
stehen mittlerweile vor den Filialen, und da wachst natu rlich die 
Versuchung. Mu©ten Kunden, die Bargeld aus dem Automaten eines 
fremden Instituts zogen, bisher schon DM 3 pro Abhebung zahlen, so 
stieg der Tarif mittlerweile auf mindestens DM 4 an. Wer mehr als die 
u blichen 400 Mark abrufen mochte, mu© mit Gebu hren bis zu einem 
Prozent rechnen, das sind rund zehn Mark fu r einen Tausender. Und 
selbst am Automaten der «eigenené  Bank, bei der man sein Girokonto 
fu hren la©t, kostet der Service nach Dienstschlu© und am Wochenen- 
de zwischen DM 2,50 und DM 3 pro Auszahlung. 

Beispiel Zinsabschlagsteuer: 
Auch aus diesem tru ben Kapitel der ju ngeren Finanzgeschichte wollen 
die Banken noch Kapital schlagen. Seit der Bundesfinanzminister 
seinen Obolus von den Kapitalertragen der Bundesbu rger direkt an 
der Quelle abschopfen la©t, gleichzeitig aber hohere Freibetrage ge- 
nehmigte, planen die Geldhauser eine zusatzliche Gebu hr fu r die 
«Nachbearbeitungé  dieser Antrage in Hohe von 20 Mark. 

Beispiel Kontoauszu ge: 
Was fru her kostenlos ins Haus geliefert wurde, mu© nun entweder 
teuer bezahlt oder bei gro©eren Filialen am Auszugsdrucker in der 
Schalterhalle selbst beschafft werden. Wer das etwa bei der Deutschen 
Bank versaumt, bekommt den aktuellen Kontostand automatisch 
nach sechs Wochen zugesandt. Dies freilich keineswegs gratis, sondern 
gegen automatische Abbuchung von DM 3,50 an Gebu hren. 

Beispiel U berweisungen: 
Fu r die Erstellung von sieben U berweisungskopien berechnete die 
Sparkasse Mu lheim/Ruhr den stolzen Preis von 49 Mark. Erst nach- 
dem der Kunde eine Rechtsanwaltin eingeschaltet und mit dem Ge- 
richt gedroht hatte, erstattete die Sparkasse wenigstens 25 Mark des 
Betrages, den sie bereits vom Konto des Kunden abgebucht hatte. 
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Beispiel Auslandsu berweisungen: 
Rund 200 Millionen Mal u berwiesen die Bankkunden innerhalb der 
EG letztes Jahr Geld u ber die Landesgrenzen hinweg. Und jedesmal 
wurden sie dabei von den Geldhausern in einer Art und Weise gescho- 
ren, da© mittlerweile selbst die EG-Beho rden in Bru ssel und einige 
Europaabgeordnete dagegen Sturm laufen. Im Schnitt kostet namlich 
eine solche U berweisung, wenn der Betrag nur etwa 100 ECU (rund 
DM 200) ausmacht, Gebu hren von mindestens 20 ECU (rund DM 40). 
Dies jedenfalls haben die in der BEUC zusammengeschlossenen Ver- 
braucherverbande herausgefunden. 
Anhand zahlreicher Einzelfalle machten die Verbraucherschu tzer die 
Wuchergeschafte der Banken dingfest: So war ein in Deutschland 
aufgegebener Scheck u ber 145 hollandische Gulden im Nachbarland 
bei der Auszahlung plo tzlich nur noch 80 Gulden wert; den Rest von 
65 Gulden hatten sich die Banken fu r ihren grenzu berschreitenden 
Service gegriffen. Ein deutscher Bankkunde, der einer o sterreichi- 
schen Firma 800 Schilling (etwa 110 Mark) u berweisen lie©, mu©te fu r 
Courtage, Porti, Spesen- und Abwicklungsgebu hren zusammen mehr 
als ein Drittel des U berweisungsbetrages zahlen, genau DM 42,50. 
Eine Du sseldorferin beschwerte sich, nachdem ihr eine deutsche 
Gro©bank fu r die Durchleitung einer U berweisung aus Italien in Hohe 
von DM 2110 auf ihr Postgirokonto flotte 50 Mark Gebu hren abgezo- 
gen hatte. Drohte der bayerische Europaminister Thomas Goppel: 
Wenn die europaischen Banken ihre Gebu hren im grenzu berschrei- 
tenden Geldverkehr im Wege der Selbstregulierung nicht senkten, 
mu ©te die EG-Beho rde einschreiten. 

Beispiel Berlin-Darlehen: 
Rund 33 000 Kunden der IKB Deutsche Industriebank mu ssen neuer- 
dings fu r die Ru ckzahlung gezeichneter Berlin-Darlehen eine jahrli- 
che Gebu hr von 30 Mark berappen. 

Beispiel Scheck: 
Die Volksbank Ramsdorf verlangte von einem Kunden u ber Monate 
hinweg jeweils fu nf Mark, weil er einen Scheck hatte sperren lassen. 
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Beispiel Travellerschecks: 
Wer dieses praktische Zahlungsmittel benutzen mochte, tut gut daran, 
nur so viel Geld einzutauschen, wie er tatsachlich auch beno tigt, und 
die Schecks so bald wie moglich zu verbrauchen. Denn sonst konnte 
es ihm gehen wie dem Kunden einer Filiale der Dresdner Bank in 
Stuttgart, der einige Travellerschecks von seinem Vater geerbt hatte 
und sie anderthalb Jahre nach deren Ausstellung wieder zu Bargeld 
machen wollte. Die Schecks u ber 260 US-Dollar hatten bei der Einlo - 
sung einen Kurswert von DM 410,49, doch die Bank zahlte dem 
Kunden nur DM 294,55 aus. DM 150,95 zog sie ihm an Gebu hren ab, 
also fast 30 Prozent. 
Im einzelnen las sich die Abrechnung der Bank so: DM 37 kassierte 
das Kreditinstitut selber, hinzu kamen DM 25 Bearbeitungsgebu hren, 
DM 5 Courtage und DM 7 fu r Porto und Spesen, ferner wurden 50 
Dollar «fremde Gebu hrenabfu hrungé  der US-Bank in Rechnung ge- 
stellt, die die Schecks ausgegeben hat. Der Bankkunde, der auch noch 
acht Wochen auf die Abrechnung warten mu©te, halt solch eine 
Gebu hrenpraxis fu r «schlichtweg skandalosé . 

Beispiel Geldumtausch: 
Bankkunden, die nicht aufpassen, werden auch u ber den Tisch gezo- 
gen, wenn sie sich fu r den Urlaub oder die Geschaftsreise mit fremder 
Wahrung eindecken wollen. Jedes zweite Geldinstitut versaumt es 
namlich, nach Feststellung der europaischen Verbraucherverbande, 
Gebu hren und Wechselkurse im Schalterraum fu r die Kunden sicht- 
bar auszuschildern. So liegen die Kosten fu r den Umtausch, je nach 
Bank oder Sparkasse, zwischen einer und 21 Mark. Bei der 
bayerischen Hypobank zum Beispiel kostet der Sortenumtausch 
pauschal fu nf Mark, die Bayerische Vereinsbank hingegen verlangt 
gar 15 Mark. 
Den gro©ten Verlust erleidet der Kunde in der Regel aber erst spater, 
wenn er namlich die nicht verbrauchten Scheine und Mu nzen wieder 
zuru cktauschen mochte. Da mu© er plo tzlich feststellen, da© zwischen 
An- und Verkauf oft horrende Spannen liegen. Sie sind am gro©ten 
bei Wahrungen, deren Kurs starken Schwankungen unterliegt, wie 
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dem US-Dollar, der italienischen Lira, der spanischen Peseta, dem 
portugiesischen Escudo. Kursdifferenzen von zehn oder gar 20 Pro- 
zent zwischen An- und Verkauf sind keine Seltenheit. 

Beispiel Geldwechsel: 
Die BfG-Filiale am Mu nchner Hauptbahnhof verlangte im Januar 
1994 von einem Kunden, der einen Fu nfziger in kleinere Scheine und 
Mu nzen einwechseln lassen wollte, eine Gebu hr von zwei Mark. Das 
Beispiel du rfte Schule machen. 

Das verschollene Geld 

Kein Trick ist ihnen zu abgefeimt, keine Berechnungsmethode zu 
windig, wenn es darum geht, den Kunden zu schropfen. Emsig bu cken 
sich die feinen Herren des Geldgewerbes, die so gern mit Milliarden 
jonglieren, auch nach dem Pfennig des kleinen Mannes. So etwa, wenn 
sie die 20 Mark, die sie mittlerweile fu r die zwei Jahre lang gu ltige 
EC-Scheckkarte verlangen, jeweils am 2. Januar abbuchen, auch wenn 
die Karte dem Kunden erst im Laufe des Jahres u bergeben wird. Ein 
anderer beliebter Dreh ist es, diese 20 Mark in zwei Raten zu je zehn 
Mark abzubuchen, denn jede Buchung kostet extra. 
Die Pfennige, die sie so mit List und nicht ohne Tu cke abgreifen, 
summieren sich bei der gro©en Zahl der Geschaftsvorfalle schnell zu 
Millionen. Etwa, wenn Lastschriften sofort abgebucht, Gutschriften 
jedoch erst mit einigen Tagen Verzogerung eingebucht werden. Diese 
besonders u ble Form der Bereicherung - bankintern spricht man 
vornehm von der «Wertstellungspraxisé  - beschaftigte mittlerweile 
schon mehrfach die Gerichte. 
Der Bundesgerichtshof erklarte im Januar 1989 die bis dahin u bliche 
Wertstellungspraxis fu r unzulassig und verlangte, da© Einzahlungen 
grundsatzlich am selben Tag gutgeschrieben werden mu ssen. Die 
Banken indes stellten sich taub und respektierten das Urteil nur fu r 
Bareinzahlungen, nicht jedoch fu r U berweisungen. 
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Erst nach Protesten der Verbraucherverbande lenkten sie ein. Doch 
trotz aller Beteuerungen des Bundesverbandes Deutscher Banken, 
da© Schecks grundsatzlich am Tag der Einreichung und U berweisun- 
gen spatestens am nachsten Tag eingebucht wu rden, konnen noch 
immer viele Institute der Verlockung nicht widerstehen, den netten 
Zinsgewinn, den sie durch verspatete Gutschriften einstreichen, mit- 
zunehmen. 
Immer wieder registrieren die Verbraucherschutzverbande, da© U ber- 
weisungen trotz der hohen Arbeitsgeschwindigkeit der Computer rat- 
selhaft lange im kleinen Deutschland unterwegs sind. Die Bundesbank 
gar beobachtete einen Geldtransfer im deutschen Westen, der rund 
drei Wochen dauerte. Das im «Bermuda-Dreiecké  der Bank verschol- 
lene Geld bringt in dieser Zeit weder dem Absender noch dem Emp- 
fanger Zinsen, dafu r aber mit Sicherheit dem Institut. 
Hin und wieder mu ssen die Adressaten solcher verschwundenen 
Geldsendungen sogar noch Sollzinsen an die Bank berappen, weil sie 
in Erwartung des Geldeingangs ihre Konten u berzogen haben. Vor 
diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, wenn die Stiftung 
Warentest das «Schneckentempoé  im bargeldlosen Zahlungsverkehr 
zu beklagen hatte. Nach der Analyse von rund 3000 U berweisungen 
ermittelten die Tester, da© die Buchungsvorgange eine im Zeitalter 
der elektronischen Datenverarbeitung unverstandlich lange Bearbei- 
tungszeit von durchschnittlich 2,3 Bankarbeitstagen beno tigten. 

Zahlungsverkehr im Schneckentempo 

Geschaftsleuten, die auf schnellen Warenumschlag und prompte Zah- 
lung angewiesen sind, geht die gemachliche Gangart der Geldverwe- 
ser schon lange gegen den Strich. Peter Rau, Geschaftsfu hrer des 
Bu rositzmobelherstellers Christoph Stoll GmbH (Marke «Sedusé ), 
wollte es genau wissen und machte einen aufschlu©reichen Test. Am 
21. Juni 1993 lie© er von seinen sieben Hausbanken U berweisungsbe- 
trage u ber je 200 Mark zugunsten von Geschaftspartnern in neun 
europaischen Landern ausfu hren. Gleichzeitig u berwiesen diese Ge- 
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schaftspartner im Ausland von ihren samtlichen Banken aus jeweils 
ebenfalls 200 Mark an die Bank in Waldshut. 
«Die Ergebnisseé , befand das Wirtschaftsmagazin Impulse, «waren 
teilweise niederschmetternd: In einer Zeit, wo fixe Devisenmakler 
Milliardenbetrage in Sekunden um den Globus jagen, wo Briefe per 
Fax mit Lichtgeschwindigkeit an jeden Ort der Welt u bermittelt wer- 
den konnen, da bewegt sich der internationale Zahlungsverkehr von 
Geschaftsmann zu Geschaftsmann vielfach noch im Tempo der Post- 
kutschenara.é  
Im Schnitt brauchten die Kreditinstitute namlich sechs Tage, um die 
200 Mark an ihren Bestimmungsort zu befo rdern. Nach Frankreich, 
Gro©britannien, Italien und O sterreich war das Geld sogar neun Tage 
lang unterwegs. Nur eine einzige Bank, namlich die Creditanstalt 
Bankverein Salzburg, schaffte es, das Geld binnen eines Tages auf das 
Konto der Bayerischen Vereinsbank in Singen zu u berweisen. Die 
Wechselbriefe der Fugger und Welser, von der Stafettenpost des 
Hauses Thurn und Taxis befo rdert, waren vor 500 Jahren auch nicht 
viel langer unterwegs als eine Banku berweisung im letzten Jahrzehnt 
des 20. Jahrhunderts. 

Mieses Spiel mit Zinsanderungen 

Wo immer die Langfinger des Geldgewerbes zugreifen konnen, da 
nu tzen sie die Gelegenheit. Eine solche kommt, sobald sich die wich- 
tigste Gro©e im Reich von Soll und Haben zu bewegen beginnt, der 
Zinssatz. Festtage fu r das Bankgewerbe sind daher immer die Don- 
nerstage, an denen in Frankfurt der Zentralbankrat tagt. Geruht das 
erlauchte Gremium mal wieder an der Zinsschraube zu drehen, indem 
es den Diskont-, den Lombard- oder irgendeinen anderen Leitzinssatz 
nach oben oder unten korrigiert, dreht sich sofort der Gebu hrenzahler 
der Banken mit. 
Geht er rauf, verteuern sie sofort ihre Kredite, zahlen aber fu r Gutha- 
ben keineswegs mehr als zuvor. Erst wenn der Druck des Wettbewerbs 
eine allmahliche Anpassung verlangt, bequemen sie sich zu hoheren 
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Satzen. Sinkt jedoch der Leitzins, dann pflegen ihm die Guthabenzin- 
sen mit atemberaubender Geschwindigkeit zu folgen, w ahrend die 
Kredite erst mit erheblicher Verzogerung billiger werden. Allein diese 
Praxis der verzo gerten Zinsanpassung beschert den Geldhausern je- 
des Jahr v o llig risikolos Gewinne in Milliardenh o he. 
Dies bringt mittlerweile selbst die sonst so zuru ckhaltenden Chefs der 
Deutschen Bundesbank in Rage. Direktoriumsmitglied Johann Wil- 
helm Gaddum: «Leider geben die Geschaftsbanken die Leitzinssen- 
kungen nicht im gleichen Tempo an die Privatkundschaft weiter.é  Die 
Zahlen belegen dies: Zwischen August 1992 und Februar 1993 erma- 
©igten die Banken ihre Kontokorrentkredite nur um 0,6 Prozent,  
wahrend sie gleichzeitig die Habenzinsen fu r Sparbriefe mit vierjahri- 
ger Laufzeit um mehr als das Doppelte, n amlich um 1,4 Prozent,  
herabdru ckten. «Das ist ein Spielchené , argert sich Verbraucherschu t- 
zer Manfred Westphal, «das seit Jahren zu beobachten ist. é  
Kein Wunder, da© die Zinsmarge der Banken, das ist die Differenz  
zwischen den fu r Kredite geforderten Zinsen und den Satzen, die sie 
ihren Kunden fu r Guthaben zahlen, immer wieder neue Rekordstande 
erreichte. Mitte 1993 zum Beispiel betrug die Differenz zwischen den 
Soll- und Habenzinsen der Banken bis zu elf Prozent - eine sichere 
Garantie fu r milliardenschwere Zinsgewinne. Betrug im Jahr 1960  
noch die Zinsmarge II (Differenz zwischen den Zinsen fu r Kontokor- 
rentkredite unter einer Million Mark und Spareinlagen mit gesetzli- 
cher Ku ndigungsfrist) genau 5,9 Prozent, so war sie zehn Jahre spater 
bereits auf 6,24 Prozent und weitere zehn Jahre spater auf 7,41 Prozent 
angewachsen. 
Den fettesten Zuwachs gab es in den achtziger Jahren, denn 1990  
betrug die Zinsspanne bereits 9,17 Prozent und weitere drei Jahre  
spater, im Marz 1993, sagenhafte 10,59 Prozent. Zu bezahlen haben 
diese beispiellose Bereicherung der Geldhandler ihre Kunden, wenn 
sie fu r Ratenkredite zwischen 14 und 18 Prozent Zinsen ber appen 
mu ssen, fu r Festgeldanlagen aber nur sechs und fu r Spareinlagen gar 
nur drei Prozent gutgeschrieben bekommen. 
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Verbraucherfreundliche Urteile 

Natu rlich sollen die Kunden nicht merken, wie sie u ber den Tisch 
gezogen werden. Deshalb verstecken die Geldhauser den wahren 
Preis ihrer Dienstleistungen, so gut sie konnen, oder sie portionieren 
ihn in winzige Einheiten, die beim Abzug kaum auffallen. Und die 
meisten Kunden denken gar nicht daran, da© jede noch so kleine 
Dienstleistung einer Bank Geld kostet. Umsonst ist oft nicht mal der 
Morgengru© des Portiers. 
In ihrem Drang, die Kunden zu schropfen, gehen die Geldhauser bis 
an die Grenzen des Erlaubten, und manchmal daru ber hinaus. Nur 
wenige Konteninhaber riskieren in solchen Fallen den Gang zum 
Gericht, denn sie vermuten nicht ohne Grund, da© sie der geballten 
Macht der Bankjuristen nicht gewachsen sind. Immerhin schafften es 
einzelne wenige du pierte Bankkunden, die ihre Prozesse bis zur letz- 
ten Instanz durchfochten, die Rechtsprechung etwas verbraucher- 
freundlicher zu gestalten. 
In Grundsatzurteilen untersagte der Bundesgerichtshof zum Beispiel, 
da© die Geldhauser zusatzlich zu den hohen Strafzinsen 

§ auch noch Mahngeb u hren abkassieren, wenn Kunden ihre Konten 
u berzogen haben, 

§ sich die Lo schungsbewilligung fu r eine abgelaufene Grundschuld 
mit 30 Mark extra bezahlen lassen, 

§ von saumigen Schuldnern u berhohte Verzugszinsen eintreiben, die 
mehr als 20 Prozent jahrlich ausmachen, 

§ bei Hypothekenschuldnern auch noch auf bereits getilgte Betrage 
Zinsen berechnen, 

§ bei saumigen Schuldnern sofort samtliche pfandbaren Anspru che 
auf Gehaltskonten oder Arbeitslosengelder eintreiben. 

So sehr den Banken solche Urteile gegen den Strich gehen, sie konnen 
sie leicht verschmerzen, denn das gro©e Geld machen sie ohnehin ganz 
woanders: bei den Sparern und Kleinanlegern. Allein die Unkenntnis 
oder Gleichgu ltigkeit der deutschen Sparer beschert den Geldhausern 
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alljahrliche Gewinne in der Gro©enordnung eines zweistelligen Milli- 
ardenbetrages. Denn noch immer lassen sich die cleveren Deutschen 
mit lacherlichen Minizinsen abspeisen. So betragt allein das mit dem 
du rftigen Spareckzins von 2,5 Prozent verzinste Guthaben, das vor 
allem in Form von Sparbu chern mit gesetzlicher Ku ndigungsfrist an- 
gelegt ist, die unvorstellbare Summe von 500 Milliarden Mark. 

Milliardenverluste fu r Sparer 

Da die Preissteigerungsrate, die im Herbst 1993 immerhin noch u ber 
vier Prozent lag, hoher ist als der Bruttoertrag dieser Anlagen, erlei- 
den die Sparer pro Jahr einen realen Verlust von rund 7,5 Milliarden 
Mark. Nicht so die Banken und Sparkassen, denn sie lassen das viele 
Geld ja nicht im Tresor ruhen, sondern leihen es zu Zinssatzen zwi- 
schen sieben und 15 Prozent wieder aus. Unterstellt man eine Durch- 
schnittsmarge von sieben Prozent, dann bringen allein die niedrigver- 
zinsten Spareinlagen den Banken und Sparkassen einen jahrlichen 
Gewinn von 35 Milliarden Mark. 
Auch die vielen Kleinanleger, die insgesamt rund 15 Millionen Wert- 
papierdepots unterhalten, tragen kraftig zu den Gewinnen der Geld- 
hauser bei, und die versuchen aus der u ppig sprudelnden Quelle 
immer hohere Ertrage zu ziehen. Kassiert wird, wann immer ein 
Anleger Wertpapiere kauft, und wenn er sie verkauft, und auch am 
Zeitraum dazwischen verdienen die Banken. Denn nahezu der kom- 
plette Wertpapierbestand der Deutschen wird von den Finanzinsti- 
tuten verwaltet. 
Systematisch haben sie es, im Verein mit dem Fiskus, geschafft, die 
Kunden von der urspru nglichen Form des Kapitalbesitzes, namlich 
der privaten Verwahrung sogenannter effektiver Stu cke im eigenen 
Tresor oder allenfalls im Schlie©fach der Bank, abzubringen. Die 
heute u bliche Praxis der Depotverwaltung ist zum einen weitaus 
kostengu nstiger fu r die Institute, zum anderen leichter kontrollierbar 
fu r die Finanzbehorden. 
Wer heutzutage eine Aktie, eine Anleihe oder einen Pfandbrief kauft, 
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bekommt das Papier in den seltensten Fallen ausgehandigt. In der 
u berwiegenden Zahl der Falle handelt es sich nicht mal um ein wirk- 
liches Wertpapier, sondern nur noch um einen Verrechnungsposten 
im Zentralcomputer der Bank. Die Wertpapiere werden namlich nicht 
mal mehr ausgedruckt, sondern existieren nur noch als abstrakte 
Recheneinheiten. 
Obwohl diese Art der Kapitalverwaltung kaum echte Kosten verur- 
sacht, berechnen die Banken fu r die rechnergesteuerte Zwischenlage- 
rung immer saftigere Preise. Unisono erhohten in letzter Zeit die 
gro©en Drei des Geldgewerbes (Deutsche Bank, Dresdner Bank, 
Commerzbank) ihre sogenannten Mindestgebu hren um bis zu 400 
Prozent. Spitzenreiter im Abkassieren ist die Dresdner Bank, die von 
jedem Anleger, auch wenn er nur eine einzige Aktie im Bestand hat, 
mindestens 50 Mark pro Jahr eintreibt. Die anderen Gro©banken 
geben sich vorlaufig mit 30 Mark Mindestgebu hr zufrieden. Die hohen 
Einstandspreise fu r ein eigenes Depot sollen, daraus macht zum Bei- 
spiel die Dresdner Bank gar kein Hehl, die Kleinanleger davon abhal- 
ten, auf eigene Faust an der Bo rse zu operieren. Statt dessen sollen sie 
nach dem Willen der Banker Investmentfondszertifikate kaufen, denn 
an diesen verdient die Bank noch mehr. 
«Ein Ordervolumen bis 5000é , empfiehlt zum Beispiel die Dresdner 
dringend ihren Kunden, «soll u ber Investmentfonds abgewickelt wer- 
den.é  Gemeint sind natu rlich die hauseigenen Fonds der Banktochter 
DIT. Jede Gro©bank sowie Sparkassen und Volksbanken unterhalten 
eigene Fondsgesellschaften und versuchen deshalb ihre Kunden mog- 
lichst zum Kauf der hauseigenen Produkte zu animieren. Denn an den 
Fondspapieren verdienen die Banken doppelt und dreifach. 
Zum einen kassieren sie beim Kauf jedes Fondsanteils einen kraftigen 
«Ausgabeaufschlagé  zwischen drei bis fu nf Prozent vom Gesamtpreis. 
Zum zweiten stellen sie der Fondsgesellschaft, die ihre Kauf- und 
Verkaufauftrage natu rlich u ber die Muttergesellschaft abwickelt, 
samtliche Dienstleistungen in Rechnung. Drittens ist die Verwaltung 
gro©er Wertpapierdepots, wie sie die Investmentsfonds unterhalten, 
pro Einheit natu rlich viel kostengu nstiger als das Management einer 
Vielzahl einzelner, unabhangiger Kundendepots. 
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Teure Wertpapierdepots 

Zornig reagieren mittlerweile sogar Politiker auf die hemmungslose 
Bereicherungspolitik des Geldgewerbes, dessen starke Lobby es 1993 
geschafft hatte, die Bo rsenumsatzsteuer zu kippen und sich so auf der 
Kostenseite zu entlasten. Klagte der CSU-Abgeordnete Kurt Faltlhau- 
ser: «Wenn Unternehmen aus Wettbewerbsgru nden Steuererleichte- 
rungen verlangen und dann, wenn sie beschlossen sind, die Preise 
erhohen, machen sie sich unglaubwu rdig.é  
Die wenigen Erklarungen der Bankenvertreter zu ihren tatsachlichen 
Kosten und Erlo sen sind in der Tat nicht ernst zu nehmen. Wenn zum 
Beispiel die Deutsche Bank behauptet, selbst der kleinste Kauf- oder 
Verkaufauftrag an der Bo rse wu rde die Bank mindestens 100 Mark 
kosten, dann bleibt sie ebenso den Beweis schuldig wie fu r die Fest- 
stellung ihres Vorstands, jede Transaktion an einem Bankschalter 
koste mindestens fu nf Mark. 
Solange das deutsche Gesellschaftsrecht es den Banken erlaubt, ihre 
wahren Kosten und Gewinne zu verschleiern, konnen die Geldhauser 
behaupten, was sie wollen. Da© in Wahrheit nicht die tatsachlich 
angefallenen Kosten der Ma©stab fu r die verlangten Preise sind, ergibt 
sich schon aus den eklatanten Unterschieden zwischen den einzelnen 
Geldhausern. Zwar ist es auch hier dem einzelnen Anleger fast un- 
moglich, die Preise fu r sein Wertpapierdepot bei den verschiedenen 
Instituten miteinander zu vergleichen, doch bringen Tests von Institu- 
ten wie der Stiftung Warentest oder Fachblattern hin und wieder ein 
wenig Licht in den Gebu hrendschungel des Geldgewerbes. 
Was ein Effektendepot im Wert von DM 160000 bei insgesamt 86 
verschiedenen Geldinstituten kostet, lie© im Marz 1992 die Zeitschrift 
Das Wertpapier untersuchen. Ergebnis: Beim billigsten Institut, der 
Heidenheimer Volksbank, mu©te der Kunde Jahresgebu hren von DM 
144,67 berappen, beim teuersten hingegen, der Berliner Grundkredit- 
bank, kostete dasselbe Depot das Dreifache, namlich DM 437,76. 
Etwas kleiner war die Wertpapiersammlung, die die Stiftung Waren- 
test im Oktober desselben Jahres als Modelldepot fu r den Preisver- 
gleich bei 57 Geldinstituten zusammenstellte. Die Kosten fu r die 
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Verwahrung des Pakets im Wert von DM 50000 schwankten um nicht 
weniger als 700 Prozent. So gab sich der preiswerteste Anbieter, die 
Sparkasse Bochum, mit DM 29,10 zufrieden, wahrend das teuerste 
Institut, die Frankfurter BHF-Bank, satte DM 228, abzockte. 
Bei vielen Minidepots fressen also die Mindestspesen und Depotge- 
bu hren einen Gro©teil der erwirtschafteten Ertrage auf, zumal dann, 
wenn sich die Anleger nicht selbst um eine moglichst kostengu nstige 
Aufbewahrung ku mmern. Die Bank kann namlich die Papiere relativ 
preiswert oder aber extrem teuer verwahren. Gu nstig ist zum Beispiel 
die Girosammeiverwahrung, die jedoch dem einzelnen Bankkunden 
kein Anrecht auf ein bestimmtes Wertpapier einraumt, sondern nur 
die Art festlegt. Teurer ist die Einzelverwahrung, wie sie zum Beispiel 
fu r Namensaktien erforderlich wird. 

U ble Gebu hrenschinderei 

Darauf achten sollte der Anleger aber auch, ob seine Bank zum 
Beispiel fu r hauseigene Papiere auch noch Depotgebu hren abknapst, 
was eigentlich gegen die Branchenregel versto©t. Doch selbst so feine 
Institute wie die Bayerische Vereinsbank sind sich nicht zu schade, 
selbst bei hauseigenen Pfandbriefen noch Depotgebu hren zu kassie- 
ren. Auch Leistungen, die eigentlich im Preis inbegriffen sein sollten, 
wie die Bearbeitung eines zur Einlo sung anstehenden Zinscoupons, 
werden nicht selten noch extra auf die Spesenrechnung gesetzt. Auch 
wenn ein Bankkunde seine im Depot verwahrten Papiere ausgehan- 
digt haben mochte, lassen sich dies manche Institute nochmals extra 
bezahlen. 
Wie u bel die Gebu hrenschinderei betrieben wird, zeigen gelegentlich 
die Zuschriften empo rter Leser an die Redaktionen von Fachblattern. 
Ein Leser des Wirtschaftsmagazins Capital verkaufte zwei Bezugs- 
rechte auf Optionsscheine der Schweizerischen Bankgesellschaft im 
Bo rsenwert von DM 81,94. Die Gutschrift auf seinem Konto hierfu r 
lautete aber schlicht auf nur 34 Pfennige. Grund: Seine Volksbank 
hatte ihm nicht weniger als DM 81,60 an Gebu hren berechnet, das 
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waren 99,6 Prozent der Auftragssumme. «Dreiste Gebu hrenschinde- 
reié , schimpfte der Leser. Doch das half ihm nicht viel, er mu©te 
bezahlen. 
Der Quick-Leser Siegfried Carlow aus Neunburg im Landkreis 
Schwandorf kaufte im Herbst 1991 zwei Stammaktien der Kaufhof 
AG zum Kurs von je DM 475. Seine Sparkasse stellte ihm hierfu r 
einschlie©lich Spesen DM 972,57 in Rechnung. Gut sieben Monate 
spater verkaufte er die beiden Aktien, die mittlerweile im Kurs auf 
DM 507 gestiegen waren, und hoffte auf rund DM 64 Kursgewinn. 
Weit gefehlt, denn nun betrugen die Verkaufsspesen plo tzlich DM 
52,60, wodurch sein Erlo s mit DM 961,40 unter dem Einstandspreis 
von DM 972,57 lag. «Ich finde diese Gebu hrenbehandlung empo - 
rendé , beschwerte sich der Leser. 
Au©er Spesen nix gewesen, diese bittere Erfahrung machten schon 
viele Geldanleger, die auf die vollmundigen Versprechungen ihrer 
sogenannten «Bankberateré  hereingefallen sind. Zum Beispiel, wenn 
sie, dem Zug der deutschen Steuerlemminge folgend, ihr Geld ins 
vermeintlich sichere Ausland brachten. Dann mu©ten sie am Schalter 
einer Schweizer oder Luxemburger Bank oft die u berraschende Ent- 
deckung machen, da© Spesen und Gebu hren nahezu so hoch waren 
wie die gesparten Steuern. 
Eine halbe Million zum Beispiel, einer Schweizer Bank zur Verwal- 
tung u bergeben, fu hrt leicht zu Management- und Depotgebu hren 
zwischen 2500 und 5000 Mark, die zahllosen Transaktionskosten noch 
nicht einmal eingerechnet, die jedesmal in Rechnung gestellt werden, 
wenn der Vermogensverwalter ein Papier ge- oder verkauft hat. 
Virtuos konnen in der Schweiz die Vermogensverwalter «auf dieser 
Gebu hrenmaschine spielené , erkennt Werner Contius, Chefvermo - 
gensberater der Berliner Bank, neidlos an. Im Schnitt rechnen Exper- 
ten dort mit jahrlichen Gesamtkosten von mindestens 1,5 Prozent des 
Depotwerts, bei einer halben Million also mit 7500 Mark. 
Eher noch teurer ist mittlerweile das von den Tochtergesellschaften 
deutscher Geldhauser weitgehend beherrschte Steuerparadies Lu- 
xemburg geworden. Bei durchschnittlichen Kauf- und Verkaufspesen 
von einem Prozent und 0,5 Prozent bei Rentenpapieren summieren 
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sich die jahrlichen Kosten fu r ein 500000-Mark-Depot locker auf 
10000 Mark pro Jahr. Ausweichen kann der Anleger dem Nepp kaum, 
denn die Hohe der Gebu hren variiert dank interner Absprachen nur 
unwesentlich. 

Gezielte Falschinformation 

Auch in Deutschland haben es die Institute nicht gern, wenn Discoun- 
ter das eintragliche Geschaft sto ren. Ein solcher Sto renfried ist zum 
Beispiel die Bundesschuldenverwaltung in Bad Homburg. Die 400  
Mann starke Beho rde registriert nicht nur die vom Staat aufgenom- 
menen Kredite, sondern verwaltet nahezu samtliche Bundeswertpa- 
piere fu r private Anbieter kostenfrei. Es sind im einzelnen Bundes - 
schatzbriefe, Bundesobligationen, Anleihen vom Bund, Bahn oder  
Post sowie des Fonds Deutsche Einheit, Finanzierungssch atze des 
Bundes mit ein- oder zweijahriger Laufzeit. 
Das konkurrenzlos gu nstige Angebot der Bundesbeho rde, die Ende 
1992 bereits u ber 700000 Konten privater Anleger im Wert von rund 
15 Milliarden Mark fu hrte, erfreut sich wachsender Beliebtheit, ob- 
wohl die privaten Geldhauser alles daransetzen, um ihre Kunden von 
Bad Homburg fernzuhalten. 
Der Weg zur Gratisverwaltung fu hrt namlich zwangslaufig u ber den 
Bankschalter. Privatkunden k o nnen ihre Bundeswertpapiere nicht  
selbst in Bad Homburg ordern, sondern mu ssen dies u ber ihre Kredit- 
institute tun. Und diese nutzen die Gelegenheit. Weil neu aufgelegte 
Bundeswertpapiere grundsatzlich spesenfrei sind, raten die sogenann- 
ten «Bankberateré  ihren Kunden lieber zum Kauf Spesenpflichtiger  
Industrieanleihen. 
Droht gar der Abzug der Papiere nach Bad Homburg, fallen den  
Bankberatern tausenderlei Ausflu chte ein. Hannelore H o lbing vom 
Informationsdienst fu r Bundeswertpapiere registriert sorgfaltig Kun- 
denbeschwerden u ber gezielte Desinformationen durch private Geld- 
hauser. Hier eine Auflistung der g angigen Banklu gen: Der Kunde 
mu sse 
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§ sich in Bad Homburg selbst eine Depotnummer besorgen; 
§ auch bei seiner Bank in absehbarer Zeit keine Depotgebu hren 

bezahlen; 
§ in Bad Homburg wochenlang auf die Zahlungen von Zinsen warten; 
§ erst ein Sparkonto ero ffnen, das wieder Kosten verursache, ehe die 

Papiere abgebucht werden konnten; 
§ die gesamten Formulare fu r die U bertragung selbst in Bad Homburg 

anfordern, da die Bank keine vorratig hatte; 
§ Wertpapiere u ber mindestens 10000 oder 20000 Mark besitzen, da 

die Bad Homburger Beho rde kleinere Einheiten gar nicht annahme; 
§ mindestens vier oder fu nf Jahre Stammkunde sein, ehe die Bank die 

Papiere u bertragen konne; 
§ mit langen Verzogerungen rechnen, da die Bundesbeho rde voll- 

kommen u berlastet sei und neue Konten erst mit monatelanger 
Verspatung ero ffnen konne. 

Alle diese Argumente sind vollkommen aus der Luft gegriffen, wie 
Beho rdenprasident Jo rg Jaeckel betont. Zwar gab es kurz nach Ein- 
fu hrung der Kapitalertragssteuer einen Antragsstau, mittlerweile ist 
der langst abgearbeitet. Dennoch wird die Homburger Beho rde von 
u bereifrigen Bankangestellten weiterhin verleumdet. Es geht um viel 
Geld, denn im Schnitt werden an jedem Banktag in Deutschland 4400 
neue Depots ero ffnet, und der Durchschnittswert der in solchen De- 
pots schlummernden Papiere liegt bei u ber 50000 DM. 
Das Geschaft mit den Anlegern und ihren gehorteten Schatzen la©t 
auf die Banken und Sparkassen denn auch eine stu rmisch anwachsen- 
de Geldlawine zurollen. Nahmen zum Beispiel bei der Deutschen 
Bank 1992 die Zinsertrage nur um sechs Prozent zu, so schwollen die 
Provisionen aus den Bo rsengeschaften der Kundschaft um mehr als 
das Doppelte, namlich um 13 Prozent, an. Solche Zuwachse kommen 
freilich nicht von ungefahr, die Geldhauser strengen sich machtig an, 
um ihre vermogende Klientel zu schropfen. 
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3. 

Die Geldvernichter 

«Es ist unglaublich, wie wenig der Normalbu rger von Geld verstehté , 
freut sich Eberhard Martini, Prasident des Bundesverbandes Deut- 
scher Banken und nebenbei Vorstandsvorsitzender der Bayerischen 
Hypotheken- und Wechselbank. Der Mann hat recht, und wer will es 
ihm veru beln, wenn er daraus die Konsequenz zieht: «Im Privatkun- 
dengeschaft liegt die Zukunft.é  
Wenn es nach Martini geht, sollen die deutschen Geldanleger, die 
Ende 1993 bereits eine Summe von 3500 Milliarden oder dreieinhalb 
Billionen Mark angesammelt hatten, zu ihrem Banker ein ahnliches 
Vertrauen haben wie zu einem Arzt: «Ein Mensch, der keine Fach- 
kenntnisse hat, mu© Vertrauen an die Stelle von Wissen setzen.é  
Was der Mu nchner Oberbanker verschweigt, ist die schlichte Tatsa- 
che, da© die Banken und Sparkassen viel dazu beitragen, da© dieses 
Urvertrauen, das ihnen ihre Klientel einstmals entgegengebracht hat, 
schneller dahinschmilzt als ein Spargroschen auf dem Girokonto. Das 
beginnt oft schon beim ersten Kontakt mit dem sogenannten «Anla- 
geberateré  der Bank. Denn hinterm Tresen in der Schalterhalle stehen 
fu r gewohnlich nur junge Angestellte der Tarifgruppe II, die ihr 
sparliches Wissen u ber die Finanzmarkte im Schnellverfahren erwor- 
ben haben und sich schon von einfachen Fragen, etwa nach einem 
«Reverse Floateré , u berfordert fu hlen. 
Tatsachlich sollen diese sogenannten «Bankberateré  ja auch keines- 
wegs wirklich beraten, sondern verkaufen. Jede Woche teilt ihnen die 
Zentrale mit, welche Produkte vorrangig an den Mann zu bringen sind. 
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Und nur, wenn der Neuling genu gend «Umsatzé  macht, hat er eine 
Chance auf Befo rderung in die oberen Etagen der Bankhierarchie, wo 
die lukrativeren Geschafte gemacht werden. 

Klassifiziert und abkassiert 

Fein sauberlich teilen die Geldhauser die Kundschaft in vier Klassen 
ein, denen sie unterschiedlich qualifizierte Mitarbeiter gegenu berstel- 
len: «Standardkundené  werden vom Schalterpersonal in der Halle 
abgefertigt, «Privatkundené  mit einem Vermogen von etwa 50000 
Mark du rfen sich bei Besuchen u ber eine Tasse Kaffee und den Rat 
eines Kundenbetreuers freuen. 
Ist ihr Vermogen mindestens sechsstellig, hei©en sie etwa bei der 
Commerzbank «Individualkundené  und genie©en das Privileg, in ei- 
nem abgeschlossenen Besprechungszimmer mit ihrem personlichen 
Anlageberater konferieren zu du rfen. Um die gro©en Fische mit 
einem Vermogen von mindestens einer Million - im Banker-Rot- 
welsch hei©en sie «High Income Peopleé  oder abgeku rzt «HIPé  - 
ku mmert sich dann der Direktor oder Filialleiter personlich. 
Eine Gewahr, da© die Geldanlage den erwu nschten Erfolg zeitigt, hat 
freilich weder der Laufkunde noch der Millionar, denn auf allen 
Ebenen des Kundenverkehrs gilt das Interesse der Bank stets mehr als 
das des Kunden. Die Aufmerksamkeit, die ein Bankangestellter sei- 
nem Kunden widmet, ist deshalb genau berechnet, je nach der Effi- 
zienz dieses Kunden fu r die Bank. 
Absolut uninteressant sind zum Beispiel Kunden, die sich nach einem 
Hausverkauf, einer Erbschaft oder einem Lottogewinn einen Packen 
lang laufender Bundesanleihen zulegen und dann durch nichts zu 
bewegen sind, ihr Portefeuille umzuschichten und so der Bank zu 
weiteren Provisionseinnahmen zu verhelfen. Hochst willkommen hin- 
gegen sind Anleger, die sich fu r Aktien interessieren und den Einge- 
bungen ihres Bankberaters willig Folge leisten. 
Der wird versuchen, das Depot standig in Bewegung zu halten, denn 
bei jedem Kauf oder Verkauf springt fu r die Bank eine nette Summe 
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heraus. Und wenn er auf diese Weise fu r genu gend Umsatz sorgt, kann 
ein Anlageberater, der bei den Gro©banken im Schnitt etwa 600 
Standardkunden oder mindestens 120 gutbetuchte Anleger zu betreu- 
en hat, schnell Karriere machen. 
Schon dieses Eigeninteresse der Bank beeintrachtigt in vielen Fallen 
eine am Kundennutzen orientierte Anlagepolitik. Au©erdem sind die 
Anlageexperten aller Geldhauser gehalten, in erster Linie die hausei- 
genen Produkte abzusetzen. Wenn etwa die Bayerische Vereinsbank 
als Konsortialsfu hrerin die Anleihe eines su damerikanischen Mineral- 
o lkonzerns an der deutschen Bo rse plazieren will, wird sie dafu r 
sorgen, da© diese Schuldscheine auch beim Publikum untergebracht 
werden. 
Also wird sie zunachst ihren eigenen Vertriebsapparat mit samtlichen 
Au©enstellen nutzen, diese Papiere, an denen sie schon bei der Aus- 
gabe kraftig verdient hat, ihren Privatkunden aufs Auge zu dru cken. 
Dabei ist es ziemlich nebensachlich, wie gut diese Anleihe wirklich ist, 
also, ob sie in Relation zur Bonitat des Emittenten eine unter- oder 
u berdurchschnittliche Rendite abwirft. Die Bank hat ja bereits bei der 
Ausgabe kassiert und streicht beim Verkauf jedes einzelnen Stu ckes 
noch mal eine Provision ein. 

Flops in die Depots gedru ckt 

Da© die Banken beim Verkauf solcher Papiere zuerst an sich und 
zuletzt an den Kunden denken, belegt eine ganze Serie von Flops und 
Pleiten. So scheuten sich gediegene deutsche Geldhauser nicht, ihren 
Privatkunden Anleihen ausgesprochen wackliger Schuldner in die 
Depots zu dru cken. Die Bayerische Vereinsbank zum Beispiel, die, so 
ihr Vorstandsvorsitzender Albrecht Schmidt, ihr «Geschaft starker auf 
Kundenbedu rfnisse fokussierené  mochte, brachte 1988 als Konsorti- 
albank eine sechsprozentige DM-Anleihe des schon damals hoch- 
verschuldeten britischen Verlegers Robert «Captain Bobé  Maxwell an 
den deutschen Markt. 
Als die Papiere 1993 zuru ckgezahlt werden sollten, waren sie, nach 
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dem mysterio sen Tod Maxwells und dem vo lligen Zusammenbruch 
seines verschuldeten Konzerns, praktisch wertlos. Ho flich schrieb die 
Bank den um ihr Geld gebrachten Kunden: «Wir bedauern die Ihnen 
in diesem Zusammenhang drohenden Substanzverluste, bitten Sie 
aber um Ihr Verstandnis dafu r, da© ein Eintreten unseres Hauses fu r 
diese Verluste schon aus dem Grunde nicht in Betracht kommen kann, 
nachdem uns im Zusammenhang mit dieser Anlage auch nicht das 
geringste Fehlverhalten angelastet werden kann.é  Die Bank hatte also 
die Konsortialprovision eingestrichen, den Verlust aber auf ihre Kun- 
den abgewalzt. 
Nicht viel besser erging es zunachst jenen Anlegern, die auf die 
Papiere des australischen Gro©pleitiers Alan Bond hereingefallen 
sind. 1988 hatte ein Konsortium deutscher Geldhauser unter Fu hrung 
der BHF-Bank DM-Anleihen des Bond-Konzerns im Wert von 325 
Millionen Mark u bernommen. Mit Nachdruck verkauften dann die 
beteiligten Institute - das waren neben der BHF-Bank auch die West 
LB, die Landesbank Schleswig-Holstein wie verschiedene Sparkassen 
und Volksbanken - diese Schrottanleihen ihrem Publikum. 
Ein Jahr spater brach die Bond-Corporation zusammen. Die selbst 
von Provinzinstituten wie der Sparkasse Bielefeld oder der Volksbank 
Hannover ihren Kleinanlegern warmstens empfohlenen Papiere («so 
gut wie Bundesanleihené ) waren nur noch Makulatur. Ware da nicht 
ein Ehepaar gewesen, Kunden der Volksbank Hannover, die so viel 
Hartnackigkeit besa©en, einen zweijahrigen Proze© bis hinauf zum 
Bundesgerichtshof zu fu hren, hatten die geprellten Anleger wohl 
keine Chance gehabt, jemals eine Entschadigung fu r ihre Verluste zu 
bekommen. So aber entschied das hochste deutsche Gericht am 6. Juli 
1993: Eine Bank mu© ihre Kunden grundsatzlich «richtig und vollstan- 
digé  informieren und u ber die Risiken aufklaren; versaumt sie dies, so 
kann sie die Folgen nicht auf den Kunden abwalzen. 
Die Karlsruher Bundesrichter bestatigten damit entsprechende Urtei- 
le des Oberlandesgerichtes Celle sowie verschiedener anderer Gerich- 
te in Hamburg, Frankfurt, Hannover, Neuss und Mu nchen. Doch nur 
selten finden sich Anleger, die sich trauen, gegen die u bermachtigen 
Geldhauser bis zur letzten Instanz zu prozessieren, und immer o fter 
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werden sie mit Hilfe trickreicher Manipulationen am Ende doch noch 
um ihre Ersparnisse gebracht. 
So im Fall der zahlungsschwachen Anleihe-Emittenten Norsk Data 
und Heron. Der skandinavische Computerkonzern Norsk Data stellte 
die Anleger vor die Alternative, entweder auf die Ru ckzahlung vo llig 
zu verzichten oder ein Ru ckkaufangebot fu r seine Anleihen in Hohe 
von 25 Prozent des Nennwertes zu akzeptieren. Die britische Immo- 
biliengruppe Heron immerhin bot ihren Glaubigern noch 37 Prozent 
Ru ckzahlung an. 

Die Bank gewinnt, der Kunde verliert 

Wahrend die Banken ihren Kunden die Annahme der du rftigen Offer- 
ten empfahlen, hatten sie fu r sich selber besser vorgesorgt, indem sie 
namlich im Verein mit dem Management der beiden Unternehmen 
einen listigen Umschuldungsplan austu ftelten. Die wichtigsten Vermo - 
genswerte und profitablen Geschaftsbereiche wurden in Tochterge- 
sellschaften ausgelagert, die fu r die Kredite der Banken geradestehen 
mu©ten; die Haftung fu r die Anleihen aus den Bestanden Tausender 
Kleinanleger hingegen verblieb bei der ausgehohlten Firmenholding. 
Diese Ungleichbehandlung der Glaubiger ist nach dem Gesetz vo llig 
legal, wenn sie auf Umstrukturierungen der Konzerne beruht. 
Den Gewinn fu r die Bank, den Verlust fu r die Kunden: dieses Prinzip 
bestimmt in vielen Geldhausern die Anlageberatung. Ganz im Gegen- 
satz zu ihren vollmundigen Werbespru chen («Wir geben Ihrer Zu- 
kunft ein Zuhauseé ) haben es die Geldhandler stets darauf abgesehen, 
erst mal selbst abzukassieren, bevor dies ihre Kunden tun konnen. Als 
nach Michail Gorbatschows Perestroika die Sowjetunion zusammen- 
brach und niemand so recht wu©te, wer fu r deren Verbindlichkeiten 
geradezustehen hatte, da packten clevere Anlageexperten deutscher 
Banken und Sparkassen die wackligen Sowjetpapiere gleich bu ndel- 
weise in die Depots argloser Kunden, mit dem Argument, die im Kurs 
rapide verfallenden Papiere seien wegen ihrer hohen Rendite bestens 
als Depotbeimischung geeignet. 
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Noch dreister gingen die Rentenmarktexperten der Dresdner Bank 
vor, indem sie einen Gro©teil ihrer Bestande an maroden Sowjetan- 
leihen in einen hauseigenen Investmentfonds stopften. Die Bank ent- 
hob sich damit der Notwendigkeit, auf die windigen Papiere Wertbe- 
richtigungen vornehmen zu mu ssen und lud gleichzeitig das horrende 
Risiko bei den nichtsahnenden Investmentkunden ab. 

Die «Frankfurt Connectioné  

Wie in den Anlageabteilungen der Geldhauser mit den Vermogen 
ihrer Kunden jongliert wird, erfuhr eine staunende O ffentlichkeit 
erstmals durch den sogenannten Frankfurter Bo rsenskandal vom 
Sommer 1991. Alarmiert von einem anonymen Briefschreiber, 
durchkammten Staatsanwalte und Steuerfahnder die Geschaftsraume 
so renommierter Institute wie der Deutschen Bank, der Deutschen 
Girozentrale oder dem Bankhaus M. M. Warburg. Die Ermittler 
suchten nach Belegen fu r den Verdacht, da© die Profis in den 
Kreditinstituten, im Verein mit den aushausigen Wertpapiermak- 
lern, Millionengeschafte zu Lasten der Bankkunden gemacht hat- 
ten. 
Das ging so: Da die Kurse von Anleihen und Aktien taglich erhebli- 
chen Schwankungen unterliegen, trachteten die Profis danach, die 
Kundenkonten stets mit dem jeweils schlechtesten Tageskurs zu bela- 
sten; die Differenz zu den tatsachlich bezahlten Preisen lenkten sie in 
die eigenen Taschen. 
Ein Ku nstler auf diesem Gebiet war offenbar der Abteilungsdirektor 
des Optionsscheinhandels bei der Deutschen Bank, Manfred Mer- 
tens. Der als «Champus-Mannié  in der Frankfurter City bestens 
bekannte Effektenhandler kassierte seine Kunden ab, indem er zum 
Beispiel gro©e Kaufauftrage, von denen er wu©te, da© sie den Kurs 
eines bestimmten Papieres in die Hohe treiben wu rden, so lange 
liegenlie©, bis er sich auf eigene Rechnung mit dem betreffenden 
Papier eingedeckt hatte. War der Kurs dann tatsachlich aufgrund der 
gebu ndelten Nachfrage nach oben geklettert, stie© er die Papiere aus 
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den eigenen Bestanden wieder ab und kassierte den Gewinn ohne 
jedes Risiko. 
Erst als sich diese Praktiken nicht mehr verheimlichen lie©en, zog die 
Deutsche Bank die Notbremse. Neben «Champus-Mannié  mu©te 
auch Klaus Nagel, der langjahrige Chef des Aktienhandels, seinen Hut 
nehmen, und mit zweijahriger Verspatung verlie© im Sommer 1993 
auch der fu r den Wertpapierhandel zustandige Generalbevollmach- 
tigte Barthold von Ribbentrop Deutschlands gro©tes Geldhaus. 
Das war freilich nicht mehr als eine o ffentlichkeitswirksame Geste, 
denn mittlerweile stellte sich heraus, da© allein die Frankfurter Steu- 
erfahndung in 370 Fallen gegen Angestellte und selbstandige Wertpa- 
pierhandler ermittelte. Offenbar war die gesamte «Capital Commu- 
nityé  in Mainhattan mehr oder minder stark in den Skandal verwickelt. 
U ber 100 Verdachtige erstatteten Selbstanzeige und zahlten mehr als 
40 Millionen Mark Steuern nach. 

Skandale u ber Skandale 

Da© solche windigen Praktiken nicht mehr vorkommen, glaubt in der 
Frankfurter City nicht einmal die naivste Sekretarin. Denn die Selbst- 
bereicherung der Bankangestellten geho rt, das meinen inzwischen 
selbst einige Frankfurter Strafverfolger, zum System. 
Der Arbeitsgerichtsproze© zum Beispiel, den der gescha©te Deutsche- 
Bank-Direktor Lutz Gebser gegen seinen fru heren Arbeitgeber ange- 
strengt hatte, fo rderte zutage, da© die verzogerte Ausbuchung im 
Zeitraum von bis zu zwei Tagen durch hausinterne Richtlinien gedeckt 
war. 
Nicht nur in der Finanzmetropole am Main mu©ten die Anleger fu r 
die Gewinne ungetreuer Bankangestellter bluten. Zahlreich sind die 
Falle, in denen sich Geldhauser und ihre Mitarbeiter wegen unsaube- 
rer Geschafte vor Gericht zu verantworten hatten. 

§ Bei der Sparkasse im badischen Wiesloch verloren u ber 120 Kunden 
zwischen fu nf und acht Millionen Mark, weil sie auf den Rat ihres 
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Anlageberaters hin hochspekulative japanische Optionsscheine ge- 
kauft hatten, die danach rapide im Wert verfielen. Um das Debakel 
zu vertuschen, tauschte sie der Sparkassenangestellte mit falschen 
Kursangaben. In einigen Fallen versuchte er die Verluste zu kaschie- 
ren, indem er einfach Geld von anderen Konten abzog und es seinen 
Kunden gutschrieb. 

§ Die Stadtsparkasse Du sseldorf mu©te acht Millionen Mark an die 
Schweiz Allgemeine Versicherungs AG zahlen, um die Verluste 
einiger weniger vermogender Kunden auszugleichen, die sich auf 
den Rat ihres Anlageberaters hin auf hochst riskante Zinsdifferenz- 
geschafte eingelassen hatten. 

§ Die Bayerische Landesbank wurde dazu verurteilt, Schadenersatz 
an die von der Mu nchner O lbohrfirma Megapetrol geschadigten 
Anleger zu zahlen, weil sie mit der Schwindelfirma zusammenarbei- 
tete und die Geldgeber dabei, nach Meinung des Gerichts, «vorsatz- 
lich und sittenwidrig geschadigté  hat. Verwaltungsratsvorsitzender 
der Bank war damals der bayerische Ministerprasident Max Streibl. 

§ Kundengelder von u ber fu nf Millionen Dollar sind von der Luxem- 
burger Tochter der Bank fu r Gemeinwirtschaft (BfG) bei dubiosen 
Spekulationsgeschaften mit dem New Yorker Bo rsenmakler Heinz 
Grein verspielt worden. Sechzehn geprellte Anleger erstatteten 
Strafanzeige. 

§ Nur weil der Einlagensicherungsfonds des deutschen Kreditgewer- 
bes einsprang, kamen die Kunden der Kemptener Privatbank Be- 
nedikt Baudrexsel mit dem Schrecken davon, nachdem die beiden 
leitenden Manager der Bank Kredite in der Gro©enordnung von 
zehn Millionen Mark an zahlungsunfahige Unternehmer vergeben 
hatte und so ihre Bank, die nur ein Eigenkapital von 2,6 Millionen 
Mark hatte, zu Fall brachten. 

Das Geld der Sparer und Anleger ist in den Finanzinstituten also 
keineswegs immer so sicher, wie das gediegene Ambiente zu suggerie- 
ren versucht. Nicht der Bankraub von au©en ist die Gefahr, sondern 
die Geldvernichtung von innen, durch leichtsinnige, inkompetente 
oder sogar kriminelle Angestellte. 
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Verwirrte Kopfe 

Falsche Anlageempfehlungen und gesetzwidrige Manipulationen von 
Mitarbeitern der Kreditinstitute verursachten in den letzten Jahren 
einen Schaden, der tausendfach gro©er sein du rfte als die Beute, die 
samtlichen Bankraubern und Tresorknackern anheimfiel. Die DG 
Bank zum Beispiel, das Spitzeninstitut der Volksbanken und Raiffei- 
senkassen, wurde jahrelang von seinem ehemaligen Vorstandsmit- 
glied Karl-Herbert Schneider-Gadicke zur personlichen Bereicherung 
benutzt. Nach Untersuchungen der Wirtschaftspru fergesellschaft 
Coopers und Lybrand wickelte der 1990 entlassene Exvorstand u ber 
Konten, die seiner Frau, dem Sohn und anderen ihm nahestehenden 
Personen geho rten, jahrelang private Devisen- und Wertpapierge- 
schafte ab. Weil die Transaktionen, die zwischen verschiedenen Stif- 
tungen, der Schweizer Banktochter und Briefkastenfirmen auf den 
Cayman Islands abgewickelt wurden, au©erst undurchsichtig waren, 
fiel es der Bank schwer, den ihr entstandenen Schaden u berhaupt 
korrekt zu beziffern. 
Genauer gelang das dem Staatsanwalt im Fall des Schneider-Gadicke 
unterstellten Chefrentenhandlers der DG-Bank, Friedrich Steil. Zwi- 
schen 1986 und 1990 machten Steils Mannen seltsame Termingeschaf- 
te mit franzo sischen Banken, denen sie riesige Posten festverzinslicher 
Wertpapiere verkauften, die erst spater zu vorher bestimmten Kursen 
abgerechnet werden sollten. Diese ziemlich komplizierten Transaktio- 
nen sollten zum einen Gewinne einbringen, zum anderen Liquiditats- 
probleme lo sen. Weil sich aber die Zinsen anders entwickelten, als 
Steils Rentenhandler kalkuliert hatten, summierten sich die Verluste 
der DG-Bank am Ende auf erstaunliche 811 Millionen Mark. 
Die Affare kam ans Licht, als Wirtschaftspru fer bei der DG-Tochter 
Bausparkasse Schwabisch Hall auf ein Termingeschaft stie©en, das bei 
der Konzernmutter als Kassageschaft gegengebucht war. Der Staats- 
anwalt wurde eingeschaltet, und nun stellte sich heraus, da© es bei 
dieser Geschichte nicht nur Verlierer gab. Am meisten profitierte 
offenbar ein Frankfurter Makler namens Rolf-Dieter Kaiser, der in 
guten Jahren allein an den Rentengeschaften mit der DG-Bank schon 
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mal 20 Millionen Mark Provisionen eingestrichen hatte. Und ein Teil 
dieser leicht verdienten Gelder flo© als «Kickbacksé  wohl auch auf 
Konten einiger angestellter Rentenhandler der Bank. Allein Friedrich 
Steil soll so etwa 6 Millionen Mark vereinnahmt haben. 
Die schnelle Mark, die sich im Anlagegeschaft machen la©t, verwirrte 
offenbar bei vielen Instituten die Kopfe der handelnden Personen. Wo 
eigentlich nu chternes Kalku l und das eherne Gesetz von Soll und 
Haben regieren sollten, herrscht in Wahrheit oft ein Klima, das be- 
stimmt ist von der Leichtigkeit des Seins. 
Wenn mit ein paar geschickten Kursmanipulationen per Computer in 
Null Komma nichts Millionen verdient werden konnen, dann verlieren 
weniger stabile Naturen schon mal die Bodenhaftung. So wie der fu rs 
Anlagegeschaft zustandige Abteilungsdirektor einer gro©en Mann- 
heimer Bank, der seinen Spieltrieb im Beruf offenbar nicht ganz aus- 
leben konnte. Innerhalb von acht Jahren verspielte er fast 17 Millionen 
Mark - im Zahlenlotto. Die Gelder besorgte er sich von seinen Kunden, 
denen er besonders lukrative Geldanlagen in Aussicht stellte. Woche 
fu r Woche fu llte er bis zu 800 Lottoscheine aus und zwackte dafu r rund 
50000 bis 60000 Mark von den Konten ab. Im Oktober 1992 erschien 
er bei der Staatsanwaltschaft und erklarte seinen Bankrott. Die Millio- 
nen, abgeknapst bei etwa 30 guten Bankkunden, waren unwiderruflich 
futsch. 
Auch der Baden-Badener Niederlassungsleiter der feinen Du sseldor- 
fer Privatbank Trinkaus und Burkhardt vermochte seine Leidenschaft 
nicht zu bremsen und verzockte gro©e Summen in der nahen Spiel- 
bank. Seine Kunden machten es ihm leicht, denn sie vertrauten ihm 
gro©ere Summen an, ohne nach Quittungen und Depotauszu gen zu 
fragen. 

«Eine Beratung findet nicht statté  

Solche Falle sind Ausnahmen, gewi©, doch auch der Sparer, der an 
einen grundsoliden Anlageberater ohne den geringsten Hang zu derlei 
Obsessionen gerat, sollte auf der Hut sein. Denn selbst, wenn alles 
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bestens lauft, wenn er weder betru gerisch abgezockt noch unsachge- 
ma© beraten wird, stehen die Chancen, da© die Bank sein Geld mehrt, 
nicht allzu gu nstig. 
«Die Qualitat der Anlageberatung der Kreditinstitute und deren An- 
gebot fu r Privatkunden ist mangelhafté , befindet zum Beispiel der 
Mu nchner Unternehmensberater Rolf Seebauer. Auch Professor 
Karl-Werner Schulte, Leiter des Instituts fu r Finanzmanagement an 
der European Business School (EBS) in Oestrich-Winkel, der die 
Beratungsqualitat deutscher Institute systematisch untersuchte, kam 
zu dem Schlu©: «Was da angeboten wird, hat nur selten etwas mit 
umfassender, unabhangiger Beratung zu tun.é  Kritik kommt auch von 
der Deutschen Schutzvereinigung fu r Wertpapierbesitz. Geschafts- 
fu hrer Peter Staab: «Eine Beratung findet nicht statt.é  

Geschropfte Anleger 

Unisono beklagen Verbraucherschu tzer, Wirtschaftsmagazine und 
die Stiftung Warentest die miserablen Leistungen deutscher Geld- 
hauser fu r ihre begu terten Kunden, die ja in den meisten Fallen nicht 
viel mehr wollen als eine ordentliche Verzinsung ihres Kapitals. Eine 
leichte Aufgabe, sollte man meinen, da jede Sparkasse und Bankfiliale 
so vollmundig mit scheinbar lukrativen Zinsangeboten wirbt. Doch in 
Wahrheit hat das Geldgeschaft wohl seine Tu cken, wie viele ent- 
tauschte Sparer und Anleger erfahren mu©ten. Einige von ihnen, die 
der Weisheit ihrer Banker vertrauten, mu©ten dies besonders teuer 
bezahlen: 

Sylvia Stroher: 
Die Miterbin (27 Prozent) des Darmstadter Kosmetikkonzerns Wella 
AG u bergab im Jahr 1986 einen Vermogensanteil von knapp 19 
Millionen Mark an vier renommierte Geldhauser, namlich an die 
Deutsche Bank, die Dresdner Bank, die Commerzbank und die BHF- 
Bank, zur Verwaltung. Von den Profis des Geldgewerbes erhofften sie 
und ihr Mann Ulrich einen u berdurchschnittlichen Zuwachs. Die 
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Hoffnung trog: Die vier Renommieradressen brachten in den folgen- 
den fu nf Jahren nicht einmal die Verzinsung eines Tante-Emma-Spar- 
buchs zustande, sondern setzten mit teilweise abenteuerlichen Trans- 
aktionen Millionen in den Sand. Als sogar die Deutsche Bank, die mit 
japanischen Optionsscheinen jonglierte, bis Ende 1991 rund 1,6 Mil- 
lionen Mark vergeigt hatte, reichte es den Darmstadtern. Ulrich Stro - 
her ku ndigte die Depots bei den Gro©banken und vertraute einen Teil 
des Geldes der Frankfurter Filiale der feinen «Bank in Liechtensteiné  
an. Doch auch hier mu©te er nach einem weiteren Jahr einen Verlust 
von rund 150000 Mark verbuchen. Dafu r berechnete ihm die Bank 
dann Verwaltungsgebu hren und Spesen von weiteren 187611 Mark. 
Mittlerweile ku mmert er sich um sein Vermogen selber. 

Hans-Gu nther Pawlak: 
Der Rentner aus Bad Soden ero ffnete 1989 ein Wertpapierdepot bei 
der Frankfurter Volksbank und stockte es nach der Auszahlung zweier 
Lebensversicherungen 1990 auf rund 140000 Mark auf. Weil ihm der 
Chefbo rsenhandler der Bank versprochen hatte, bei einer guten Ver- 
mogensverwaltung gabe es keine Verluste, sondern nur Gewinne, lie© 
er seine Ersparnisse von der Bank verwalten. Das hatte er lieber nicht 
tun sollen, denn am Ende des Jahres waren von seinem Vermogen nur 
noch 48000 Mark u brig. Den Rest hatte der Bo rsenexperte mit Aktien 
und Optionsscheinen verspekuliert. Die Bank freilich kam durchaus 
auf ihre Kosten, denn sie stellte dem ehemaligen Maschinenbauinge- 
nieur knapp 18000 Mark an Gebu hren und auch noch 4735 Mark 
U berziehungszinsen in Rechnung. Der Vermogensverwalter hatte 
ohne Wissen des Kunden Papiere auf Kredit gekauft. Als der Rentner 
Schadenersatz forderte, wimmelte die Volksbank ab: Wenn u berhaupt 
ein Verschulden zutrafe, dann lage es beim mittlerweile entlassenen 
Anlageberater. Pawlak enttauscht: «Wenn ein Angestellter im Schal- 
terraum Geschafte mit mir macht, gehe ich davon aus, da© er nicht als 
Privatmann handelt.é  

Hans-Horst Calla: 
Der Malergeselle aus Bielefeld brachte 25 000 Mark zur o rtlichen 
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BfG-Filiale und lie© seinen einstigen Fu©ballfreund Uwe Brecken- 
kamp, der es bis zum Wertpapierberater gebracht hatte, damit speku- 
lieren. Der BfG-Angestellte hatte mit hochst riskanten Stillhalterge- 
schaften zunachst verblu ffenden Erfolg, und Gallas Kontostand wuchs 
binnen sechs Monaten auf 100 000 Mark an. Dann fuhr der Berater in 
Urlaub und hinterlie© auf dem Konto seines Kunden Galla 114 offene 
Kontrakte. Bei weiter steigenden Kursen hatte Galla glanzend ver- 
dient - doch die Kurse an der Bo rse kippten plo tzlich ab, und das 
Konto des Anstreichers flutschte mit rasendem Tempo in die Miesen. 
Als Berater Breckenkamp aus dem Urlaub zuru ckkehrte, waren be- 
reits 300 000 Mark Schulden aufgelaufen. Der Kunde, der nie daran 
dachte, mit Krediten zu spekulieren, wurde inzwischen von der BfG 
auf Ru ckzahlung seiner Schulden verklagt. 

Wilfried Schobinski: 
Der ehemalige Textilkaufmann wollte sich mit seiner Frau Ursula in 
Florida zur Ruhe setzen und gab sein Geldvermogen in Hohe von 1,4 
Millionen Mark im Oktober 1986 der vornehmen Hamburger Privat- 
bank M. M. Warburg zur Verwaltung. Nach fu nf Jahren hatte er nicht 
eine Mark Zugewinn erzielt, sondern rund 300000 Mark Verlust 
erwirtschaftet. Die hanseatischen Banker hielten es nicht fu r no tig, 
sich bei ihrem Kunden zu entschuldigen. 

Rolf Jarosch: 
Der Du sseldorfer Architekt brachte 1985 ein Vermogen von 680000 
Mark zur Filiale der Bank fu r Gemeinwirtschaft (BfG) und lie© es 
dort, weil er selber «keine Ahnung vom Geldé  hatte, professionell 
verwalten. Anfangs ging alles gut, und schon zum Jahreswechsel be- 
kam er von seinem Anlageberater die frohe Botschaft, da© er jetzt dem 
«Verein der Millionareé  angeho re. Ermutigt vom ersten Erfolg, ging 
der Bo rsenexperte der Bank in die vollen und kaufte und verkaufte in 
wildem Rhythmus Aktien von Puma, Dome Petroleum, Rio Tinto 
oder Fermenta. Die meisten dieser Rein-raus-Geschafte hatten nur 
einen Schonheitsfehler - sie endeten immer mit Verlusten. Weil das 
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Vermogen dadurch allmahlich schrumpfte, gewahrte Anlageberater 
Arno Stahl seinem ahnungslosen Kunden Kredite in Millionenhohe, 
um damit sofort noch wilder zu spekulieren, auch mit hei©en Papieren 
wie Optionen und Optionsanleihen. So kam es, wie es kommen mu©te: 
1987 war das Vermogen restlos dahin, und der du pierte Kunde, dem 
die Bank mindestens 200000 Mark an Gebu hren abgenommen hatte, 
mu©te seine letzten Reserven von einem Konto in Luxemburg abzie- 
hen, um das Minus auszugleichen. 

Walter Hildenbrandt: 
Der Allianz-Generalvertreter aus Frankfurt richtete 1989 bei der 
Volksbank-Filiale an seinem Wohnort ein Wertpapierdepot u ber 
40000 Mark ein und lie© das Geld ebenfalls von der Bank verwalten. 
Da er sich nicht mehr darum ku mmerte, wurde er an Silvester des 
folgenden Jahres ziemlich u berrascht, als ihm die Bank ero ffnete, da© 
sein Konto mit 55000 Mark im Minus stand. Der routinierte Anlage- 
berater der Volksbank hatte, wie im Fall Pawlak, einfach auf Kredit 
spekuliert, ohne seinen Kunden um Genehmigung zu fragen. 

Balthasar Hennings: 
Der Hamburger Versicherungskaufmann brachte nach dem Verkauf 
seiner Firma l,25 Millionen Mark zur Filiale der Deutschen Bank und 
bat um sachkundige Mehrung durch die Anlageexperten des Hauses. 
Nach zwei Jahren zog er Bilanz: Sein Vermogen war um 261000 Mark 
geschmolzen, und die Bank hatte, neben den opulenten Verwaltungs- 
gebu hren, auch noch 25000 Mark an Provisionen abkassiert. 

Gerhard Schneidewind: 
Der technische Kaufmann brachte Mitte der achtziger Jahre sein 
Erspartes in Hohe von 338000 Mark zur Tu binger Filiale der Com- 
merzbank, um es dort, wie er betonte, mit «konservativer Strategieé  
verwalten zu lassen. Der Anlageberater der Commerzbank jedoch 
mi©verstand den Auftrag gru ndlich, denn er fuhr, wie Schneidewind 
beklagt, «eine aggressive, Umsatz- und gebu hrenorientierte Verkaufs- 
taktiké . Statt das zur Alterssicherung gedachte Geld risikofrei anzule- 
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gen, spekulierte er mit Aktien und blahte das Depot mit Hilfe eines 
formlosen Kontokorrentkredites von fast 600000 Mark auf u ber eine 
Million auf. Dann kam der Aktiencrash vom Oktober 1987 und lie© 
die Kurse ins Bodenlose stu rzen. Schneidewind mu©te verkaufen und 
war sein gesamtes Eigenkapital bis auf einen klaglichen Rest von 
10000 Mark los. Die Bank verweigerte jeden Schadenersatz mit der 
Begru ndung, der Kunde sei keineswegs ahnungslos gewesen und habe 
durchaus spekulieren wollen. 

Was auf den ersten Blick wie eine Sammlung au©ergewohnlicher 
Einzelfalle aussehen mag, ist indes wohl eher typisch fu r die Art und 
Weise, wie ehrgeizige, auf schnelle Provisionsumsatze gedrillte Anla- 
geberater mit dem Geld ihrer ahnungslosen Kunden umgehen. Neben 
den namentlich bekannten Kunden, die von ihren Banken und Spar- 
kassen um Hab und Gut gebracht wurden, gibt es eine Fu lle von 
anonymen Schadensfallen, die am Ruf des deutschen Geldgewerbes 
kratzen. Da ist die Rentnerin, die der Du sseldorfer BfG-Filiale im 
Oktober 1991 3000 Mark zur Verwaltung u berlie©, mit denen ihr 
Anlageberater in den folgenden zehn Monaten Umsatze fu r 6,4 Mil- 
lionen Mark tatigte. Weil die Kundin noch u ber ein sicheres Wert- 
papierdepot in Hohe von 190000 Mark verfu gte, blahte der hem- 
mungslose Geldexperte das 3000-Mark-Konto mit Krediten auf und 
spekulierte dann mit rasendem Eifer mit Kauf- und Verkaufsoptionen 
(sogenannten «Puts und Callsé ), bis die Rentnerin schlie©lich mit rund 
150000 Mark in der Kreide stand. Allein an Gebu hren kassierte die 
Bank u ber 66000 Mark ab. 
Auf die gleiche Weise verursachte der BfG-Experte bei zwei weiteren 
Kundinnen einen Schaden von gut einer Viertelmillion. Jetzt versu- 
chen die drei Frauen mit Hilfe des Rechtsanwalts Klaus Dittke von 
der Du sseldorfer «Spiel-Banké  Ersatz zu bekommen. Bislang freilich 
vergebens. 
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U berforderte Bankberater 

Das Grundmuster all dieser Falle war stets dasselbe: Die Bank ver- 
diente an Gebu hren und Provisionen, der Kunde bu ©te fu r seine 
Gutglaubigkeit mit herben Vermogensverlusten. Aus der Sicht der 
Anlageberater ist das grausame Spiel nur allzu verstandlich: Je o fter 
sie die in einem Depot steckenden Papiere umschlagen, desto gro©er 
ist ihr Verdienst - au©erdem: Ein bi©chen Spa© mocht' schon sein. 
Fu r die jungen, unerfahrenen und ehrgeizigen Zocker in den Anlage- 
abteilungen hat es natu rlich einen gro©eren Reiz, an den internationa- 
len Aktien- und Devisenmarkten herumzuspekulieren, als irgendein 
langweiliges Witwen- und Waisenpapier zu ordern, das dann jahrelang 
im Depot verstaubt. Sie lassen sich ihre Ausbildung zum Wertpapier- 
experten vom Kunden bezahlen und werden dafu r intern noch gelobt. 
Die gravierenden Fehlleistungen der Anlageberater in den deutschen 
Banken und Sparkassen sind das Ergebnis mangelhafter Schulung auf 
der einen und immer ehrgeizigerer Umsatz- und Gewinnvorgaben auf 
der anderen Seite. Wahrend die gutbezahlten Spitzenleute in den 
Wertpapierzentralen der gro©en Geldhauser standig an immer neuen 
Finanzinstrumenten tu fteln, hat die Masse der du rftig entlohnten 
«Anlageberateré  in den Filialen Mu he, dem Geschehen an den Anla- 
gemarkten auch nur einigerma©en zu folgen. 
Oft beziehen die u berforderten Schalterbeamten ihr Wissen aus den 
gleichen Quellen wie ihre Kunden, namlich den u berall wohlfeilen 
Wirtschaftsmagazinen, Bo rsendiensten und Anlagepostillen. Denn 
langst haben sie erkannt, da© ihnen das von der Zentrale zugeleitete 
Informationsmaterial nicht allzuviel nu tzt, weil es ausschlie©lich dem 
Verkauf der hauseigenen Produkte, nicht aber einer objektiven Bera- 
tung des Kunden dient. 
Nach Meinung des Mu nchner Unternehmensberaters Rolf Seebauer 
investieren die Banken deswegen nicht viel in die Ausbildung ihrer 
Kundenbetreuer, weil sie an einer intensiven Beratung gar nicht inter- 
essiert sind: «Depotberatung und -Verwaltung unterhalb eines Volu- 
mens von 150000 DM rechnen sich nicht.é  Also mu ssen sich die 
Anlageexperten in den Schalterhallen auf eigene Faust daru ber infor- 
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mieren, was mit einer «Kombizinsanleiheé , mit einem «Reverse Floa- 
teré , einem «Capped Warranté  oder ahnlichen Novitaten der Finanz- 
markte gemeint ist. 
Zwar hat jeder von ihnen heutzutage einen Monitor auf dem Schreib- 
tisch stehen, u ber den er in Echtzeit die aktuellen Kurse einer Vielzahl 
von Aktien, Anleihen und anderen Finanzprodukten abfragen kann, 
doch die riesige Datenflut stiftet in den Ko pfen der Berater und 
Analysten offensichtlich meist nur Verwirrung. Kaum einer dieser 
Schmalspurexperten ist in der Lage, einem Kunden samtliche fu r eine 
Anlageentscheidung wesentlichen Informationen zu vermitteln, ge- 
schweige denn Trends fu r die ku nftige Entwicklung auf bestimmten 
Teilmarkten aufzuzeigen. 
Die wenigen wirklichen Fachleute, u ber die ein Geldhaus verfu gt, 
sitzen fu r gewohnlich dort, wo sie der Bank den besten Nutzen brin- 
gen, namlich an den Schaltstellen des Wertpapierhandels. Die «Kun- 
denberateré  hingegen sollen vor allem fu r den Absatz der gut 
kalkulierten Produkte des Hauses sorgen. Ein fein gestaffeltes Be- 
soldungs- und Befo rderungssystem zwingt die Bankangestellten dazu, 
stets hoher gesteckte Umsatzziele zu erreichen, wenn sie ihre eigene 
Situation verbessern wollen. Begnadete Verkaufer machen in fast 
allen Geldhausern schneller Karriere als bedachtigere Naturen, die 
ihren Beraterjob ernst nehmen. 

Falsche Aktientips 

Besonders desolat ist die Situation der Anlageberater dort, wo ihnen 
naive Kunden die gro©te Kompetenz zutrauen: bei den Aktien. Zwar 
beschaftigen nahezu alle gro©en Geldhauser eigene Analystenabtei- 
lungen, in denen Dutzende qualifizierter Betriebs- und Volkswirte die 
Chancen und Risiken ganzer Volkswirtschaften, Branchen oder auch 
einzelner Unternehmen untersuchen. Doch deren Erkenntnisse ge- 
langen erst nach Filterung durch den Vorstand mit erheblicher Verzo - 
gerung an die Kundenberater. Und nicht selten kommt dann «untené  
etwas ganz anderes an als das, was die Experten ausgetu ftelt haben. 
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Wie anders ware sonst zu erklaren, da© die Ratschlage der Finanzpro- 
fis oft so haarstraubend danebenliegen, wie zum Beispiel im Fall des 
Rentners Wolfgang Kammerer aus dem Mu nsterland, den Der Spiegel 
in einer Titelgeschichte u ber schlechte Anlageempfehlungen («Die 
Bank gewinnt immeré ) aufgriff? Rund 400000 Mark hatte der Kunde 
bei der Deutschen Bank in Mu nster gro©tenteils in Aktien angelegt, 
als ihn Ende Marz 1989 sein Kundenberater anrief und ihm dringend 
empfahl, die Papiere des Feldmu hle-Konzerns, die damals einen Kurs- 
wert von DM 340 pro Stu ck hatten, schleunigst abzusto©en. 
Kammerer traute der Bank gerade in diesem Fall gro©e Kompetenz 
zu, denn die Deutsche Bank hatte die Feldmu hle AG aus dem Bestand 
des Flick-Konzerns selbst u bernommen und die Aktien dann an das 
Publikum breit gestreut weiterverkauft. Vertreter der Bank sa©en im 
Aufsichtsrat der Feldmu hle und kannten deshalb das Unternehmen 
in- und auswendig. Auch im Aufsichtsrat des machtigen Veba-Kon- 
zerns sa©en Vorstande der Deutschen Bank. Sie mu©ten also wissen, 
da© der damalige Veba-Chef Rudolf von Bennigsen-Foerder dabei 
war, ein gro©es Paket Feldmu hle-Aktien von den Flick-Neffen Gert- 
Rudolf und Friedrich Christian zu kaufen und diesen Grundstock 
durch Zukaufe an der Bo rse auszubauen. Dies alles sprach eher fu r 
steigende als fu r fallende Feldmu hle-Kurse. 
Weil Wolfgang Kammerer das nicht wu©te, gab er dem Drangen seines 
Beraters nach, der damals offenbar reihenweise Feldmu hle-Aktionare 
anrief und zum Verkauf ihrer Papiere u berredete. Spater hatte er 
Grund, seinen Entschlu© zu bedauern, denn der Feldmu hle-Kurs zog 
rapide von 340 auf 563 Mark an. Welches Interesse die Bank mit ihrer 
Verkaufsaktion verfolgte, la©t sich nur ahnen. Moglicherweise wollte 
sie selbst die Papiere billig einsammeln, um sie dann an die Veba teuer 
weiterzuverkaufen. 
Da© gerade die Aktienempfehlungen der nobelsten Geldhauser mit 
Vorsicht zu genie©en sind, beweisen einige andere Falle aus ju ngster 
Zeit. 1991 brachte Deutsch-Bankier Ronaldo Schmilz die Aktien der 
Sachsenmilch AG in Dresden zum Kurs von 80 Mark pro Stu ck an die 
Bo rse. Gro©aktionar des ehemaligen DDR-Unternehmens war die 
Stuttgarter Su dmilch AG, bei der die Deutsche Bank ebenfalls als 
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Hausbank agierte. Schon damals garte es im schwabisch-sachsischen 
Milchkonzern ganz gewaltig, und wenig spater war er pleite. Die 
aufgebrachten Sachsenmilch-Aktionare verlangten Schadenersatz, 
und die Schutzgemeinschaft der Kleinaktionare (SDK) erstattete 
Strafanzeige gegen verschiedene Aufsichtsrats- und Vorstandsmit- 
glieder wegen Betrug und Bilanzfalschung. Als auch der Deutschen 
Bank ein Besuch des Staatsanwalts drohte, erklarten sich die Geldma- 
nager erstmals in der deutschen Bankgeschichte bereit, die du pierten 
Sachsenmilch-Aktionare zu entschadigen. Der Ausgang des Verfah- 
rens allerdings war bei Redaktionsschlu© dieses Buches noch offen. 
Immer, wenn eine Bank junge Aktien eines Unternehmens neu an die 
Bo rse bringt, versucht sie fu r die «Jungfrauené  (Bo rsenjargon) einen 
moglichst hohen Preis zu erzielen. Die «Kundenberateré  mu ssen dann 
landauf, landab U berzeugungsarbeit leisten, auch wenn sie selbst eher 
zur Skepsis neigen. Wenn der Ausgabekurs festgelegt ist, hat die Bank 
ihr Schafchen bereits im trockenen. Denn sie verdient an der Bo rsen- 
einfu hrung eine stattliche Provision. Weil die Geldhauser sich nach 
solchen Auftragen samtliche Finger lecken, haben es die verkaufs- 
bereiten Unternehmer leicht, oft abenteuerlich hohe Kurse durchzu- 
setzen. 
Je hoher der Kurs, desto gro©er ist die Ernte des Verkaufers, desto 
hoher aber fallt auch die Provision des Emissionshauses aus. So ist es 
nicht verwunderlich, wenn sich ein gro©er Teil der vollmundig ange- 
priesenen «Jungfrauené  fu r die Aktionare bald als u berteuerte Laden- 
hu ter herausstellen. Von den Anfang 1992 bis Ende September 1993 
neu an die Bo rse gebrachten Aktien konnten zum Beispiel nur die in 
der boomenden Baubranche tatigen Unternehmen Kursgewinne er- 
zielen, samtliche anderen Werte wie Bove Systec, Rheiner Moden, 
Roder Zeltsysteme, Tiptel oder CeWe-Color erlitten in dieser Zeit 
Kursverluste. 
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Die «Deutscheé  liegt schief 

Lassen sich solche Fehleinschatzungen des Marktes mit dem Wettbe- 
werb der Geldhauser untereinander noch einigerma©en erklaren, so 
nahren andere Schieflagen den Verdacht, da© selbst in den Vorstands- 
etagen hochmogender Geldhauser nicht allzu viel Sachverstand ver- 
sammelt ist. 
Im Sommer 1993, als die deutsche Bo rse gerade zu ihrem steilsten 
Hohenflug ansetzte, verku ndete Rolf E. Breuer, fu r das Aktienge- 
schaft zustandiges Vorstandsmitglied der Deutschen Bank und Prasi- 
dent der Frankfurter Wertpapierbo rse, die heimischen Aktien seien 
bereits zu teuer, deshalb sollten Anleger lieber in Su dostasien inve- 
stieren. «Nicht die Aktienkurse fielen in ein Loch, sondern der Bo r- 
senchef auf die Naseé , kommentierte Altspekulant Andre Kostolany 
im Wirtschaftsmagazin Capital Breuers Fehlprognose. Als Erklarung 
fu r die Haltung des obersten deutschen Aktienhandlers vermuteten 
Insider, die Deutsche Bank habe die ju ngste Aktienhausse verschlafen 
und versuche nun, die Kurse herunterzureden, um selbst billig an die 
Bo rsenpapiere heranzukommen. 
Nicht zum erstenmal bewiesen die vornehmen Bankiers ihre feine 
Nase fu r kommende Trends. So trommelten sie wenige Wochen vor 
dem gro©en Crash 1987 zum Kauf von deutschen und amerikanischen 
Aktien. Und noch am Montag nach dem Kurssturz am Schwarzen 
Freitag rieten nicht wenige Geldhauser zum neuerlichen Einstieg, 
denn «billiger kann es nicht werdené . Tatsachlich aber fielen die Kurse 
in den folgenden Tagen erst recht ins Bodenlose, und die Anleger 
erlitten Riesenverluste. 
Mit der gleichen Sicherheit verlockten sie ihre Kunden zum Kauf von 
Gold-, Silber- und Platinmu nzen wie dem su dafrikanischen «Kru ger- 
Randé  und dem kanadischen «Maple Leafé , kurz bevor die Edelme- 
tallpreise samt dem Devisenkurs des US-Dollars wegbrachen. 
Auch hier brauchten sie sich u ber die Verluste ihrer Kunden keine 
Gedanken zu machen, denn allein am Vertrieb der u ppig kalkulierten 
Mu nzen hatten die Banken Millionen verdient. 
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Geldanlage wird zum Roulette 

Was immer die Bank zur Anlage empfiehlt - ob brandhei©e Billigak- 
tien amerikanischer Unternehmen («Penny Stocksé ) oder scheinbar 
grundsolide Goldmu nzen -, der Rat braucht nicht ernster genommen 
zu werden, als wenn er von der Klofrau am Hauptbahnhof stammte. 
Zahlreiche Tests und Vergleiche von Institutionen wie der Stiftung 
Warentest oder von Fachblattern wie der Wirtschaftswoche oder dem 
Manager Magazin erharten den Verdacht, da© die meisten Geldver- 
mehrer der Banken und Sparkassen in Wahrheit Geldvernichter sind. 
Dabei spielt es keine Rolle, ob sie aus Unkenntnis, Gleichgu ltigkeit 
oder Eigeninteresse handelten; was zahlt, ist das Ergebnis, und das fiel 
in allzu vielen Fallen blamabel aus. 
Als der «Finanztesté , Organ der Stiftung Warentest, Ende 1991 mehr 
als 200 Geschaftsstellen von gro©en und kleinen Bankhausern, Spar- 
kassen und genossenschaftlichen Instituten abklappern lie©, fu hlten 
sich die Testpersonen u berwiegend schlecht beraten. Vierzehn Pro- 
zent der Gesprache verliefen «vollkommen ungenu gend oder mangel- 
hafté . Bei rund 40 Prozent der Gesprache vermi©ten die Tester zum 
Beispiel prazise Ausku nfte zu den steuerlichen Auswirkungen der 
empfohlenen Anlagen. Fu r die Einkommens- und Vermogensverhalt- 
nisse der Testkunden interessierten sich die meisten Bankberater 
u berhaupt nicht. Sechzehn Prozent von ihnen verga©en sogar, nach 
der Hohe der Anlagesumme zu fragen. 
La©t schon die Beratung selber zu wu nschen u brig, so sind die Tips 
und Angebote der Geldprofis mit noch gro©erer Vorsicht zu genie©en. 
Sogar die scheinbar problemlosesten Produkte haben ihre Tu cken: Bei 
den rund 150 Sparplanen der Banken und Sparkassen, die die Stiftung 
Warentest 1992 untersuchte, war keiner dabei, der eine bessere Ren- 
dite brachte als eine schlichte Bundesanleihe. Wohl deshalb auch 
zierten sich viele der befragten Institute, die exakte Rendite ihrer 
Sparplane u berhaupt anzugeben. Und einige scheuten sich nicht, da- 
bei kraftig zu mogeln. Statt 8,29 Prozent, wie angegeben, brachte der 
Sparplan der Raiffeisenbank Dresden tatsachlich nur 6,82 Prozent im 
Jahr. 

63 



Vollends zum Roulette aber wird die Geldanlage, wenn man der 
Banker liebste Papiere ordert. Denn mit ihren Aktienempfehlungen 
liegen die Geldhauser fast immer daneben. Mitarbeiter des Instituts 
fu r Betriebswirtschaftslehre an der Universitat Kiel untersuchten im 
Auftrag des Manager Magazin die Qualitat von 3 600 Kaufempfehlun- 
gen von 23 deutschen Kreditinstituten in der Zeit vom Juli 1990 bis 
Juni 1991. Ergebnis: Die meisten Aktienempfehlungen fallen unter- 
durchschnittlich aus. 
Nicht ein einziges Institut lag mit seinen Empfehlungen besser als der 
deutsche Aktienindex (DAX). Nur acht der insgesamt 23 getesteten 
Banken brachten u berhaupt ein positives Ergebnis zustande. Wah- 
rend der DAX, in dem die fu hrenden 30 Standardwerte der Bo rse 
zusammengefa©t sind, im Beobachtungszeitraum um 6,1 Prozent zu- 
legte, schaffte das beste Institut, Sal. Oppenheim, gerade noch 2,59 
Prozent. Bei den Empfehlungen der Deutschen Bank, die insgesamt 
das geringste Risiko einging und deshalb in der Gesamtbewertung den 
ersten Platz belegte, blieb am Ende des Jahres nur eine recht du rftige 
Rendite von 0,29 Prozent hangen. 

Bo rsengurus wissen nichts 

Ein zweiter, realistischerer Test brachte noch beschamendere Resul- 
tate. Am 1. Oktober 1990 dru ckte der Verlag des Manager Magazin 
neun professionellen Vermogensverwaltern deutscher und auslandi- 
scher Banken je eine Viertelmillion Mark in die Hand, mit der Ma©- 
gabe, das echte Geld unter echten Bedingungen zu mehren. Nach zwei 
Jahren brachen die um ihren Einsatz besorgten Verlagsmanager das 
Experiment ab. 
Sieben der neun Vermogensverwalter waren in die Miesen geraten 
und hatten insgesamt 210000 Mark verjubelt. Und allein den Ertragen 
der beiden u brigen, der Bank in Liechtenstein (BiL) und der Graf- 
Lambsdorff-Vermogensverwaltung, hatten es die Auftraggeber zu 
verdanken, da© sie ihren Einsatz wieder herausbekamen. Auf die 
Zinsen von gut 400000 Mark allerdings, die sie beim Kauf von Bun - 
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desanleihen in dieser Zeit verdient hatten, mu©ten sie verzichten. Den 
gro©ten Verlust erwirtschaftete das Geldhaus CRM Capital Research, 
in dessen Portefeuille am Ende nur noch rund 150000 Mark steckten. 
Seinen klaffenden 100000-Mark-Flop kommentierte der zustandige 
Verwalter Stephan Eilebrecht-Kemmena: «Das ist dann eben Pech.é  
Auch der «Grand mit vierené , ein von der Wirtschaftswoche gemein- 
sam mit der Teleborse veranstalteter Wettbewerb der Aktienprofis aus 
vier namhaften Geldhausern, zeigte der staunenden O ffentlichkeit, 
da© die teuren Vermogensverwalter kaum bessere Ergebnisse erzielen 
als ein Laie. Denn auch sie vermochten nicht, den Index zu besiegen. 
Su ffisant kommentierte die Su ddeutsche Zeitung das Ergebnis: «Zu- 
mindest vier der fu nf Teams hatten ein besseres Ergebnis erzielt, wenn 
sie zum Tennisspielen oder ins Kino gegangen waren, als sich den Kopf 
u ber ihre >asset allocation< zu zermartern.é  
Die offensichtliche Schwache der Anlageberater von Banken und 
Sparkassen rief eine Vielzahl von Bo rsenblattern, Tip-Diensten und 
Magazinen auf den Plan, die ihre Leser mit Kauf- und Verkaufemp- 
fehlungen fo rmlich u berschu tten. Doch auch die Randfiguren der von 
den Banken beherrschten Anlageszene pflegen ihre eigenen Interes- 
sen stets u ber die ihrer Kundschaft zu stellen. Und deswegen trom- 
meln sie fu r Aktienkaufe auch dann, wenn die Bo rse kaum echte 
Gewinnchancen bietet, verfu hren ihre Leser mit einem Schwall von 
Informationen zu standigen Aktionen, auch wenn diese letztlich nur 
Spesen verursachen. 
Manche scheuen nicht einmal davor zuru ck, allzu durchsichtige In- 
teressen zu verfolgen. Die Leser des Effektenspiegel zum Beispiel, die 
den Empfehlungen seines Herausgebers Bolko Hoffmann folgten, 
mu©ten einen Totalverlust des in den Aktien der Textilfirma Girmes 
investierten Kapitals hinnehmen. Auch die Leser des Wirtschafts- 
magazins Capital staunten nicht schlecht, als ihr Blatt noch vor dem 
beru chtigten Oktober-Crash von 1987 massiv zum Kaufen riet. 
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An Aktien verdient nur die Bank 

Wie gut die Empfehlungen der Tip-Dienste wirklich sind, untersuch- 
ten Mitarbeiter des Wu rzburger Professors fu r Bank- und Kreditwirt- 
schaft, Ekkehard Wenger, im Jahr 1991. Auch hier schaffte von den 
elf getesteten Bo rsenbriefen nur ein einziger, namlich der Platow- 
Brief, mit seinen Empfehlungen eine Wertentwicklung, die besser war 
als der Aktiendurchschnitt. Alle anderen, von der «Aktienbo rseé  bis 
zum «Swing-Trendé , schnitten schlechter ab. «Kein Ruhmesblatt fu r 
die Zunft der Bo rsen-Gurusé , kommentierte das Wirtschaftsmagazin 
Forbes. 
Da© es in der Tat kaum eine verla©liche Methode gibt, die Entwick- 
lung der Aktienkurse vorauszubestimmen, ist mittlerweile langst er- 
wiesen. Zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten haben ergeben, da© 
das Auf und Ab an der Bo rse mit rationalen Methoden nicht erklarbar 
ist. Experimentell bestatigten dies die Redakteure des Wall Street 
Journal, indem sie die Empfehlungen der namhaftesten amerikani- 
schen Bo rsenexperten ihrem eigenen «Dart-Depoté  gegenu berstell- 
ten. Dieses Depot bestand aus den gro©ten amerikanischen Bo rsen- 
werten, deren Namen sie auf eine Dart-Scheibe klebten. Jeden Tag 
warf morgens gegen 9 Uhr ein Redakteur den Pfeil auf die Dart-Schei- 
be, und der Wert, auf dem er einschlug, kam ins Dart-Depot. Auch 
hier u berrascht das Ergebnis schon nicht mehr. Die Anhanger des 
Pfeilspiels erwiesen sich klar als die besseren Bo rsianer. 
Da© Aktien zur Geldanlage nur bedingt taugen, verschweigen aus 
gutem Grund fast alle Bo rsenexperten ihrem Publikum. Aktien wer- 
den nun mal o fter umgeschlagen als Anleihen. Und bei jedem Kauf 
und Verkauf fallen Kosten an, an denen sich Makler, Banken und der 
Staat (u ber die Bo rsenumsatzsteuer) schadlos halten. Weil also die 
Geldwirtschaft ein nachhaltiges Interesse am Aktienspekulanten hat, 
mu© er mit verhei©ungsvollen Prognosen bei Laune gehalten werden. 
Da werden die Steuervorteile ins rechte Licht geru ckt (wer eine Aktie 
mindestens sechs Monate lang halt und danach beim Verkauf einen 
Kursgewinn erzielt, mu© diesen nicht versteuern) oder allerlei dubiose 
Untersuchungen publiziert, nach denen Aktien im langfristigen Ver- 
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gleich stets besser abschneiden wu rden als Anleihen. «Aktien meist 
u berlegené , trompetete zum Beispiel Die Welt im Brustton der U ber- 
zeugung am 7. Januar 1993. Falsch, behauptet dagegen Ekkehard J. 
Wiek vom Bankseminar der Johann-Wolfgang-Goethe-Universitat in 
Frankfurt. Der Bankexperte untersuchte die Durchschnittsertrage 
von Aktien und Anleihen in den Zeitraumen 1967 bis 1992 und 1959 
bis 1992 und kam beide Male zu der Erkenntnis: «Die durchschnittli- 
chen Renditen der Aktienanlage lagen im langfristigen Bereich bis zu 
3,8 Prozent unter denen der Rentenanlage.é  Das fu r die Banken so 
lukrative, fu r den Anleger nervenaufreibende und mit hohen Risiken 
verbundene Bo rsenspiel lohnt sich u ber einen langen Zeitraum ge- 
sehen also nicht. Zumindest dann nicht, wenn der Aktionar Geld 
einsetzt, das er irgendwann zur Finanzierung seines Unterhalts oder 
fu r andere Zwecke beno tigt. Nur wer u ber reichlich «Spielgeldé  ver- 
fu gt und sich intensiv um seine Papiere ku mmern kann, sollte den 
Gang an die Bo rse wagen. 

«Schmutzfinkené  wissen Bescheid 

Es sei denn, man ist zufallig ein «Insideré . Spatestens seit dem Ru ck- 
tritt des einstigen IG-Metall-Chefs Franz Steinku hler wei© jedes Kind, 
was das ist: Ein Daimler-Aufsichtsrat, der fru hzeitig erfahrt, da© sein 
Konzern die Aktien einer Bo rsengesellschaft namens Mercedes Au- 
tomobil Holding AG (MAH) u bernehmen mochte und deshalb den 
Inhabern dieser Aktien einen Umtausch in Daimler-Papiere im Ver- 
haltnis l : l anbietet. Dann kauft der vorab informierte Gewerkschaft- 
ler fu r eine gute Million die billigen Mercedes-Papiere und tauscht sie 
gegen die teureren Daimler-Aktien ein, bevor noch jemand au©erhalb 
des engsten Zirkels der Vorstande und Aufsichtsratsmitglieder etwas 
davon erfahrt. Pech nur, wenn so etwas herauskommt, dann deuten 
alle mit dem Finger auf den «Schmutzfinkené , so Bankenprasident 
Eberhard Martini. Was der Chef der Mu nchner Hypo-Bank dabei 
freilich u bergeht, ist die Tatsache, da© es nirgendwo so viele Schmutz- 
finken gibt wie im Dunstkreis der Banken und Bo rsen. Langst gilt bei 
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auslandischen Aktionaren die deutsche Bo rse als «ein Tummelplatz 
fu r Insideré  - so das amerikanische Wirtschaftsmagazin Business 
Week. Tatsachlich werden in kaum einem Land Versto©e gegen das 
Fair play am Aktienmarkt so lax behandelt wie in Deutschland. Bis 
vor kurzem gab es nicht einmal ein Gesetz gegen Insiderversto©e. 
Wahrend in den USA die SEC, eine bestens funktionierende Beho rde 
mit staatsanwaltschaftlichen Befugnissen, praktisch jedes gro©ere 
Bo rsengeschaft kontrolliert und Versto©e gegen die strengen gesetz- 
lichen Vorschriften unnachsichtig ahndet, haben bei uns Insider, die 
ihr Vorauswissen zu eintraglichen Privatgeschaften nutzen, noch im- 
mer wenig zu befu rchten. Erwischt werden sie nicht durch eine sorg- 
faltige U berwachung des Bo rsengeschehens, denn die fehlt nach wie 
vor in Deutschland, sondern allenfalls durch mi©gu nstige Kollegen, 
die sich in anonymen Schreiben Staatsanwalten und Steuerfahndern 
offenbaren. 
Auch Franz Steinku hler wurde auf diese Weise ans Messer geliefert, 
nach heutigem Erkenntnisstand von einem Angestellten der BfG- 
Bank, bei der der naive Gewerkschaftler zwei Konten unter seinem 
richtigen Namen unterhielt. Moglicherweise dachte er nur deshalb 
nicht an eine bessere Tarnung seiner eintraglichen Bo rsengeschafte, 
weil er davon ausgehen konnte, da© die Gefahr, erwischt zu werden, 
minimal war. Tatsachlich, das hat der Juraprofessor Haro Otto aus 
Bayreuth nach langjahrigen Untersuchungen festgestellt, gibt es an 
der deutschen Bo rse kaum eine gro©ere Transaktion ohne Insiderge- 
schafte. «Die Dummen sind die kleinen Anlegeré , argerte sich Der 
Spiegel: «Bevor die Informationen sie erreichen und sie zur Bank 
eilen, um einen Wertpapierauftrag zu geben, ist das eigentliche Ge- 
schaft bereits gelaufen.é  

Keine Gefahr fu r Insider 

Wohl wahr. Zwar gab es bei vielen interessanten Bo rsengeschaften 
der letzten Jahre Hinweise auf verbotene Insidergeschafte, doch er- 
wischt wurde kaum einer. Pech hatte zum Beispiel der ehemalige 
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Vorstandsvorsitzende des Berliner Fotosatzgerateherstellers Bert- 
hold AG. Werner Brendel tauschte seine Aktionare lange Zeit u ber 
die wahre Lage seines Unternehmens. Bevor er mit geschonten Ge- 
schaftsberichten und optimistischen Prognosen den Kurs der Bert- 
hold-Aktie in die Hohe trieb, kaufte er sich selber zu noch gu nstigen 
Preisen ein und stie© die Papiere mit erheblichen Gewinnen ab, bevor 
der desolate Zustand des Unternehmens offenbar wurde. Der Bert- 
hold-Kurs stu rzte in vier Monaten von 700 auf 220 Mark ab. 
Aber weil es damals noch kein Insidergesetz ab, kam Brendel glimpf- 
lich davon, er mu©te lediglich den erzielten Gewinn zuru ckzahlen. 
Ganz anders werden solche Versto©e, die stets zu Lasten der nicht 
informierten Aktionare gehen, in den Vereinigten Staaten geahndet. 
Da mu©ten ertappte Kursmanipulateure wie Ivan Boesky, Dennis 
Levine und Michael Milken, ehemaliger Geschaftsfu hrer des gro©en 
Investmentbroker-Hauses Drexel-Burnham, fu r mehrere Jahre ins 
Gefangnis und daru ber hinaus Geldbu©en von mehr als 500 Millionen 
Dollar berappen. 
In Deutschland verliert ein erwischter Insider allenfalls seinen Job. So 
auch Klaus Kuhn, der ehemalige Aufsichtsratsvorsitzende des AEG- 
Konzerns. Kurz bevor das marode Unternehmen von Daimler-Benz 
geschluckt wurde, kaufte Kuhn noch schnell 700 AEG-Aktien, die ihm 
nach der U bernahme einen bescheidenen Gewinn von 16000 Mark 
einbrachten. Als das Geschaft durch eine Indiskretion herauskam, 
mu©te der bis dato unbescholtene Manager seinen Sessel raumen. 
Auf einen Ertappten aber, so vermuten Staatsanwalte und Steuerfahn- 
der, die sich mittlerweile intensiver um das Bo rsengeschaft kummern, 
kommen 1000 unentdeckte Tater. Wann immer in den letzten Jahren 
Aktiengesellschaften fusionierten, lukrative Gro©auftrage bekamen 
oder unverhofft in Schwierigkeiten gerieten, wenn gro©ere Aktienpa- 
kete den Besitzer wechselten, dann nutzten Insider aus der Unterneh- 
mensleitung wie die beteiligten Banken ihren Informationsvorsprung 
fu r verbotene Geschafte. 
Kurz bevor zum Beispiel die Bru der Franz und Frieder Burda im Jahre 
1988 ihre Beteiligung von 25 Prozent am Axel Springer Verlag an die 
Familie Springer zuru ckverkauften, stie©en verdachtig viele Springer- 
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Aktionare ihre Papiere zu noch gu nstigen Kursen ab. Nachdem der 
Handel mit den Burdas bekannt wurde, verlor die Springer-Aktie rund 
100 Mark im Kurs. 
Im selben Jahr geriet das Handelshaus Klockner nach riesigen Fehl- 
spekulationen mit Roho lterminkontrakten in eine existenzbedrohen- 
de Krise. Wenige Tage, bevor der Verlust von u ber 700 Millionen 
Mark offiziell bekanntgegeben wurde, verkauften an der Bo rse vorab 
informierte Insider gro©ere Mengen von Aktien und Genu©scheinen 
des angeschlagenen Unternehmens. 
A hnlich lief es bei den Aktien des Textilzulieferers Goldzack, des 
Fleischkonzerns Moksel, des Warenhausunternehmens Asko, des 
Fliesenherstellers Agrob, des Sto©dampferbauers Boge, des Handels- 
konzerns Wu nsche: Stets brachten die Insider ihr Schafchen ins trok- 
kene, bevor die schlechten Nachrichten das Publikum erreichten. 
Auch beim Daimler-Deal mit der Mercedes-Holding war Franz Stein- 
ku hler keineswegs der einzige, der dabei mitverdienen wollte. Der 
Gewerkschaftsbo© hatte namlich nur insgesamt 2100 MAH-Aktien 
gekauft, aber in den zwei Wochen, bevor Daimler-Aufsichtsratsvor- 
sitzender Hilmar Kopper das Umtauschangebot bekanntgab, wechsel- 
ten taglich Hunderttausende MAH-Aktien den Besitzer. An einem 
einzigen Tag, dem 26. Marz 1993, wurden fast 370000 Stu ck verkauft. 
«Da warené , vermutet der Wu rzburger Bankprofessor Ekkehard 
Wenger, «ganze Bataillone von Insidern am Werk.é  
Seine Kollegen Reinhard Schmidt und Sonke Wulff, Professoren an 
der Universitat Kiel, wollten es genauer wissen und untersuchten 
insgesamt 320 Falle von kursrelevanten Vorgangen bei deutschen 
Aktiengesellschaften (A nderung der Dividende, Aufstockung oder 
Reduzierung des Stammkapitals, Fusionen etc.). Ergebnis: In 20 Pro- 
zent der Falle gab es den «empirisch ermittelten Verdachté  auf Insi- 
derhandel. 
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Sparer auf schlu pfrigem Gelande 

Auf welch schlu pfriges Gelande sich ein Sparer begibt, wenn er sich 
zur Geldanlage ein paar Aktien kauft, kam durch die sogenannte 
Telefonzellenaffare ans Licht. Da fanden sich im Fru hjahr des Jahres 
1991 in einigen Mu nchner Telefonzellen im Umkreis der Borse schein- 
bar vergessene Briefe. Sie waren adressiert an einen «sehr geehrten 
Herrn Krameré  und stammten angeblich von einem Manager der 
Heidelberger Zement AG, der «freundschaftliché  enge Beziehungen 
zu dem Alleinvorstand der Niedermayer Papierfabrik AG in Rosen- 
heim unterhielt. Aus dem Schreiben ging hervor, da© die Papierfabrik, 
an der die Heidelberger Zement AG die Mehrheit besa©, einen Gro©- 
auftrag aus der ehemaligen DDR erhalten habe und daraus horrende 
Gewinne erzielen werde. 
Das offenbar an den richtigen Orten plazierte Papier verfehlte seine 
Wirkung nicht, denn der Niedermayer-Kurs explodierte geradezu von 
380 auf 1100 Mark. Wenig spater wurde der Kurs der Papieraktie fu r 
drei Tage ausgesetzt, dann verku ndete der Vorstand, da© weder ein 
Gro©auftrag aus den neuen Bundeslandern eingegangen sei noch eine 
Dividende gezahlt werden konne. Vielmehr sei ein Verlust in Millio- 
nenhohe zu erwarten. Der Briefschreiber jedenfalls hat sein Ziel 
erreicht, wenn er seine Aktien zu einem moglichst hohen Kurs ver- 
kaufen wollte. 
Ob es sich um marktenge Titel wie eine kleine Rosenheimer Papier- 
fabrik handelt oder um sogenannte Blue chips, die u ber ein renom- 
miertes Kreditinstitut erworben werden - nie ist ein Aktionar sicher, 
ob er nicht einem von besser informierten Mitspielern manipulierten 
Kurs aufsitzt. Als der Schweizer Milliardar Klaus Jacobs zum Beispiel 
die Mehrheit an seinem Kaffee- und Su ©warenkonzern («lila Kuhé ) 
Jacobs Suchard an den amerikanischen Riesen Philip Morris («Marl- 
boroé ) verkaufte, da wu©ten einige Kunden und zumindest ein Direk- 
tor der feinen Rothschild-Bank in Zu rich schon vorher Bescheid. 
Eine panamesische Firma namens Montevar kaufte, noch wahrend die 
U bernahmeverhandlungen liefen, u ber die Rothschild-Bank betracht- 
liche Mengen Suchard-Aktien. Nachdem Bezirksanwalt Daniel 
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Tewlin bei den Ermittlungen auf allerlei dubiose Geschafte gesto©en 
war, tauchte Rothschild-Direktor Jo rg Heer unter. 

Fachgerecht abgezockt 

Alle diese Falle aber sind Peanuts im Vergleich zu dem Sumpf, in den 
die Ermittlungen im Frankfurter Bankenskandal fu hrten. Ganze Hun- 
dertschaften von selbstandigen Maklern und angestellten Bankmitar- 
beitern, die Zugang zu Kundendepots und den Finanzmarkten hatten, 
betrieben systematisch zum eigenen Vorteil Geschafte wie 

§ den Ringhandel: Im Auftrag eines fiktiven oder echten Kunden 
kaufen die Handler aus den Bestanden der Bank einen gro©eren 
Packen Optionsscheine zu einem Preis, der (wegen der gro©en 
Menge) etwas unter dem offiziellen Bo rsenkurs liegt. Dann werden 
die Papiere von einem Handler zum anderen weitergereicht, und 
zwar jedesmal zu einem etwas hoheren Preis, bis am Ende ein Kurs 
erreicht ist, der u ber dem Bo rsenwert liegt. Und diesen erhohten 
Kurs mu© dann der Kunde bezahlen, wahrend die Differenz zwi- 
schen Ein- und Verkaufskurs in den Taschen der Handler bleibt. 

§ das Frontrunning: Wenn die Researchabteilung einer gro©en Bank 
der Kundschaft eine besondere Aktie zum Kauf empfiehlt, decken 
sich die Profis des Wertpapierhandels vorher mit diesem Wert ein, 
in der sicheren Erwartung, da© aufgrund der Empfehlung der Kurs 
anziehen wird. Zu den erhohten Kursen verkaufen sie dann die 
Aktie aus eigenen Bestanden an die Kunden. 

§ das Dividendenstripping: Die Handler kaufen Aktien kurz vor der 
Ausschu ttung der Dividenden und verkaufen sie dann sofort wieder, 
um den in den Dividenden enthaltenen Anspruch auf Ru ckerstat- 
tung der von den Unternehmen gezahlten Ko rperschaftssteuern 
geltend zu machen. Diese Geschafte, die ausschlie©lich dazu dienen, 
den Fiskus zu schropfen, sind nach geltendem Recht mi©brauchlich. 
Einige Frankfurter Bo rsenhandler entwickelten eine raffinierte Va- 
riante dieses Geschafts, indem sie bestimmte Aktien kurz vor dem 
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Dividendentermin kauften, zugleich aber dieselbe Menge an jungen, 
noch nicht gewinnberechtigten Aktien desselben Unternehmens 
verkauften. Beim Finanzamt machten sie dann Handelsverluste 
geltend, da zwischen den alten und neuen Papieren eine betrachtli- 
che Kursspanne lag. Den Schaden, der den Steuerbeho rden auf 
diese Weise entstanden ist, beziffern die Frankfurter Ermittler auf 
rund 100 Millionen Mark. 

§ die Arbitrage: Hier werden die kleinen Differenzen ausgenu tzt, die 
zwischen den Kursen eines Wertpapiers an den verschiedenen deut- 
schen oder internationalen Bo rsen auftreten. Ordert zum Beispiel 
der Kunde einer Bank 1000 Siemens-Aktien, dann kann es sein, da© 
das Papier in Frankfurt DM 750, in Mu nchen DM 748, in Du sseldorf 
DM 746 kostet. Der Handler versucht nun eine moglichst gro©e 
Stu ckzahl zum niedrigsten Kurs zu bekommen und erzielt so einen 
Durchschnittspreis von, sagen wir, DM 747,50. Dem Kunden aber 
berechnet er einen Kurs von DM 750 und streicht die Differenz zum 
tatsachlich bezahlten Preis selber ein. 

Alle diese zwielichtigen Transaktionen, die stets zu Lasten der nichts- 
ahnenden Bankkunden gehen, werden von den Geldhausern gedul- 
det, ja sogar noch gefo rdert. Auch wenn sie nach au©en hin immer 
wieder betonen, da© sie ihren Angestellten grundsatzlich alle Trans- 
aktionen zu Lasten der Bank oder des Kunden strikt untersagen 
wu rden, so haben sie intern bis heute nicht wirklich ernst gemacht mit 
dieser Absicht. Sie mu ©ten sonst ihren Wertpapierhandlern hohere 
Gehalter zahlen und sie, wie es in den USA langst u blich ist, an den 
Profiten beteiligen. In Deutschland hingegen werden die Handler 
immer noch relativ knappgehalten und du rfen dafu r beim sogenann- 
ten «Eigenhandelé  ihr Salar beliebig aufbessern. 

Pramien fu r Spielernaturen 

Das geht so weit, da© die Banken ihren Effektenhandlern gro©zu gige 
Kredite zur Verfu gung stellen, mit denen sie frohlich an der Bo rse 
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spekulieren du rfen. Bei der Dresdner Bank zum Beispiel bekommen 
Direktoren und Prokuristen Kredite bis zu einer halben Million Mark, 
rangniedere Angestellte noch bis zu 300000 Mark fu r Spekulationen 
an den Wertpapiermarkten. «In Deutschland wird von den Bo rsen- 
handlern geradezu erwartet, da© sie am Markt kraftig mitmischené , 
beobachtete die Wochenzeitung Die Zeit. 
Mit einem Jahresgrundgehalt von knapp 100000 Mark, das etwa ein 
25jahriger Handler bei einer Gro©bank bezieht, kann er freilich keine 
gro©en Spru nge machen, deshalb legt ihm die Bank oft schon beim 
Einstellungsgesprach nahe, wie er sich sein Zubrot verdienen kann. 
Da© dies in der Regel immer zu Lasten des Kunden geht, wissen beide 
Seiten, doch sie werden sich hu ten, dies offen auszusprechen. «Wahr- 
scheinlich kame ein Bonussystem die Banken teurer als die jetzige 
Regelungé , vermutete die Frankfurter Allgemeine. 
Das Milieu, in dem die Wertpapierhandler der Geldhauser agieren, 
lockt von vornherein eher risikofreudige Naturen an. Dies jedenfalls 
haben die Psychologen Peter Maas und Ju rgen Weibler von der Hoch- 
schule St. Gallen herausgefunden, als sie Zusammenhange zwischen 
Borsen und Psychologie (so der Titel ihrer Studie) erforschten. Dem- 
nach herrscht in den Bo rsenabteilungen der Geldhauser ein Typus vor, 
der in der Weltliteratur am besten von Fjodor Dostojewski beschrie- 
ben wurde, namlich der Spieler. Fast zwanghaft sucht er den «Kické , 
den ein Bungee-Springer oder Hochseilartist erleben mag, beim Bo r- 
senspiel mit hohem Einsatz. «Die Handler sind die Paradiesvogel, die 
selbst oft mit Verachtung auf die anderen Angestellten der Bank 
sehené , beobachtete Der Spiegel. Psychologe Maas brachte die Berufs- 
einstellung der Geldhandler auf die kurze Formel: «Die haben das 
Chaos im Kopf.é  
Von alledem ahnt der Bankkunde natu rlich nichts, wenn er im gedie- 
genen Ledersessel des Besprechungszimmers seinem Anlageberater 
gegenu bersitzt. Ihm erscheint die Bank als ein Ort des Vertrauens, wo 
u beraus seriose Menschen u beraus pfleglich mit seinem hart erarbei- 
teten Vermogen umgehen. Niemals wu rde ihm die Vermutung in den 
Sinn kommen, da© sich eine Horde verru ckter Spieler u ber sein Geld 
hermacht, sobald die Polstertu r hinter ihm ins Schlo© fallt. 
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Feines Ambiente fu r Reiche 

Mit Hingabe pflegen die Institute ihr Image vor allem bei den betuch- 
ten Kunden. Seit eine Studie der Bundesbank prognostiziert hat, da© 
in Deutschland bis zum Jahr 2000 rund 800 Milliarden an Geldvermo - 
gen, 700 Milliarden Immobilien und Lebensversicherungen im Wert 
von 400 Milliarden vererbt werden, blasen die Geldhauser zur Treib- 
jagd auf die Millionare von morgen. Anders als beim standardisierten 
Massengeschaft mit der Laufkundschaft, wo jede Schalterminute 
zahlt, scheuen sie bei der Hatz aufs kapitale Anlegerwild keine Mu he 
und keinen Aufwand. 
Fu r die Betreuung ihrer vermogendsten Klientel legten sich die gro- 
©en Institute feine Privatbanken zu, in denen die alten Meister an der 
Wand ebenso echt sind wie die Knu pfware aus Tabris oder Isfahan am 
Boden. In die stillen Gemacher, die die Wu rde von Jahrhunderten 
ausstrahlen, wird allerdings nur geleitet, wer der Bank einen ordentli- 
chen Reibach verspricht. Die Deutsche Bank zum Beispiel reicht so 
edles Wild nur dann an ihre Tochter «Grunelius Privatbankiersé  
weiter, wenn dieses mindestens fu nf Millionen Mark zur alsbaldigen 
Anlage mitbringt. Auch das feine Bankhaus Hardy & Co., voll im 
Besitz der Dresdner Bank, akzeptiert nur Kunden ab einem flu ssigen 
Bestand von fu nf Millionen. Beim altesten deutschen Bankhaus, Ge- 
bru der Bethmann, langst ein Anhangsel der Bayerischen Vereins- 
bank, werden schon Minimalmillionare willkommen gehei©en, sofern 
sie bereit sind, finanziell «die Hosen runterzulassené . 
Die Aufnahme in den elitaren Zirkel der Privatbankanleger beginnt 
namlich in der Regel mit einer umfassenden «Vermogensstruktur- 
analyseé , und die kostet schon mal ein Minimum von 5000, eher aber 
20000 Mark. Dafu r erhalt der Kunde freilich nicht viel mehr als einen 
Fragebogen, den er sorgfaltig auszufu llen hat und aus dem die Bank 
ersehen kann, wieviel Knete in welcher Anlageform ihrer kundigen 
Hand anvertraut werden soll. Die finanzielle Fu rsorge der feinen 
Finanzberater umfa©t neben dem Geldvermogen auch den komplet- 
ten Immobilienbestand, die laufenden Versicherungen und sogar die 
vorhandenen Kunstgegenstande nebst dem Schmuckkastlein der Ehe- 
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frau. Nur so, wenn sie das Eingemachte des Kunden vo llig im Griff 
haben, glauben die fu rsorglichen «Privatbanquiersé  das Beste fu r ihn 
bewirken zu konnen - und fu r sich natu rlich auch. 
Die Idee des umfassend informierten «Vermogensdoktorsé  stammt, 
wie viele Innovationen der Finanzbranche, aus den USA. Schon vor 
etwa 15 Jahren importierte sie der Mu nchner Edelmann Albrecht 
Graf Matuschka nach Deutschland und machte daraus einen florie- 
renden Finanzdienstleistungskonzern, der Anfang der neunziger Jah- 
re an der Inkompetenz des Grafen scheiterte. Die Grundidee jedoch 
war goldrichtig und verhalf den Vermogensverwaltern der Gro©ban- 
ken, nachdem die lastige Konkurrenz verschwunden war, zu schonen 
Zuwachsraten. 
Da© die Qualitat der offerierten Anlagekonzepte in einem auffallen- 
den Gegensatz zum feinen Ambiente der Bankhauser steht, erfuhr 
eine interessierte O ffentlichkeit spatestens durch die Studie der Euro- 
pean Business School (EBS) in Oestrich-Winkel. Professor Karl-Wer- 
ner Schulte schickte den Inhaber eines Sechs-Millionen-Mark-Vermo - 
gens zu den Anlageabteilungen der feinsten deutschen Geldhauser, 
um sie um eine Analyse seiner Bestande und Vorschlage einer Neu- 
strukturierung der Erbmasse zu bitten. Fazit: Die Analysten zockten 
bis zu 20000 Mark ab und rieten im u brigen vor allem dazu, den 
Immobilienbestand zugunsten von Wertpapieren abzubauen. Klar: 
An der Umschichtung von Wertpapieren verdient die Bank, an deren 
Ertragen der Fiskus, an den Immobilien aber nur der Eigentu mer. 
Deshalb sind Immobilien aus der Sicht der Banker natu rlich eine 
schlechte Anlage, auch wenn sie ihrem Besitzer neben der markt- 
u blichen Rendite einen hohen Wertzuwachs und Steuervorteile be- 
scheren. 
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Bankenlobby entscharft das Gesetz 

Wenn die Banker Besserung geloben, wenn sie sich von offensichtlich 
unfahigen oder kriminellen Mitarbeitern trennen, wenn sie verbesser- 
te Sicherheitssysteme installieren, um die Einhaltung der gesetzlichen 
Spielregeln zu gewahrleisten, dann treiben sie damit nicht mehr als ein 
wenig Oberflachenkosmetik, um den Gesetzgeber und die Justiz von 
allzu strengen Eingriffen in ihre gigantische Maschinerie abzuhalten. 
Nach dem gro©en Frankfurter Bo rsenskandal tonte zum Beispiel 
Hilmar Kopper von der Deutschen Bank: «Wer gegen Insiderregeln 
versto©t, geho rt in den Knasté , doch wenig spater verkaufte Deutsch- 
lands gro©tes Geldhaus seinen Kunden ungeniert die Aktien der 
Sachsenmilch AG, die ihnen bald darauf so sauer aufstie©en. So ist 
auch die Einrichtung eines «Compliance Officersé  in der Zentrale der 
Deutschen Bank nicht mehr als eine schone Geste, die die aufgebrach- 
ten Anleger beruhigen soll. 
Nach amerikanischem Vorbild soll dieser Compliance Officer dafu r 
sorgen, da© sich Bankmitarbeiter nicht mehr auf Kosten der Kunden 
bereichern. Doch dafu r gibt es ja bereits die Revisionsabteilung, und 
wenn die gut funktionierte, ware die zusatzliche Stabsstelle, besetzt 
mit dem hochrangigen Manager Dieter Eisele und 50 Mitarbeitern, 
eigentlich u berflu ssig. Eisele ist dem Vorstand Ullrich Weiss unter- 
stellt und soll zum Beispiel dafu r sorgen, da© Konflikte zwischen den 
einzelnen Bankressorts (zum Beispiel Vermogensverwaltung und Be- 
teiligungen oder Kredite und Eigenhandel) nicht auf dem Ru cken der 
Kunden ausgetragen werden. Doch die unsichtbaren Mauern zwi- 
schen den Abteilungen («Chinese Wallsé ) sind nach wie vor hochst 
durchlassig, wie verschiedene Vorfalle in ju ngster Zeit bewiesen. 
Mit List und Tu cke verhinderte die Bankenlobby bis zuletzt auch ein 
wirklich scharfes Insidergesetz. Die Experten der Kreditwirtschaft 
dokterten so lange an dem Entwurf des Bundesfinanzministeriums 
herum, bis zum Beispiel das u ble Dividendenstripping wieder erlaubt 
war. «Ein zahnloser Tigeré , kritisierte Hans-Joachim Schwarze, Vor- 
sitzender des Arbeitskreises Insiderrecht. Und wenn das Gesetz dem- 
nachst wirksam werden sollte, fehlt noch immer eine Beho rde, ver- 
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gleichbar der amerikanischen SEC, die ihm auch in der Praxis zur 
Geltung verhelfen konnte. Denn ohne bestens geschulte U berwa- 
chungsbeamte, die die Tricks der Finanzartisten ebenso beherrschen 
wie die Ermittlungsmethoden der Kripo, sind die immer komplizierter 
werdenden Transaktionen in den Geldhausern und an den Wertpa- 
piermarkten nicht zu kontrollieren. Daran denkt Bonn freilich eben- 
sowenig wie an einen wirksamen Schutz der Bankkunden gegenu ber 
der primitiven Abzockerei in den Schalterhallen. 

Ein zahnloser Tiger 

Geschickt nahmen die Banken der Initiative von Verbraucherschutz- 
verbanden den Wind aus den Segeln, indem sie zum Beispiel einen 
«Ombudsmanné  als Schiedsrichter installierten. Dieser Leo Parsch, 
ehemaliger Prasident des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs, wird 
von den Banken bezahlt und soll ihnen lastige Prozesse vom Leib 
halten. «Entsprechende Urteile sind seltené , bestatigte Der Spiegel: 
«Das liegt unter anderem daran, da© Kreditinstitute vor Gericht gerne 
einen Vergleich abschlie©en, wenn die Chancen nicht gut stehen. 
Vergleiche werden in der juristischen Fachliteratur nicht vero ffent- 
licht, das Publikum erfahrt nichts von den Prozessen. Und so kommen 
andere Anleger nicht auf den Gedanken, da© sie, bei miserabler 
Beratung, mit guten Aussichten ihre Bank verklagen konnen.é  
Von den 900 Beschwerdefallen, die im ersten Jahr seines Wirkens auf 
den Tisch des Ombudsmanns gelangten, wurden 600 mit Vergleich 
erledigt. Auch der Mu nchner Wirtschaftsanwalt Michael-Christian 
Ro ssner, der viele geprellte Bankkunden vertritt, bestatigt: «In 80 
Prozent der Falle schlie©en wir einen Vergleich.é  Nur zu genau wissen 
offenbar die Geldabgreifer in den Instituten, da© derlei Prozesse Staub 
aufwirbeln und deshalb schlecht fu rs Geschaft sind. Ro ssner: «Nur 
wenn die Bank glaubt gute Karten zu haben, zieht sie das Verfahren 
durch alle Instanzen.é  
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4. 

Die Fluchthelfer 

Besonders schlechte Karten haben deutsche Geldanleger dann, wenn 
sie unversteuertes Geld einer Bank im Ausland anvertrauten. Denn 
dann konnen sie sich kaum wehren, wenn das Ersparte, statt sich zu 
mehren, unter den raffgierigen Fingern cleverer Vermogensverwalter 
immer weniger wird. Schwarzgeldbesitzer sind, weil sie den Zugriff des 
Fiskus mehr fu rchten als den der Banken, die idealen Opfer fu r die 
Abzocker der Finanzbranche. So blu ht das Milliardengeschaft mit den 
deutschen Steuerflu chtlingen rings um die Nation, von Luxemburg bis 
Liechtenstein. 
Die Beute, um die es geht, kann sich sehen lassen: seit Bundesfinanz- 
minister Theo Waigel im November 1991 seine «Zinsabschlagsteueré  
anku ndigte, ergo© sich ein breiter Kapitalstrom von mehreren 100 
Milliarden Mark u ber die Staatsgrenzen. Das bis dahin auf Zweit- und 
Drittkonten, in Schlie©fachern oder hauslichen Schreibtischen gebun- 
kerte Bare versuchte eilends dem Zugriff der Finanzamter zu entkom- 
men und landete deshalb auf Konten in Landern, die zwar ein wasser- 
dichtes Bankgeheimnis, aber keine Besteuerung der Zinseinku nfte 
kennen. 
Nicht zuletzt der Geldsegen aus Deutschland bescherte Anrainerstaa- 
ten wie O sterreich, der Schweiz, dem Fu rstentum Liechtenstein oder 
dem Gro©herzogtum Luxemburg Bankensysteme, die gro©er und 
leistungsfahiger sind, als es die Volkswirtschaften dieser Lander erfor- 
derten. Verdienten sich zunachst ausschlie©lich die auslandischen 
Institute eine goldene Nase an der D-Mark-Lawine, so mischen seit 
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ein paar Jahren die deutschen Geldkonzerne verstarkt und kraftig 
mit. 
In Luxemburg zum Beispiel, der wohl umsatzstarksten D-Mark- 
Fluchtburg, haben die Teutonen die heimischen Banken weitgehend 
in den Hintergrund gedrangt. Nahezu jedes gro©ere deutsche Geld- 
haus ist im Gro©herzogtum mit eigenen Filialen und Tochtern ver- 
treten. Mit protzigen Neubauten demonstrierten Institute wie die 
Deutsche Bank, die Bayerische Landesbank oder die Mu nchner 
Hypo-Bank ihre Prasenz, und bei einem Stadtbummel bleiben den 
germanischen Steuerflu chtlingen selbst die Tu rschilder von Mini- 
Instituten wie der «Volksbank Baden-Baden Rastatt eGé  nicht ver- 
borgen. 
Auch in das Geldgewerbe O sterreichs und der Schweiz haben sich die 
deutschen Finanzkonzerne langst eingekauft. So zog sich die Bayeri- 
sche Vereinsbank das Wiener Bankhaus Scho ller an Land und betei- 
ligte sich mit 50 Prozent an der Zu rcher Bank von Ernst, und die 
Deutsche Bank schlie©lich ero ffnete am Bleicherweg gar unter ihrem 
eigenen Namen eine Dependance, um beim Spiel ohne Grenzen da- 
beizusein. 

Organisierter Kapitalexport 

Langst haben die Geldhauser den Kapitalexport zum Leidwesen des 
Bundesfinanzministers perfekt organisiert. Der Bankkunde mu© nicht 
mehr, wie noch in den spaten Siebzigern, mit dem gebu ndelten Baren 
im Aktenkoffer u ber die Grenze, um es am auslandischen Bankschal- 
ter einzuzahlen. Es genu gt nun, wenn er zu Hause der Bank den 
Auftrag gibt, das aus dem Schlie©fach geholte Bu ndel diskret nach 
Luxemburg zu transferieren. Fast immer wird die Bank einen Weg 
finden, vorausgesetzt, der Betrag ist gro© genug, das Schwarzgeld 
diskret u ber die Grenze zu schaffen. 
Die Deutsche Bank zum Beispiel arbeitet eng mit dem Versandunter- 
nehmen DHL zusammen, und auch die anderen Institute bedienen 
sich professioneller Geldtransporteure wie Securitas, Protectas oder 
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Curos, damit die Scheine sicher an ihren Bestimmungsort gelangen. 
Antrage auf Ero ffnung eines Luxemburger Kontos liegen in den 
gro©eren Filialen aus, und gute Kunden erhalten nicht selten den 
fu rsorglichen Rat, bei U berweisungen nur die Luxemburger Konto- 
nummer, nicht aber den eigenen Namen einzutragen. Bei einer Be- 
triebspru fung kann so nicht festgestellt werden, von wem das Geld ins 
Ausland u berwiesen wurde. Die organisierte Steuerfluchthilfe der 
Banken hat inzwischen auch Staatsanwaltschaften und Steuerfahnder 
alarmiert. Mitte Januar 1994 durchsuchten Dutzende von Beamten 
Geschaftsraume der Dresdner Bank in Frankfurt und Du sseldorf und 
stellten waschkorbweise Unterlagen sicher. Der Leitende Oberstaats- 
anwalt Jochen Ruhland vermutet, da© die «Dresdneré  Millionen un- 
versteuerter Gelder auf Nummernkonten ihrer Luxemburger Toch- 
tergesellschaft transferierte. 
Sind die Scheine in der Oase angekommen, werden sie sorgfaltig 
gepru ft, geglattet und umgehend nach Deutschland zuru ckgeschickt, 
denn die Masse der 500- oder 1000-Mark-Scheine u berfordert nicht 
nur die Logistik der Luxemburger Bankfilialen, sondern auch die der 
Notenbank im Gro©herzogtum. Deshalb werden sie umgehend u ber 
grenznahe Zweigstellen der Bundesbank wieder in den deutschen 
Geldverkehr eingefadelt. 
Skrupel wegen ihrer massiven Beihilfe zur Steuerflucht plagen die 
Manager der Banken und Sparkassen offenbar nicht. Solange Bonn, 
die EG und die Regierungen der Oasenlander ihnen die Moglichkeit 
lassen, im grenzu berschreitenden Geldverkehr einen Riesenreibach 
zu machen, werden sie diese Chance bis zum letzten Pfennig nu tzen. 
Doch die vielen tausend Geldanleger, die ihr Erspartes vor dem Fiskus 
in Sicherheit zu bringen trachten, sollten sich nicht der Illusion hinge- 
ben, da© sie von den Banken wirklich beschu tzt werden. 
Sobald die europaischen Bundesgenossen in ihrer Finanznot Ernst 
machen mit der Absicht, die Steuerflucht zumindest innerhalb der EG 
zu verhindern, werden die Banken ohne zu zogern ihre Kontostande 
und Kundenlisten preisgeben. Besonders gefahrdet ist das Fluchtgeld 
in Luxemburg, denn die EG-Partner drangen immer ungeduldiger auf 
eine «Harmonisierungé  der Kapitalertragssteuern. Das Gro©herzog- 
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tum wird deshalb wohl bald eine 15prozentige Quellensteuer auf 
Zinsertrage einfu hren und damit dem Kapitalexport aus Deutschland 
viel von seinem Charme nehmen. 

Teurer Auszug aus Luxemburg 

Und so, wie sie ihre Konten schon bei Ero ffnung eines Luxemburg- 
Kontos abkassierten, ru sten sich die deutschen Geldhauser bereits fu r 
die zweite Runde im eintraglichen Spiel: der Auslagerung. Wenn die 
mehreren 100 Milliarden Mark Fluchtgelder aus dem Gro©herzogtum 
abgezogen und auf weniger gefahrdete Oasen wie die Kanalinseln 
Guernsey, Jersey und Sark oder auch auf die alpenlandischen Flucht- 
burgen verteilt werden, gibt es wieder etwas zu verdienen. Schon bei 
der Auflo sung eines relativ kleinen Vermogensdepots (50000 Mark 
Bargeld und 150000 Mark in verschiedenen Aktien) errechnete das 
Nachrichtenmagazin Focus Kosten von bis zu 2000 Mark. Schon jetzt 
langen die Geldhauser in den Steueroasen und Fluchtburgen so zu, 
da© der Exodus fu r viele Steuerflu chtlinge in einem finanziellen De- 
saster endete. Drei Umstande trugen dazu bei: erstens die brutale 
Gebu hrenschinderei, zweitens eine vor allem an den Gewinninteres- 
sen der Institute orientierte Anlagepolitik, drittens das Wissen um die 
Erpre©barkeit der Schwarzgeldkunden. 
Dazu ein paar Zahlen: Allein im kleinen Gro©herzogtum Luxemburg 
versuchen sich 213 Banken - davon 63 deutsche - an den Anlegern 
schadlos zu halten. Sie steigerten 1992 ihren Gewinn um erstaunliche 
18,6 Prozent auf insgesamt 1,3 Milliarden Mark. Wie solche Ertrage 
zustande kommen, wird deutlich, wenn man sich die Kosten einzelner 
Geldtransaktionen ansieht. 
Da verlangt zum Beispiel die DG Bank ungeniert fu nf Prozent des 
Wertes, mindestens aber DM 75, wenn ein Kunde ein paar Aktien oder 
Anleihen am Schalter zu Bargeld machen mochte, sofern die Papiere 
nicht aus dem eigenen Haus stammen. Die Berliner Bank gar kassiert 
bei solchen Transaktionen mindestens DM 100 und gibt sich dafu r mit 
drei Prozent der Anlagesumme zufrieden. Noch teurer ist die Landes- 
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bank Schleswig-Holstein, die bei der Einlo sung von Fremdanleihen 
wucherische zehn Prozent oder mindestens DM 200 pro Vorgang fu r 
sich abzweigt. 
In der vermeintlichen Steueroase kostet jede Dienstleistung extra. 
Allein fu r die Einrichtung eines Nummernkontos zahlt der Kunde bei 
der Dresdner Bank DM 420 und bei der Commerzbank gar DM 600. 
Die Kosten fu r die Verwaltung eines Wertpapierdepots summieren 
sich, einschlie©lich falliger Transaktionen und Couponeinlo sungen, 
leicht auf 10000 Mark im Jahr. Und wer der freundlichen Oase den 
Ru cken kehrt, wird noch mal kraftig abkassiert: etwa durch zusatzliche 
Gebu hrenaufschlage, wenn er sein Geld in US-Dollar oder Schweizer 
Franken statt in der Landeswahrung mitnimmt, wenn er sich seine 
Wertpapiere in effektiven Stu cken ausliefern la©t, auf telegraphischen 
U berweisungen besteht oder sein Geld an einen anderen Empfanger 
transferiert. 

Steuerflu chtlinge werden abkassiert 

Noch mehr bluten mu ssen jene Bankkunden, die den Verlockungen 
der eifrig werbenden Luxemburger Investmentfonds erlegen sind. Bis 
Ende 1993 sammelten sich in den Topfen der Fondsgesellschaften 
nicht weniger als 450 Milliarden Mark an, und die Verwaltung dieser 
Gelder lassen sich die Luxemburger Fondsmanager teuer bezahlen. 
Obwohl sie keineswegs bessere Ergebnisse vorzuweisen haben, kas- 
sieren die Lux-Fonds Jahresgebu hren, die um etwa 50 Prozent hoher 
sind als jene ihrer deutschen Pendants. 
Der von einer Tochter der Dresdner Bank gemanagte Fonds DIT- 
LUX Vario Garantie zum Beispiel kostet erst mal drei Prozent Aus- 
gabeaufschlag, ferner 1,5 Prozent jahrliche Verwaltungsgebu hren, 
schlie©lich mu© der Kaufer auch noch einen Abschlag beim Ru cknah- 
mepreis hinnehmen, sofern er seine Zertifikate vor Ende 1996 zu 
Bargeld machen mochte. 
Wohin der Steuerflu chtling sich auch wendet, ob nach Norden, Su den 
oder Westen - u berall warten gierige Geldkassierer. Vor allem, wenn 
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der Anlagetourist Bares mitbringt, wird er kraftig zur Ader gelassen. 
Die Schweizer zum Beispiel, um verdienstvolle Ideen nie verlegen, 
zweigen sofort bei der Einzahlung ein halbes Prozent fu r sich ab, 
mittlerweile folgten die meisten o sterreichischen Banken dem un- 
ru hmlichen Vorbild. Die Bar-Bu©e hei©t bei den Alpenlandern «Per- 
teé  oder «Agioé  und wird erhoben fu r die Mu hsal des Geldzahlens. 
Die Freundlichkeit, fremde Wertpapiere ins Depot des Kunden ein- 
zustellen, lassen sie sich ungeniert mit DM 120 pro Titel bezahlen. Von 
einem eingelosten Zinscoupon schneiden sie drei Prozent des Nenn- 
wertes fu r sich ab. Die Minimalgebu hr fu r die Verwaltung eines 
Depots betragt 250 Frankli im Jahr, jeder Kauf oder Verkauf eines 
Papiers steht mit 100 Frankli zu Buch. Bei solchen Durchschnittssat- 
zen fragte sich schon mancher Kunde, ob Theo Waigels Steuerzugriff 
nicht doch das kleinere U bel war. 
Das viele Geld, das die steuermu den Deutschen u ber die Grenze 
karrten - von Ende 1991 bis Ende 1993 waren es mindestens 150 
Milliarden Mark -, ist fu r die Oasenlander langst die wichtigste Ein- 
nahmequelle geworden. Zumindest Luxemburg, die Schweiz und 
Liechtenstein verbuchen bereits hohere Einku nfte aus Finanzgeschaf- 
ten als aus dem Tourismus. Aber auch fu r Danemark, die Niederlande 
und O sterreich wird das deutsche Fluchtkapital zu einer immer wich- 
tigeren Stu tze ihrer Volkswirtschaften. 
Zehntausende gut ausgebildeter Bankkaufleute leben in den europa- 
ischen Anrainerstaaten bereits von der Substanz der steuermu den 
Deutschen. Und nicht wenige von ihnen versuchen nach Kraften, fu r 
sich noch ein wenig mehr herauszuholen, als ihnen rechtma©ig zusteht. 
Weil sie wissen, da© die auslandischen Kunden haufig wehrlos sind 
(wenn sie Schwarzgeld gebunkert haben), mischen sie die ihnen an- 
vertrauten Depots so kraftig durcheinander, da© am Ende keine Wert- 
zuwachse, dafu r aber jede Menge Gebu hren anfallen. 
Eine Mu nchnerin zum Beispiel, Exfrau eines reichen Industrieerben, 
brachte ihre sieben Millionen Mark Abfindung zu einer o ster- 
reichischen Bank und ero ffnete dort ein Wertpapierdepot. Verwalten 
lie© sie es indes vom Leiter einer Mu nchner Commerzbank-Filiale, bei 
der sie bisher schon ein Girokonto unterhielt. Der erfahrene Banker 
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brauchte nur zwei Jahre, um das Depot auf ein Zehntel des ur- 
spru nglichen Wertes abzuschmelzen. Bei der Suche nach dem ver- 
lorenen Kapital stie© die Mu nchnerin auf die verwegensten Transak- 
tionen mit japanischen Optionsscheinen, amerikanischen Penny 
Stocks und marktengen Aktien. Bei genauerem Hinsehen stellte sich 
heraus, da© der Verwalter bei derselben Bank noch ein zweites Konto 
auf eigenen Namen unterhielt, mit dem er ebenfalls wild spekulierte. 
Gewinne aus den Transaktionen beider Konten lenkte er in die eigene 
Taschen, mit den Verlusten hingegen belastete er vor allem das Konto 
seiner Mandantin. 

Millionenverluste in Zu rich 

Auch zahlreiche Kunden der Zu rcher Bank von Ernst & Cie. AG 
(BvE), die bis April 1993 als Wirtschafts- und Privatbank Zu rich 
(WPZ) firmierte, haben Grund, sich u ber verblu ffende Wertverluste 
ihrer Depots zu beklagen. Sie hatten ihr Geld einem Vermogensver- 
walter namens Ju rg Walker anvertraut, dessen Spezialitat die Mani- 
pulation marktenger Papiere war. Darunter versteht man Aktien, von 
denen an der Bo rse nur eine relativ geringe Stu ckzahl gehandelt wird, 
so da© sich ihr Kurs fast nach Belieben beeinflussen la©t. 
Nach einem geglu ckten Coup mit Aktien der deutschen AVA Allge- 
meine Handelsgesellschaft der Verbraucher AG begann Walker Ende 
1989 mit den Papieren der in Florida beheimateten Firma College 
Bound Inc. zu dealen. Auf Rechnung seiner vermogenden Kunden 
kaufte er so viele College-Bound-Papiere, da© der Kurs innerhalb 
eines Jahres von 44 Cents um das Zehnfache auf US-$ 4,40 hoch- 
schnellte. 
Der wahnwitzige Kursanstieg des kleinen Unternehmens, das Schu ler 
und Studenten auf die Aufnahmepru fungen an amerikanischen Uni- 
versitaten vorbereitete, fiel selbst dem renommierten Finanzblatt Bar- 
ron's auf, das im April 1991 einen kritischen Bericht u ber College 
Bound vero ffentlichte. Weil Walker und andere Mitarbeiter der WPZ, 
an der damals schon die Bayerische Vereinsbank mit 50 Prozent 
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beteiligt war, weiter flei©ig College-Bound-Aktien kauften, schnellte 
der Kurs im Sommer bis auf gut 23 Dollar empor. 
Nun wurde auch die amerikanische Bo rsenaufsicht mi©trauisch, und 
schlie©lich erschien im Wirtschaftsmagazin Business Week ein kriti- 
scher Bericht, aus dem hervorging, da© die College-Bound-Seminare 
schlecht besucht waren und die Geschafte dieser Firma einen solch 
abenteuerlichen Bo rsenkurs keinesfalls rechtfertigten. Dennoch 
warnte die WPZ ihre Kunden noch immer nicht vor dem luftigen 
Spekulationspapier, sondern riet in manchen Fallen noch zu Zu- 
kaufen. 
Im April 1992 schlie©lich setzte die SEC den Handel mit diesen Aktien 
aus, und kurz darauf meldete College Bound den Konkurs an. Obwohl 
bis Ende 1991 Wandelanleihen der obskuren Firma in Hohe von 24 
Millionen Dollar bei der Kundschaft plaziert und rund 7,5 Millionen 
Stammaktien im Wert von 100 Millionen Dollar gehandelt wurden, 
konnte der Konkursverwalter gerade noch 2,5 Millionen Dollar zu- 
sammenkratzen. 
Viele WPZ-Kunden, von denen einige den Empfehlungen der Baye- 
rischen Vereinsbank gefolgt waren, mu©ten empfindliche Verluste 
hinnehmen, wahrend Kundenberater Walker, nach Darstellung der 
Wirtschaftswoche, «gigantische Kursgewinne einstriché . Auch ein an- 
derer Vermogensverwalter dieser Bank namens Markus Crameri, der 
den Investmentfonds «Wega 9é  managte, bescherte seinen Kunden 
Millionenverluste. Die beiden Muttergesellschaften der Zu rcher 
Skandalbank, namlich die Bayerische Vereinsbank in Mu nchen und 
der CA Creditanstalt Bankverein in Wien, machten bis heute keine 
Anstalten, die geprellten Anleger zu entschadigen. Statt dessen gaben 
sie der WPZ lediglich einen neuen Namen. 
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Trickreicher Deal mit Dublin 

Das Geschaft mit den Steuerflu chtlingen ist fu r die deutschen Kredit- 
institute mittlerweile einer der zuverl assigsten Gewinnfaktoren ge - 
worden. Denn ein erheblicher Teil der gesch atzten sieben bis zehn  
Milliarden Mark, die dem deutschen Fiskus an Steuern auf Zinsertrage 
entgehen, landet u ber Gebu hren, Provisionen und Gewinnanteile in  
den Kassen der deutschen Geldinstitute. Wie hoch ihre Gewinne aus  
dem Steuerfluchtgeschaft sind, la©t sich nur ahnen. So lie© sich die 
Deutsche Bank 1993 von ihrer Luxemburger Tochter satte 30 Prozent 
Dividende u berweisen, und Dresdner -Bank-Chef Ju rgen Sarrazin 
kno pfte seiner Filiale im Gro ©herzogtum stramme 291 Millionen  
Mark ab. 
Bekampfte die Finanzbranche einst die Bonner Quellensteuerpl ane 
bis aufs Messer, so vollfu hrte sie nach deren vom Bundesgerichtshof 
erzwungenen Einfu hrung blitzschnell eine Kehrtwendung und orga- 
nisierte den Abflu© des Kapitals im gro©en Stil. Und solange die  
Institute mit der Steuerflucht risikolos Milliardengewinne scheffeln,  
versuchen sie die Bem u hungen der EG-Beho rde zu unterlaufen, die 
fu r eine einheitliche Besteuerung der Kapitalertr age in ihren Mit - 
gliedslandern sorgen will. 
La©t sich jedoch eine EG -weite Zinssteuer nich t mehr verhindern, 
dann werden sie die Fluchtgeldlawine eben in neue Oasen lenken und 
daran wiederum klotzig verdienen. Schon heute wird zum Beispiel  
jeder Kunde, der am Luxemburger Bankschalter Tafelgeschafte ma- 
chen und seine Zinscoupons einlo sen mo chte, mit seinen perso nlichen 
Daten im Bankcomputer erfa©t. Per Gerichtsbeschlu© kann die deut- 
sche Steuerfahndung jederzeit auf diese Daten zuru ckgreifen. Wie in 
der Schweiz ist also auch das Bankgeheimnis in Luxemburg bereits  
durchlo chert, und die von der Bank so vielgepriesene Anonymitat, die 
deutsche Steuerflu chtlinge so schatzen, ist langst nur noch eine Farce. 
Wie trickreich die deutschen Banken Bonner Steuerpl ane zu unter- 
laufen pflegen, wenn ihre Interessen auf dem Spiel stehen, zeigt der  
Deal mit Dublin. Die Republik Irland ist, obwohl ebenfalls EG-Mit- 
glied, als Steueroase seit langem bekannt. Die Abgabenfreiheit auf der 
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gru nen Insel schatzten nicht nur westdeutsche Unternehmer wie Max 
Grundig, die dort kraftig subventionierte Produktionsstatten hochzo- 
gen, sondern auch sensible Ku nstler wie der Schriftsteller Heinrich 
Bo ll, der dort seine Honorare weitgehend steuerfrei genie©en durfte. 
In den letzten Jahren freilich erfreute sich Irlands Hauptstadt Dublin, 
als Schauplatz des Kultromans Ulysses von James Joyce bei den 
Literaten in aller Welt geschatzt, vor allem des Interesses der deut- 
schen Vermogensverwalter. Denn seit die irische Regierung mit dem 
IFSC (International Financial Services Center) auf dem alten Dubli- 
ner Hafengelande eine Steueroase fu r Vermogenstransaktionen 
schuf, lie©en sich rund 160 Banken, Versicherungsgesellschaften und 
Vermogensverwalter nieder, die im Auftrag einer internationalen 
Kundschaft Milliardenbetrage auf die Insel lenkten. 
Deutsche Gro©aktionare, darunter die namhaftesten Konzerne, lie- 
©en sich ihre Dividenden nach Irland u berweisen, zahlten dort nur 
zehn Prozent Steuern und transferierten das Geld dann steuerfrei 
wieder nach Deutschland zuru ck. Als Bonn, um das Schlupfloch zu 
stopfen, das Au©ensteuergesetz anderte und ab 1. Januar 1993 Anla- 
gegewinne aus sogenannten Niedrigsteuerlandern voll der deutschen 
Steuer unterwarf, machten die Chefs dreier deutscher Gro©banken 
mit der irischen Regierung einen interessanten Deal. 
Weil Irland nur zehn Prozent Zinssteuer verlangte, zahlt es nach der 
Bonner Definition zu den Niedrigsteuerlandern. Flugs u berredeten 
Wolfgang Roller (Dresdner Bank), Martin Kohlhausen (Commerz- 
bank) und Albrecht Schmidt (Bayerische Vereinsbank) die irische 
Regierung, ihre Steuergesetze um einen interessanten Zusatz zu be- 
reichern. Demnach du rfen die in der Vermogensverwaltung tatigen 
deutschen Geldhauser in Irland «auf eigenen Wunsché  mit einer 
hoheren als der u blichen zehnprozentigen Steuer belastet werden. De 
facto bedeutete dies, da© Irland fu r die Deutschen zum Hochsteuer- 
land erklart wurde, ohne da© die hoheren Steuern tatsachlich anfielen. 
Nach wie vor sind also die in Irland anfallenden Ertrage fu r den 
deutschen Fiskus tabu. 
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5. 

Die Geldwascher 

Nirgendwo sonst zeigt sich die heuchlerische Doppelmoral des Kre- 
ditgewerbes deutlicher als beim derzeit wohl brisantesten Bankenthe- 
ma, der Geldwasche. An dem an sich banalen Vorgang, Gewinne aus 
kriminellen Geschaften in den Geldkreislauf der Volkswirtschaften 
einzuschleusen, verdienen Banken in aller Welt Millionensummen. 
Ohne die Hilfe von Geldinstituten waren die international operieren- 
den Verbrecherorganisationen, von der Cosa Nostra in Las Vegas bis 
zum Drogenkartell in Cali, langst zahlungs- und handlungsunfahig. 
Das wurde von vielen Staaten fru her toleriert. 
Als der Drogenkonsum in den nordamerikanischen Gro©stadten 
u berhandnahm und mit normalen polizeilichen Mitteln nicht mehr 
erfolgreich bekampft werden konnte, entwickelten die Spezialisten 
der DEA (Drug Enforcement Administration) die Idee, die gro©en 
Dealer und Erzeugerringe an ihrer empfindlichsten Stelle zu treffen, 
namlich beim Geld. Zusammen mit dem Drogendepartment vom FBI 
verlagerten die DEA-Fahnder den Schwerpunkt ihrer Arbeit vom 
Rotlicht- ins Bankenviertel. 
Mit ausgeklu gelten Computerprogrammen, ahnlich denen der Bo r- 
senaufsichtsbeho rde SEC, durchkammten die von der US-Regierung 
mit weitgehenden Vollmachten ausgestatteten Spezialabteilungen der 
Antidrogenbeho rde die Kontenbewegungen unzahliger Firmen und 
Privatpersonen, um dem immer breiter werdenden Strom von Dro- 
gengeldern auf die Spur zu kommen. Da sie beim Aufspu ren illegaler 
Dollarpipelines recht erfolgreich waren, verlagerten die Verbrecher- 
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Kartelle ihre Geldwaschanlagen immer haufiger nach Europa und 
Su dostasien. 
Gerieten zunachst vor allem die amerikanischen Filialen der Schwei- 
zer Gro©banken ins Visier der Schwarzgeldfahnder, so spu rten diese 
bald auch verdeckte Kapitalstrome auf, die nach Luxemburg, London, 
Frankfurt, Du sseldorf und Hamburg fu hrten. Als «Hausbank des 
Verbrechensé  wurde schlie©lich die in London und Luxemburg resi- 
dierende BCCI (Bank of Credit & Commerce International) identifi- 
ziert. 
Als die hauptsachlich von arabischen Investoren betriebene Bank 
1991 in einer spektakularen Milliardenpleite zusammenbrach, war das 
viele Schwarzgeld, das u ber die BCCI-Konten gelaufen war, langst in 
tausenderlei Kanale versickert. Und viele dieser Kanale fu hrten die 
amerikanischen Drogengeldfahnder nach Old Germany. Die sehr 
konkreten Hinweise amerikanischer Beho rden und massiver politi- 
scher Druck aus Washington zwang die Deutschen schlie©lich zum 
Handeln. 

Drogengelder auf deutschen Konten 

Hatte das deutsche Kreditgewerbe zuvor jahrelang das Geldwasche- 
problem zu verharmlosen versucht, so mu©ten nun, wohl oder u bel, 
sichtbare Konsequenzen gezogen werden. Doch noch immer sperrte 
sich die Lobby der Geldhauser gegen wirklich einschneidende Refor- 
men. Erst als auch das Bonner Finanzministerium, im Verein mit der 
Steuerfahndung wie dem Bundeskriminalamt (BKA), ein gesteigertes 
Interesse an der Aufspu rung schwarzer Kassen bekundete, bequemte 
sich die Bundesregierung schlie©lich zum Erla© eines «Gewinnauf- 
spu rungsgesetzesé . 
Bis zuletzt versuchten die Interessenvertreter der Finanzwirtschaft 
freilich, das Gesetz so zu verwassern, da© sie sich ihrer Kundschaft 
gegenu ber als Verteidiger des Bankgeheimnisses prasentieren konn- 
ten. Tatsachlich sind mit dem neuen Gesetz weniger die raffinierten 
Manipulationen der professionellen Geldwascher zu stoppen, viel 
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eher bleiben in seinen weit geknu pften Maschen allzu naive Schwarz- 
geldkassierer aus dem bodenstandigen Mittelstand hangen. 
Die beiden wichtigsten Vorschriften des neuen Gesetzes verpflichten 
die Mitarbeiter der Banken dazu, jeden Kunden, der mehr als 25000 
Mark Bares einzahlen mochte, zu identifizieren und seinen Namen 
festzuhalten. Au©erdem sollen sie verdachtige Kontenbewegungen an 
die Zentrale melden. Geldwascher gro©en Stils freilich lassen sich 
dadurch kaum beeindrucken, denn die verfu gen langst u ber grenz- 
u berschreitende Netzwerke von Firmen der verschiedensten Art, u ber 
die sich vo llig unverdachtig taglich viele Millionen Mark in den legiti- 
men Geldkreislauf einspeisen lassen, ohne da© dies irgendeinem sub- 
alternen Bankangestellten auffallen mu ©te. 
Vorbei sind die Zeiten, in denen zum Beispiel das kolumbianische 
Kokainkartell jahrelang ganz ungetarnt Millionen u ber Konten bei 
den Commerzbank-Filialen in Hannover-Vahrenwald wie im ostfrie- 
sischen Leer laufen lie©, zu denen international gesuchte Gangster- 
bosse wie Gerardo Moncada oder Carlos Hernandez Salinas Zugang 
hatten. Nachdem das BKA in Wiesbaden, vom amerikanischen FBI 
informiert, die Commerzbank-Connection aushob, spielte der Hanno- 
veraner Filialleiter Ju rg Mo ller den Ahnungslosen, obwohl die Gelder, 
insgesamt 6,5 Millionen Dollar, aus dem damaligen Dealerparadies 
Panama stammten. 
Da© Renommieradressen des deutschen Geldgewerbes tief in die 
Geschafte der internationalen Verbrecherkartelle verwickelt sind, 
wissen auch die Wiesbadener Schwarzgeldfahnder seit langem. So lie© 
einer der Drahtzieher des kolumbianischen Drogenkartells, der 1990 
erschossene Gonzalo Rodriguez Gacha, u ber diverse Scheinfirmen 
zweistellige Millionenbetrage bei den Luxemburger Tochtern der 
Deutschen Bank, der Dresdner Bank und der BfG parken. 
Besonders gern bedienten sich die su damerikanischen Drogenbarone 
offenbar der Deutsch-Su damerikanischen Bank in Hamburg, einer 
Tochter der Dresdner Bank. Im April 1989 wollte das BKA, wieder 
auf den Tip amerikanischer Kollegen hin, das Konto Nummer 
131 77500 400 pfanden lassen, auf dem rund 16 Millionen Drogendollar 
lagen. Ein Hamburger Richter freilich vereitelte den Zugriff, indem 
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er eine bereits in Auftrag gegebene U berweisung an die Schweizeri- 
sche Bankgesellschaft zulie©. 

Die Treuhand-Waschanlage 

Das hei©t natu rlich nicht, da© die deutsche Justiz, im Verein mit dem 
Geldgewerbe, den Mafiosi und Drogengangstern zuarbeitet. Doch bis 
heute blieben die Geldhauser den Beweis schuldig, da© sie es ernst 
meinen mit ihren Beteuerungen, die Geldwasche nach besten Kraften 
zu bekampfen. 
Unter der Hand erzahlte mir beispielsweise der Vorsteher einer gro- 
©en Sparkasse, da© man in seinen Kreisen sehr wohl gewisse Ver- 
mutungen habe, welche Institute besonders anfallig seien fu r derlei 
Operationen. Er nannte als Beispiel den deutschen Ableger einer 
englischen Gro©bank, der dadurch aufgefallen sei, da© er im soge- 
nannten Interbankenhandel gro©ere Mengen Dollars und DM zu 
au©ergewohnlich niedrigen Zinsen angeboten habe. 
Sabine Vogt, Leiterin der Gruppe Finanzermittlungen beim BKA, 
schatzt, da© das organisierte Verbrechen in Deutschland pro Jahr 170 
Milliarden Mark umsetzt - etwa so viel wie die Konzerne Daimler- 
Benz und Siemens zusammen. Ein erheblicher Teil der Gewinne aus 
diesen Geschaften flie©en, so vermuten die Wiesbadener Spezialisten, 
in die neuen Bundeslander. Klagte die Wirtschaftswoche: «Als ideale 
Geldwaschanlagen gelten Unternehmen, die von der Treuhandanstalt 
verkauft werden. Sie sind billig zu haben, nach einem Finanzierungs- 
nachweis wird kaum gefragt, und in der Folge konnen Drogengelder 
leicht als Einnahmen aus der Geschaftstatigkeit des Unternehmens 
deklariert werden.é  
Die gangigen Methoden, mit denen die Verbrecherkonzerne ihre 
Schwarzgeldmillionen blu tenrein waschen, sind den Fahndern seit 
langem vertraut, dennoch tun sie sich au©erst schwer, der stillschwei- 
genden Kumpanei zwischen kapitalhungrigen Firmen auf der einen 
und den an einer gu nstigen Refinanzierung interessierten Kreditinsti- 
tuten auf der anderen Seite beizukommen. Schon lange argwohnen 
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die Ganovenjager, da© manche spektakularen Firmenu bernahmen 
der letzten Jahre, manche der vielbewunderten Markteroberungen 
einzelner Unternehmen oder auch Billigpreiskampagnen mit Geldern 
finanziert wurden, deren Herkunft im dunkeln liegt. 
Ins Visier nahmen sie insbesondere einige Mietwagenunternehmer, 
die ihre teuren Fahrzeugflotten bar bezahlt hatten, ebenso Reisever- 
anstalter, die einerseits den Hotels hohe Vorschu sse gewahrten, ande- 
rerseits durch besonders preiswerte Angebote auffielen, oder Ru ck- 
versicherungsgesellschaften, die den Lebens- und Sachversicherern 
enorme Summen zur Verfu gung stellten, obwohl sie nominell nur 
relativ geringe Einnahmen hatten. 
Deutsche Immobiliengesellschaften, die u ber scheinbar unerschopfli- 
che Liquiditatsreserven verfu gten, gerieten ebenso auf die schwarze 
Liste der Finanzermittler wie wild expandierende Filialketten und 
Medienunternehmen aus Italien; und immer spielten im Hintergrund 
Banken und Sparkassen eine zentrale Rolle als Durchlaufstationen 
und Verteiler fu r das schwarze Kapital. 

Wascht der Staat wei©er? 

Der erste ranghohe Banker, der beim Geldwaschen auf frischer Tat 
ertappt wurde, stammt aus O sterreich. Er hei©t Michael Margules und 
war gerade 31 Jahre alt, als er im Marz 1991 in Florida verhaftet wurde. 
AlsTeilhaber und Prokurist der in Wien neugegru ndeten Vindobona 
Privatbank (VIP-Bank) war er einem Undercover-Agenten der ame- 
rikanischen Steuerbeho rde IRS auf den Leim gegangen, der ihm einen 
Koffer mit einer Million Dollar in bar mit dem Auftrag u bergab, das 
Geld in O sterreich reinzuwaschen. 
Mittlerweile glauben nicht wenige der italienischen und amerikani- 
schen Bandenbekampfer, da© die Milliardengewinne des organisier- 
ten Verbrechens zu einem erheblichen Teil in die Taschen des Staates 
flie©en. Insbesondere die Riesenanleihen der Deutschen Bundesbank 
zur Finanzierung der Treuhandanstalt erfreuen sich, meinte zum Bei- 
spiel Italiens Vorzeigeunternehmer Carlo de Benedetti, der besonde- 
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ren Vorliebe internationaler Gro©ganoven. Warum auch nicht? Die 
Mark ist stabil, die Verzinsung gesichert, und niemand fragt nach der 
Herkunft des Geldes, mit dem die soliden deutschen Papiere an den 
Bo rsen von Frankfurt, Mailand, London oder Zu rich bezahlt werden. 
Je knapper das Kapital in der legalen Wirtschaft wird, desto lascher 
fallen die Kontrollen an den Pforten zwischen Ober- und Unterwelt 
aus. Wer will es Birgit Breuel veru beln, wenn sie ihren Direktoren zu 
jeder geglu ckten Gro©finanzierung gratuliert, und wer will diese 
Direktoren tadeln, wenn sie nicht so genau hinsehen, woher das viele 
Geld stammt, das sie fu r die maroden Betriebe in der Ex-DDR her- 
ausgehandelt haben? Und natu rlich waschen auch die Kreditinstitute, 
u ber deren Pipelines das Geld in die neuen Bundeslander gepumpt 
wird, ihre Hande in Unschuld. Das Zauberwort, hinter dem sie sich 
stets verschanzen, wenn sie an ihre Aufsichtspflicht erinnert werden, 
hei©t «Bankgeheimnisé . 
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6. 

Die Geheimniskramer 

Schon das Wort ist eine Zumutung, denn geheim bleibt - au©er dem 
Gewinn der Bank - kaum etwas, was in einem deutschen Kreditinstitut 
geschieht. Ein Bankangestellter zum Beispiel, der Interna ausplap- 
pert, wird hierzulande nicht mal bestraft, im Gegensatz etwa zur 
Schweiz oder zum Fu rstentum Liechtenstein, wo es fu r solche Falle 
empfindliche Geldstrafen setzt. 
Wer in Deutschland Steuern hinterzieht, hat im Ernstfall denn auch 
nicht die geringste Ru ckendeckung von seiner Bank. Die Steuerfahn- 
dung kann ohne weiteres samtliche ihr bekannten Bankkonten eines 
Verdachtigen knacken. Sie braucht dazu nur den betroffenen Geld- 
hausern mit einer Durchsuchung zu drohen, und schon geben diese 
samtliche gewu nschten Unterlagen freiwillig heraus. 
Auch Konkurrenten, Lieferanten, Kunden oder andere Geschafts- 
partner eines Unternehmens brauchen nicht viel Mu he aufzuwenden, 
wenn sie sich u ber die Vermogensverhaltnisse eines Bankkunden 
informieren wollen. Oft genu gt schon ein Auftrag an die eigene Bank, 
sich u ber Guthaben und Kredite eines anderen zu informieren. Hat 
der Kunde ein gutes Verhaltnis zu seinem Kreditinstitut, wird es ihm 
die gewu nschten Informationen beschaffen, denn untereinander pfle- 
gen die Geldhauser einen recht gro©zu gigen Umgang mit derlei Infor- 
mationen. 
Obwohl jede Bank, jede Sparkasse ihren Kunden gegenu ber die 
eigene Diskretion in den hochsten Tonen preist, sind die Kunden gut 
beraten, wenn sie solche Beteuerungen nicht allzu ernst nehmen. 
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Wirklich geheim bleibt im Geldkreislauf der Banken nichts, und der 
Weg jeder einzelnen Mark, die von einem Konto zum anderen wech- 
selt, la©t sich noch Jahre spater nachpru fen, und dazu ist nicht mal  
mehr die Einleitung eines Steuerstrafverfahrens notwendig. Erst ku rz- 
lich hat der Bundesfinanzhof entschieden (Aktenzeichen X l B 55/92), 
da© eine Bank oder Sparkasse auch bei einem einfachen Steuerermitt- 
lungsverfahren Auskunft u ber einzelne Kontenbewegungen geben  
mu©. 
Im Grunde schu tzt das Bankgeheimnis nur noch die Banken vor den 
Nachforschungen u bervorteilter Kunden. Die Inhaber der Bankkon- 
ten jedoch sind nicht mal mehr davor sicher, da © die Geldhauser 
falsche Informationen u ber sie verbreiten und ihnen dadurch gro©en 
Schaden zufu gen. Dies mu©te nicht nur der fru here IG-Metall-Vorsit- 
zende Franz Steinku hler erfahren, dem die Indiskretion eines Ange- 
stellten der BfG zum Verhangnis wurde. 

Alptraum eines Geschaftsmannes 

Im oberschwabischen Ravensburg zum Beispiel ist der Geschafts- 
mann Roland Regolien nicht gut auf die Filiale der Commerzbank zu 
sprechen. Mitte der achtziger Jahre wollte der damals 42jahrige Un- 
ternehmer einen Schallplattenladen ero ffnen und dafu r ein zinsgu n- 
stiges o ffentliches Existenzgru ndungsdarlehen beantragen. Sein 
Bankberater indes redete ihm dies offenbar aus und versprach eine 
Komplettfinanzierung u ber die Bank. Als der Kreditbedarf jedoch auf 
rund 170000 Mark anwuchs, verweigerte die bankinterne Revision die 
Genehmigung, und Filialleiter Peter Nellen ku ndigte den Kredit. 
Nun begann fu r Geschaftsmann Regolien ein wahrer Alptraum, denn 
keine der ortsansassigen Banken mochte die Finanzierung des Ladens 
u bernehmen, und eines Tages wurde selbst das Gehaltskonto von 
Regoliens Frau Ute geku ndigt. Die Prozesse, die Regolien gegen die 
Bank anstrengte, blieben ohne Erfolg, und am Ende triumphierte das 
Ravensburger Geldgewerbe. Die Regoliens mu©ten Sozialhilfe bean- 
tragen. 
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Auch am anderen Ende der Republik, in Bremen, machte ein Bank- 
kunde bo se Erfahrungen mit dem bankinternen Auskunftsverfahren. 
Ju rgen Georg Bro skamp, ein selbstandiger Versicherungskaufmann 
und Geschaftsfu hrer eines Naturkostverbandes, erkrankte Ende der 
achtziger Jahre so schwer, da© er ein Darlehen, das er von der ortlichen 
Commerzbank-Filiale erhalten hatte, nicht mehr pu nktlich zuru ckzah- 
len konnte. Obwohl er dann mit seiner Bank eine Streckung des 
Kredits mit voru bergehender Aussetzung der Tilgungsraten verein- 
barte, meldete die Commerzbank-Filiale den ausstehenden Betrag bei 
der Schufa als «uneinbringliché . 

Fehler bei der Schufa 

Diese «Schutzgemeinschaft fu r allgemeine Kreditsicherung e. V.é  in 
Wiesbaden ist eine riesige Datenzentrale, in der so ziemlich alle 
Kreditnehmer und die meisten Bankkunden mit ihren wesentlichen 
Daten gespeichert sind. Sie dient den Kreditinstituten als zentrale 
Auskunftei bei Ausleihungen. Hat ein Bankkunde einen negativen 
Eintrag bei der Schufa, so wird er bei keinem deutschen Geldinstitut 
einen weiteren Kredit bekommen. 
Auch fu r Ju rgen Georg Bro skamp hatte der Schufa-Eintrag den ge- 
schaftlichen Ruin bedeuten konnen. Deshalb beantragte er sofort, als 
er davon erfuhr, die Lo schung. Durch Zufall erfuhr er dann, da© die 
Schufa die irrefu hrende Auskunft bereits einem anderen Institut, 
namlich der Stadtsparkasse, mitgeteilt hatte. In dieser Sparkasse ar- 
beitete ein Onkel Bro skamps als leitender Angestellter, und so erfuhr 
die Familie von den Zahlungsschwierigkeiten des Bremers. 
Erbost verklagte Broskamp die Schufa wegen ungepru fter Weitergabe 
personlicher Daten, und der Bremer Datenschutzbeauftragte Stephan 
Weiz u bersandte diesen Fall an den «Du sseldorfer Kreisé , in dem die 
Aufsichtsbeho rden der Bundeslander ihre Erfahrungen austauschen. 
Dennoch stellte die Bremer Staatsanwaltschaft das Verfahren gegen 
die Schufa ein. 
Da© die Verletzung des Bankgeheimnisses durch die Schufa nicht auf 
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Einzelfalle beschrankt ist, bestatigt Rainer Metz, Finanzexperte bei 
der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen in Du sseldorf: «Wir 
erhalten immer wieder Klagen u ber falsche Eintragungen oder ver- 
spatete Lo schungen der Schufa.é  
Ein selbstandiger Versicherungskaufmann aus Dortmund zum Bei- 
spiel geriet in Schwierigkeiten, weil die Berliner Bank an die Schufa 
irrtu merlicherweise eine «Kreditku ndigungé  meldete. Dabei hatte der 
Bankkunde lediglich seine Kreditkarte zuru ckgegeben, und die rich- 
tige Eintragung hatte lauten mu ssen «Kreditkartenku ndigungé . Es 
dauerte u ber ein Jahr, ehe die Falschmeldung korrigiert wurde und 
der ohne sein Wissen diskreditierte Bankkunde wieder ein neues 
Konto ero ffnen konnte. 
Wer von der Schufa als nicht kreditwu rdig eingestuft wird, hat keine 
Chance mehr, an dem von den Banken und Sparkassen beherrschten 
Geldkreislauf teilzunehmen, er wird, finanziell gesehen, zur «Un- 
personé . Und nicht selten machen sich die Banken die Allmacht ihres 
Auskunftssystems zunutze. So berichtete das Magazin Focus u ber ein 
Ehepaar, das von der Commerzbank-Filiale in Ko ln-Weidenpesch mit 
der Drohung eines Schufa-Eintrags unter Druck gesetzt wurde. Die 
Bankfiliale wollte von ihren Kunden 1000 Mark, weil sie eine angebo- 
tene Baufinanzierung nicht in Anspruch genommen hatten. 

Lochriges Bankgeheimnis 

Zwar hat jeder Bankkunde das Recht, von der Schufa Auskunft u ber 
seine in den Computern der Gesellschaft gespeicherten Daten zu 
verlangen, doch auch diese Ausku nfte sind nicht immer zuverlassig. 
Eine ehemalige Angestellte der KKB-Bank, die heute Citibank hei©t, 
verlangte die Loschung eines falschen Eintrags aus dem Jahr 1987. In 
der Folge bekam sie von der Schufa sogar mehrmals die Bestatigung, 
da© dieser Eintrag gelo scht sei. Um so gro©er war ihr Erstaunen, als 
sie am 27. Februar 1993 erneut Post aus Wiesbaden bekam, in der ihr 
die Schufa nun mitteilte, da© sie bei ihr eine «Kreditku ndigungé  
registriert habe. Erst ein erneuter Schriftwechsel klarte den Sachver- 
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halt: Es handelte sich um den alten, angeblich langst gelo schten Ein- 
trag aus dem Jahr 1987. 
Verbraucherschu tzer Rainer Metz: «Eine solche Datenschlamperei ist 
nicht verwunderlich, denn niemand kontrolliert die Schufa inhaltlich.é  
Der einzelne Bankkunde ist gegenu ber dieser Datenzentrale nahezu 
machtlos. Und selbst dann, wenn sein Geldinstitut nachteilige Anga- 
ben u ber ihn an die Schufa lieferte, hat er keinen A nspruch auf 
Schmerzensgeld wegen Ehrverletzung. Er kann allenfalls versuchen, 
durch ein Zivilverfahren von seiner Bank Schadenersatz zu bekom- 
men. Dies jedenfalls stellte das Oberlandesgericht Frankfurt fest  
(Aktenzeichen 17 U 203/87). 
Hat das Bankgeheimnis also schon allein durch die Schufa so viele  
Lo cher wie ein Schweizer Kase, so bietet es auch gegen u ber dem 
Zugriff des Fiskus keinerlei Schutz. Die Banken wissen dies zwar, aber 
sie hu ten sich, es ihren Kunden gegenu ber offen auszusprechen. Nach 
ȶ 93 der Abgabenordnung ist jedes Kreditinstitut verpflichtet, den  
Finanzbeho rden Auskunft zu geben, sobald gegen einen Kunden ein 
konkreter Verdacht vorliegt. Dabei mu© es sich nicht einmal um  
Steuerhinterziehung handeln, es genu gt der Verdacht auf Steuerver- 
ku rzung. Ist gar ein Steuerstrafverfahren eingeleitet, kann der Staats- 
anwalt ohne weiteres Mitarbeiter von Banken und Sparkassen als  
Zeugen vorladen. Das neue Gewinnaufspu rungsgesetz gar macht die 
Bankangestellten zu Hilfsorganen der Staatsanwaltschaft, indem es sie 
verpflichtet, Tatsachen, die auf Geldw asche schlie©en lassen, den 
Strafverfolgungsbeho rden mitzuteilen. 
Vollends zur Schimare wird das Bankgeheimnis, wenn ein Kontoinha- 
ber stirbt. Paragraph 33 des Erbschaftssteuergesetzes schreibt namlich 
vor, da© die Bank von sich aus den Beho rden nach dem Ableben eines 
Kunden jedes seiner Konten melden mu©, wenn das jeweilige Gutha- 
ben 2000 Mark u bersteigt. Fu r die freiwilligen Helfer des Fiskus sind 
nicht mal Schlie©facher oder Gemeinschaftskonten tabu. Auch sie 
werden beim Todesfall sofort gemeldet. 
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Auch im Ausland keine Sicherheit 

Viele Bankkunden, die glaubten, ihr Geld ware im Ausland vor dem 
Zugriff des Fiskus wie dem verlassener Ehepartner oder du pierter 
Geschaftsfreunde sicher, mu©ten schon herbe Enttauschungen erle- 
ben. Denn auch die Geldhauser in der Schweiz, Liechtenstein, Luxem- 
burg oder O sterreich setzen ihr eigenes Interesse stets hoher an als das 
ihrer Kunden. Ru cken also Steuerfahnder oder Strafverfolger mit 
detaillierten Rechtshilfeersuchen an, aus denen hervorgeht, welche 
Konten und Transaktionen offengelegt werden sollen, dann verliert 
auch das vielgepriesene Bankgeheimnis in den Oasenlandern ganz 
schnell seine Wirksamkeit. 
Die Schweizer Geldhauser zum Beispiel schu tzen Steuerflu chtlinge 
nur in Fallen einfacher Hinterziehung, nicht aber, wenn die Steuer- 
fahnder einen «Abgabebetrugé  argwohnen. Und um ein solches De- 
likt handelt es sich immer, wenn zum Beispiel Urkunden gefalscht 
oder Vertrage fingiert wurden. Auch bei einem Verdacht auf Geldwa- 
sche geben die Schweizer Beho rden neuerdings auslandische Bank- 
kunden preis. Ohne diese Unterstu tzung hatten zum Beispiel die 
italienischen Justizbehorden nicht solche Erfolge beim Aufspu ren von 
Schmiergeldern, der Bekampfung der Mafia und der Aushebung von 
«Tangentopolié  (dem Bakschischkartell aus Industrie, o ffentlicher 
Verwaltung und regierenden Parteien) erzielt. 
Selbst das vielgepriesene Schweizer Nummernkonto bietet in solchen 
Fallen keinen Schutz; jeder, der ein solches Konto einrichten will, mu© 
sich durch seinen Pa© oder Ausweis legitimieren. Das Nummernkonto 
verhindert lediglich, da© einfache Bankangestellte wissen, wer sich 
dahinter verbirgt. Direktoren der Bank aber haben jederzeit Zugang 
zu den vertraulichen Listen, in denen vermerkt ist, wem welches 
Nummernkonto geho rt. Im Ernstfall mu ssen sie die Inhaber preis- 
geben. 
Gefu gig gemacht wurden die einst so hartleibigen Schweizer Banker 
durch die amerikanischen Steuerbeho rden, die ihnen die Beschlag- 
nahme samtlicher Vermogenswerte in den USA angedroht hatten, als 
sie sich in einigen Fallen prominenter Steuerflu chtlinge (wie dem des 
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in den Kanton Zug geflohenen US-Milliardars Marc Rich) nicht ko- 
operativ gezeigt hatten. Die Drohung wirkte, und seither ist die 
Schweiz fu r viele Wirtschaftsganoven zum hei©en Pflaster geworden. 
Auch die Geldverweser im Gro©herzogtum Luxemburg sind gegen- 
u ber den deutschen Fiskalbeho rden langst nicht mehr so zugeknopft 
wie fru her, denn durch eine EU-Richtlinie wurden sie zur Amtshilfe 
verpflichtet. Um die von der Europaischen Union gewu nschte Zins- 
ertragssteuer auch ku nftig nicht eintreiben zu mu ssen, zeigten sich die 
Luxemburger Beho rden gegenu ber dem Auskunftsersuchen in Ein- 
zelfallen sehr zuganglich. Vereinbarungen im Doppelbesteuerungs- 
abkommen zwischen Deutschland und Luxemburg bezu glich der 
Rechts- und Amtshilfe sind namlich ziemlich auslegungsfahig. 

O sterreich o ffnet anonyme Konten 

Sicherer als im EG-Land Luxemburg ist das flu chtige Geld nach 
Meinung gewiefter Experten im kleinen Fu rstentum Liechtenstein, 
das sich bisher einem Anschlu© an die Europaische Gemeinschaft 
widersetzte. Anders als in der Schweiz, wo neuerdings auch die wahren 
Eigentu mer der von Treuhandern oder Anwalten verwalteten Vermo - 
gen zumindest den Banken bekanntgemacht werden mu ssen, blieben 
bisher in Liechtenstein die Inhaber von rund 40000 Trusts, Anstalten 
und Stiftungen, die oft u ber Milliardensummen verfu gen, vo llig im 
dunkeln. 
Das sogenannte Anwaltsprivileg gestattet es auch auslandischen Steu- 
erflu chtlingen, sich vollkommen hinter irgendwelchen Liechtenstei- 
ner Gesellschaften zu verstecken. Die Ermittlungsergebnisse deut- 
scher Strafverfolger, etwa im Fall des von seinen Topmanagern 
ausgeplu nderten Co-op-Konzerns, beweisen jedoch, da© auch die 
Feste Liechtenstein langst nicht mehr «wasserdichté  ist. Tatsachlich 
leistet das Fu rstentum in Strafverfahren, auch wenn es um Steuerde- 
likte von Auslandern geht, Amtshilfe, und dann nu tzt auch der beste 
Anwalt in Vaduz und Schaan nicht viel. 
In beinahe unverschamter Weise machten sich Banken und Sparkas- 
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sen O sterreichs die wachsende Kooperationsbereitschaft ihrer Kolle- 
gen aus den Nachbarlandern zunutze. Denn die Wiener Republik war 
bis Ende 1993 so ziemlich das einzige Land in Europa, in dem Bank- 
konten vo llig anonym gefu hrt wurden. Unzahlige Deutsche nutzten 
dieses Privileg, um bei den Banken und Sparkassen zwischen Bregenz 
und Klagenfurt Konten einzurichten, ohne sich ausweisen zu mu ssen. 
Das Konto wird auf einen Phantasienamen gefu hrt, und den Zugang 
dazu regelt ein zwischen der Bank und dem Inhaber vereinbartes 
Kennwort. Jeder, der das Kennwort wei©, kann also u ber das Gutha- 
ben verfu gen. 
Die anonymen Konten bescherten O sterreich zwar wohl das beste 
Bankgeheimnis in Europa und seinem Bankensystem einen Geldse- 
gen aus den Nachbarlandern, vor allem aus Deutschland, den Fach- 
leute auf u ber 100 Milliarden Mark taxieren, dennoch du rfen sich 
Steuerflu chtlinge auch in der Alpenrepublik keinesfalls sicher fu hlen. 
Denn schon in vielen Fallen gelang es deutschen Steuerfahndern, 
selbst anonyme Konten zu knacken, etwa, wenn sie bei u berraschen- 
den Durchsuchungsaktionen auf Zettel mit Kennwo rtern, Telefon- 
nummern oder Bankadressen stie©en. 
Die Fahnder im angrenzenden Bayern preisen die Zusammenarbeit 
mit ihren o sterreichischen Kollegen als «vorzu gliché  und «ohne die 
geringsten Problemeé . In Kitzbu hel, Salzburg und Bregenz sollen sich 
die deutschen Steuerschnu ffler ebenso frei bewegen konnen wie in 
Mu nchen oder Stuttgart. 
Die ganz gro©e Gefahr aber droht dem anonymen Kontenidyll in den 
Alpen vom Beitritt O sterreichs zur Europaischen Union. Aus Sorge 
um die heimische Wirtschaft will die Wiener Regierung so schnell wie 
moglich vollwertiges Mitglied des Europaischen Binnenmarktes wer- 
den, und dafu r ist sie offenbar auch bereit, die harteste Aufnahmebe- 
dingung zu erfu llen, namlich die Aufhebung der anonymen Konten. 
Ab dem Stichtag des EU-Beitritts mu ssen sich O sterreichs Banken 
und Sparkassen hochstwahrscheinlich von samtlichen Konteninha- 
bern die Personalausweise oder Reisepasse vorlegen lassen. 
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Wehrlose Schwarzgeldbesitzer 

Vorbei ist es dann mit dem Rumpelstilzchen-Syndrom («Ach wie gut, 
da© niemand wei©...é ) und den vielen Bankkonten, die auf so sinnige 
Namen wie «Theo Waigelé , «Gerhard Stoltenbergé  oder gar «Franz 
Josef Strau©é  lauten. 
Ein Urteil des obersten Wiener Verwaltungsgerichts, von deutschen 
Schwarzgeldbesitzern offenbar noch nicht so richtig zur Kenntnis 
genommen, weist den Weg in eine Zukunft ganz ohne Geheimniskra- 
merei: Weil ein Sparbuch, das nicht auf den richtigen Namen des 
Eigentu mers lautet, herrenlos sei, genie©e es auch nicht den Schutz 
des strengen o sterreichischen Bankgeheimnisses, befanden die Bun- 
desrichter. Mithin kann zum Beispiel ein o sterreichischer Bankange- 
stellter, der die Identitat des Inhabers eines Kontos kennt und diese 
dem Steuerfahnder preisgibt, nicht zur Rechenschaft gezogen werden. 
Plaudert er hingegen Informationen u ber ein offenes Konto aus, droht 
ihm eine Gefangnisstrafe bis zu einem Jahr oder eine Geldbu©e in 
Hohe von 360 Tagessatzen. 
Langst haben die o sterreichischen Geldhauser aus der bei ihren deut- 
schen Kunden so beliebten Flucht in die Anonymitat ein Bombenge- 
schaft gemacht. So kassiert der Staat von den Zinsen der anonymen 
Konten eine 22prozentige Kapitalertragssteuer, von der sich nur sol- 
che Bankkunden befreien konnen, die sich per Ausweis als Auslander 
zu erkennen geben. Damit aber ist es mit ihrer Anonymitat vorbei. 
Andererseits: Wer die o sterreichische Quellensteuer fu r das geringere 
U bel halt, kann auch weiterhin anonyme Konten ero ffnen, er mu© 
gegenu ber der Bank nur behaupten, «Deviseninlanderé  zu sein. Kaum 
einer der Schalterbeamten wird den Wahrheitsgehalt u berpru fen. 
Anonyme Konteninhaber sind auch bevorzugte Opfer von Kursmani- 
pulationen, Gebu hrenschinderei und systematischer Vermogensver- 
nichtung. Dies jedenfalls behauptet der o sterreichische Journalist und 
Opernregisseur Paul Flieder, der in seinem Report («Ihr Sparbuch in 
Gefahré ) rund 100 Gerichtsverfahren analysierte, in denen es um 
verschwundene Sparbu cher, geplu nderte oder blockierte Konten, be- 
trogene Erben, Geldwaschereien und Steuerverfahren ging. Sein Rat 
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an die Besitzer anonymer O sterreich-Konten: Spare in der Schweiz, 
dann hast du in der Not! 

In der Schweiz unter die Rauber gefallen 

Da© es freilich auch mit der sprichwo rtlichen Soliditat der Schweizer 
Geldhauser steil bergab geht, belegen zahlreiche Bankenskandale aus 
ju ngerer Zeit: Da bringt der feine Schweizerische Bankverein die 
windigen Aktien des von seinen Vorstanden kunstvoll verschachtelten 
deutschen Co-op-Konzerns an die Bo rse und verursacht dadurch ei- 
nen Schaden von mehreren 100 Millionen Mark. Da finanzieren zwei 
Kantonalbanken und die Schweizerische Volksbank eine hochst zwei- 
felhafte Immobilienfirma im Provinzstadtchen Regensdorf und mu s- 
sen rund 100 Millionen Franken abschreiben. Da pumpt ein Kredit- 
sachbearbeiter der Zu rcher Bank Leu u ber 50 Millionen Franken in 
die halbseidenen Geschafte eines Oldtimerhandlers und mu© dafu r, 
weil das Geld auf Nimmerwiedersehen verschwand, fu r viereinhalb 
Jahre ins Gefangnis. Da verwickelt sich die Zu rcher Rothschild-Bank 
tief in fragwu rdige Transaktionen, die mit Hochstapelei und Geldwa- 
sche zu tun haben, und erleidet einen Schaden von 220 Millionen 
Frankli. Da mu© die Berner Kantonalbank eingestehen, da© sie auf 
Kredite fu r Immobilienspekulanten und Firmenhasardeure Wertbe- 
richtigungen in Milliardenhohe vorzunehmen hat. 
Allein Werner K. Rey, dem in die Karibik geflu chteten Finanz- 
jongleur, hatten die Berner Bankiers annahernd eine halbe Milliarde 
Franken anvertraut. Und einige von ihnen hoffen nun instandig, er 
mo ge bleiben, wo er ist, denn nach seiner Auslieferung an die 
Schweizer Gerichtsbeho rden konnte er womoglich allzu brisante In- 
terna aus seinen Geschaftsbeziehungen mit den Hauptstadtbankern 
ausplaudern. 
Wie unangenehm Schweizer Bankiers werden konnen, wenn sie unter 
Druck geraten, mu©ten schon manche ihrer auslandischen Kunden 
erfahren. Ganz spezielle Erlebnisse verbinden zum Beispiel den Un- 
ternehmer Konrad L. Bruder aus dem rheinischen Moers mit seinen 
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eidgeno ssischen Geschaftspartnern aus der Geldbranche. Ende der 
siebziger Jahre hatte sich Bruder im steuermilden Klima des Kantons 
Zug niedergelassen; er bewohnte im Millionarsrefugium Baar eine 
standesgema©e Villa und war als Mehrheitsaktionar in die Portimex 
AG eingestiegen. Das Unternehmen handelte mit Metallen und ver- 
mittelte nebenbei auch Kredite. Diese Nebentatigkeit seiner Firma 
wurde dem Deutschen zum Verhangnis. 
Eines Tages lernte er namlich den Direktor einer kleinen Raiffeisen- 
kasse aus dem 4400 Einwohner starken Ort Buochs kennen, der auch 
die Christliche Volkspartei im Landrat des Kantons Nidwaiden ver- 
trat. Dieser honorige Kleinstadtbanker fragte bei Bruder an, ob er 
einen 1,2-Millionen-Franken-Kredit fu r einen befreundeten Unter- 
nehmer, der Kunststoffschuhsohlen herstellte, beschaffen konne. 
Konrad Bruder verhandelte daraufhin mit der Bank Leu und der 
Schweizerischen Volksbank in Zug und konnte wenig spater seinem 
Geschaftspartner aus Buochs die Bereitstellung des Darlehens mel- 
den. 
Der Banker bot zwei Sparbu cher des Kunststoffabrikanten als Sicher- 
heit an, und Bruder u berwies den gewu nschten Betrag auf das Konto 
des Schuhsohlenherstellers. Weil das so gut geklappt hatte, meldete 
der Unternehmer bald neuen Geldbedarf, und die Geschaftsbeziehun- 
gen zwischen ihm, dem Buochser Banker und Konrad Bruder wurden 
immer enger und voluminoser. 
Erst als der Sohlenfabrikant, zu diesem Zeitpunkt bereits hoffnungslos 
u berschuldet, nach einem mi©lungenen Edelsteingeschaft aus Zaire 
zuru ckgekehrt war, wurden die Banken unruhig. Ein paar Monate 
spater, im Fru hjahr 1984, wandte sich eines der Institute, das den 
Fabrikanten mitfinanziert hatte, an den Raiffeisenverband in St. Gal- 
len mit der Bitte um Ru ckzahlung des gewahrten Kredits. Nun ging es 
Schlag auf Schlag. Eine U berpru fung der Bu cher in der Raiffeisen- 
bank Buochs offenbarte katastrophale Zustande. Gelder wurden of- 
fenbar nach Belieben verbucht, auf die verschiedensten Konten ver- 
teilt, Sicherheiten waren oft nur vorgetauscht. 
So stellte sich heraus, da© auch die zwei Sparbu cher, die Konrad 
Bruder als Sicherheit fu r die von ihm vermittelten Kredite bekommen 
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hatte, in Wahrheit wertlos waren. Und noch etwas kam ans Licht: Zur 
gro©en Verblu ffung Bruders fu hrte die kleine Raiffeisenbank, zu der 
er sonst keinerlei Geschaftsbeziehungen unterhielt, ein Konto seiner 
Portimex AG, auf dem ein Schuldensaldo von rund zwo lf Millionen 
Franken aufgelaufen war. 
Als der Deutsche die Forderung des Bankenverbandes empo rt zu- 
ru ckweist, drohen ihm die honorigen Schweizer Banker unverblu mt, 
da© dieser «Verlustausweis sicher als Skandal durch Fernsehen und 
Presse ausgewertet werdené  wu rde. Damit nicht genug: Am 31. Okto- 
ber 1984 klingelt es morgens um 7 Uhr im Privathaus des Deutschen. 
Mehrere Beamte der Kantonspolizei durchsuchen die Villa vom 
Keller bis zum Dachstock und verhaften den Hausherrn an Ort und 
Stelle. 
Konrad Bruder, der sich keiner Schuld bewu©t ist, will die Vorgange 
um die seltsamen Kreditgeschafte der Raiffeisenkasse Buochs aufkla- 
ren lassen. Doch dazu bekommt er keine Chance. Er wird nach 
Deutschland abgeschoben, und die Schweizer Justizbeho rden geben 
das Verfahren an ihre deutschen Kollegen ab. Im Oktober 1988 wird 
Bruder auf dem Flughafen Du sseldorf verhaftet und nach Berlin 
gebracht. Im Dezember verurteilt ihn dort ein Gericht wegen gemein- 
schaftlichen Betrugs zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr und neun 
Monaten mit Bewahrung. 
Mittlerweile hat sein Anwalt einen Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens gestellt, weil fu r ihn feststeht, da© die deutschen Beho rden 
nur einige wenige belastende Aktenbestandteile aus dem Verho ramt 
Nidwaiden erhielten. Bruder will nachweisen, da© er an bestimmten 
Gesprachen, die angeblich in der Bank stattfanden, gar nicht teilneh- 
men konnte, weil er sich zu diesen Terminen an anderen Orten aufge- 
halten hatte. Nach seiner Ansicht haben sich die Schweizer Banker 
ganz einfach einen Su ndenbock gesucht, dem sie das Debakel mit ihrer 
Raiffeisenkasse in die Schuhe schoben. Titelte das Manager Magazin, 
das den Fall publik machte: «Legal, illegal, schweizegal.é  
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«Ich war Teil eines kriminellen Systemsé  

Wie sehr die Sitten im feinen Geldgewerbe bei den Eidgenossen 
bereits zerru ttet sind, erfuhr eine staunende O ffentlichkeit auch aus 
den Plaudereien des mittlerweile spurlos verschwundenen Rothschild- 
Direktors Jo rg Heer, gegen den Zu rcher Staatsanwalte wegen Betrugs 
und ungetreuer Geschaftsfu hrung ermitteln. Sie lasten ihm an, einen 
Schaden von 270 Millionen Franken angerichtet zu haben, vor allem 
wegen leichtsinnig vergebener Kredite an die Firmengruppe des 
kanadischen Finanziers und Immobilienspekulanten Garsten Bodo 
von Wersebe und an die Immobilienholding Castor. 
Bevor er abtauchte, gab Heer o ffentlich zu: «Ich war Teil eines krimi- 
nellen Systems.é  Nach eigenen Angaben kassierte er rund 25 Millio- 
nen Franken an Schweige- und Schmiergeldern fu r verbotene Trans- 
aktionen, die dazu dienten, die Steuerbeho rden in Italien und 
Deutschland zu tauschen. Die Hintermanner dieser bis heute nicht 
ganz geklarten Affare schrecken offenbar vor nichts zuru ck: Sowohl 
Heers Vertrauensmann Luigiano de Maria als auch der ermittelnde 
Bezirksanwalt Daniel Tewlin verunglu ckten unter seltsamen Um- 
standen. 
Fazit: Deutsche Anleger, die ihr Geld vor dem Zugriff des Fiskus 
retten wollen und es deshalb auslandischen Banken anvertrauen, 
mu ssen ho llisch aufpassen, damit sie nicht vom Regen in die Traufe 
geraten. Gefahr droht dem Eingemachten durch u berhohte Gebu h- 
ren, inkompetente Verwalter und brutale Erpressungsmanover der 
fremden Geldverweser. Insbesondere wenn erkennbar ist, da© der 
deutsche Kunde «schwarzes Geldé  mitbringt, wird er schnell zur wehr- 
losen Beute gerissener Finanzhaie. 
Ungemach droht auch von den Verwerfungen der internationalen 
Finanzmarkte, denn allzuschnell konnen sich vermeintliche Zins- oder 
Wechselkursvorteile in geradezu todliche Fallen verwandeln. DM- 
Anleger, die sich zum Beispiel im Jahr 1987 zum Ankauf von Anleihen 
in australischen Dollars u berreden lie©en, machten zunachst ein Bom- 
bengeschaft. 
Zu den exorbitanten Zinsen von rund 13 Prozent kassierten sie satte 
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Wahrungsgewinne, da sich der Kurs des Austral-Dollars gegenu ber 
der Mark von DM 1,12 auf DM 1,67 steigerte. Wer auf dem Kursgipfel 
im Februar 1989 ausstieg, hatte allein an der Wahrung rund 50 Prozent 
verdient. Wehe aber dem, der zu dieser Zeit erst seine Kanguruhan- 
leihen kaufte! Denn von nun an ging's mit der australischen Wahrung 
rapide bergab, und im Dezember 1990 war der Aussi-Dollar nur noch 
DM 1,12 wert. Soviel also wie bereits im Jahr 1987. Ein Vermogen von 
100000 Mark schmolz auf diese Weise um ein Drittel auf 66000 Mark 
zusammen. 
Als noch riskanter entpuppten sich Anlagestrategien, wie sie Ende der 
achtziger Jahre von einer Vielzahl Schweizer Vermogensverwalter 
offeriert wurden, namlich die sogenannten Zinsdifferenzgeschafte. 
Weil damals das Zinsniveau in der Schweiz relativ niedrig war, in 
Wahrungen wie dem US-Dollar, dem Kanada-Dollar, dem Austral- 
Dollar aber hohe Zinsen geboten wurden, empfahlen gewitzte Geld- 
gurus, man moge doch Kredite in Schweizer Franken aufnehmen und 
damit die hochverzinsten Dollarpapiere kaufen. 
Viele deutsche Bankkunden folgten damals dem Rat und mu©ten 
dann zusehen, wie sich ihr Vermogen unter dem Druck der Wechsel- 
kursverschiebungen und Zinsfu©anderungen allmahlich verflu chtigte. 
Der Frankenkredit wurde namlich immer teurer, wahrend die Dollar- 
kurse brockelten, und mancher hatte unterm Strich, als die Konten 
glattgestellt und die hohen Zinsen bezahlt waren, weniger in der 
Tasche als zuvor. 
Schon bei der denkbar simpelsten Anlage im Ausland, dem Sparkon- 
to, ist Vorsicht angebracht. Wenn namlich die Bank, bei der man sein 
gebu ndeltes Bares deponiert hat, pleite geht, dann sitzt der Kunde in 
vielen Landern buchstablich auf dem trockenen. Eine Einlagensiche- 
rung nach deutschem Muster gibt es namlich jenseits der Staatsgren- 
zen kaum. 
In Luxemburg zum Beispiel zahlt die Einlagensicherung pro Konto 
nur bis maximal 500000 Francs zuru ck, das sind lacherliche 24300 
Mark. Nicht viel besser stehen die Bankkunden in O sterreich da, wo 
pro Konto nur 200000 Schilling gedeckt sind, also etwa 28400 Mark. 
In der Schweiz werden gerade mal 30 000 Frankli zuru ckgezahlt, und 
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auf den neuerdings so beliebten Kanalinseln Guernsey und Jersey gibt 
es gar keine Sicherung der Einlagen. 
Da© dieser Gesichtspunkt nicht so ganz unwichtig ist, zeigen die 
zahlreichen Bankpleiten der letzten Jahre. Der Bogen reicht von der 
im Juli 1991 geschlossenen Geldwascheanstalt BCCI in London und 
Luxemburg bis hin zur Spar- und Leihkasse Thun in der Schweiz, die 
im Herbst 1991 ihre Schalter dichtmachen mu©te. 
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7. 

Die Halsabschneider 

Ist ein Bankkunde schon arm dran, wenn er seine Ersparnisse dem 
Kreditgewerbe anvertraut, so bekommt dessen Macht und Infamie 
erst derjenige voll zu spu ren, der Geld braucht. Und das werden, mit 
beangstigendem Tempo, immer mehr. Nach Untersuchungen des In- 
stituts der deutschen Wirtschaft in Ko ln haben die privaten Haushalte 
in den alten Bundeslandern zwischen 1980 und 1992 ihren Schulden- 
berg praktisch verdoppelt; Ende 1992 stand jeder Haushalt mit durch- 
schnittlich 42200 Mark in der Kreide. Andersherum gerechnet: Jeder 
Haushalt im Westen Deutschlands hat Schulden in Hohe von achtein- 
halb Monatseinkommen. 
Gemessen an der Verschuldung anderer Lander ist das zwar noch 
einigerma©en ertraglich - Briten und Japaner zum Beispiel mu ©ten 
mehr als ein komplettes Jahreseinkommen zur Ru ckzahlung ihrer 
Kredite einsetzen -, doch beunruhigend sind das Tempo der Neuver- 
schuldung und die Tatsache, da© ein immer gro©erer Teil der Bevo l- 
kerung auf Pump lebt. Allein die Konsumentenkredite erreichten in 
Deutschland Ende 1992 den Rekordstand von 324 Milliarden Mark - 
zwo lfmal mehr als im Jahr 1970. 
Statistisch gesehen hat sich jeder Deutsche mit rund 4000 Mark fu r 
Konsumzwecke verschuldet, also ohne Hypotheken auf Hauser, ohne 
Firmenkredite, ohne Darlehen von Lebensversicherungen und Bau- 
sparkassen. Noch nicht erfa©t ist in diesen Zahlen das soziale Elend, 
das die Rezession angerichtet hat. Mindestens 1,5 Millionen deutsche 
Haushalte sind, so hat die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherver- 
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bande (AGV) ausgerechnet, de facto bankrott. Ihre Schulden sind so 
hoch, da© ihnen nach Ru ckzahlung der horrenden Zins- und Tilgungs- 
raten nicht einmal mehr das fu r die Sozialhilfe ma©gebliche Existenz- 
minimum u brigbleibt. Allein im Freistaat Bayern sind u ber 200000 
Haushalte so ausgeblutet, da© sie ihren Zahlungsverpflichtungen ge- 
genu ber den Banken und Sparkassen nicht mehr nachkommen kon- 
nen; in Mu nchen ist bereits jede zehnte Familie finanziell ruiniert. 
Schuld an der Misere sind zum einen natu rlich die Schuldner selber. 
Wer sich widerstandslos den Verlockungen der Werbung hingibt und 
Urlaubsreisen plant, die er nicht bezahlen kann, sein Auto auf Raten 
abstottert und allgemein mehr konsumiert, als er sich leisten kann, hat 
das Schicksal des geknebelten Schuldners redlich verdient. Der arme 
Tropf freilich handelt damit nicht anders als seine Stadt-, Landes- und 
Bundesvater, als die vielen Parlamente, Firmen und Institutionen, die 
alle u ber ihre Verhaltnisse leben. Wie soll man es dem wirtschaftlich 
unvernu nftig handelnden Hilfsarbeiter veru beln, der ein wenig u ber 
die Strange schlagt, wenn gleichzeitig der Bundesfinanzminister Mil- 
liarden u ber Milliarden auf den Schuldturm packt? 

Das Elend nimmt U berhand 

Schuld an der wachsenden Verelendung breiter Bevo lkerungsschich- 
ten aber haben auch, so jedenfalls die Meinung der Verbraucher- 
schutzorganisationen, Schuldnerberater und Wohlfahrtsverbande, die 
Banken und Sparkassen. Mit ihrer aggressiven Werbung haben sie es 
vor allem auf unmu ndige oder wirtschaftlich unerfahrene Kunden 
abgesehen, klagt zum Beispiel Christa Mumme, Leiterin der Stadti- 
schen Schuldnerberatung in Mu nchen. «Wir hatten schon Leute hier, 
die meinten, man habe ihnen das Geld geschenkté , sorgt sich Irene 
Scheithauer von der O kumenischen Arbeitsloseninitiative in Dresden 
um die Arglosigkeit ihrer Kunden. 
Tatsachlich geben die Geldinstitute mehr Geld fu r Werbung aus als alle 
anderen Wirtschaftsbranchen, ausgenommen vielleicht die Automo- 
bilindustrie. In gro©formatigen Zeitungsanzeigen, aufwendigen TV- 
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Spots und standig wiederholten Radiobotschaften verlocken sie Kin- 
der, Jugendliche, arbeitslose und unbedarfte Deutsche zum bedenken- 
losen Schuldenmachen. Werbebotschaften wie «Bargeld zu Minizin- 
sené , «Sofortkredit ohne Formalitatené  oder «Warum mit dem Kauf 
noch lange warten?é  vernebeln die Gehirne naiver Verbraucher und 
verdecken die schlichte Tatsache, da© die Kreditnehmer stets wesent- 
lich mehr Geld zuru ckzahlen mu ssen, als sie in Empfang nehmen 
du rfen. Die brutale Wirklichkeit hinter den flotten Werbespru chen: 
«Gnadenlos werfen Computer die Namen der Kunden aus, deren 
Kontos Unregelma©igkeiten signalisieren. Bleibt das monatliche Ge- 
halt aus, konnen Dispokredite, Dauerauftrage blockiert werden. Auf 
breiter Front ziehen Kreditinstitute die Schraube an. «Immer mehr 
u berschuldete Bundesbu rger gehen pleiteé , warnt Die Woche. 

Unbarmherzige Zinsmaschinerie 

Nun sollte man meinen, da© die Banken aus eigenem Interesse bei der 
Auswahl der Kreditkunden gro©te Sorgfalt walten lassen. Weckte 
schon die Bedenkenlosigkeit, mit der auch das deutsche Kreditgewer- 
be unsolide Schuldner wie die Gro©pleitiers Alan Bond aus Austra- 
lien, Robert Maxwell aus England, Werner K. Rey aus der Schweiz, 
u berschuldete Unternehmen wie die danische Versicherungsgruppe 
Hafnia, die kanadische Immobilienfirma Olympia & York, die Frank- 
furter Metallgesellschaft oder die Schweinfurter FAG Kugelfischer 
mit Geld u berschu ttete, Zweifel an den Fahigkeiten unserer Bankiers, 
so du rfen ihnen wohl auch im Fall der ausufernden Konsumentenkre- 
dite nicht allzu viele Skrupel unterstellt werden. Moglicherweise hat 
das eine sogar etwas mit dem anderen zu tun: Die Ausfalle im Gro©- 
kundengeschaft sollen durch verstarkte Anstrengungen am unteren 
Ende des Kundenspektrums ausgeglichen werden. 
Tatsachlich sind die Risiken bei der Vielzahl der Kleinkredite besser 
verteilt und damit fu r eine Bank im ganzen ungefahrlicher als die 
Finanzierung eines einzelnen Gro©unternehmens. U berdies konnen 
die Kreditvertrage mit den A rmsten der Armen so narrensicher ge- 
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staltet werden, da© die Bank am Ende doch fast immer zu ihrem Geld 
kommt, wahrend der Kunde in seinen Schulden erstickt. Zahllose 
Falle belegen, wie brutal die Geldhauser u berschuldete Privatleute in 
die Zange nehmen, wie sie ihnen die letzten Groschen abpressen und 
sie praktisch fu r den Rest ihres Lebens in die Zahlpflicht nehmen. 
Das Spektrum der Schuldner reicht von der arbeitslosen Ku chenhilfe 
aus Aisdorf, die erst ihr Konto u berzog, dann Kredite aufnahm und 
schlie©lich ihre Versandhausrechnungen nicht mehr bezahlen konnte, 
u ber den Kleinunternehmer aus dem Hessischen, dem die Banken erst 
seinen Betrieb, dann sein Haus abknopften, bis hin zum Zahnarzt, der 
sich zu viele Eigentumswohnungen zulegte und schlie©lich die Hypo- 
thekenzinsen nicht mehr zahlen konnte. 
Je ju nger, naiver und unerfahrener die Kunden sind, desto leichter 
werden sie zu Opfern einer unbarmherzigen Zinsmaschinerie. Das 
beginnt beim 14jahrigen Hauptschu ler, der sich seine Schallplatten 
und Videokassetten auf Pump kauft und sein Sparkonto u berzieht, 
und endet beim Jungunternehmer aus Dresden oder Leipzig, der ein 
zinsgu nstiges Existenzgru ndungsdarlehen haben mochte und sich 
dann doch einen teuren Bankkredit aufschwatzen la©t, den er nie 
zuru ckzahlen kann, weil der Zins hoher ist als seine Kapitalrendite. 

Schuldner im Griff der Banken 

Fu r die Banken sind solche Schuldner die idealen Opfer, denn sie 
konnen sich nicht wehren. Anders als beispielsweise eine AG, GmbH 
oder KG kann ein privater Schuldner keinen Konkurs anmelden. Er 
haftet, im Gegensatz zu den Gesellschaftern von Unternehmen, mit 
seinem gesamten personlichen Einkommen und Vermogen, und das 
mindestens 30 Jahre lang. Zwar liegt in Bonner Ministerien schon lange 
ein Gesetzentwurf vor, der auch den privaten Konkurs, also die recht- 
ma©ige «Entschuldungé , ermoglichen soll, doch wurde die urspru ngli- 
che Fassung durch den Einspruch der Bankenlobby schon so verwas- 
sert, da© er nach Meinung ma©geblicher Verbraucherschu tzer kaum 
seinen Zweck erfu llen kann, wenn er dereinst verabschiedet wird. 
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Manfred Westphal von der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherver- 
bande (AGV): «Was die Bundesregierung fordert, ist eine Art Edel- 
konkurs fu r Reiche.é  Ihn sto ren vor allem die hohen Kosten eines 
solchen Verfahrens, das natu rlich der zahlungsunfahige Schuldner zu 
tragen hat. Den wirklich armen Teufeln ist mit einem teuren Insol- 
venzverfahren kaum zu helfen. 
Wen die Banken und Sparkassen in den Klauen haben, den lassen sie 
so schnell nicht wieder los. Schon beim ersten Anzeichen nachlassen- 
der Bonitat, also wenn zum Beispiel eine Zins- und Tilgungsrate nicht 
pu nktlich beglichen wird, pflegen sie sich nachdru cklich in Erinnerung 
zu bringen. Sobald der Schuldner mit zehn Prozent der Kreditsumme 
in Verzug ist, konnen sie das Darlehen fristlos ku ndigen. Und je 
schlechter die allgemeine Wirtschaftslage wird, desto rigoroser ma- 
chen die Geldhauser von ihrem Recht Gebrauch. 
Vorbei ist es dann mit den gro©zu gigen Gesten, den Schmeicheleien 
und flotten Werbespru chen («Wenn Sie mehr Geld brauchen - auf uns 
konnen Sie sich verlassené ). Jetzt regiert die harte Faust: Der Kredit 
wird sofort fallig gestellt, der Schuldner kann natu rlich nicht zahlen, 
die Bank duldet zunachst stillschweigend die weitere U berziehung des 
Kontos, berechnet jetzt aber zusatzliche «Strafzinsené . Die Mahnun- 
gen werden dringlicher, es folgen Anrufe am Arbeitsplatz, und 
schlie©lich mu© sich der gedemu tigte Kunde zu einer fu r ihn noch viel 
kostspieligeren «Umschuldungé  durchringen. 
Das hei©t, der alte, vergleichsweise gu nstige Kredit wird abgelost 
durch einen neuen, der sehr viel teurer ist, und so dreht sich das Rad 
immer weiter, bis der Lohn gepfandet ist, auch Freunde und Verwand- 
te keinen Pfennig mehr herausru cken, das Auto, die Mobel, der 
Schmuck verramscht wurden. Am Ende droht der Offenbarungseid, 
eidesstattliche Versicherung genannt, und der Schuldner steht drau- 
©en vor der Tu r der Wohlstandsgesellschaft. Hunderte, ja Tausende 
gingen in den letzten Wochen und Monaten diesen Weg. Sie enden, 
wenn sie nicht schnell einen neuen Job finden und auf Sparflamme 
leben, wegen ihres eigenen Leichtsinns und der Gier der Geldinstitute 
bei den obdachlosen Pennern. 
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Jagd auf Minderjahrige 

Dabei konnten, wie Verbraucherschu tzer und Schuldnerberater im- 
mer wieder betonen, viele Schuldnerschicksale anders verlaufen, 
wenn die Kreditinstitute sich vernu nftiger verhielten. Sie pladieren fu r 
eine Einschrankung der allzu massiven Werbung fu r Konsumenten- 
kredite, fu r eine Begrenzung der ausgeliehenen Betrage, fu r strengere 
Ma©stabe bei der Bonitatspru fung und fu r ku rzere Laufzeiten der 
Darlehen. Die Banken indes streben genau das Gegenteil an: Ihre 
Werbemethoden werden immer raffinierter, die Hu rden, die sie vor 
die Auszahlung ihrer Kredite gestellt haben, niedriger. 
Kaum ist ein neuer Erdenbu rger geboren, machen sich die Banken an 
die Eltern ran, um sie zur Anlage eines Babykontos zu bewegen. 
Spater erhalten die Kleinen Post von niedlichen Comicfiguren, die 
«Marc und Pennyé  oder «Goldieé  hei©en und den Segen eines eigenen 
Kontos preisen. Fu r jede Zielgruppe haben die Werbeonkels der 
Geldhauser den passenden Spruch drauf («Hallo, Mischa, fu r Dich 
liegt ein kleines Geschenk bereit. Tschu s, Dein Kundenberater Pe- 
teré ), und je alter die Kids werden, desto nachdru cklicher bringen sich 
die Geldverleiher in Erinnerung. 
Manche Institute verleiten ihre minderjahrigen Kunden so wirkungs- 
voll zum Geldausgeben, da© sie von Verbraucherschutzorganisatio- 
nen schon mehrfach abgemahnt werden mu©ten. So etwa, als eine 
Bank warb: «Stellt euch vor, am Wochenende ist ein Rockfestival. 
Euer Geldbeutel gibt leider nicht genug her. Wo kommt jetzt das 
schnelle Geld her? Ihr geht ganz cool zu eurer Bank, zu ckt eine 
gestylte Jugendservicecard und besorgt euch am Geldausgabeauto- 
maten Bares.é  
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Vermittler verteuern den Kredit 

Das multimediale Trommelfeuer auf die Standhaftigkeit der Minder- 
jahrigen blieb nicht ohne Folgen. Allein die deutschen Sparkassen 
fu hrten bereits Anfang des Jahres 1993 rund 810000 Girokonten fu r 
Kunden unter 18 Jahren. Bei der Deutschen Bank waren es u ber 
300000 Konten, bei der Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank 
in Mu nchen immerhin noch etwa 40000. 
Wahrend die Verbraucherschu tzer verlangen, die Banken du rften fu r 
Minderjahrige nur dann Konten einrichten, wenn deren gesetzliche 
Vertreter mit unterschreiben, berufen sich die Geldhauser gern 
auf den sogenannten Taschengeldparagraphen 110 des Bu rgerlichen 
Gesetzbuches. Danach sind Vertrage von Minderjahrigen wirksam, 
wenn ihnen dazu der gesetzliche Vertreter die notwendigen Mittel 
zur freien Verfu gung gestellt hat. Eine Einschrankung halten mittler- 
weile fast alle Fachleute fu r erforderlich, denn momentan wird bereits 
jeder zehnte Kreditvertrag von einem Minderjahrigen unterschrie- 
ben. 
Immer wieder versuchen einige Banken und Sparkassen, die gesetzli- 
chen Vorschriften allzu gro©zu gig auszulegen, so etwa die Deutsche 
Bank, die auch an ihre minderjahrigen Konteninhaber Kundenkarten 
ausgibt, mit deren Hilfe Konten jederzeit bis 100 Mark u berzogen 
werden konnen. Oder die Stadtsparkasse Korschenbroich, die mehr- 
fach Jugendlichen ab zwo lf Jahren auf Girokonten Dispokredite bis 
200 Mark einraumte. Da ist es dann nicht mehr weit bis zu jenen, in 
einer Sendung des TV-Magazins «Monitoré  angeprangerten Institu- 
ten, die gezielt Kredite an Drogensu chtige vergaben, damit sie sich den 
beno tigten Stoff verschaffen konnten. 
Der gnadenlose Kampf der Geldhauser um die lukrativen Kreditge- 
schafte mit u berschuldeten Lohn- oder Gehaltsempfangern brachte 
einen wenig angesehenen Berufsstand zu neuer Blu te: den der Kredit- 
vermittler. Sie profitieren von der Schwellenangst, vom schlechten 
Gewissen und der Unbedarftheit, die eine zahlenma©ig gro©e Gruppe 
geldbedu rftiger Kunden vom Gang zum Bankschalter abhalten. Ihnen 
suggerieren die cleveren Makler, da© es ihnen dank ihrer weitreichen- 
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den Verbindungen moglich sei, auch in aussichtslosen Fallen noch 
Geld zu beschaffen. 
Tatsachlich machen sie sich doch nur die Gier der Institute nach 
neuen Kunden zunutze und streichen dafu r saftige Provisionen bis zu 
sieben Prozent der Kreditsumme ein. Die kassieren sie von den 
Geldhausern, und manchmal zwacken sie auch vom ausbezahlten 
Kredit ihren Obolus ab. Mit skrupellosen Werbeversprechen («Kre- 
dite ohne Schufaé ) und ausgeklu gelten Telefonmarketingaktionen 
treiben sie dem Geldgewerbe neue Kundschaft zu, und die meisten 
Banken und Sparkassen haben offenbar nicht die geringsten Beden- 
ken, die von den Vermittlern angeschleppten Schuldner zu akzeptie- 
ren. Klar, da© die Provision des Vermittlers voll auf die Zinsen 
angerechnet wird, auch klar, da© die Zinsen um so hoher ausfallen, 
je schlechter die Bonitat des Kunden ist, da© zusatzliche Bearbei- 
tungsgebu hren die Belastung des Schuldners ins Unerme©liche stei- 
gen lassen. Mit allerlei Rechentricks werden die tatsachlichen Zinsen 
geschickt auf Monats- oder gar Wochenbasis heruntergerechnet, so 
da© der naive Schuldner glauben kann, er habe einen vergleichsweise 
gu nstigen Kredit bekommen. Nicht selten aber summieren sich die 
Gesamtbelastungen eines solchen vermittelten Kredits oft zu einem 
Effektivzins von 20 Prozent. Das liegt in der Nahe dessen, was von 
den Gerichten als «Wucheré  geahndet wird. 
Der Pakt des stets um Seriositat bemu hten Kreditgewerbes mit der 
dubiosen Vermittlerszene ist nicht weiter verwunderlich, denn auch 
die Versicherungsgesellschaften bedienen sich auf der Jagd nach Kun- 
den hochst zweifelhafter Hilfstruppen aus dem Milieu der Struktur- 
vertriebe. Im brutalen Wettbewerb der Finanzkonzerne ist offenbar 
jedes Mittel recht, wenn es nur der Steigerung ihrer Profite dient. Bis 
zu sieben Prozent Provision zahlen Banken und Sparkassen fu r die 
Vermittlung von Anschaffungsdarlehen. Und wer ihnen einen Fir- 
men- oder Hypothekenkunden anschleppt, darf eine Provision von 0,5 
bis zwei Prozent von dessen Umsatzen erwarten. Kaum ein Kreditneh- 
mer ahnt, da© auch die Dienste des Bankangestellten auf der anderen 
Seite des Schalters mit einer Erfolgsprovision honoriert werden. Nur 
gewitzte Kunden, die die verwahrlosten Sitten des Geldgewerbes 
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kennen, pflegen mit Hinweis auf die Bankprovision die Konditionen 
zu ihren Gunsten zu verandern. 
Vergeblich warnen die Verbraucherschutzverbande schon seit Jahren 
vor den dubiosen Kreditvermittlern. Wer Geld braucht, sollte gleich 
zur Bank gehen und knallhart um die Konditionen feilschen. Am 
besten gelingt dies, wenn man Kreditangebote der verschiedensten 
Geldhauser einholt und so im freien Wettbewerb die Zinsen dru ckt. 
Denn fu r die Geldhauser ist jeder Kredit ein lukratives Geschaft. Ist 
hingegen ein Bankkunde bereits so u berschuldet, da© er von keinem 
Institut mehr etwas zu erwarten hat, dann hilft auch der Vermittler 
nicht weiter, sofern er mit der offiziellen Geldwirtschaft zusammenar- 
beitet. Natu rlich gibt es auch Schlepper, die Kredite aus dunklen 
Quellen offerieren. Aber wer sich mit solchen Geldgebern einla©t, 
zahlt fu r gewohnlich Wucherzinsen. 

Unwissenheit als Geschaftsgrundlage 

Aber auch die Darlehen der «serio sené  Institute haben ihre Tu cken. 
Es fangt schon bei der Berechnung des tatsachlich zu zahlenden Zinses 
an. Zwar sind die Institute verpflichtet, bei jedem Kredit den soge- 
nannten «effektiven Jahreszinsé  anzugeben und ihre Konditionen 
offen in der Schalterhalle auszuhangen. Aber nicht selten versteckt 
sich die Preistafel hinter Gummibaumen, Schrankwanden oder Pro- 
spektstandern. Und selbst dann, wenn ein Bankkunde die Preisliste 
genau studiert, erfahrt er haufig nur die halbe Wahrheit u ber die 
Kosten eines Kredits. 
Verwundert reiben sich viele Kreditnehmer die Augen, wenn sie 
entdecken, da© sie zu den offen ausgewiesenen Zinsen allerlei Provi- 
sionen, Gebu hren, Schatzkosten oder Verwaltungspauschalen berap- 
pen mu ssen. So kann ein Kredit, der optisch billig wirkt, schnell zum 
erdru ckenden Schuldenberg anwachsen. Erschreckt konstatierte ob 
solcher Praktiken sogar die bankenfreundliche Frankfurter Allgemei- 
ne: «Kaum eine andere Branche geht so ruppig mit ihren Kunden um 
wie die Kreditwirtschaft.é  Wohl wahr, doch in Wahrheit handelt es 
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sich nicht einfach um hemdsarmelige Geschaftspraktiken, sondern um 
ein sorgfaltig geplantes System, fu r das der Faktor «Unwissenheité  der 
Kundschaft eine feste Kalkulationsgrundlage bildet. 
Dreist wie kein zweiter Wirtschaftszweig nutzen die Geldhauser ihre 
Position der psychologischen Starke gegenu ber den in der Defensive 
befindlichen Kreditnehmern aus, um gnadenlos abzukassieren. Etwa 
mit dem Trick der «Kreditprovisioné . Das geht so: Die Bank offeriert 
einem Kunden einen Kreditrahmen von 50000 Mark zu, sagen wir, 
zehn Prozent. Der echte Zinssatz belauft sich freilich nur auf sieben 
Prozent, die restlichen drei werden als Provision deklariert. Fu r den 
Kunden hat das den Nachteil, da© er diese drei Prozent auf den vollen 
Kreditrahmen von 50000 Mark zu zahlen hat, auch wenn er den nicht 
voll in Anspruch nimmt. Die sieben Prozent Zins hingegen sind nur 
auf den tatsachlich geschuldeten Betrag anzurechnen. Auf diese Wei- 
se erhoht die Bank den Durchschnittszins, den der Kunde zu zahlen 
hat, ohne da© ihm dies so richtig bewu©t wird. Sie tauscht also ein 
relativ gu nstiges Angebot vor und verdient dennoch u berdurchschnitt- 
lich gut dabei. Volker Looman aus Reutlingen, selbstandiger Finanz- 
berater, wei© aus seiner taglichen Praxis: «Die Bank kann einen 
Kunden so schwindlig rechnen, da© der nicht mehr wei©, wo ihm der 
Kopf steht.é  
Das fangt oft schon bei der Kreditsumme an. Will sich jemand zum 
Beispiel 30000 Mark pumpen, dann rechnet ihm der Kreditsachbear- 
beiter vor, da© es vernu nftiger sei, gleich 35000 Mark zu beantragen. 
Der Kunde erfahrt auch schnell, warum. Von der Kreditsumme rech- 
net der Banker geschwind seine Provision, Bearbeitungsgebu hr, fer- 
ner Auslagen und schlie©lich noch Pramien fu r die Kreditversicherung 
dazu. Irgendwo taucht dann auch noch eine Maklercourtage auf, so 
da© der Kunde am Ende gerade noch den Betrag herausbekommt, den 
er tatsachlich beno tigt. Die Zinsen aber mu© er natu rlich auf die 35 000 
Mark bezahlen. 
Fast ebenso fein rechnet sich fu r die Banken eine Darlehensform, mit 
der sie gerade in den letzten Jahren immer umfangreichere Geschafte 
betrieben. Mal hei©t dieses Produkt «Scheckkredité  oder «Variodis- 
positionskredité  oder schlicht «Kredit nach Ma©é . Gemeint ist stets 
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eine maximale U berziehungslinie, bis zu deren Hohe sich der Kunde 
Geld nach Bedarf pumpen kann. Das hat fu r den Kunden den Vorteil, 
da© er nicht jedesmal einen neuen Kredit beantragen mu©, wenn er 
Geld braucht, dafu r aber geht ihm die U bersicht u ber die Kosten 
verloren. Denn die Bank kann wahrend der gesamten Laufzeit die 
Zinsen praktisch nach Belieben verandern. Es gibt keinen effektiven 
Jahreszins mehr, und der Kunde verliert die Moglichkeit, den Preis 
seines Kredits mit dem Angebot anderer Banken zu vergleichen. 

Aus den Klauen der Bank befreit 

Viele der Kreditnehmer, die sich im Gestru pp der Gebu hren und 
Kosten hoffnungslos verheddert haben, kommen gar nicht mehr dazu, 
ihre Darlehen zuru ckzuzahlen. Sie bleiben bis ans Ende ihrer Tage 
Gefangene der Banken und mu ssen immer hartere Daumenschrauben 
ertragen. Letzte Rettung ist fu r sie haufig eine Schuldnerberatungs- 
stelle, wo rechtskundige Sozialhelfer versuchen, wenigstens die 
schlimmsten Hartefalle etwas zu mildern. So etwa im Fall der Servie- 
rerin Marion Thamm, 34, aus Berlin. Mit 18 wollte sie sich eine 
Stereoanlage kaufen, fu r die ihr das Geld fehlte. Ein Freund gab ihr 
den Rat, zu einer Filiale der WKV zu gehen. Damit begann ihre 
Karriere als Schuldnerin. 
Ging es zunachst nur um ein paar 100 Mark, die die Bank direkt an 
das Radiogeschaft, bei dem sie die Anlage gekauft hatte, u berwies, so 
wuchs der Schuldenberg durch immer neue Konsumwu nsche und 
entsprechende Umschuldungen zu gig an. Solange sie Arbeit hatte, 
konnte Marion Thamm die Raten auch immer pu nktlich bezahlen, 
doch dann bekam sie ein Kind, verlor den Job und geriet so in 
Zahlungsverzug. Nach einer Zeit standiger Mahnungen, in der die 
Schuldsumme immer gro©er wurde, mu©te sie schlie©lich eine eides- 
stattliche Versicherung u ber ihre Zahlungsunfahigkeit abgeben. 
Sabine Schulz von der Schuldenberatung Berlin-Charlottenburg 
nahm sich des scheinbar hoffnungslosen Falles an und stellte fest, da© 
die alleinerziehende Mutter Kredite u ber insgesamt 22000 Mark auf- 
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genommen, aber bereits 21000 Mark zuru ckgezahlt hatte. Dabei wa- 
ren nach Ableistung ihrer eidesstattlichen Versicherung noch immer 
14000 Mark offen. Zustande kam dieser hohe Betrag durch Verzugs- 
zinsen und die Tatsache, da© die Ratenzahlungen vor allem zur Dek- 
kung der Zinsen, nicht aber zur Tilgung des Darlehens verwendet 
worden waren. Der Schuldnerberaterin gelang es, Marion aus den 
Klauen der Bank zu befreien, indem sie ihr ein zinsloses Familiendar- 
lehen verschaffte. Jetzt mu© Marion nicht mehr fu r horrende Zinsen 
geradestehen, sondern kann peu a peu ihr Darlehen abstottern. 
Die meisten Schuldner haben weniger Glu ck. Denn langst sind auch 
die Schuldnerberatungsstellen in den Ballungsgebieten bereits hoff- 
nungslos u berlastet und konnen sich schon aus Kapazitatsgru nden um 
Einzelfalle nicht mit der erforderlichen Intensitat ku mmern. Zu schaf- 
fen machen ihnen namlich nicht nur die Schuldner selbst, sondern 
immer mehr auch jene Bankenopfer, die sich als Bu rgen in die Zange 
nehmen lie©en. 

Ganze Familien in Sippenhaft genommen 

Kredite an zahlungsschwache Schuldner wie an Firmen, die nur du rftig 
mit Eigenkapital ausgestattet sind, vergeben die Geldhauser namlich 
nur, wenn andere Personen fu r die Ru ckzahlung geradestehen, die 
sogenannten Bu rgen. Da© die Unterschrift unter eine selbstschuldne- 
rische Bu rgschaft ihre Tu cken haben kann, ist hinreichend bekannt: 
«Wer bu rgt, wird erwu rgté , reimen die Juristen. Doch in letzter Zeit 
haufen sich die Falle, wo absolut untaugliche Bu rgen in Anspruch 
genommen werden, wie Gro©eltern mit karger Rente, Mu tter ohne 
eigenes Einkommen oder Studenten, die von Bafog leben. 
Fu r einen Kredit ist den Banken offenbar jeder Bu rge recht. Und je 
mehr Bu rgen ein Kreditsachbearbeiter auftreiben kann, desto mehr 
Geld kann er ausleihen, desto mehr Zinsen und Provisionen verschafft 
er seiner Bank, desto schneller also wird er Karriere machen. Dieses 
ganz auf den Expansionsdrang der Geldhauser zugeschnittene System 
brachte schon komplette Familienstamme in die Sippenhaft der Geld- 
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hauser. Bekannt wurde zum Beispiel der Fall der Bayerischen Landes- 
bank, die hohe Kredite fu r Kaufe u berteuerter Wohnungen nach dem 
sogenannten Erwerbermodell auslieh und dafu r reihenweise mittel- 
lose Studenten als Bu rgen akzeptierte. «Auf eine kundenfreundliche 
Rechtsprechungé , warnte die Su ddeutsche Zeitung, «sollte man sich 
dabei nicht verlassen.é  
In der Tat: Als ein Bauunternehmer fu r weitere Kredite seine beiden 
studierenden und deshalb mittellosen Sohne seiner Bank als Bu rgen 
anbot, akzeptierte diese bereitwillig und nahm sie nach dem Zusam- 
menbruch des Baugeschafts voll in Anspruch. Das sei rechtens, ent- 
schied der Bundesgerichtshof und entlie© die beiden Bru der in eine 
lebenslange Zahlungsknechtschaft gegenu ber der Bank. 
Erst im Dezember letzten Jahres griff das Bundesverfassungsgericht 
in Karlsruhe in die bislang wenig verbraucherfreundliche Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofs ein. In einem aufsehenerregenden Ur- 
teil revidierten die Verfassungsrichter einen Spruch des 9. BGH-Zi- 
vilsenats, in dem die arbeitslose Tochter eines Immobilienmaklers 
dazu verurteilt worden war, fu r einen 100000-Mark-Kredit ihres Va- 
ters geradezustehen. Die junge Frau lebte als alleinstehende Mutter 
eines Sohnes von der Sozialhilfe und dem Erziehungsgeld. Weil sie die 
von der Bank verlangten Zinsen nicht berappen konnte, wuchs der 
vom Vater hinterlassene Schuldenberg bis auf 160000 Mark an. 
Der Klage der Bank hatte zunachst das Oberlandesgericht Celle wi- 
dersprochen, doch der Bundesgerichtshof schlie©lich gab der Bank 
recht und verurteilte die Bu rgin zur Zahlung mit der Begru ndung, sie 
sei schlie©lich volljahrig gewesen und habe daher auch ohne besonde- 
re Erfahrung wissen mu ssen, da© eine Bu rgschaft ein Haftungsrisiko 
begru ndet. Das sahen die Verfassungsrichter anders. Sie wiesen das 
BGH-Urteil zuru ck und verpflichteten die Zivilgerichte zur Korrektur 
von Vertragen, «die einen der beiden Vertragspartner stark belasten 
und das Ergebnis strukturell ungleicher Verhandlungsstarke sindé . 
Auch im Verkehr zwischen den machtigen Banken und den ohnmach- 
tigen Kunden, so postulierten die Verfassungsrichter, «darf nicht nur 
das Recht des Starkeren geltené . Fu r ku nftige Falle hier das Akten- 
zeichen: l BvR 567/89. 
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Besonders tu ckisch ist die selbstschuldnerische Bu rgschaft, zu der die 
Banken gerne allzu naive Kreditnehmer drangen. Hier mu ssen die 
Bu rgen «unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklageé  sofort 
zahlen, wenn der Kreditnehmer mit seinen Verpflichtungen in Verzug 
gerat. Sie haften dann nicht nur fu r den eigentlichen Kredit, sondern 
fu r samtliche auflaufenden Zinsen, Kosten und Gebu hren. 
Wenn schon jemand sich bereit erklart, Bu rge zu sein, dann besser im 
Rahmen einer sogenannten Hochstbu rgschaft, die die Verpflichtung 
des Bu rgen auf einen bestimmten Betrag begrenzt. Gu nstiger ist auch 
eine sogenannte Ausfallbu rgschaft, bei der der Glaubiger erst alle 
juristischen Ma©nahmen gegenu ber dem Schuldner einleiten mu©, bis 
hin zur Zwangsvollstreckung, ehe er sich am Bu rgen schadlos halten 
darf. 

Seltsame Regeln des Kreditgeschafts 

Natu rlich ist nichts dagegen einzuwenden, wenn sich Banken fu r ihre 
Ausleihung Sicherheiten verschaffen. Doch die Art und Weise, wie sie 
ihre Interessen gegenu ber den wirtschaftlich Schwacheren durchset- 
zen, und das sind fast alle Kunden, erinnert manchmal an Zeiten, in 
denen das Faustrecht galt. Wahrend die Geldhauser Gro©kunden, 
hinter denen sie eine starke wirtschaftliche Potenz vermuten, ihre 
Darlehen fo rmlich aufdrangen, neigen sie bei ihren kleinen Kunden 
fast immer zu U berreaktionen, sobald sie erste Anzeichen fu r eine 
Zahlungsschwache zu erkennen glauben.  
Lang ist die Liste jener Kreditnehmer, denen die Geldhauser ohne 
Vorwarnung die Aufforderung ins Haus schickten, das Darlehen bin- 
nen weniger Tage «fallig zu stellené . Kommt ein solcher Kunde der 
No tigung nicht nach, lauft mit kafkaesker Unerbittlichkeit ein Proze© 
ab, an dessen Ende fu r gewohnlich zersto rte Existenzen, zerru ttete 
Familien, liquidierte Firmen, versteigerte Hauser und verlorene 
Freundschaften stehen. Hauptsache, die Bank hat ihr Geld wieder. 
Manchmal hat sie am Ende auch noch ein bi©chen mehr als vorher. 
Das Kreditgeschaft gehorcht recht seltsamen Regeln. Da bemu hen 
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sich die Banker einerseits mit allem Nachdruck um Kreditkunden, sie 
wildern in den Gefilden der Konkurrenz, unterbieten sich gegenseitig 
mit ihren Konditionen, um nur ja das viele Geld, das sich auf ihren 
Konten angesammelt hat, unter die Leute zu bringen. Gleichzeitig 
werden sie von tausenderlei A ngsten geplagt, da© irgendeiner jener 
frechen Gesellen, denen sie ihr Allerheiligstes in den Rachen gescho- 
ben haben, es eines Tages nicht mehr wu rde ausspucken wollen. 
Nichts fu rchtet ein Bankier mehr als das Wo rtchen «notleidendé , das 
als Etikett immer dann einem Kredit aufgeklebt wird, wenn sich die 
Aussichten auf Ru ckzahlung zu verdu stern beginnen. Deshalb hat der 
Spruch des amerikanischen Schriftstellers Mark Twain, ein Banker 
gleiche einem Mann, der einem einen Regenschirm leiht, wenn die 
Sonne scheint, und ihn sofort zuru ckhaben will, sobald es zu regnen 
beginnt, durchaus eine gewisse Berechtigung. Genauso richtig aber ist 
die Beobachtung, die schon Voltaire im 18. Jahrhundert machte: hu pfe 
ein Bankier aus dem Fenster, so konne man getrost hinterherspringen, 
denn am Ende gabe es immer etwas zu verdienen. Tatsachlich entpup- 
pen sich viele der Schieflagen, in die Deutschlands Geldhauser mit 
Gro©krediten an zahlungsunfahige Schuldner gerieten, am Ende doch 
noch als recht eintragliche Geschafte. 

Gro©es Geld fu r Bluffer und Blender 

Zunachst aber lohnt es sich einmal daru ber nachzudenken, wie solche 
Schieflagen u berhaupt zustande kommen und nach welchen Prinzi- 
pien unsere Bankiers Geld verleihen. Dabei fallen zwei Grundgesetze 
auf, die das Denken der Banker zu pragen scheinen. Erstens: Werfe 
das Geld immer dorthin, wo andere schon Geld hingeworfen haben! 
Zweitens: Finanziere vor allem solche Geschafte, von denen du nichts 
verstehst! 
Diese beiden Handlungsmaximen fu hrten zu den bekannten Finanz- 
katastrophen der letzten Jahre, die viele Milliarden an Ersparnissen 
vornehmlich kleinerer Bankkunden aufzehrten und mitunter ha©liche 
Spuren in den Bilanzen der Geldhauser hinterlie©en. So etwa die 
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su damerikanische Schuldenkrise: Auch als langst absehbar war, da© 
Lander wie Mexiko, Venezuela, Brasilien und Argentinien dem 
Staatsbankrott zusteuerten, pumpten deutsche Gro©banken noch im- 
mer Milliardenbetrage in deren marode Volkswirtschaften. 
Nachdem sie bereits gigantische Wertberichtigungen auf uneinbring- 
liche Kreditforderungen an Entwicklungslander vornehmen mu©ten, 
entdeckten unsere begabten Bankiers eine zweite Spielwiese, auf der 
sich trefflich Geld verlieren lie©: die Ostblockstaaten. Schneller, als 
die Geldzahler in den Kassenraumen die Tausender durch die Finger 
gleiten lie©en, verloren die Anleihen der kommunistischen Staatshan- 
delslander nach dem Zusammenbruch des Kommunismus an Wert, 
und schnell versuchten einige deutsche Gro©banken, die Verlustlo - 
cher zu stopfen, indem sie die windigen Papiere ihren eigenen Invest- 
mentfonds ins Depot stopften, auf da© auch die verehrte Kundschaft 
ihren Beitrag zum Aufbau Osteuropas leiste. Unverdrossen schaufel- 
ten sie danach, Zins bleibt Zins, weitere Milliarden nach Prag, War- 
schau und Moskau, auch als deren Ru ckzahlung immer unwahrschein- 
licher wurde. 
Kurioser noch als der an den Zug der Lemminge erinnernde Nachah- 
mungstrieb der Banker ist ihre ausgepragte Neigung, auf Bluffer und 
Blender hereinzufallen. Wo immer in den letzten Jahren eine Pleite 
sich auftat, leisteten auch unsere Geldhauser ihren Obolus. Guthaben 
deutscher Bankkunden wurden verspielt beim Zusammenbruch des 
Immobilienweltreichs der kanadischen Gebru der Reichmann (Olym- 
pia & York), des australischen MultiUnternehmers Alan Bond, der 
britisch-zypriotischen Unternehmensgruppe Polly Peck, der dani- 
schen Versicherungsgruppe Hafnia, des britischen Pressetycoons Ro- 
bert («Captain Bobé ) Maxwell, der italienischen Feruzzi-Gruppe, des 
schweizerischen Gro©pleitiers Werner K. Rey und, last but not least, 
der Metallgesellschaft AG in Frankfurt. 
Ihr wahres Format aber bewiesen unsere Herren Bankiers erst im Fall 
des Immobilien-Pleitiers Ju rgen Schneider und seiner Frau Dagmar 
aus Konigstein im Taunus. Wie kein zweiter in seiner Branche hatte 
es der gelernte Maurer und Bauingenieur verstanden, die Gier und die 
Eitelkeit, moglicherweise aber auch die Bestechlichkeit der Geldver- 
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weser fu r seine Zwecke zu nutzen. Denn mit purer Dummheit la©t sich 
die Tatsache kaum erklaren, da© rund 50 Banken Kredite u ber gut 
6 Milliarden Mark an Schneider-Firmen ausliehen und dafu r als Si- 
cherheit Immobilienobjekte im Wert von nur 1,7 Milliarden Mark (so 
die letzte Schatzung) erhielten. 
Bei Drucklegung dieser Auflage ist der Fall Schneider noch langst 
nicht geklart. Der Pleitier ist flu chtig, seine Firmen sind zusammenge- 
brochen, die Banken raufen sich um die Beute, und unterm Druck der 
Medien sicherte Hilmar Kopper, Vorsteher der Deutschen Bank, 
einigen Bauhandwerkern die Bezahlung ihrer offenen Rechnungen 
zu. 
Noch darf daru ber geratselt werden, wie es zur gro©ten Baupleite der 
Nachkriegszeit kommen konnte. Sieht sich ein normaler Bankkunde, 
wenn er auch nur eine 50000-Mark-Hypothek beantragt, der peinlich- 
sten Untersuchung seiner wirtschaftlichen Verhaltnisse ausgesetzt, so 
machte es dem Dr. Ju rgen Schneider offenbar keinerlei Schwierigkei- 
ten, fu r einen Neubau wie das Kaufhaus «Les Facettesé  auf der 
Frankfurter Zeil Kredite in einer Gro©enordnung abzugreifen, die den 
Wert des Objektes wie seine Ertragskraft um ein Vielfaches u ber- 
stiegen. 
Naivitat, Blindheit, Gutglaubigkeit? Auch wenn Schneider gefalschte 
Unterlagen (Mietvertrage etc.) vorgelegt haben sollte, so hatte einem 
halbwegs versierten Kreditsachbearbeiter ein Rundgang durch das 
Gebaude genu gt, um festzustellen, da© die Angaben nicht stimmen 
konnten. 
Fachleute aus der Bautrager-Szene kolportieren denn auch eine ganz 
andere Version der Schneider-Pleite. Und die geht so: Der geltungs- 
su chtige Toupettrager war gar nicht der Initiator, sondern nur das 
geeignete Werkzeug fu r noch unentdeckte Hintermanner, die sich 
seiner bedienten, um Milliardengewinne einzusacken. Stand, zum 
Beispiel im deutschen Osten, ein Edelobjekt zum Verkauf, das, sagen 
wir, 100 Millionen Mark wert war, dann bildeten diese Hintermanner, 
zu denen gewiefte Rechtsanwalte, Steuerberater und Banker zahlen 
sollen, ein Konsortium. U ber Mittelsmanner boten sie Schneider die 
Immobilie an und offerierten ihm zugleich die komplette Finanzie- 
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rung. Einzige Bedingung: der Konigsteiner Baunarr mu©te einen Preis 
akzeptieren, der um etwa das Dreifache u berhoht war. 
Damit das Ganze glaubwu rdiger wirkte, wurde dann das Objekt u ber 
mehrere zwischengeschaltete Gesellschaften, die ihren Sitz bevorzugt 
im Ausland hatten (etwa im schweizerischen Kanton Zug), so lange 
«durchgehandelté , bis der gewu nschte Kaufpreis erreicht war. Den 
Gewinn, also die Differenz zwischen dem, was die Verkaufer bekamen 
und dem, was Schneider bezahlen mu©te, schopften die Beteiligten 
u ber Auslandskonten ab. 
Sollten die Ermittlungen der Staatsanwalte diese Version bestatigen, 
waren die Geldhauser zwar vom Vorwurf purer Dusseligkeit befreit, 
hatten dann aber einen neuen Ehrentitel verdient: «Das Kartell der 
kriminellen Kassiereré . 

Die Stunde der Pumpgenies 

Und immer dann, wenn irgendein ehrgeiziger Bankdirektor die Ta- 
bellenliga verandern mochte, schlagt die Stunde der Pumpgenies. 
Clevere Unternehmer konnen dann die Geldmogule gegeneinander 
ausspielen und ihnen ihre Bedingungen diktieren. Fu r Bewegung in 
der zementierten Ordnung des deutschen Geldgewerbes sorgte zum 
Beispiel der Schweizerische Bankverein, als er Deutschlands Gro©- 
banken beim Rennen um die Bo rseneinfu hrung der Co-op-Aktien 
ausstach. 
In ihrem Bemu hen, einmal ein deutsches Gro©unternehmen unter 
ihre Fittiche zu bekommen, u bersahen die Eidgenossen freilich die 
dunklen Flecken in den Bilanzen des angeschlagenen Handelskon- 
zerns, der von seinen Managern und dem mittlerweile zu einer Frei- 
heitsstrafe verurteilten Exvorstandsvorsitzenden Bernd Otto gru nd- 
lich ausgeplu ndert worden war. 
Wie leicht bei Banken gro©e Summen locker zu machen sind, demon- 
strierten vor kurzem die beiden Lu becker Immobilienkaufleute Tho- 
mas Hoermann und Joachim Mack. Rund 337 Millionen Mark holten 
sie nacheinander bei Instituten wie der Hypothekenbank Essen, der 

128 



Hamburger Landesbank, der Berliner Bank oder der Dresdner Bank 
ab. Rund 54 Millionen davon mu ssen die Geldhauser inzwischen als 
Schaden abbuchen. Die beiden Kreditschwindler hatten die schwache 
Stelle aller Banker ausfindig gemacht und fu r sich genutzt: den begehr- 
lichen Blick auf Sicherheiten. 
Nichts ist in den Augen eines Bankers sicherer als Grund und Boden. 
Deshalb schaut er offenbar gar nicht mehr genau hin, wenn ihm 
Immobilienperlen als Sicherheiten offeriert werden. Thomas Hoer- 
mann und Joachim Mack schleppten gleich reihenweise erstklassige 
Sicherheiten heran. Die hatten indes nur den kleinen Nachteil, da© sie 
in Wahrheit stets ein bi©chen weniger wert waren, als in den Kredit- 
unterlagen stand. 
Die beiden Lu becker lie©en den Verkehrswert ihrer Objekte durch 
getu rkte Gutachten nach oben manipulieren. So schafften sie es zum 
Beispiel, von der Hamburgischen Landesbank ein Hypothekendarle- 
hen u ber 23,4 Millionen Mark zu bekommen, obwohl sie fu r das 
Grundstu ck tatsachlich nur 18 Millionen bezahlt hatten. Die Masche 
funktionierte jahrelang, ohne da© irgendeiner der Kreditgeber mi©- 
trauisch geworden ware. Erst ihr aufwendiger Lebensstil - die Gauner 
leisteten sich fast ein halbes Hundert teuerster Autos - brachte die mit 
der Bankermentalitat so vertrauten Kreditkunden hinter Schlo© und 
Riegel. 
Vor Gericht bestatigte der als Zeuge geladene Chefjustitiar der Hy- 
pothekenbank Essen die Einschatzung der Angeklagten: «Es ist doch 
klar, da© ein Kredit u ber 20 Millionen einfacher zu bekommen ist als 
einer u ber 20 000 Mark. Da geht man nicht zum Kassenschalter, 
sondern direkt in die Vorstandsetage.é  
Manchmal sind den Geldhausern solche Abschreibungen freilich nicht 
ganz unwillkommen. Mindern sie doch die ansonsten unanstandig 
hohen Gewinne und damit auch die Steuerzahlungen. Wertberichti- 
gungen werden sofort in voller Hohe abgeschrieben, gleichgu ltig, ob 
sich spater doch noch ein Teil der Au©enstande eintreiben la©t. Auf 
diese Weise lassen sich enorme stille Reserven ansammeln, wie die 
Bilanz der Deutschen Bank aufs schonste beweist. 
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«Nie war die Not so gro© wie heuteé  

Wahrend also die Gro©kreditnehmer den Geltungsdrang der Banker 
ausnu tzen und immer hohere Summen selbst fu r fadenscheinige Ge- 
schafte herauspressen konnen, sind die unzahligen Privatschuldner, 
Freiberufler, Kleingewerbetreibenden und Bauherren dem Wohlwol- 
len ihrer Geldgeber ausgeliefert. «Wer aus der Position der Schwache 
heraus mit einem Bankier verhandelt, hat schon verloren, noch bevor 
der Vertrag unterschrieben isté , postulierte einst der O lmagnat Paul 
Getty. Und John Maynard Keynes, Stammvater der modernen Natio- 
nalokonomie, erkannte bereits: «Wenn man einer Bank tausend Pfund 
schuldet, hat man ein Problem. Wenn man ihr aber eine Million Pfund 
schuldet, hat die Bank ein Problem!é  
Er hat recht: Taglich registriert zum Beispiel Karl-Heinz Neubauer 
aus Hannoversch Mu nden immer neue Hilferufe von verschuldeten 
Bankenopfern, die nicht mehr ein noch aus wissen. Der Gru nder und 
Prasident des «Roter Ring e. V.é , einer Solidargemeinschaft kreditge- 
schadigter Unternehmer, hat sich zur Lebensaufgabe gemacht, zu 
helfen, wo sonst niemand mehr helfen mochte. Neubauer: «Nie war 
die Not so gro© wie heute.é  
U ber 2000 Mitglieder zahlt der eingetragene Verein bereits, und fast 
hinter jedem Namen in seiner Mitgliederliste steht ein ziemlich hoff- 
nungsloser Fall. Seit Gru ndung des Roten Rings Anfang 1993 schieden 
bereits 70 Mitglieder durch eigene Hand aus dem Leben. «Kaum 
jemand macht sich eine Vorstellung von dem psychischen und sozialen 
Druck, dem ein u berschuldeter Bankkunde ausgeliefert isté , klagt der 
streitbare Bankenschreck, der 1951 im Alter von 22 Jahren mit 18 
Freunden die Insel Helgoland besetzte, weil er verhindern wollte, da© 
die Royal Air Force den deutschen Schicksalsfelsen weiter als Testge- 
lande fu r ihre Bomben benutzen konnte. 
Etwa ein Drittel seiner Klienten, schatzt Neubauer, hat sich seine 
Misere selbst zuzuschreiben; der Rest geriet durch die Ignoranz, In- 
kompetenz oder Raffgier der Geldgeber in Schwierigkeiten. «Da 
spielen sich erschu tternde Schicksale abé , beobachtete der Ring- 
Gru nder. Da ist zum Beispiel der ehemalige Backermeister Rehm, der 
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sich mit 380000 ersparten Mark fu r sich und seine drei Sohne in 
Ludwigsburg das Eurohotel zulegte und dabei vom Vorbesitzer und 
den beteiligten Banken bos aufs Kreuz gelegt wurde. Im Nu hatten 
namlich die drei Sohne des Hobbyhoteliers Lebensversicherungsver- 
trage u ber 3,3 Millionen Mark unterschrieben, bei denen sich hinter- 
her herausstellte, da© es in Wirklichkeit Kreditvertrage waren. 
Weder die Deutsche Bank noch die Frankfurter Hypothekenbank 
hatten offenbar die geringsten Bedenken gegen eine solch waghalsige 
Finanzierung, da sie ebenso wie der Backermeister den Beteuerungen 
des Maklers Glauben schenkten, der ihnen eine stets volle Belegung 
mit Osteuropa-Aussiedlern vorspiegelte. Doch ab dem Tag, an dem 
der Kaufvertrag unterzeichnet war, blieben die von der o ffentlichen 
Hand subventionierten Hotelgaste aus, wahrend die monatlichen 
Zins- und Tilgungsraten u ber annahernd 100000 Mark unerbittlich zur 
Zahlung anstanden. 
Die Verzweiflung in der Familie des Exbackermeisters war so gro©, 
da© Karl-Heinz Neubauer schon das Schlimmste befu rchtete. Er nahm 
sich des Falles an und versucht seither in zahen Verhandlungen mit 
den Glaubigern eine fu r alle Beteiligten akzeptable Losung herbeizu- 
fu hren. Diese war bei Redaktionsschlu© freilich noch nicht gefunden. 

Ein Kredit, der nicht serio s war 

Als ein Opfer der Banken sieht sich auch das Ehepaar Klaus-Dieter 
und Doris Weisheit aus Homberg/Ohm. Als ausgebildete Masseure 
und Bademeister wollten die Weisheits vor Jahren ein eigenes Kurbad 
und Saunazentrum errichten. Zunachst ging alles gut: Der Architekt, 
ein Unternehmensberater und der Kreditsachbearbeiter der o rtlichen 
Kreissparkasse zeigten sich sehr angetan von dem Projekt und beglei- 
teten die Weisheits in die unternehmerische Selbstandigkeit. 
Reichlich spat bemerkte dann der Bademeister, da© er nie in der 
Lage sein wu rde, der Bank die rund 70000 Mark, die deren Darlehen 
pro Jahr an Zins und Tilgungsleistungen kostete, zuru ckzuzahlen, da 
seine jahrlichen Einnahmen allenfalls 40000 bis 50000 Mark betru- 
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gen. Als sich die Forderungen der Kreissparkasse auf rund 700000 
Mark summiert hatten, mu©te das Ehepaar Weisheit Konkurs an- 
melden. 
Der Geldgeber lie© die Massagepraxis und die im selben Haus einge- 
richtete Privatwohnung der Familie Weisheit zwangsraumen. Heute 
betreiben Doris und Klaus-Dieter Weisheit wieder eine kleine Massa- 
gepraxis als Mieter in dem Haus, das ihnen einstmals geho rt hatte. Und 
noch immer konnen sie nicht verstehen, warum sie von ihrer Sparkasse 
zu dem u berdimensionierten Projekt ermuntert worden waren. 
Meint Professor Udo Reifner, der sich im Institut fu r Finanzdienstlei- 
stungen und Verbraucherschutz in Hamburg kritisch mit der Kredit- 
vergabe der Banken und Sparkassen auseinandersetzt: «Im Falle 
Weisheit ist ein Kredit vergeben worden, der von Anfang an nicht 
serios war. Das hei©t, hier hat die Kreissparkasse etwas finanziert, was 
sie, im nachhinein betrachtet, nicht hatte tun du rfen.é  In der ZDF-Sen- 
dung «Zu ndstoffé , die den Fall aufgriff, fragte sich der Experte: «War- 
um macht eine Kreissparkasse so eine Kamikazefinanzierung?é  Die 
Antwort ist vermutlich ganz einfach: Solange ein Kredit nicht als 
notleidend erkannt ist, wird er dem zustandigen Sachbearbeiter als 
Pluspunkt gutgeschrieben. Womoglich wurde dieser mit einer netten 
Provision belohnt und durfte die Karriereleiter hochklettern. Kippt 
der Kredit spater, braucht dies den aufgestiegenen Ausleiher nicht zu 
ku mmern, denn den Scherbenhaufen mu ssen fu r gewohnlich andere 
zusammenkehren. 

Die Su ddeutsche lehnt eine Anzeige ab 

Um herauszufinden, wie gro© der Druck bereits ist, den das Kartell 
der Kassierer ausu bt, und um die Methoden kennenzulernen, mit 
denen die Finanzwirtschaft ihren Kunden das Fell u ber die Ohren 
zieht, wollte ich in der Su ddeutschen Zeitung ein Inserat vero ffentli- 
chen lassen. Gewu nschte U berschrift: «Von Banken und Versicherern 
geprellt?é  Ziemlich aufgeregt teilte mir die Anzeigenabteilung mit, 
da© diese Zeile unter keinen Umstanden vero ffentlicht wu rde, da sie 
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eine Verunglimpfung wichtiger Wirtschaftszweige enthalte. Ich mu©te 
mir also eine neue Headline einfallen lassen. Am 9. Mai 1993 erschien 
darum in der Rubrik «Verschiedenesé  folgende Anzeige: 

A rger mit den Finanzen? 
Journalist sucht authentische Falle von Anlagebetrug, Kreditwucher 
oder Gaunereien mit Immobilien. Bitte schreiben Sie mir, wenn Sie 
schlechte Erfahrungen in Finanzangelegenheiten machten. Vielleicht 
kann ich Ihnen helfen. Auf Wunsch wird Diskretion zugesichert. 
Zuschriften unter Chiffre ZS1884316 an SZ. 

Die Resonanz war bemerkenswert. Es kamen u ber 60 Zuschriften, 
davon 53 ernsthafte. In der Mehrzahl der Falle handelte es sich um 
Kreditprobleme. Es schrieben Bankkunden, die sich hoch verschuldet 
hatten, entweder um Geschafte aufzubauen oder um Immobilien zu 
erwerben. Sie waren in Zahlungsschwierigkeiten geraten und von 
ihren Geldgebern ru cksichtslos liquidiert worden. In vielen Fallen 
handelte es sich auch um ahnungslose Opfer gerissener Geschaftema- 
cher, die zu hohen Investitionen verlockt worden waren, welche dann 
gar keine oder eine zu geringe Rendite abwarfen. 
Typisch dafu r ist der Fall des Mu nchner Zahnarztes und Kieferchirur- 
gen Dr. Walter Klenner. Vor wenigen Jahren besa© der talentierte 
Dentist eine gutgehende Praxis, heute ist er ein gebrochener Mann 
und lebt von der Sozialfu rsorge. Er sieht sich als Opfer eines Kom- 
plotts zwischen Steuerberatern und Rechtsanwalten, Banken, Bautra- 
gern und schlie©lich auch dem Staatsanwalt. Seine Misere begann, wie 
so viele Kreditgaunereien, ganz harmlos mit dem dringlichen Hinweis 
seines Steuerberaters, die hohen Abgaben an den Fiskus durch steu- 
ersparende Investitionen in Immobilien zu senken. 
Weil sich der Zahnmediziner auf diesem Gebiet u berhaupt nicht 
auskannte, u berlie© er alles Weitere gutglaubig seinem Berater. Der 
schleppte in flotter Folge immer neue Angebote heran, die alle nach 
demselben (Bauherren-)Modell gestrickt waren: Man nehme eine 
u berteuerte Eigentumswohnung, sattle obendrauf opulente Wer- 
bungskosten, finanziere das Ganze zu 100 Prozent u ber ebenfalls 
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u berteuerte Bankkredite, dann hat man ein optimales Steuersparmo- 
dell, das den sicheren finanziellen Ruin bedeutet. 
Auch diesem Zahnarzt ging es wie vielen seiner Standeskollegen. 
Eines Tages stellte Dr. Kienner entsetzt fest, da© er zwar tu chtig 
Steuern gespart hatte, aber finanziell am Ende war. Den Rest gab ihm 
ein Laden am IGA-Park, der nur bis zum Rohbau gediehen war und 
dringend weiterer Zuschu sse bedurfte. Weil er die nicht aufbringen 
konnte und keinen Weg sah, dem finanziellen Desaster zu entgehen, 
flog Dr. Kienner zu einem internationalen Dentisten-Kongre© nach 
Rio und kehrte nicht mehr zuru ck. Mit der Abwicklung seiner Bau- 
herren-Ruinen und samtlicher finanzieller Angelegenheiten beauf- 
tragte er seinen Rechtsanwalt, dem er Vollmacht u ber seine Bankkon- 
ten einraumte. 
Und damit begann der letzte Akt des Steuerspardramas. Der tu chtige 
Jurist raumte die Konten ab und lie© sich Dr. Kienners Lebensversi- 
cherung ausbezahlen, der ungetreue Treuhander, der die Bauherren- 
modelle zu betreuen hatte, kassierte die eingehenden Mieten und floh 
damit spater ins Ausland. Die Banken, die die Modelle finanziert 
hatten, lie©en die Wohnungen und den Laden zwangsversteigern. 
Im fernen Brasilien geriet der Mu nchner Dentist an den «schonen 
Consulé  Hans-Hermann Weyer, der ihm eine Verlangerung der Auf- 
enthaltsgenehmigung in Aussicht stellte und dafu r ein paar Zehntau- 
sender abzockte. Schlie©lich erfuhr Dr. Kienner, da© er per Interpol 
gesucht wurde. Anzeige hatte ausgerechnet jener tu chtige Anwalt 
erstattet, der befu rchten mu©te, eines Tages von seinem Mandanten 
zur Rechenschaft gezogen zu werden. 
Nun wurde dem Zahnarzt auch der Boden am Zuckerhut zu hei©. 
Noch aus der Ferne beauftragte er einen anderen Anwalt mit seiner 
Verteidigung. Als der ihm mitteilte, da© der Staatsanwalt die Akten- 
einsicht verweigere, entschlo© er sich, freiwillig in die Heimat zuru ck- 
zukehren. Am Frankfurter Flughafen wurde er sofort festgenommen 
und fu r 26 Tage in Untersuchungshaft gesteckt. Gegen eine Kaution 
von 80000 Mark kam er schlie©lich frei. 
Die Verhandlung empfand der Angeklagte, der sich keiner personli- 
chen Schuld bewu©t ist, als reine Farce. Denn das Ergebnis kannte er 
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schon elf Stunden vor der Urteilsverku ndung. Dr. Kienner: «Man 
sagte mir, wenn ich gestehen wu rde, kame ich mit Bewahrung davon, 
andernfalls mu ©te ich fu r ein paar Jahre ins Gefangnis.é  Er bekannte 
sich schuldig und wurde zu zwei Jahren mit Bewahrung verurteilt. 
Jetzt wartet er auf den Proze© gegen seinen ehemaligen Rechtsanwalt, 
dem er vorwirft, er habe ihn um mindestens 600000 Mark betrogen. 
Er darf nicht mehr praktizieren, hat keinerlei Einku nfte und lebt in 
Mu nchen von der Sozialhilfe, die ihm demnachst gestrichen werden 
soll. 

War die Zinsberechnung falsch? 

Schicksale wie dieses kennzeichnen deutlicher als tiefgru ndige Analy- 
sen die Ru cksichtslosigkeit, mit der das Kartell der Kassierer Macht 
und Reichtum auf Kosten der Kundschaft mehrt. Besonders leichtes 
Spiel haben die Mitglieder dieses Kartells, zu dem neben den Banken, 
Versicherern und Finanzdienstleistern auch Rechtsanwalte, Steuerbe- 
rater, Makler und Mittler zahlen, mit dem gutverdienenden Mittel- 
stand. Also mit A rzten und Zahnarzten, Ku nstlern und Sportlern, 
Handwerkern und Handelsvertretern, Hoteliers, Spediteuren und an- 
deren Kleinunternehmern. 
Wer immer aus diesem Kreis Immobilien erwerben und unternehme- 
rische Projekte realisieren, Investitionen tatigen oder auch nur schlicht 
sein Geld anlegen mochte, wird fast immer zur Beute irgendeines 
Finanzprofis. Nur hochste Wachsamkeit und eine geho rige Portion 
Cleverne© bewahren den Laien, der sich auf Finanzierungs- oder 
Anlagegeschafte einla©t, vor dem Fangschu©. 
Wie gefahrlich das Terrain in der Bankenwelt sein kann, beweisen 
zahlreiche Falle an sich gewitzter Unternehmer oder Bauherren, die 
sich in den Fallstricken der Finanzbranche verfingen. Dazu geho rt zum 
Beispiel der Karosseriebaumeister Reinhold Zey aus dem hessischen 
Waldbrunn, der seit zwo lf Jahren einen erbitterten Kleinkrieg gegen 
die Limburger Volksbank eG fu hrt. Die Bank fordert von ihm einige 
100000 Mark und betrieb mehrfach die Zwangsversteigerung seines 
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Eigenheims, wahrend Zey anhand genauer Berechnungen, die mitt- 
lerweile auch von einem Experten der Deutschen Bundesbank fu r 
korrekt erklart wurden, nachzuweisen versucht, da© die Zinsforde- 
rung zu Unrecht besteht. Sein Haus besitzt er immer noch, da seine 
Tochter es auf dem letzten Auktionstermin fu r ihn ersteigerte. Mitt- 
lerweile fordert er von der Bank die Ru ckzahlung von insgesamt 
170000 Mark sowie zusatzlich einen angemessenen Schadenersatz. 
Da© es in jener Gegend zu einer Haufung von Streitfallen zwischen 
Genossenschaftsbanken und Kunden kam, wird inzwischen nicht 
mehr bestritten. Offenbar haben sich einige der Volksbanken und 
Raiffeisenkassen mit Krediten an zahlungsschwache Bauherren, 
Bautrager und Winzergenossenschaften so verhoben, da© sie auch 
mit zweifelhaften Mitteln versuchen mu©ten, den Schaden zu begren- 
zen. 
Am 10. Mai 1990 schrieb zum Beispiel der Landesverband Hessen des 
Schutzbundes der Kreditnehmer e. V. an den Wirtschaftsausschu© des 
Bundestags folgenden bemerkenswerten Brief: «... die Bankvorstan- 
de verbergen gemeinschaftlich und vielfach unter Anleitung der Ge- 
nossenschaftsverbande den tatsachlichen Zustand ihrer Bank vor den 
Mitgliedern und Aufsichtsraten ... (Sie) verschulden mit allerlei Bu- 
chungstricks und der Ero ffnung von neuen Konten die Kreditnehmer, 
um dann wieder neue dingliche Sicherheiten von den Kreditnehmern 
zu erpressen. Ist dem Vorstand dies gelungen, beantragt man sofort 
die Zwangsversteigerung, um sich an dem Vermogen der Kreditneh- 
mer unzulassig ... zu bereichern, um das viel zu geringe Eigenkapital 
aufzubessern. Durch diese Machenschaften der sich in Schwierigkei- 
ten befindlichen Geldinstitute sehen wir die Ausu bung der Banken- 
macht. In einigen Fallen konnte auch noch festgestellt werden, da© 
den Vollstreckungsgerichten falsche Angaben gemacht werden, um 
die Gerichte als Rechtsgehilfen auf ihrer Seite zu haben. Es wurden 
Milliardenvermogen vernichtet. Nicht weil die Kreditnehmer ver- 
schuldet waren, sondern weil die Bank verschuldet war, ohne da© der 
Kreditnehmer dies wissen konnte ...é  
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Die Haifischmoral im Geldgewerbe 

Starker Tobak, fu rwahr, doch keineswegs aus der Luft gegriffen, wie 
zahlreiche Klagen du pierter Bankkunden beweisen. Das Ganze erin- 
nert fatal an den reihenweisen Zusammenbruch amerikanischer Spar- 
und Darlehenskassen (Saving & Loan Banks), der die US-Steuerzah- 
ler mindestens 200 Milliarden Dollar kostete und die Guthaben von 
Millionen Kleinsparern vernichtete. Auch da hatten sich u berforderte 
Kleinstadtbanker nach dem Freibrief, den ihnen die Reagan-Admini- 
stration ausgestellt hatte, u berstu rzt ins Finanzierungsgeschaft mit 
Immobilien, O lquellen und anderen Industriezweigen gestu rzt und 
dabei aus Leichtsinn, Inkompetenz, Habgier und Geltungssucht be- 
denkenlos die Ersparnisse ihrer Kunden aufs Spiel gesetzt. 
In Deutschland war eine solche Gesetzesanderung, wie sie zu Beginn 
der achtziger Jahre von Ronald Reagan verfu gt wurde, gar nicht no tig, 
denn hierzulande darf ohnehin schon lange jede Bank so ziemlich alle 
Geldgeschafte machen, auch wenn ihre Vorstande oder Geschaftsfu h- 
rer so gut wie nichts davon verstehen. Und so wagten sich in den wilden 
achtziger Jahren, als das Geschaft mit den Steuersparmodellen boom- 
te, reihenweise kleine Sparkassen- und Volksbankdirektoren an die 
Finanzierung abenteuerlichster Projekte. Und nicht selten wurden sie, 
als die Umsatze zu klettern begannen, von ihren vorgesetzten Ver- 
bandsherren fu r ihren «unternehmerischen Weitblické  gelobt und zu 
weiteren Kraftakten geradezu ermuntert. 
Es war die Zeit, als ein gewisser Ingo Krauss im Direktorium der 
Bayerischen Raiffeisenzentrale so lange fu r ein dynamisches Wachs- 
tum sorgte, bis seine Banker in Mu nchen und im bayerischen Hinter- 
land weit u ber eine Milliarde Mark in wacklige Bauherrenmodelle 
gesteckt hatten. Und als die BRZ unter der Last ihrer notleidenden 
Kredite selber zu wackeln begann, da zeigte sich mal wieder in aller 
Deutlichkeit die Haifischmoral, die im Geldgewerbe herrscht. 
Ein gro©er Hai, die DG Bank unter dem Regiment ihres ehrgeizigen 
Vorsitzenden Helmut Guthardt, das Spitzeninstitut von 3000 Raiff- 
eisen- und Volksbanken, stand bereit, die angeschlagene BRZ zu 
schlucken. Dazu aber mu©te den bayerischen Genossen erst mal der 
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Schneid abgekauft werden. Also deklarierte die DG Bank ihren Raub- 
zug als gro©herzige Rettungsaktion fu r einen hoffnungslosen Sanie- 
rungsfall. 
Die Zahlen, die die konsternierten Genossen aus Bayern vorgesetzt 
bekamen, lie©en denn auch keinen Zweifel daran, da© schnell gehan- 
delt werden mu©te, wenn das angeschlagene Institut u berhaupt noch 
gerettet werden sollte. Ob diese Zahlen jedoch der wahren Situation 
entsprachen, mu ssen jetzt erst noch die Gerichte klaren. Denn mitt- 
lerweile hatten sich bei den Genossen die Zweifel verdichtet, da© 
damals alles mit rechten Dingen zugegangen sein soll. 
Zwar erlitten viele von der BRZ finanzierte Bauherren reale Verluste, 
mu©ten zahlreiche Handwerksbetriebe, Architekten und Bauzuliefe- 
rer empfindliche Einbu©en hinnehmen, die manche von ihnen in den 
Ruin trieben, doch soll der Schaden, der letztlich an der Bank hangen- 
blieb, gar nicht mehr so gro© gewesen sein, meint jedenfalls der 
Mu nchner Staatsanwalt, der seit Jahren in Sachen BRZ ermittelt. 

Ein Banker verliert den Job 

Wenn sich die Profis des Geldgewerbes um eine fette Beute raufen, 
dann haben Kunden, Geschaftspartner und alle anderen Finanzlaien 
das Nachsehen. So auch im Fall der Volksbank in der westfalischen 
Reiterstadt Warendorf. Bis 1983 wurde sie vom Vorstandsvorsitzen- 
den Hermann Niemayer geleitet, der wie viele seiner Kollegen auf 
Expansion setzte und reichlich Kredite an Bauherren, Bautrager und 
Immobilienfirmen auslieh. Als dann im westfalischen Genossen- 
schaftsverband, der die Aufsicht u ber die Volksbanken fu hrt, ein 
neuer Chef einzog, war es mit dem Geldausgeben freilich abrupt zu 
Ende. Hermann Siegfried Rinn vertrat namlich die Ansicht, da© die 
Banken viel zu hohe Steuern zahlten. 
Deshalb verlangte er von seinen Vorstanden kraftige Wertberichti- 
gungen auf die Au©enstande. Prompt mu©te auch die Volksbank 
Warendorf Kredite u ber rund 27 Millionen Mark «abschreibené . Die 
Kehrtwendung in der Geschaftspolitik der westfalischen Volksbanken 
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hatte verheerende Folgen. Zahllosen Bankkunden wurden plo tzlich 
die Kredite geku ndigt, reihenweise kamen deren Hauser unter den 
Hammer, mehrere Betriebe mu©ten dichtmachen, und am Ende ver- 
lor auch der Warendorfer Bankvorstand Hermann Niemayer seinen 
Job. Verbandsfunktionar Hermann Siegfried Rinn und sein Syndikus 
Dr. Becker, im Westfalischen als gnadenlose Exekutoren bekannt, 
hatten ihr Ziel erreicht, denn die Steuerzahlungen der Genossen- 
schaftsbanken nahmen in den folgenden Jahren deutlich ab. 
Die «Interessengemeinschaft der Volksbankgeschadigtené  in Nor- 
denham hat vielleicht so unrecht nicht, wenn sie unter anderem be- 
hauptet: 

§ «Volksbanken versauen die Grundbu cher, 
§ Volksbanken berechnen die Kreditzinsen falsch, um den Kreditkun- 

den zu verschulden, 
§ Volksbanken fu hren dem Kreditkunden Luftkonten, buchen eigen- 

machtig Zahlungen hin und her, um den Kreditzinsbetrug zu ver- 
bergen ...é  

Auch wenn derlei Vorwu rfe ein wenig zu pauschal klingen, so bleibt 
die Tatsache, da© auffallig viele Banken aus dem Genossenschaftsbe- 
reich in Gerichtsverfahren verwickelt sind und in den vergangenen 
Jahren mit einer Reihe von Skandalen aufwarteten. Sie reichen von 
der spektakularen Milliardenpleite der Hammer Bank u ber die Pro- 
testaktionen empo rter Kunden gegen die Volksbank in Oberhausen 
bis hin zu einem Verfahren gegen die Volksbank im niederbayerischen 
Landshut. 

Ein Kunde wird falsch informiert 

Dieser Fall, im August 1993 verhandelt vor dem Oberlandesgericht 
Mu nchen, la©t erkennen, wie bedenkenlos Kunden von ihren Geld- 
hausern irregefu hrt werden, wenn es deren Interessen dient. Da hatte 
die Volksbank Landshut eine Firma namens «Intergreen Bayern 
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GmbH Sportplatzbaué  und deren Inhaber mit Krediten u ber knapp 
eine halbe Million Mark finanziert und dabei offensichtlich eine Niete 
gezogen, denn das Unternehmen stand vor dem Zusammenbruch, als 
ein anderer Kunde der Bank Interesse bekundete. 
Dieser Kunde, Franz S., war von dem Geschaftsfu hrer der Intergreen 
mit optimistischen Prognosen beeindruckt worden und bat deshalb 
den Direktor der Volksbank um Auskunft u ber die finanzielle Lage 
der Firma. Anstatt den Kunden wahrheitsgema© u ber das sich ab- 
zeichnende Desaster zu informieren, erkannte der Volksbankdirektor 
die Chance, sein ausgeliehenes Geld wiederzugewinnen, und empfahl 
deshalb Franz S. dringend eine Beteiligung. 
Der pumpte sich darauf bei der Volksbank 300000 Mark und lie© zur 
Absicherung des Kredits eine Grundschuld auf sein Grundstu ck in 
Hohe von 500000 Mark eintragen. Mit dem geliehenen Geld kaufte 
er sich in die Intergreen ein und stand au©erdem noch fu r 200 000 Mark 
Volksbankkredite an diese Firma gerade. Die Finanzspritze freilich 
konnte den Untergang des Unternehmens nicht mehr aufhalten, das 
im Mai des darauffolgenden Jahres Konkurs anmelden mu©te. 
War das schon schlimm genug, so kochte in Franz S. die Wut hoch, als 
er erfuhr, da© die Volksbank die Zwangsvollstreckung seines Grund- 
stu cks betrieb. Nun zog er vor den Kadi, mu©te jedoch in erster Instanz 
eine Niederlage einstecken. Erst das Oberlandesgericht Mu nchen gab 
ihm recht. Im Urteil des 25. Zivilsenats hie© es: «Die Beklagte war als 
kreditgebende Bank gegenu ber dem Klager im Rahmen des vorver- 
traglichen Vertrauensverhaltnisses verpflichtet, ihn u ber die Risiken 
der von ihm beabsichtigten Verwendung des Darlehens aufzuklaren.é  
Klar hatten die Richter erkannt, da© die Bank den Kunden nur dazu 
benutzte, ihr eigenes wackliges Darlehen an die Intergreen abzu- 
sichern und ihn vorsatzlich zu dem verlustreichen Engagement ver- 
leitete. 
Hinter fast jedem der 20824 Hauser und Wohnungen, die 1992 zwangs- 
versteigert wurden, steckt ein menschliches Drama. Und die Dramen 
nehmen neuerdings wieder dramatisch zu. Wurden Mitte der achtziger 
Jahre, auf dem Hohepunkt der Pleitewelle bei geplatzten Bauherren- 
modellen, jahrlich u ber 60000 Hauser versteigert, so schrumpfte die 
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Zahl bis 1992 auf gut ein Drittel zusammen. Doch seit Beginn des 
Wirtschaftsabschwungs haufen sich die Auktionstermine wieder in 
beangstigendem Tempo. Im Herbst 1993 zum Beispiel gab es rund 15 
Prozent mehr Zwangsversteigerungen und Notverkaufe als im Jahr 
zuvor. 

Die Tragodie der Familie Frye 

«In 95 Prozent der Falle, die ich kenneé , schatzt Christa Lobner vom 
Verein fu r Kreditgeschadigte (VfK) im niedersachsischen Sulingen, 
«sind die Leute systematisch in den Ruin getrieben worden.é  Der Stern 
machte im Fru hjahr 1993 publik, wie so ein Fall ablauft. Jesse Frye aus 
dem schwabischen Wei©enhorn verdiente als Kraftfahrer 3500 Mark 
netto, als er zu seiner Sparkasse ging und sich nach einer Finanzie- 
rungsmoglichkeit fu r ein Reihenhaus erkundigte. 
Kein Problem, meinte der Kreditsachbearbeiter und rechnete vor: An 
Eigenkapital waren 17000 Mark vorhanden, als kinderreiche Familie 
bekamen die Fryes von der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt 
ein zinsgu nstiges Darlehen u ber 77000 Mark. Den Rest lieferte die 
Sparkasse Neu-Ulm. Die Raten fu r Zins und Tilgung der Fremdmittel 
machte im Monat stolze 2800 Mark aus. Aber da Frye Kindergeld 
bezog und seine Frau fu r zwei Kinder aus erster Ehe Unterhaltszah- 
lungen bekam, hatten sie 4500 Mark netto zur Verfu gung. Abzu glich 
der Raten fu r das Haus blieben der Familie also 1700 Mark zum Leben 
u brig. 
Obwohl alle diese Zahlen der Sparkasse bekannt waren und die 
Finanzierung als ziemlich bru chig erscheinen mu©te, zahlte sie den 
Fryes den Kredit aus. Es kam, wie es kommen mu©te: das Haus wurde 
teurer als geplant, die Auszahlung des zinsgu nstigen Darlehens verzo - 
gerte sich, die Fryes mu©ten zwischenfinanzieren, und im Nu wuchsen 
die Schulden auf 430000 Mark an. Nun konnten sie ihre Raten nicht 
mehr zahlen. Die Sparkasse ku ndigte die Kredite, das Haus wurde 
zwangsversteigert. Elisabeth Fryes Vater hatte fu r 40000 Mark ge- 
bu rgt und mu©te nun ebenfalls bluten. Das Gehalt des Familienvaters 
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Jesse Frye wurde gepfandet, der Familie blieben gerade noch ein paar 
100 Mark zum Leben. 
Das Schicksal nahm seinen Lauf: Im Winter friert die Familie, weil 
kein Geld fu r die Heizung da ist, Frau Frye erleidet einen Nervenzu- 
sammenbruch und wird ins Krankenhaus eingeliefert, wenige Tage 
spater mu© die alteste Tochter nach einem Asthmaanfall in die Kin- 
derklinik. Im Marz 1993 wird Jesse Frye ins psychiatrische Bezirks- 
krankenhaus in Gu nzburg eingeliefert. Acht Tage spater, nach seiner 
Entlassung, wirft er sich vor einen Zug. 

Ein Schnappchen, das zum Alptraum wurde 

Um Familientragodien wie diese abzuwenden, gru ndeten Christa 
Lobner und Ulrich Preu© den «Verein fu r Kreditgeschadigte und in 
finanzielle Not geratene Menschen e. V.é , Lange Stra©e 54, 27232 
Sulingen. Mehrfach gelang es ihnen, falsch beratene Kreditnehmer aus 
den Fangen der Banken und Sparkassen zu befreien. So das Ehepaar 
Klaus und Rosi Bettge aus Geesthacht, die sich beim Kauf eines 
Eigenheims u bernommen hatten und die Raten fu r eine aufgelaufene 
Kreditschuld von insgesamt 370000 Mark nicht mehr bezahlen konn- 
ten. Durch hartnackige Verhandlungen, die sich u ber Jahre hinzogen, 
und den Gang zum Gericht schafften sie es immer wieder, das 
Schlimmste zu verhindern. Dank der Bu rgschaften anderer VfK-Mit- 
glieder konnten die Bettges bis heute ihr Haus behalten, doch das 
Damoklesschwert der Zwangsversteigerung hangt seit Beginn der 
Rezession wieder etwas tiefer, denn Klaus Bettges Arbeitgeber mel- 
dete Kurzarbeit an, und die Lohnausfalle zehren an der Substanz. 
Auch jene Glu cklichen, die von der Not der Gestrauchelten profitie- 
ren, indem sie bei Zwangsversteigerungen auf Schnappchenjagd ge- 
hen, werden nicht selten zu Opfern ihrer Banken. Bestatigen konnen 
dies Annemarie Rolle und Rudolf Rie©, die in Regensburg ein Mo- 
delleisenbahngeschaft betreiben und seit ein paar Jahren heftigste 
finanzielle Turbulenzen durchstehen mu ssen. Ihre Probleme began- 
nen im Herbst 1989, als sie auf einer von der Regensburger Sparkasse 
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betriebenen Zwangsversteigerung ein scheinbar gu nstiges Geschaft 
machten. 
Fu r 145 000 Mark ersteigerten sie eine Zweizimmerwohnung, die nach 
dem vorliegenden Gutachten 91 Quadratmeter gro© und nach der 
Sanierung in gutem baulichem Zustand sein sollte. Das Paar bot den 
Preis im Vertrauen auf den guten Ruf der Sparkasse, obwohl der 
Gutachter vermerkte, da© er selbst die Wohnung nicht besichtigt habe. 
Das hatte Frau Rolle und Herrn Rie© freilich stutzig machen sollen, 
denn als sie ihre neue Behausung endlich selbst in Augenschein neh- 
men konnten, erlebten sie ihr blaues Wunder. Es handelte sich um eine 
vo llig heruntergekommene, sanierungsreife Altbauwohnung, die nur 
65,8 Quadratmeter gro© und keineswegs den bezahlten Preis wert war. 
Annemarie Rolle und Rudolf Rie© fu hlten sich hintergangen und 
warfen der Sparkasse o ffentlich Betrug vor. Das lie©en die Regens- 
burger Geldhandler nicht auf sich sitzen und klagten gegen die beiden 
auf Unterlassung solcher «ehrenru hriger A u©erungené . Die geprell- 
ten Wohnungskaufer bekamen jedoch nach mu hsamen Recherchen 
heraus, da© zumindest ein Mitarbeiter der Sparkasse vor der Verstei- 
gerung den wahren Zustand der Wohnung gekannt hatte. Daraufhin 
bot das Kreditinstitut an, die Wohnung fu r 195 000 Mark zuru ckzukau- 
fen. Die geprellten Eigentu mer aber rechneten vor, da© sich ihr ge- 
samter Schaden mittlerweile auf rund 360000 Mark erhoht habe und 
lehnten das Angebot ab. 
Bis zum Abschlu© dieses Buches war keine Einigung zustande gekom- 
men, doch ist es den beiden Geschaftsleuten nach einem Urteil der 
3. Zivilkammer beim Regensburger Landgericht bis auf weiteres un- 
tersagt, zu behaupten, die Sparkasse habe ihnen die Wohnung «ange- 
drehté  und «sich ganovenhaft verhaltené . Wenn sie sich nicht daran 
halten, droht ihnen eine Geldbu©e bis zu 500000 Mark. 
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U bles Spiel der Landesbank 

Welch geringe Skrupel die feinen Herren des Geldes haben, wenn 
irgendwo ein netter Zinsgewinn winkt, das zeigt sich nicht nur im 
kleinen Rahmen bei Spar- und Darlehenskassen, sondern auch in 
gro©em Stil bei den sogenannten ersten Adressen des Geldgewerbes. 
Zu diesen zahlt ohne Frage die Bayerische Landesbank in Mu nchen, 
die von der internationalen Ratingagentur Moody's mit dem Gu te- 
siegel erster Klasse, dem Bonitatspru fzeichen AAA, ausgezeichnet 
wurde. Dieses grundsolide Institut, das viele Jahre vom ehemaligen 
bayerischen Ministerprasidenten Max Streibl beaufsichtigt wurde, 
finanzierte nicht nur die u ble O lbohrfirma Megapetrol, an der etwa 
2000 deutsche Anleger rund 200 Millionen Mark verloren, sondern 
auch zahllose u berteuerte Schrottimmobilien, die im sogenannten 
«Erwerbermodellé  vorwiegend an Kleinsparer verhokert wurden. 
Der Schaden, der dadurch entstand, la©t sich noch gar nicht genau 
beziffern. Fest steht jedenfalls, da© diese gewaltige Vermogens- 
vernichtungsmaschinerie, die Tausende Wohnungskaufer um ihre 
Ersparnisse brachte, ohne die 100-Prozent-Finanzierung der renom- 
mierten Landesbank nicht funktioniert hatte. Im Sommer 1993 ver- 
sammelten sich deshalb vor dem Gebaude der Landesbank ge- 
schadigte Erwerber, um ihren Schadenersatzanspru chen mit einer 
makaberen Demonstration Nachdruck zu verleihen. Vor laufenden 
Film- und Fernsehkameras legten sie sich Stricke um den Hals und 
gru ©ten als symbolisch Erhangte. 
Die «Aktion Solidaritaté , eine Schutzgemeinschaft fu r Erwerbermo- 
dellgeschadigte, wies nach, da© die Bank sehr wohl gewu©t habe, da© 
die rund 6000 u ber den bekannten Abschreibungsku nstler Clemens J. 
Vedder verkauften Wohnungen nicht das Geld wert waren, das die 
Erwerber dafu r bezahlten mu©ten. Dazu Herbert Holzner, Presse- 
sprecher der «Aktion Solidaritaté : «Mit ihrer Darlehenszusage in 
doppelter Hohe des realen Marktpreises und der Tatsache, da© die 
Bayerische Landesbank kein Eigenkapital von uns forderte, tauschte 
sie uns vor, es handle sich um wertvollen Immobilienbesitz. Aufgrund 
der von ihr vor der Finanzierung erstellten Wertgutachten, deren 
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Inhalt uns unbekannt war, wu©te sie aber ganz genau, da© sie ihre 
Kunden in die Irre fu hrte.é  
In die Irre gefu hrt wurden zum Beispiel die Kaufer der Wohnungen 
«Am Romerbrunnené  in Monchengladbach. Die Prospekte gaukelten 
wie u blich hohe Werthaltigkeit und glanzende Zukunftsperspektiven 
vor. Letzte Zweifel beseitigte die gro©zu gige Kreditzusage der Baye- 
rischen Landesbank, die fu r die Wohnung Nr. 48 zum Beispiel ein 
Darlehen von 53000 gewahrte. Ob die Banker wu©ten, was sie finan- 
zierten? Sechs Jahre spater jedenfalls bekam der Kaufer fu r sein 
Objekt gerademal die Halfte der Darlehenssumme, namlich 27000 
Mark dafu r. 
Einen Kilometer Luftlinie entfernt, Am Ahrenerfeld, steht ein ande- 
rer Wohnblock. Hier kaufte sich die Familie Schmidt die Wohnung 
Nr. 29, ebenfalls mit einem Darlehen der Bayerischen Landesbank 
u ber insgesamt 140000 Mark. Sieben Jahre spater verkauften die 
Schmidts ihr Erwerbermodell und bekamen gerade noch 101000 Mark 
dafu r. 
Da mu ssen sich die vornehmen Landesbanker aus Mu nchen offenbar 
ganz schon verrechnet haben, als sie dem Abschreibungsku nstler 
Clemens J. Vedder 1983 rund 127 Millionen Mark Kredit gaben, damit 
er die Monchengladbacher Schrottimmobilien kaufen konnte. Am 
Ende freilich hat sich das Geschaft wohl doch gelohnt, freilich nur fu r 
die Landesbank, die ihr Darlehen nebst stattlichen Zinsen zuru ckbe- 
kam. Bezahlen mu©ten die Zeche natu rlich die Kaufer der u berteuer- 
ten Abschreibungsmodelle. 
Eine besonders aparte Variante dieser in den achtziger Jahren zu 
Tausenden verhokerten Steuersparimmobilien waren die sogenann- 
ten Hotelappartements. In touristisch reizvollen Gegenden Su d- und 
Norddeutschlands stellten findige Bautrager gro©raumige Hotelkom- 
plexe auf die meist gu nstig erstandene gru ne Wiese. Die Hotelzimmer 
wurden mit vollmundigen Renditeversprechungen einzeln an Geldan- 
leger verscherbelt, der ganze Hotelkomplex an eine sogenannte Be- 
treibergesellschaft verpachtet.  
Den Schnitt dabei machten meistens aber nur die Initiatoren des 
Projekts, die schon bei der Weiterverau©erung des Grundstu cks an 

145 



den Bautrager tu chtig absahnten. Viele Appartementbesitzer freilich 
machten schlechte Erfahrungen, denn haufig blieb ihnen die Betrei- 
bergesellschaft die Miete schuldig oder rechnete so hohe Kosten ab, 
da© die Rendite gegen Null tendierte. So erging es den Eigentu mern 
der Appartements im «Chiemgauer Hofé  im bayerischen Inzell oder 
jenen des «Tourotelé  im Mu nchener Stadtteil Schwabing. Klagt der 
Mu nchener Anwalt Josef Cichon, der selbst ein «Tourotelé -Apparte- 
ment gekauft hatte: «Jeder der gut 230 Anleger steht mit mindestens 
120000 Mark in der Kreide und bekommt fu r sein Engagement 
nichts.é  Jetzt hat er beim Mu nchener Landgericht Klage gegen die 
Betreibergesellschaft AWV eingereicht, die dem Mu nchener Bau- 
unternehmen Ginther GmbH & Co. geho rt. 

Aus dem Ansparprogramm wird ein 
«Armsparprogrammé  

Wahrend viele Anbieter mit den Steuersparmodellen einen Riesen- 
reibach machen, haben die Erwerber im allgemeinen nichts als A rger, 
Kosten und Verluste. Albrecht Manger aus Monchengladbach zum 
Beispiel kaufte bei einer Bautragerfirma im Rheinland eine Zweizim- 
merwohnung fu r 110000 Mark. Obwohl er inzwischen Tausende Mark 
an Zins und Tilgungsraten, Gebu hren und Provisionen berappen mu©- 
te, kann er die Wohnung acht Jahre nach dem Kauf allenfalls fu r die 
Halfte des einst gezahlten Preises wieder loswerden. 
Dazu der Anlegerschu tzer Heinz Gerlach aus Oberursel: «Die Bank 
wei© ganz genau, was mit dem Anleger passiert. Wir nennen das nicht 
Ansparprogramm, sondern >Armsparprogramm<. Das Kernproblem 
solcher Erwerbermodelle ist die Bausubstanz, die meist 20 oder 30 
Jahre alt ist. Die Anleger mu ssen u ber viele Jahre hinweg sogenannte 
Sonderumlagen bezahlen, damit die Dacher wieder in Ordnung ge- 
bracht, Fahrstu hle in Gang gesetzt werden konnen. Das alles steht 
nicht in den Prospekten. Die Bank wei© das natu rlich vorher und 
rechnet sich aus, ob dieser Anleger aus seinem Gesamteinkommen die 
Raten bezahlen kann.é  
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An diesem Geschaft haben sich neben der Bayerischen Landesbank 
auch andere Renommierinstitute kraftig beteiligt, so die Deutsche 
Bank, die Bayerische Hypotheken- und Wechselbank und auch die 
DSL Bank. Klaus Lu tzenkirchen aus Herne, ehemaliger Vorstands- 
assistent bei der Ruhrkohle AG, geho rt ebenfalls zu denjenigen, die 
auf die vollmundigen Versprechungen der Steuersparmodellver- 
kaufer hereingefallen waren. Er kaufte insgesamt elf Wohnungen und 
erwirtschaftete damit so hohe echte Verluste, da© er aus Zorn daru ber 
inzwischen eine Solidargemeinschaft aus rund 400 geschadigten Er- 
werbermodellkaufern ins Leben rief. Lu tzenkirchen wirft den Ban- 
ken vor, da© sie die u berteuerten Wohnungen ohne genaue Objekt- 
pru fung viel zu hoch finanziert und daher die Erwerber zu ihren 
verlustreichen Engagements erst richtig motiviert hatten. Den Scha- 
den, den die Modellverkaufer und ihre Finanziers anrichten, beziffert 
der Wohnungseigentu mer aus Herne auf mindestens 50 Milliarden 
Mark. 

Jetzt wird im Osten abkassiert 

Sind die Wunden, die die Finanzartisten aus der Steuersparszene mit 
ihren Bauherren-und Erwerbermodellen wahrend der achtziger Jahre 
ins Vermogen ungezahlter Kleinanleger rissen, noch langst nicht ver- 
heilt, da gehen sie jetzt schon wieder mit einem neuen Dreh hausieren: 
«Sonder-AfAé  hei©t das Zauberwort, das ihnen jetzt u berall die Brief- 
taschen o ffnet. Gemeint ist ein Steuergeschenk des Bundesfinanzmi- 
nisters, das dazu dienen soll, Bauinvestoren in die neuen Bundeslan- 
der zu locken. Wer auf dem Gebiet der ehemaligen DDR bauen, 
renovieren oder sanieren la©t, kann die Halfte seines Aufwands von 
der Steuer absetzen. 
«Wenn die Leute ho ren, da© sie Steuern sparené , wundert sich der in 
Ehren ergraute Vertriebsdirektor einer Mu nchner Bautragergesell- 
schaft, «dann u berlegen sie nicht mehr lange, sondern zu cken, 
schwuppdiwupp, das Scheckheft.é  Und so wiederholt sich das u ble 
Spiel mit vermeintlich gu nstigen Steuersparofferten jetzt im deutschen 
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Osten: «95 Prozent der Angeboteé , schatzt der Fachmann, «sind u ber- 
teuert und rechnen sich trotz der Steuervorteile nicht.é  
Hartmut Bulwien aus Mu nchen zum Beispiel, der sich von Berufs 
wegen mit der Preisentwicklung auf dem Immobilienmarkt beschaf- 
tigt, wollte sich privat im Osten engagieren und pru fte annahernd 30 
verschiedene Angebote, ehe er resigniert bekannte: «Lieber finanzie- 
re ich Theo Waigel als die Anbieter solcher Bauprojekte.é  
Dennoch wurden allein zum Jahresende 1993 fu r viele Milliarden 
Mark Anteile von Gewerbeparks, Einkaufszentren, Supermarkten 
oder auch Wohnblocks an gutverdienende Wessis verhokert, und bei 
jeder Unterschrift verdiente irgendeine Bank mit. Denn ohne die 
gro©zu gigen Finanzierungszusagen westdeutscher Kreditinstitute wa- 
ren all die gro©artigen Verkaufsprospekte und Projektentwicklungs- 
plane nichts als Makulatur. So tragt die Kreditwirtschaft wieder einmal 
dazu bei, da© zahllose Anleger, die nichts anderes wollen, als ein wenig 
Steuern zu sparen, Milliardenbetrage fehlinvestieren. 

Fallen in den Kreditvertragen 

Selbstverstandlich kann man einer Bank nicht verbieten, Investitions- 
projekte zu finanzieren, aber wenn schon beim ersten Blick auf ein 
solches Projekt klar wird, da© es hier nicht um eine volkswirtschaftlich 
sinnvolle Investition geht, sondern allein um das Abzocken hochbela- 
steter Steuerzahler, dann ware ein wenig Zuru ckhaltung bei der Dar- 
lehensvergabe wohl angebracht. Doch den Instituten geht es offen- 
sichtlich auch gar nicht darum, die Guthaben ihrer Kunden besonders 
sinnvoll zu investieren, sie suchen den maximalen Zinsschnitt und 
sonst gar nichts. 
Die Tu cke von Banken und Sparkassen offenbart sich schon in den 
Feinheiten ihrer Kreditvertrage und noch mehr in ihrem Verhalten, 
wenn der Kunde Schwache zeigt. Erst der Bundesgerichtshof mu©te 
Ende 1988 mit der jahrelang geduldeten Praxis Schlu© machen, da© 
die von Kunden monatlich gezahlten Tilgungsraten erst am Ende des 
jeweiligen Rechnungsjahres beru cksichtigt wurden. Dadurch kassier- 
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ten die Banken aus den meisten ihrer Kreditvertrage viel zu hohe 
Zinsen. Im Klartext: Obwohl jede monatliche Tilgungsrate die Kredit- 
summe verku rzte, wurden die Zinsen auf die volle Hohe des Kredits 
angerechnet. 
Unzulassig ist nach neuer Rechtsprechung auch eine bereits im Kre- 
ditvertrag festgeschriebene Kreditausfallentschadigung. Durch eine 
solche Klausel verpflichtet die Bank den Kreditnehmer, einen be- 
stimmten Betrag zu bezahlen, wenn er den bereits bewilligten Kredit 
doch nicht in Anspruch nehmen mochte. Will die Bank eine solche 
Entschadigung kassieren, mu© sie exakt den Schaden beziffern und 
nachweisen, der ihr durch die Absage des Kunden entstanden ist. 
Eine andere Methode, mit der die Geldhauser ihre Hypothekenkun- 
den zu schropfen pflegen, besteht darin, da© sie bei vorzeitiger Ru ck- 
zahlung des Baudarlehens auch das volle Disagio vereinnahmen, ob- 
wohl ihnen eigentlich nur ein Teil davon zusteht. Angenommen, 
jemand braucht ein Darlehen u ber 100000 Mark, mochte aber aus 
steuerlichen Gru nden ein zehnprozentiges Disagio in Anspruch neh- 
men. Dann lautet die gesamte Kreditsumme u ber 110000 Mark, aus- 
bezahlt werden aber nur 100000 Mark. Das Disagio stellt fu r die Bank 
einen im vorhinein bezahlten Zins dar. Deshalb sind die laufenden 
Zinsraten niedriger, als sie es bei l00prozentiger Auszahlung des 
Darlehens gewesen waren. 
Wird nun das Darlehen bereits nach fu nf statt nach zehn Jahren getilgt, 
mu ©te der Schuldner eigentlich nur 105000 Mark zuru ckzahlen, die 
Bank aber verlangt in der Regel die vollen 110000 Mark zuru ck. Sie 
kassiert also die Halfte des Disagios zuviel. Obwohl bereits mehrere 
Gerichte diese Praxis verurteilten, lassen manche Institute noch im- 
mer nicht ab von ihr. 
Vertrage sollten deshalb stets mit der Lupe nach Finten und Fallen 
abgesucht werden, denn die Profis des Geldgeschafts versuchen fu r 
gewohnlich, bei jedem einzelnen Vertragspunkt Vorteile fu r sich her- 
auszuschinden. Beispiel: Wird das Darlehen kurz nach Beginn eines 
Quartals zuru ckgezahlt, wird die Bank stets versuchen, die Zinsen bis 
zum Quartalsende bezahlt zu bekommen. 
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Wie die Hypo die «Floriansmu hleé  kassierte 

Hochste Vorsicht ist angebracht, wenn der Kunde zur Bank geht, um 
ein besonders attraktives Immobilienobjekt zu finanzieren oder zu 
beleihen. Erweckt namlich dieses Objekt die Begierde der Bank (oder 
des zustandigen Bankdirektors), dann stehen die Chancen, da© sie 
(oder er) es bekommt, offenbar recht gu nstig. Allein in Mu nchen 
lassen sich jede Menge Exkunden einer bestimmten Bank auftreiben, 
die an dieses Institut ihr Hab und Gut verloren. 
Da ist zum Beispiel der Fall des ehemaligen Feinkosthandlers Peter 
Schmidt, der durch Zufall auf eine wahre Immobilienperle gesto©en 
war. Es handelte sich um ein idyllisch gelegenes Gelande im no rdli- 
chen Stadtteil Freimann, das bis 1988 als o ffentliches Freibad genutzt 
wurde: die Floriansmu hle. Das Areal unweit der Fernsehstudios des 
Bayerischen Rundfunks geho rte einem privaten Eigentu mer, der es, 
weil er die erforderlichen Investitionen in das Freibad nicht aufbrin- 
gen wollte, fu r fu nf Millionen Mark zum Kauf feilbot. 
Als Peter Schmidt davon erfuhr, marschierte er zur Bayerischen 
Hypotheken- und Wechselbank, um sich dort den Kaufpreis finanzie- 
ren zu lassen. Gro© war sein Erstaunen, als ihm die Banker ero ffne- 
ten, die Liegenschaft sei keineswegs fu nf Millionen wert und konne 
deshalb auch nicht in dieser Hohe beliehen werden. Sie taxierten den 
angeblich realen Wert auf nur 500000 Mark. Mit Blick auf die 
«geordnetené  Verhaltnisse des Kunden und sein gutgehendes Fein- 
kostgeschaft bewilligten sie ihm ein Darlehen u ber 1,2 Millionen 
Mark. 
Das reichte natu rlich nicht zum Kauf, deshalb bohrte der enttauschte 
Bankkunde nach und verwies auf die Moglichkeit, eine wesentlich 
hohere Grundschuld auf das Grundstu ck einzutragen. «Was woll'n S' 
denn mit dem Ding?é  soll der Hypo-Bank-Direktor geantwortet ha- 
ben, das Gelande sei als Landschafts- und Vogelschutzgebiet ausge- 
wiesen und du rfe deshalb weder bebaut noch landwirtschaftlich ge- 
nutzt werden. Nun wollte Peter Schmidt auch gar nicht bauen; sein 
Ziel war es vielmehr, aus dem ehemaligen Freibad eine Brotzeitoase 
fu r die Mu nchner Radler, Wanderer und Spazierganger zu machen. 

150 



Auch von diesem Projekt hielten die Hypo-Banker nichts, denn sie 
verweigerten jeden weiteren Kredit. 
Wahrend der Feinkosthandler die Kaufverhandlungen einschlafen 
lie©, wurde ein anderer hellwach. Fu r insgesamt 5,3 Millionen Mark 
kaufte der Immobilientycoon Christian Krawinkel die Floriansmu hle. 
Der millionenschwere Chef der CKV-Vermogensverwaltungs-GmbH, 
Stifter mehrerer Baume im benachbarten Englischen Garten und als 
alerter Bautrager stadtbekannt, hatte offensichtlich nicht die gering- 
sten Finanzierungsprobleme, aber wohl auch kein Konzept fu r das 
Freibadgelande. 
Ganz gegen seine sonstigen Gewohnheiten lie© er es weder planieren 
noch bebauen, sondern verkaufte es, so wie es war, im Jahr 1991 an, 
ja, an wen wohl? Natu rlich an die Bayerische Hypotheken- und Wech- 
selbank. Und die zahlte fu r das Grundstu ck, das 1989 bekanntlich ja 
nur eine halbe Million Mark wert war, einen Preis, der nach den 
Recherchen des du pierten Beinahebesitzers Peter Schmidt so um die 
elf Millionen Mark betragen haben soll. 
Bleibt noch zu erwahnen, da© das einstige «Natur- und Vogelschutz- 
gebieté  sich unter der kundigen Pflege der Banker in ein bebaubares 
Gelande verwandelt hat, auf dem nun mit betrachtlichem Aufwand 
ein Tagungs- und Trainingszentrum fu r die Angestellten der Hypo- 
Bank entsteht. Dieses Vorhaben entbehrt nicht einer gewissen Logik, 
da in unmittelbarer Nachbarschaft die Kollegen aus anderen Bank- 
hausern ihre firmeneigenen Tennisplatze haben. 

Die «Bayerische Affaren- und Wechselbanké  

Bleiben wir noch ein wenig bei der Bayerischen Hypotheken- und 
Wechselbank, deren Chef Eberhard Martini so u berzeugend fu r die 
guten Sitten im Geldgewerbe eintritt. Als der eloquente Branchen- 
sprecher 1987 in den Vorstand aufru ckte, nannten Spo tter sein Institut 
die «Bayerische Affaren- und Wechselbanké . Das feine Mu nchener 
Geldhaus hatte namlich gro©e Mu he mit dem Nachweis, da© es am 
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Untergang einer Reihe namhafter Unternehmen vollkommen un- 
schuldig war. 
Bei rund 20 Firmen im su ddeutschen Raum, die zwischen 1979 und 
1984 die Pforten schlie©en mu©ten, zeigten sich namlich die gleichen 
Untergangssymptome: Alle waren bei der Hypo-Bank verschuldet, 
alle mu©ten sich der Dienste einer ziemlich umstrittenen Beratungs- 
firma, namlich der Frankfurt Institut Management GmbH (F.I.), 
bedienen, alle verfu gten u ber betrachtliche Vermogenswerte in Form 
von Grundstu cken, alle ereilte das gleiche Schicksal. 
Die tu chtigen Berater des F.I. entmachteten zunachst die Inhaber, 
Geschaftsfu hrer oder Vorstande, demotivierten die Belegschaft und 
wirtschafteten die Betriebe gru ndlich herunter, so da© der Konkurs 
nicht mehr zu vermeiden war. Zuvor kassierten sie horrende Honorare 
und schanzten der Bank das Grundvermogen zu. Auf diese Weise 
endeten so bekannte Unternehmen wie der Mu nchener Bekleidungs- 
hersteller Ralph Louisoder, der Fu rther Spielwarenproduzent Her- 
mann Neuhierl (Marke «Carreraé ), der Garmischer Skibindungsfa- 
brikant Hannes Marker, der Dingolfinger Fassadenbauer Go tz und 
der Mu nchener Druckereibetrieb Karl Thiemig AG. 
Erich Schmitt, im Vorstand der Hypo-Bank zustandig fu r die Kredit- 
engagements, mu©te sich gegen den Vorwurf wehren, er sei der 
Regisseur all dieser Firmenpleiten gewesen und habe allein zum 
Nutzen der Bank (und vielleicht auch zu seinem eigenen) gehandelt. 
Das scheint ihm nicht ganz u berzeugend gelungen zu sein. 1987 
schied der ebenso ehrgeizige wie geltungsbedu rftige Prasident des 
renommierten Tennisclubs «Iphitosé  aus dem Vorstand der Hypo- 
Bank aus. 
Vor allem die Art, wie der vom kleinen Filialleiter zum Vorstandsmit- 
glied aufgestiegene Kollege Schmitt das u bel beleumundete Frankfurt 
Institut des Unternehmensberaters Rolf Ku bel protegierte, erregte 
einiges Mi©fallen. Obwohl Ku bels Berater die ihnen von Hypo- 
Schmitt anvertrauten Firmen geradewegs in den Ruin steuerten, zock- 
ten sie allein bei den fu nf genannten Unternehmen ein Riesenhonorar 
von 16,3 Millionen Mark ab. Das Frankfurt Institut geho rte mehrheit- 
lich einer Rodau AG in Luxemburg, und von dort aus fu hrten Spuren 
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zu einem Gesellschafterkreis, der sich durch Briefkastenfirmen in den 
Steuerparadiesen der Karibik vertreten lie©. 

Der Fall Ralph Louisoder 

Undurchsichtig wie die Hintermanner der Beratungsgesellschaft mu s- 
sen wohl auch die Motive der Bank gewesen sein, namhafte Kredit - 
kunden, darunter den schwabischen Strickwarenhersteller Bleyle und 
den bayerischen Skiproduzenten Fritzmeier, solchen «Fachleutené  
anzuvertrauen. Deutlich wird dies am Fall des M u nchener Kostu m- 
und Lodenschneiders Louisoder. Der einstige Darling der Mu nchener 
Schickeria, Spro© einer alteingesessenen Textilunternehmerdynastie, 
hatte sich in den f u nfziger Jahren, nach einem Zwist mit dem Vater,  
selbstandig gemacht. Mit akkurat geschneiderten Damenkost u men 
und Lodenmanteln der Marke «Ralph-Modené  stieg er rasch zu einem 
der erfolgreichsten Bekleidungshersteller Deutschlands auf. Mitte der 
siebziger Jahre beschaftigte sein Betrieb, der als Kommanditgesell - 
schaft auf Aktien firmierte, rund 1200 Mitarbeiter und setzte u ber 100 
Millionen Mark um. 
Seine Hausbank war von Anfang an die Hypo,  mit deren damaligem 
Chef Anton Ernstberger ihn ein freundschaftliches Vater -Sohn-Ver- 
haltnis verband. Den smarten Hypo -Bank-Aufsteiger Erich Schmitt,  
den er haufig auf dem Tennisplatz traf, duzte er sogar. Als der Ko - 
stu mboom Ende der siebziger Jahre ab flaute, wollte Ralph die deut - 
sche Fertigung radikal verringern und daf u r verstarkt im Ausland  
ordern. Die Hypo -Bank, bei der er mit etwa acht Millionen Mark  
verschuldet war, redete ihm den Plan aus. H atte ihn Ralph Louisoder 
realisiert, w are sein Kreditb edarf dramatisch geschrumpft.  
«Ich war zu weich damals é , kommentiert der gescheiterte Unterneh- 
mer heute sein Nachgeben. Ralph lie © weiter Kost u me und Mantel 
schneidern und verlor bei jedem St u ck ein paar Mark. Sein Schul - 
denberg wuchs, und die Verhandlungen mit der Bank verliefen zuneh- 
mend harziger. 1981 verlangte Freund Erich, der dem Louisoder-Auf- 
sichtsrat vorstand, kategorisch die Einschaltung des Frankfurter  
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Management-Instituts. Ralph: «Er drohte mir mit sofortiger Ku n- 
digung der Kredite, wenn ich die Frankfurter Berater nicht engagier- 
te.é  
Hypo-Schmitt stellte weitere harte Bedingungen: Ralph mu©te seinen 
sichersten Vermogenswert beleihen, ein fast drei Hektar gro©es 
Grundstu ck an der Mu nchener Leopoldstra©e, das er Anfang der 
sechziger Jahre fu r ein Spottgeld von drei Millionen Mark gekauft 
hatte. Anfang der Achtziger war es nach einem Gutachten fast 50 
Millionen Mark wert. Zahneknirschend lie© Ralph eine Grundschuld 
zugunsten der Bank eintragen. Und notgedrungen akzeptierte er auch 
den «Berateré  Rolf Ku bel, obwohl er nach dessen erstem Besuch 
argwohnte: «Der hatte keine Ahnung.é  Doch Ku bel besetzte mit 
seinen Hilfskraften die Firma und trat auf, als ob ihm diese bereits 
geho rte. 
Mit Ru ckendeckung der Hypo-Bank schalteten und walteten die Be- 
rater aus Frankfurt nach Belieben, und Ralph mu©te ohnmachtig mit 
ansehen, wie sein Betrieb allmahlich vor die Hunde ging. Viele seiner 
Mitarbeiter wurden gegen seinen Willen versetzt oder entlassen, im 
Lager stapelte sich unverkaufte Ware. Nach drei Monaten erst gelang 
es ihm, dem Spuk ein Ende zu machen. Doch als er die Berater endlich 
los war, hatte er bei seinen Mitarbeitern jeden Kredit verspielt. Jetzt 
bekam er Druck von allen Seiten: Die Bank forderte dringend Geld, 
die Mitarbeiter mu©ten bezahlt werden, Lieferanten lieferten nur 
noch gegen Vorkasse, in den Zeitungen erschienen Negativberichte. 
In dieser Situation hielt er es fu r das beste, sich durch den Verkauf 
seines Grundstu cks an der Leopoldstra©e auf einen Schlag zu ent- 
schulden und dann einen neuen Anfang zu wagen. Auch ein Kaufin- 
teressent war bald gefunden: Die Baufirma Dyckerhoff & Widmann 
war bereit, die erhofften 50 Millionen dafu r zu bezahlen. Doch so 
leicht lie© sich die Bank ihre Beute nicht abjagen. Als Ralph sich zum 
ersten Verkaufsgesprach mit den Abgesandten der Baufirma traf, 
sa©en zu seinem Erstaunen zwei Vertreter der Hypo-Bank mit am 
Tisch und diktierten die Bedingungen. 
Kurz vor Weihnachten, als das Geschaft besiegelt werden sollte, wei- 
gerte sich der Mu nchener Notar Dr. Zo ller, den Knebelvertrag zu 
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unterschreiben. Wenig spater stellte die Bank samtliche Zahlungen 
ein und besiegelte damit das Aus der Ralph Louisoder KG aA. Ob- 
wohl die Firma u ber Aktiva verfu gte, die weit wertvoller waren als die 
16 Millionen Mark, die sie der Bank schuldete, war sie zahlungsun- 
fahig. Es war einfach kein Geld mehr in der Kasse. 
Ralph schlug vor, den Mu nchener Betrieb zu schlie©en, die Vorrate 
zu verwerten und in zwei Zweigbetrieben die Produktion von Rocken 
und Hosen fortzusetzen. So glaubte er seine Schulden allmahlich 
abzahlen zu konnen. Doch die Glaubiger unter Fu hrung der Hypo- 
Bank lehnten dies kategorisch ab, verbannten ihn aus seiner Firma und 
u berlie©en diese einem vom Gericht bestellten Konkursverwalter. 
Ralph Louisoder verbittert: «Dieser Verwalter hatte es offenbar nur 
darauf abgesehen, die Verluste noch gro©er ausfallen zu lassen. Die 
vorhandenen Warenbestande und Einrichtungsgegenstande wurden 
regelrecht verramscht.é  
Bis heute hat der an seiner Bank gescheiterte Exunternehmer keine 
Abrechnung u ber den Konkurs bekommen, weil die Hypo-Bank of- 
fenbar nicht in der Lage ist, ihre Forderungen genau zu beziffern. Das, 
was sie damals so dringend begehrte, hat sie natu rlich langst bekom- 
men: das Traumgrundstu ck an der Leopoldstra©e, dessen Wert Ralph 
Louisoder heute auf u ber 100 Millionen Mark schatzt. Der einst 
steinreiche Fabrikant besitzt keinen Pfennig mehr. Er mu©te person- 
lichen Konkurs anmelden und eine eidesstattliche Versicherung abge- 
ben. «Wenn ich nicht in guten Tagené , erinnert sich der Pleitier 
wehmu tig, «meiner Frau ein Vermogen u berschrieben hatte, dann 
gingen wir jetzt am Bettelstab.é  

Ein Fabrikant bringt sich um 

Schlimmer traf es den Fu rther Spielwarenfabrikanten Hermann Neu- 
hierl. Der Hersteller der bekannten «Carreraé -Autorennbahnen ent- 
zog sich dem brutalen Zugriff der Hypo-Bank und ihrer Gehilfen vom 
Frankfurt Institut, indem er sich am 4. Februar 1985 zusammen mit 
seiner 85jahrigen Mutter ins Auto setzte, den Motor anstellte und die 
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Auspuffgase ins Wageninnere leitete. «Tod durch Selbstmordé  lautete 
der Polizeibefund. 
Die Blutspur, die die unseligen Berater des F.I. hinterlie©en, fu hrt 
geradewegs in die Chefetagen des noblen Mu nchener Kreditinstituts, 
das sich in gro©formatigen Zeitungsanzeigen seines qualifizierten Per- 
sonals ru hmt. Wie es Kunden dieser Bank mitunter ergehen kann, 
beweist auch der Fall des Tankstellen- und Werkstattbesitzers Gustav 
Praxl, der sich in den siebziger Jahren von dem Leiter einer Hypo-Fi- 
liale in der Mu nchener Hohenzollernstra©e dazu u berreden lie©, fu r 
ein paar 100000 Mark Wechsel- und Bu rgschaftsverpflichtungen fu r 
die Gastronomiekette Samy zu unterschreiben. 
Der Filialleiter, dessen Haus den Samy-Bru dern hohe Kredite ge- 
wahrt hatte, verschwieg freilich, da© das Unternehmen zu dem Zeit- 
punkt praktisch schon konkursreif war. Damit die Bank ihr Geld 
zuru ckbekam, mu©ten nun Kunden bluten. U ber eine Million Mark 
kassierte die Hypo-Bank allein von Gustav Praxl, der bis heute ver- 
geblich versucht, u ber den Rechtsweg sein Geld zuru ckzubekommen. 
«Der Kampf gegen die Hypo ist mein Lebenswerké , begru ndete der 
mittlerweile pensionsreife Exunternehmer seine Justizkampagne. Sie 
konnte zu einer endlosen Geschichte werden. 
Unzahlige Unternehmer mu©ten schon die bittere Erfahrung machen, 
da© die Kreditpipelines der Banken oft pures Gift ausspucken. Nor- 
bert Patzner aus Bad Mergentheim erfuhr eines Tages von seiner 
Hausbank Partin & Co., da© er binnen zwei Wochen rund fu nf Millio- 
nen Mark neues Eigenkapital aufbringen mu sse, da die Bank anson- 
sten den Kredit fallig stellen wu rde. Der Hersteller von Kaffeemaschi- 
nen, Gro©ku chen und Geschirrspu lern mu©te passen, und seine 
Firma, deren Wert er auf rund zehn Millionen Mark veranschlagte, 
ging fu r lacherliche 250000 Mark an die Bad Mergentheimer Beteili- 
gungsgesellschaft, die der Partin-Bank geho rte. «Betrug und Erpres- 
sungé , wetterte der enteignete Unternehmer.  
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Wie aus einem Haufen Geld ein Schuldenberg wurde 

Todliche Kreditfallen kommen also nicht nur in der kalten Welt der 
Gro©banken vor, sondern auch im gediegenen Ambiente der feinen 
Privatinstitute, und manchmal tappen auch solche Kunden in eine 
Kreditfalle, die eigentlich gar keinen Kredit brauchten. Diese verblu f- 
fende Erfahrung machte zum Beispiel eine betuchte Klientel der 
Privatbank Mees, Pearson in Hamburg. Das Institut ist eine seit 1922 
bestehende Niederlassung der hollandischen Muttergesellschaft glei- 
chen Namens, die mit einer Bilanzsumme von 33 Milliarden Gulden 
zu den gro©eren unter den Privatbanken der Niederlande gerechnet 
werden darf. 
Zum Kundenkreis des diskreten Hauses, das seit alters Ex- und Im- 
portgeschafte finanziert, zahlen einige der ersten Adressen aus dem 
Hamburger Reeder- und Kaffeehandlermilieu. Seit einiger Zeit aber 
beginnt sich der Kundenkreis zu andern, denn die bislang eher zuru ck- 
haltende Privatbank setzt auf Expansion. In gro©formatigen Anzeigen 
preist sie, etwa im Handelsblatt, ihre Dienste bei der Geldanlage an. 
Diese Dienste bekamen gerade einigen der neu gewonnenen Kunden 
ziemlich schlecht. 
Manfred Campe zum Beispiel, der es in Hamburg als Prasident des 
Fu©ballclubs St. Pauli zu einiger Prominenz brachte, ist gar nicht gut 
auf die Bank in der Pelzerstra©e zu sprechen. Als er im Oktober 1993 
zufallig an seiner Bank vorbeikam, wollte er eigentlich nur rasch ein 
bi©chen Kleingeld abheben. Zu seiner Verblu ffung bekam er nicht 
einen Pfennig. Dafu r ero ffnete ihm einer der beiden Filialleiter, da© 
sein Konto mit u ber einer Million Mark im Minus sei. Manfred Campe 
hingegen wahnte sich im Besitz eines Wertpapiervermogens von we- 
nigstens 750000 Mark. Grundlage dieser Einschatzung war eine Sal- 
denbestatigung seiner Bank vom August 1993. 
Wortreich versuchte ihm der Banker klarzumachen, da© das Geld in 
waghalsigen Geschaften verspekuliert worden sei, zu denen er, der 
Kunde, eine Vollmacht erteilt habe. Tatsachlich lie© der Exfu©ball- 
prasident mit seinem Geld spekulieren. Er hatte dem freiberuflichen 
Vermogensberater Frank P. die Erlaubnis erteilt, das Guthaben auf 
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seinem Konto bei der Bank Mees fu r Termingeschafte einzusetzen. P. 
spekulierte im Namen seines Kunden vor allem mit Optionen und 
Aktienindizes (wie dem DAX oder dem Dow Jones) und schlo© 
sogenannte Stillhaltergeschafte ab. 
Trotz der Risiken, die in solchen Transaktionen liegen, mochte Man- 
fred Campe nicht einsehen, wie es zu dem riesigen Vermogensverlust 
in so kurzer Zeit kommen konnte. Vor allem irritierte ihn die Tatsa- 
che, da© sein Konto laut Auszug vom 20. Oktober ein Minus von 1,18 
Millionen Mark aufwies, obwohl er seinem Vermogensberater aus- 
dru cklich verboten hatte, mit Krediten zu spekulieren. 
Frank P. gestand Campe schlie©lich, da© er mit vielen seiner «Trans- 
aktionené  in Schieflage geraten sei, und zwar nicht nur bei seinem 
Konto. Es stellte sich heraus, da© insgesamt zehn weitere Kunden von 
Mees, Pearson betrachtliche Vermogensverluste erlitten hatten. Den 
Gesamtschaden bezifferte P. «auf 14 bis 20 Millionen Marké . Der 
Vermogensberater, der Mees, Pearson einst als Angestellter gedient 
hatte, sieht sich freilich selbst als Opfer falscher Bankausku nfte. P.: 
«Ich habe immer geglaubt, die Konten seien im Plus, und habe nie 
Gegenteiliges von der Bank erfahren.é  

Die Katastrophe sollte vertuscht werden 

Das Debakel begann im September 1992, als P. im Namen seiner 
Kunden auf fallende Kurse an den Aktienmarkten spekulierte und im 
gro©en Stil sogenannte Verkaufsoptionen erwarb. Weltweit aber fin- 
gen die Notierungen zu klettern an, und die von P. gekauften Termin- 
kontrakte konnten nur noch mit hohen Verlusten abgesto©en werden. 
Etwa ab Marz 1993, so will der du pierte Bankkunde Manfred Campe 
herausgefunden haben, gerieten die meisten von P. betreuten Konten 
ins Minus. Von da an wurden die Geschafte immer hektischer und 
umfangreicher, die Kunden aber erfuhren nichts davon. 
Noch im September, einen Monat, bevor ihm die Bank die Auszahlung 
des Tausenders verweigerte, ero ffnete Immobilienkaufmann Campe, 
begeistert u ber die scheinbar erfolgreiche Vermogensverwaltung, ein 
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zweites Geschaftskonto bei Mees, Pearson. U ber dieses Konto wollte 
er einen Grundstu ckskauf abwickeln, und die Bank sollte dabei die 
Zwischenfinanzierung u bernehmen: «Die zuckten nicht mal mit der 
Wimper, als ich sie um den Kredit bat.é  
Tatsachlich lief das Geschaft wie geplant ab: Die Bank finanzierte 
450 000 Mark, und wenig spater flo© der Verkaufserlos von 675 000 auf 
das Konto zuru ck. Doch die Differenz von 225 000 Mark mochten die 
feinen Banker nicht mehr herausru cken, als sie ihren Kunden u ber die 
Verluste seines Anlagekontos informiert hatten. Manfred Campe: 
«Durch diese Blockade der Bank bin ich praktisch pleite und kann 
jetzt keine weiteren Zahlungen fu r Immobiliengeschafte mehr leisten. 
Das kommt eigentlich einem Berufsverbot gleich.é  
Der ehemalige St.-Pauli-Prasident gibt das Spiel noch nicht verloren. 
Er wirft der Bank vor, sie habe ihn wissentlich falsch informiert, habe 
bei wilden Spekulationsgeschaften hohe Provisionen kassiert und dem 
Vermogensverwalter P. entgegen seinen Anweisungen hohe Kredite 
eingeraumt. 
Angesichts des Gesamtschadens, der den Bankkunden bei Mees, 
Pearson entstanden ist, sieht Manfred Campe dringenden Handlungs- 
bedarf auch bei der deutschen Terminbo rse und dem Bundesaufsichts- 
amt fu r das Kreditwesen. Campe: «Beide Institutionen haben ver- 
sagt.é  Es gabe keine hinreichende Sicherheitspru fung fu r die 
hochspekulativen Geschafte mit den sogenannten Finanzderivaten. 
Vor allem aber zeigt dieser Fall, wie schnell Bankkunden zu Opfern 
ihrer eigenen Gewinnsucht werden konnen. Solange es etwas an ihnen 
zu verdienen gibt, werden sie hofiert und notfalls auch mit geschonten 
Informationen zufriedengestellt. Sobald sie sich erdreisten und ihr 
Geld zuru ckhaben wollen, schlie©en sich sofort die Reihen des Kar- 
tells der Kassierer. 
Da© ihnen Kredite eingeraumt werden, die sie gar nicht haben wollten, 
ist offenbar im deutschen Geldgewerbe gar nicht so ungewohnlich, wie 
verschiedene Klagen geschropfter Geldanleger beweisen. Bei wem 
der Schwarze Peter hangenbleibt, mu ssen wohl die Gerichte klaren. 
Bei Frank P., dem freiberuflichen Vermogensverwalter, der seinen 
Kunden exorbitante Gewinne versprach und das Eingestandnis scheu- 
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te, da© er auf der ganzen Linie versagt hat? Oder bei der Bank, die die 
wilden Geschafte des Frank P. nicht nur zulie©, sondern mit still- 
schweigend vergebenen Krediten fo rderte, weil sie an diesen Geschaf- 
ten hohe Provisionen verdiente? Hochstwahrscheinlich aber doch bei 
den Kunden, die ihr Geld im Vertrauen auf den serio sen Namen der 
Bank einem Spekulanten anvertrauten und nun statt vorgegaukelter 
Ertrage gewaltige Verluste hinnehmen mu ssen. 

Unternehmer im Wu rgegriff der Banken 

Steht Mees, Pearson fu r eine besonders aparte Kundenbetreuung mit 
Hilfe gro©zu giger Kredite, so haben unzahlige kleine und mittlere 
Betriebe unter dem Gegenteil zu leiden: dem Bankendiktat mit Hilfe 
der Kreditverweigerung. Wie die Katze mit der Maus pflegen manche 
Kreditinstitute mit ihren Firmenkunden zu spielen, bis am Ende nur 
noch ein Kadaver u brigbleibt, den sie sich mit einem behaglichen 
Grunzen einverleiben. 
Als Spielball seiner Hausbanken fu hlt sich zum Beispiel Gerhard 
Weihbrecht, Geschaftsfu hrer der Weihbrecht GmbH in Wolpertshau- 
sen bei Schwabisch Hall. Der High-Tech-Betrieb formt und schneidet 
Metallteile, hauptsachlich fu r die Autoindustrie, mit Hilfe von Laser- 
und Wasserstrahlen und beschaftigt derzeit noch etwa zwo lf Mitarbei- 
ter. Vor zwei Jahren waren es mehr als doppelt so viele, und weil die 
damals noch gute Autokonjunktur eine weitere Expansion verhie©, 
wollte die Firma fu r 2,5 Millionen Mark ein neues Betriebsgebaude 
anschaffen. 
Die Kreissparkasse Schwabisch Hall/Crailsheim lehnte jedoch die 
Finanzierung ab. Die Baufirma indes, die das Gebaude errichten 
sollte, war ebenfalls ein guter Kunde der Sparkasse. Sie bot dem 
gescheiterten Bauherren an, die Betriebsstatte auf eigene Rechnung 
zu errichten, wenn er sich verpflichtete, einen langjahrigen Mietver- 
trag zu unterschreiben. 
Diesmal hatte die Bank keinerlei Einwendungen, obwohl die verlang- 
te Monatsmiete von 27000 Mark viel zu hoch erschien. Mit einer 
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solchen Rate hatte sich namlich der Bau auch locker von der Firma 
selbst finanzieren lassen. Es kam noch dicker: Fu r ein neues Gebaude 
hatte die Firma Weihbrecht ohne weiteres o ffentliche Fo rdermittel in 
Hohe von etwa DM 300000 bekommen, fu r das gemietete Objekt 
freilich gab es nichts. 
Um ihrem Kunden den Mietvertrag schmackhaft zu machen, bestark- 
te sie ihn jedoch in dem Glauben, da© die Fo rdermittel flie©en wu rden. 
Dazu Weihbrechts Rechtsanwalt Peter Parenica vom Roten Ring: 
«Die Bank befand sich in einer eklatanten und geradezu abenteuerli- 
chen Interessenkollision. Sie hat hier ausschlie©lich die Interessen 
eines alten langjahrigen Kunden im Auge gehabt.é  
Pech fu r Gerhard Weihbrecht, da© er nicht dieser Kunde war. Folge- 
richtig verhinderte die Bank auch, da© die finanzschwache High-Tech- 
Firma eine Liquiditatshilfe der Landeskreditanstalt nach Fo rder- 
programm Nr. 7 in voller Hohe in Anspruch nehmen konnte. Fu r 
Investitionen in moderne Maschinen und Ausru stungen bewilligte die 
Stuttgarter Landeskreditanstalt (Lakra) eine runde halbe Million, 
doch Weihbrechts Hausbank bescheinigte ihrem Kunden, da© allen- 
falls DM 300000 Liquiditatshilfe beno tigt wu rden. Und auch diese 
dringend beno tigten Finanzmittel enthielt die Bank ihrem Kunden zur 
Halfte vor. 
Kaum waren namlich die DM 300000 aus Stuttgart eingegangen, 
verwendete sie sofort eigenmachtig DM 150000 davon zur Reduzie- 
rung der Kreditlinie von Weihbrecht. Damit konnte das Unternehmen 
die zweckgebundenen Mittel gar nicht mehr im Sinne der Lakra 
investieren. 
Und so ging es weiter: Als Weihbrecht ein Haus mit drei Werkswoh- 
nungen fu r Mitarbeiter errichten lie© und dafu r Zuschu sse der Lan- 
deskreditbanken in Hohe von 120000 Mark beantragte, legte sich die 
Hausbank wieder quer. An die Vergabe dieser Mittel war namlich die 
Bedingung geknu pft, da© als Sicherheit fu r die Ru ckzahlung eine 
Grundschuld an erster Rangstelle eingetragen werden mu©te. Diese 
Rangstelle aber besetzte die Bank, die sich monatelang weigerte, ihren 
Platz fu r die Landeskreditbank freizumachen. Wieder verlor Weih- 
brecht Zinsen und Liquiditat. 
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Inzwischen, da die Rezession den Metallbetrieb voll erfa©t hat, froren 
sowohl die Kreissparkasse Schwabisch Hall/Crailsheim als auch die 
Volksbank Crailsheim, die beiden wichtigsten Finanziers, die Konten 
der Firma Weihbrecht ein. U ber Wasser halt sie sich jetzt, im Dezem- 
ber 1993, nur noch mit Hilfe eines Postgirokontos, u ber das die lau- 
fenden Zahlungen abgewickelt werden. Wenn es dem «Roten Ringé  
nicht gelingt, die Geldhauser zum Einlenken zu bewegen, geht wieder 
ein hoffnungsvoll gestarteter Betrieb an der ignoranten und eigennu t- 
zigen Politik zweier Banken zugrunde. 
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8. 

Die bargeldlose Gesellschaft 

Ob Kreditnehmer, Geldanleger oder einfacher Besitzer eines Giro- 
kontos: Sie alle haben Grund, ku nftig den Geldhausern noch mehr als 
bisher auf die Finger zu schauen. Denn trotz einer zunehmend ver- 
braucherfreundlichen Rechtsprechung greift die Finanzwirtschaft 
ihren Kunden immer ungenierter in die Taschen. Auch nach dem 
aufsehenerregenden Urteil des Bundesgerichtshofs zum Beispiel, in 
dem der Deutschen Bank verboten wurde, ihre Kunden bei Barein- 
zahlungen mit einer Gebu hr von DM l,20 zur Kasse zu bitten (Akten- 
zeichen: X l ZR 80/93), zogen zahlreiche Institute weiterhin die zu 
Unrecht erhobenen Gebu hren ein. Wer zum Beispiel in Mu nchen bei 
der Bayerischen Landesbank, der Bayerischen Vereinsbank, der 
Dresdner Bank oder der Reuschel-Bank Geld von seinem eigenen 
Girokonto abheben oder Bargeld auf dieses Konto einzahlen wollte, 
bekam noch im Dezember 1993 prompt Buchungsgebu hren zwischen 
40 und 75 Pfennigen aufgebrummt. 
Noch dreister verfahrt die Bayerische Vereinsbank mit Kunden, die 
fu r eine Jahresgebu hr um die 80 Mark ein Schlie©fach gemietet haben. 
Bezahlen sie diese Gebu hr namlich bar, verlangt die Bank aus uner- 
findlichen Gru nden einen Aufschlag von 20 Mark. Die Stadtsparkasse 
Mu nchen weigert sich sogar, u berhaupt noch Bares fu r die Miete von 
Schlie©fachern entgegenzunehmen. Der Kunde ist also gezwungen, 
die Gebu hr vom Konto abzubuchen. 
Hinter der rigorosen Gebu hrenschneiderei der Institute wird eine 
Strategie sichtbar, die darauf abzielt, den fu r die Banken lastigen, fu r 
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den Kunden aber au©erst praktischen Bargeldumlauf auf ein Mini- 
mum zu reduzieren. «Nur Bares ist Wahresé , reimt der Volksmund, 
doch dem elementarsten aller Zahlungsmittel hat die gesamte Finanz- 
wirtschaft langst den Kampf angesagt. 
Bargeldbesitzer sind namlich, was sie nach dem Willen der Finanzwirt- 
schaft nicht sein sollen, namlich unabhangig. Wer Bargeld hortet, la©t 
die Bank nichts verdienen, wer mit Bargeld bezahlt, kann den Finanz- 
minister aushebeln, wer u ber Bares verfu gt, kann Preise dru cken und 
von niemandem kontrolliert werden. Wer genu gend Bares hat, 
braucht keinen Kredit und ist schwer einzuschatzen. Firmen, die u ber 
genu gend liquide Mittel verfu gen, konnen die Geldhauser gegenein- 
ander ausspielen und u berall die gu nstigsten Konditionen heraushan- 
deln. Schlie©lich: Wer mit gebu ndelten Scheinen zur Bank kommt, 
verursacht echte Arbeit. Da mu© gezahlt, sortiert und transportiert 
werden. Da mu ssen Tresore gehalten und Kassierer beschaftigt wer- 
den. All das kostet Geld, und das mochten unsere Banken und Spar- 
kassen lieber fu r sich behalten. 
Viel einfacher ist da doch der Druck auf den Knopf des Computers, 
der kostet so gut wie nichts und leistet dasselbe. Nur, da© jeder Kauf 
und Verkauf, jede finanzielle Transaktion, sobald sie mal im Rechner- 
werk der Kreditwirtschaft registriert ist, ihre Spuren hinterla©t. Sie ist 
bis in ihre feinsten Verastelungen nachvollziehbar und noch nach 
Jahren als Beweis zu verwenden. Kurz, mit der Eliminierung des 
Bargeldumlaufs sollen zwei Fliegen mit einer Klappe getroffen wer- 
den: Die Geldwirtschaft will Kosten senken, der Staat des Bu rgers 
letzte Intimitat aufheben. Und an dieser Schnittstelle, an der sich die 
Interessen der Staatsmacht und der Finanzwirtschaft treffen, bleibt 
der Bu rger hoffnungslos auf der Strecke. 
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Das Geheimnis der neuen Geldscheine 

Die Zukunft der Geldwirtschaft hat langst begonnen. Als die Deut- 
sche Bundesbank im Herbst 1990 ihre neuen Geldscheine in Umlauf 
brachte, da begru ndete sie den gewaltigen Aufwand, den die gro©te 
Geldumtauschaktion seit der Wahrungsreform 1948 erforderte, mit 
der Falschungssicherheit: «Durch Verbesserung und Erganzung der 
auf jeder Note sichtbaren Echtheitsmerkmale soll die neue Bankno- 
tengeneration bestmoglichen Schutz vor Falschungen bieten.é  
Wenn dem so gewesen ware, dann mu ©te man wohl heute die verant- 
wortlichen Manager der Bundesbank fristlos entlassen. Denn erst 
nach der Umstellung auf die neuen Scheine rollte eine wahre Falsch- 
geldlawine u ber Deutschland hinweg. 1992 zum Beispiel wurden vier- 
mal so viele falsche Banknoten entdeckt wie 1989. 
Da die Bundesbank jedoch in fast allen ihren Aktivitaten au©eror- 
dentliche Qualitaten beweist, darf man ihr wohl nicht unterstellen, sie 
habe gerade die spektakularste und o ffentlichkeitswirksamste Aktion 
ausgesuchten Trotteln anvertraut. Insofern du rfte es Sinn machen, ein 
wenig daru ber nachzudenken, ob es denn vielleicht noch andere Be- 
weggru nde fu r den ansonsten wenig plausiblen Notenwechsel gegeben 
hat (die alten DM-Scheine galten bis dato als die falschungssichersten 
der Welt). 
Tatsachlich besitzen die neuen Scheine einige Eigenschaften, die sie 
gravierend von ihren Vorgangern unterscheiden. Und diese Eigen- 
schaften dienen ausschlie©lich den Interessen der Finanzwirtschaft. 
Die neuen DM-Noten sind zum Beispiel maschinenlesbar. Das hei©t, 
jeder einzelne Schein, der in der Geldzahlmaschine eines Kreditinsti- 
tuts oder einer Landeszentralbank landet, kann automatisch identifi- 
ziert werden. Der Zahlcomputer registriert nicht nur, ob es sich um 
einen Zehn-, 20- oder 50-Mark-Schein handelt, sondern er kann, wenn 
er darauf programmiert ist, die Seriennummer des Scheins und noch 
andere Identifikationsmerkmale abspeichern. 
Da die Rechner der Landeszentralbanken miteinander vernetzt sind 
und jeder Geldschein im statistischen Durchschnitt spatestens alle vier 
Monate bei irgendeiner Landeszentralbank auftaucht, lassen sich mit 

165 



der geeigneten Software leicht sogenannte Notenflu©profile erstellen. 
Im Klartext hei©t das, da© die Bundesbank jetzt in der Lage ist, die 
Wanderungsbewegungen einzelner Geldscheine von einer Landes- 
zentralbank zur anderen zu registrieren. Nach Aussagen von Experten 
lassen sich so auf langere Sicht gro©ere Schwarzgeldbestande ebenso 
zielgenau orten wie die Fluchtwege des Kapitals rekonstruieren, das 
nach steuerfreien Anlagemoglichkeiten in Oasenlandern sucht. 
Mit der Rasterfahndung u ber ihre Au©enstellen will die Bundesbank 
dem Phanomen auf die Spur kommen, warum in Deutschland trotz 
der zunehmenden Automatisierung des Zahlungsverkehrs der Bar- 
geldumlauf dramatisch zunimmt. Nicht ohne Grund argwohnen die 
Banker, im Verein mit den Fiskalbeho rden, da© ihnen gewitzte Bar- 
geldzahler in immer gro©erer Zahl durch die Lappen gehen. 
Das Phanomen beeinflu©t mittlerweile sogar schon die offizielle Zins- 
politik. Richteten die Bundesbanker die Hohe der Leitzinsen bisher 
vor allem am Wachstum der inlandischen Geldmenge («M 3é ) aus, 
ziehen sie seit einiger Zeit verstarkt die sogenannte erweiterte Geld- 
menge («M 3+é ) ins Kalku l, die auch Guthaben deutscher Firmen 
und Privatleute im Ausland einschlie©t. Und diese Menge «M 3+é  
wachst viel schneller als das offiziell im Inland zirkulierende Kapital. 
Au©erdem ist sie sehr viel schwieriger zu berechnen, da sie eben jenen, 
kaum bezifferbaren Batzen Schwarzgeld enthalt, der bar und unregi- 
striert u ber die Grenzen rollt. 
Der Trend ist also klar: Der Flu© des Bargelds soll mit den neuen 
Noten besser kontrolliert und, so die Hoffnung der Bundesbanker, 
insgesamt eingedammt werden. An dieser Verringerung der frei zir- 
kulierenden Notenmenge hat, wie wir gesehen haben, die private 
Kreditwirtschaft ein vitales Interesse. Sie mo chte das Bargeld am 
liebsten ganz abschaffen und es durch das viel kostengu nstigere, von 
ihr total kontrollierte Computergeld ersetzen. 
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Ziel ist die totale Kontrolle des Zahlungsverkehrs 

Langst haben namlich die deutschen Geldhauser den psychologischen 
Effekt schatzen gelernt, der die Amerikaner zu einer der am hochsten 
verschuldeten Nationen machte: Kunstgeld, das man nicht sehen und 
anfassen kann, wird viel schneller und bedenkenloser ausgegeben als 
eine Note oder Mu nze. Um diesen Effekt in klingende Mu nze zu 
verwandeln, erwies sich die Kreditkarte als ideales Vehikel. 
Diente das im Februar 1950 von dem New Yorker Geschaftsmann 
Frank McNamara erfundene Plastikkartchen zuerst nur einer gutbe- 
tuchten Klientel aus Unternehmern, A rzten und Ku nstlern als Geld- 
ersatz, so entwickelten sich die 85 x 54 mm gro©en Rechtecke aus 
Polyvinylchlorid (PVC) mittlerweile zum weitverbreiteten Zahlungs- 
mittel fu r jedermann. Ende 1993 steckten bereits u ber acht Millionen 
Exemplare in deutschen Brieftaschen, Tendenz weiter steigend. 
Doch das Plastikgeld mit Nobeltouch hat seine Tu cken. Einerseits 
verlockt es durch bequeme Handhabung zum leichten Ausgeben, 
andererseits zwacken die Kreditkartenorganisationen hohere Gebu h- 
ren ab, und schlie©lich o ffnet der keineswegs falschungs- und manipu- 
lationssichere Geldersatz Wirtschaftsganoven modernen Stils alle Tu - 
ren. U ber 100 Millionen Mark wurden bereits 1992 mit Kreditkarten 
ergaunert, die Polizei registrierte rund 11000 Betrugsfalle allein in den 
alten Bundeslandern, das waren 74 Prozent mehr als im Jahr zuvor. 
Die Branchenregel lautet: Der Schaden, der mit den Karten angerich- 
tet wird, wachst doppelt so schnell wie der Umsatz. Auch der ganz 
legale Verlust, den die Kartenbesitzer erleiden, kann sich sehen lassen. 
«Mit keinem anderen Zahlungsmittelé , warnt Rainer Metz von der 
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen, «kann man sich so rasch, 
so tief und so sinnlos verschulden.é  Wohl wahr, wie die sich in besorg- 
niserregendem Tempo haufenden U berschuldungsfalle beweisen. 
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Der gro©e Reibach mit Kreditkarten 

Den gro©en Reibach hingegen machen die Kreditkartenorganisatio- 
nen, eine der am besten verdienenden Sparten im gewi© nicht notlei- 
denden Geldgewerbe. Zwar bekamen die Hochpreisanbieter wie 
American Express und Diners Club, die fu r ihren Service Jahresgebu h- 
ren von weit u ber 100 Mark verlangen, harte Konkurrenz durch 
preiswertere Anbieter wie Visa oder Eurocard, doch mittlerweile wird 
der Konkurrenzkampf kaum noch u ber den Preis ausgefochten. Dafu r 
versuchen die Anbieter, Kunden mit sinnlos u berteuerten Prestigela- 
bels wie Gold- oder Platinkarten zu keilen, oder sie verkaufen u ber- 
flu ssige Zusatzleistungen wie Reiseversicherungen und Pauschal-Ra- 
batte. 
Was in den meisten Angeboten jedoch ho flich verschwiegen wird, 
sind die Nebenkosten, die beim Gebrauch einer solchen Karte anfal- 
len. So knapsen noch immer einige Kartenorganisationen eine Provi- 
sion von ein bis zwei Prozent fu r sich ab, wenn ein Kunde im Ausland 
Rechnungen mit seiner Kreditkarte begleicht, obwohl das Amtsge- 
richt Frankfurt in einem Urteil vom 2. Juli 1993 (Aktenzeichen 
32 C 780/93-19) genau dies untersagte. Ein Kunde hatte gegen die 
GZS (Gesellschaft fu r Zahlungssysteme mbH) geklagt, die ihm nach 
zahlreichen Auslandskaufen insgesamt 400 Mark Gebu hren abge- 
nommen hatte. 
Schon fangen einzelne Kartenanbieter, wie die britische Barclays 
Bank an, an der Gebu hrenschraube zu drehen, und auch die Konkur- 
renten versuchen, wo sie nur konnen, zusatzliche Gebu hren abzu- 
schopfen. Will sich ein Karteninhaber zum Beispiel am Geldautoma- 
ten oder im Ausland mit Bargeld eindecken, mu© er Gebu hren 
zwischen zwei und vier Prozent abfu hren, mindestens jedoch zehn 
Mark pro Auszahlung. 
Je mehr Karteninhaber im Netz der gro©en Kartenorganisationen 
zappeln, die langst von den Giganten des Geldgewerbes beherrscht 
werden (die Deutsche Bank zum Beispiel kaufte sich bei Diners Club 
ein), desto leichter wird der Finanzwirtschaft der Marsch in die schone 
neue Geldwelt gelingen. Das Ziel ist die vollkommen bargeldlose 
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Gesellschaft, wie sie der Computerspezialist John Diebold schon in 
den sechziger Jahren vorausgesagt hat. 
Unsere Einnahmen und Ausgaben, unser gesamtes Vermogen und 
unsere Schulden sind dann nichts mehr als blo©e Verrechnungsposten 
in den Computern der Geldkonzerne. Sie verdienen dann nicht nur an 
jeder finanziellen Transaktion beinahe nach Belieben, sondern haben 
einen vollstandigen Einblick in unsere materielle Existenz. Per Knopf- 
druck lassen sich dann von jedem Bu rger detaillierte «Konsumprofileé  
anfertigen, die den Werbe- und Marketingabteilungen genu gend Hin- 
weise fu r weitere Attacken auf unsere Konten liefern. Sowohl die 
Banken als auch der Staat wissen dann soviel u ber unsere finanziellen 
Verhaltnisse, da© sie uns manipulieren, auspressen und no tigen kon- 
nen, soviel sie wollen. 
Da© dies keine Horrorvision aus dem Gruselkabinett George Orwells, 
sondern eine sehr konkrete Utopie ist, die uns bereits in wenigen 
Jahren erreicht haben wird, la©t sich an den aktuellen Bemu hungen 
der Geldwirtschaft unschwer ablesen. Der Trend: Das Geldgeschaft 
wird immer weiter automatisiert. Die Deutsche Bank zum Beispiel 
erganzte ihre Geldausgabeautomaten in einigen Filialen bereits durch 
sogenannte Multifunktionsterminals, an denen die Kunden den ge- 
samten Zahlungsverkehr abwickeln konnen. Auch die bayerische Hy- 
po-Bank ist dabei, das Geschaft der Standardkunden u ber Automaten 
abzuwickeln. Dafu r gru ndete sie eine eigene Gesellschaft, die Hypo- 
Servicebank (HSB), die mit wesentlich weniger Angestellten aus- 
kommt als die einer anspruchsvolleren Klientel vorbehaltenen Hypo- 
Filialen. 

Phone Banking la©t die Kasse klingeln 

Den gro©ten Effekt aber versprechen sich die Rationalisierer in den 
Geldinstituten von einer aus den USA importierten Spielart der Tele- 
kommunikation: Phone Banking. Hier will man den Kunden gar nicht 
mehr in der Filiale sehen, sondern ihn zwingen, seine Transaktionen 
per Telefon abzuwickeln. Trendsetter auf diesem Gebiet ist die deut- 
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sche Tochtergesellschaft der New Yorker Citibank, an deren Bochu- 
mer Telefonzentrale bereits rund 400000 Kunden hangen. U bers Te- 
lefon konnen hier die Kontostande abgefragt, U berweisungen vorge- 
nommen, Dauerauftrage erteilt und in manchen Fallen sogar Kredite 
abgerufen werden. U ber ein Dutzend heimischer Kreditinstitute, von 
der Augsburger Aktienbank bis zur Stadt- und Kreissparkasse Leip- 
zig, haben bereits den fu r sie so kostengu nstigen Telefonservice ein- 
gefu hrt. 
Und schon naht die nachste Stufe des voll computerisierten Geldver- 
kehrs, das sogenannte Home Banking. Hier benu tzt der Bankkunde 
einen PC, u ber den er via Telefon ins Datennetz seiner Bank gelangen 
kann. U ber sein Terminal zahlt er Rechnungen, ordert Schecks, fragt 
die Kurse an der Aktienbo rse ab und schichtet sein Wertpapierdepot 
um. 
Fu r den Kunden hat diese Entwicklung nicht nur Vorteile: Erstens 
steigen seine Telefongebu hren u berdurchschnittlich an, zweitens be- 
kommt er keinen individuellen Service mehr, sondern mu© sich mit 
standardisierten Angeboten zufriedengeben, drittens schlie©lich 
nimmt die Sicherheit seiner Transaktionen ab. Da© Phone und Home 
Banking keineswegs so narrensicher sind, wie die Geldhauser ihren 
Kunden gerne suggerieren mochten, bewiesen mehrere Tests von 
Fachmagazinen wie A la carte-Journal oder DM. 
Mitglieder des Hamburger Chaos Computerclubs zum Beispiel konn- 
ten mit Hilfe eines normalen Kurzwellengerates mu helos die u ber 
Cityruf ausgesendeten Nachrichten auffangen und im Klartext auf 
einem Computerbildschirm sichtbar machen. Und so ware es ihnen 
auch leicht moglich gewesen, Bankgesprache, die u ber Funktelefone 
abgewickelt wurden, aufzuzeichnen und so vertrauliche Finanzdaten 
einer Vielzahl von Bankkunden zu erfahren. 
Das alles freilich wird die Finanzkonzerne nicht hindern, den einge- 
schlagenen Weg fortzusetzen. Im Gegenteil: Schon planen Banken 
und Sparkassen, die einfache Eurocheque-Karte durch eine multi- 
funktionale EC-Chipkarte zu ersetzen. Sie besitzt anstelle eines einfa- 
chen Magnetstreifens einen Mikrochip, der sowohl Zahlungsvorgange 
registriert als auch die Lesegerate von Supermarktkassen, Fahrschein- 
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entwertern und Telefonautomaten aktiviert. Die Chipkarte soll dem 
Kunden als universelles Zahlungsmittel dienen, gleichzeitig garantiert 
sie aber auch die totale U berwachung seines Konsumverhaltens. 
Die Geldhauser indes sehen in ihr vor allem ein gewaltiges Rationali- 
sierungspotential, denn auch sie folgen, rigoros wie kaum eine andere 
Branche, dem Trend zur Rationalisierung, zu Lean-Management und 
Lean-Production. Hatten die Banken in den siebziger und achtziger 
Jahren immer neue Filialen ero ffnet, so da© die alten Bundeslander 
heute u ber das nach Belgien zweitdichteste Netz an Zweigstellen in 
Europa verfu gen, so versuchen sie jetzt durch eine personelle Ausdu n- 
nung ihre Kosten auf ein Minimum zu reduzieren. 
Nach einer Studie der Unternehmensberatung Arthur D. Little stehen 
derzeit rund 50 Prozent aller Arbeitsplatze im Kreditgewerbe zur 
Disposition. Hunderttausende Bankangestellte werden also ihren Job 
verlieren. Die Kunden mu ssen sich mit einem immer du rftigeren 
Service zufriedengeben und einen Teil davon sogar selbst u berneh- 
men, wahrend die Finanzkonzerne immer u ppigere Gewinne in ihre 
Kassen schaufeln und mehr Macht als je zuvor anhaufen. 
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DER GRAUE MARKT 





9. 

Strukis und Telefonverkaufer 

«Grau ist dieser Markt, weil sich auf ihm so viele schwarze Schafe mit 
wei©en Westen tummelné , spottete einst ein Frankfurter Banker u ber 
das au©erhalb der Geldhauser betriebene Geschaft mit Kapitalanla- 
gen. 
Tatsachlich umfa©t der graue Kapitalmarkt eine Vielzahl von Finanz- 
geschaften, vom Verkauf steuerbegu nstigter Ostimmobilien u ber Ri- 
sikoinvestitionen in neue Produkte und Verfahren bis hin zu den 
windigsten Spekulationen mit Warenterminkontrakten oder exoti- 
schen Pfennigaktien. 
Kennzeichnend fu r diesen Markt sind vor allem die Vertriebsmetho- 
den. Wahrend die Banken ihre Kunden in Schalterhallen und Bespre- 
chungszimmern bearbeiten, dringen die Vertriebsprofis des grauen 
Marktes in die Wohnzimmer der Geldanleger vor. Mit ausgeklu gelten, 
ho chst effizienten Gesprachstechniken kochen sie ihre Opfer per 
Telefon weich und u berlisten sie im hauslichen Ambiente zu folgen- 
schweren Unterschriften. 
Nirgendwo zeigt die Finanzbranche so unverhu llt ihre Gier nach dem 
Geld der Anleger wie hier. Auch wenn dieser Markt in den letzten 
Jahren durch zahllose Skandale und Betrugsfalle diskreditiert wurde, 
wenn ihn die Medien als Zerrbild des scheinbar legalen Finanzmarktes 
darstellen, so ist er offenbar nicht totzukriegen. In Wahrheit wachst 
der Graumarkt fu r Finanzanlagen noch immer in geradezu beangsti- 
gendem Tempo. Und je mehr die Manager der Banken- und Versiche- 
rungskonzerne auf diesen Markt mit dem Finger zeigen, desto emsiger 
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bedienen auch sie sich seiner Methoden, desto gieriger schnappen sie 
nach der fetten Beute, die es hier zu verteilen gilt. 
Da© es den Graumarkt u berhaupt gibt, haben sich die etablierten 
Geldmachte selbst zuzuschreiben. Inkompetenz, Risikoscheu und Be- 
ru hrungsangste der Banken lie©en erst jene Lu cken entstehen, die 
sich, neben einigen wenigen serios operierenden Anbietern, jede Men- 
ge halbseidener Abschreibungsku nstler, Finanzartisten und Abzocker 
zunutze machten. Den Schaden, den diese «Anlageexpertené  anrich- 
ten, taxieren Fachleute auf mehr als 50 Milliarden Mark im Jahr. 
Allein die gerichtsbekannten Falle kosten Deutschlands Sparer und 
Anleger jahrlich etwa vier Milliarden Mark. Zu Recht beklagt der 
Chefredakteur der Wirtschaftswoche, Volker Wolff, die Versaumnisse 
der etablierten Geldmachte: «Allen wohlmeinenden Erklarungen 
u ber die tiefgreifende Kundenorientierung zum Trotz verkaufen Ban- 
ken, Bausparkassen und Versicherer dem Gros ihrer Kunden am 
liebsten ihr Standardprodukt und - wenn es denn schon etwas mehr 
sein mu© - die Produkte der Konzerngesellschaften... die eierlegende 
Wollmilchsau gibt es nicht. Keiner der deutschen Finanzriesen verfu gt 
auf allen Gebieten u ber Spitzenprodukte und -berater.é  
Schuld an den Wildwestzustanden ist in erster Linie der Staat, der es 
versaumte, rechtzeitig fu r geordnete Verhaltnisse zu sorgen. Ob mit 
Absicht oder aus schlichter Ignoranz - die sonst so aktive Gesetzge- 
bungsmaschinerie Bonns zeigte fu r die Verluste der Bu rger immer erst 
dann Interesse, wenn der Druck der Medien zu gro© geworden war. 
Millionen Bu rger mu©ten erst Hab und Gut verlieren, ehe die Bonner 
Volksvertreter halbherzig den Schwindel mit u berdrehten Abschrei- 
bungsmodellen eindammten oder geschonte Prospektangaben in Ka- 
pitalanlageofferten unter Strafe stellten. Und bis heute bewilligen sie 
den Ermittlungsbehorden zuwenig Personal und zu geringe Mittel, als 
da© diese den Kampf gegen die organisierte Wirtschaftskriminalitat 
gewinnen konnten. 
Auch die Rechtsprechung ist mit den komplexen Fallen von Anlage- 
betrug fast immer u berfordert, da es ihr ebenfalls an ausgebildeten 
Fachleuten fehlt, die sich im Bilanz- und Steuerrecht ebenso gut 
auskennen wie auf den internationalen Finanzmarkten. Den Frei- 
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raum, den ihr die Politik, ob freiwillig oder nicht, einraumte, nutzt die 
Finanzbranche zu immer dreisteren Raubzu gen. Und langst betrach- 
ten die etablierten Geldmachte den grauen Markt als Experimen- 
tierfeld, um die Akzeptanz neuer Anlageprodukte oder Vertriebs- 
methoden zu testen. Abgesehen haben es die gro©en Banken- und 
Versicherungskonzerne vor allem auf die sogenannten Strukturver- 
triebe und Finanzdienstleister, die den grauen Kapitalmarkt erst zu 
seiner heutigen Gro©e anwachsen lie©en. 

Die «Strukisé  erobern den Kapitalmarkt 

Keimzelle all dieser Klopper- und Dru ckerkolonnen war die IOS des 
legendaren Finanzartisten Bernie Cornfeld, der in den spaten sechzi- 
ger Jahren den Haustu rvertrieb von Anlagezertifikaten organisierte. 
Die IOS (Investors Overseas Services) steuerte von ihrem Genfer 
Hauptquartier aus europaweit den Handel mit Anteilsscheinen an 
Investmentfonds. Die Fondsidee, in den USA geboren, war damals in 
Deutschland noch ziemlich unbekannt und erfuhr durch IOS eine 
ungeahnte Popularitat. 
Im Kern krankte bereits das IOS-Imperium an den Fehlern, die heute 
noch den meisten Offerten am grauen Kapitalmarkt anhaften: Die 
Produkte sind, wegen der hohen Vertriebskosten, meist hoffnungslos 
u berteuert. Und so ging auch Bernie Cornfelds Investmenttrust im 
Jahr 1969 unter, doch die Vertriebsmethoden des Gru nders bewahrten 
sich bis heute. 
Cornfeld kombinierte die Idee, Geldanlagen wie Waschpulver oder 
Gesichtscreme an der Haustu r zu verkaufen, mit einer neuen Organi- 
sationsform seiner Vertreterschar. Anders als die meisten bekannten 
Direktvertriebe, heuerte er nicht einfach eine Truppe gleichberechtig- 
ter Vertreter an, sondern baute seinen Vertriebsapparat streng hier- 
archisch auf, etwa nach dem Vorbild eines Offizierskorps beim Militar. 
Wer bei IOS anheuerte, mu©te erst mal auf dem niedersten Dienstgrad 
beweisen, da© er Umsatze brachte. Erreichte er das vorgegebene 
Verkaufsziel in einer bestimmten Zeit, wurde er vom Soldaten zum 
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Unteroffizier befo rdert und konnte nun selbst weitere Vertreter ein- 
stellen, die ihm einen Teil ihrer Provision abtreten mu©ten. Hatte er 
genu gend Untervertreter eingestellt, durfte er wieder einen Rang 
hoher steigen und partizipierte nun von den Provisionen der beiden 
unter ihm versammelten Gruppierungen. 
So ging es weiter, bis zum Gebiets-, Landes- oder gar Bundesdirektor. 
An der Spitze der deutschen IOS-Organisation stand fu r eine Weile 
der ehemalige FDP-Chef und Ritterkreuztrager Erich Mende. Und 
auch diese Idee, prominente Politiker, Sportler oder Showstars fu r sich 
einzuspannen, wurde spater von Bernies Erben immer wieder ko- 
piert. 
Vier Vertriebsmaschinen beherrschen heute den grauen Kapital- 
markt, und alle profitieren von den Ideen ihres Lehrmeisters Bernie 
Cornfeld. Branchenfu hrer ist Reinfried Pohl, Chef und Gru nder der 
DVAG (Deutsche Vermogensberatung AG), die mit rund 12000 
selbstandigen «Vermogensberaterné  bei deutschen Geldanlegern im 
Jahr fu r u ber 20 Milliarden Mark Vertrage abschlie©t und dafu r etwa 
600 Millionen Mark Provisionen kassiert. 
Pohl, der das Handwerk bei der IOS als Assistent von Erich Mende 
lernte, gilt als Erfinder des Allfinanzkonzepts. Seine kopfstarke Klop- 
pertruppe machte den au©erlich eher unscheinbaren Vertriebsprofi zu 
einem der machtigsten Manner der deutschen Finanzwirtschaft. Selbst 
die Gro©mogule des Geldgewerbes wie Wolfgang Schieren, der Auf- 
sichtsratsvorsitzende des Allianz-Konzerns, und Hilmar Kopper, Chef 
der Deutschen Bank, werben um die Gunst des Starvertreters, dessen 
Vermogen auf u ber eine Milliarde Mark geschatzt wird. 
Die Halfte des Aktienkapitals der DVAG verkaufte er bereits vor 
Jahren an den Versicherungskonzern AMB (Aachener und Mu nche- 
ner Beteiligungsgesellschaft). Klar, da© Pohls angeblich unabhangige 
Vertriebssoldaten ihren Kunden reichlich AMB-Vertrage aufs Auge 
dru cken. Reinfried Pohl war es auch, der im Hintergrund die Faden 
zog, als der franzo sische Versicherungsriese AGF bei der «Aachener 
und Mu ncheneré  einsteigen wollte und von deren Chef Klaus-Dieter 
Baumgartel jahrelang blockiert wurde. Am Ende verlor Baumgartel 
seinen Job. 
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Die AGF bekam zwar ihren Sitz im AMB-Aufsichtsrat, doch zu sagen 
hat sie dort bisher nicht viel, denn Pohl sorgte dafu r, da© die Mehrheit 
des Aktienkapitals sicher in deutschen Handen blieb. Gemeinsam mit 
Allianz-General Schieren verhinderte er taktisch geschickt die Macht- 
ergreifung der Franzosen bei der zweitgro©ten deutschen Versiche- 
rungsgruppe. 
Und obwohl die Allianz selbst u ber 40 000 Au©endienstler unterhalt, 
will auch Europas machtigster Versicherungskonzern nicht auf die 
Dienste der leistungsstarken Pohl-Vertreter verzichten: In O sterreich 
kooperiert die Wiener Allianz bereits mit Pohls Allgemeiner Vermo - 
gensberatung GmbH. So du rfen sich zumindest die su ddeutschen 
Allianzvertreter bald mit harter Konkurrenz durch die unwillkomme- 
nen Kollegen vom grauen Kapitalmarkt auseinandersetzen. 
Der Gro©meister des Finanzvertriebs, der den ehemaligen Frankfur- 
ter Oberbu rgermeister Walter Wallmann als Generalbevollmachtig- 
ten anheuerte und den Kanzler Kohl mit dem Bundesverdienstkreuz 
erster Klasse auszeichnete, verko rpert wie kein zweiter die Gier und 
den Machtanspruch des Kartells der Kassierer. Pohl setzte die 
Ma©stabe fu r all jene erfolgshungrigen Finanzvertreter, die heute zu 
Zehntausenden ausschwarmen, um Deutschlands Sparer mit Versi- 
cherungen, Bausparvertragen, Investmentfondszertifikaten, Steuer- 
sparimmobilien und sogar mit Ferienreisen zu beglu cken. Die Verkau- 
fertricks des ehemaligen IOS-Mannes, sein missionarischer Eifer, mit 
dem er die Vertreter impft, das Provisionierungs- und Motivationssy- 
stem mit Hilfe von Titeln, Ehrenzeichen und «Incentive-Reisené , all 
das haben die anderen «Strukisé  (Branchenjargon) beim Gro©meister 
des Strukturvertriebs abgekupfert. 

«Mindestens 80 Prozent arbeiten unserio sé  

Fuhr Pohls Vertreterarmee 1993 Vertrage fu r insgesamt rund 20 Mil- 
liarden Mark in die Scheuer von 20 Produktlieferanten, so brachte es 
die Nummer zwei, Otto Wittschiers OVB Allfinanzvermittlungs- 
gesellschaft mbH & Co. KG, noch auf knapp 16 Milliarden. Auch der 
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ehemalige Volksschullehrer (Hauptfacher Deutsch und Religion) 
Wittschier, der fu r seine Vertretermeetings schon mal Politpromis der 
ersten Garnitur wie Exau©enminister Hans-Dietrich Genscher oder 
Henry Kissinger engagierte, kommt aus der Schule des Bernie Corn- 
feld. 
Nach dem Zusammenbruch der IOS gru ndete der begnadete Verkau- 
fer sein eigenes Unternehmen, das er «Objektive Vermogensbera- 
tungé  nannte. Doch weil er inzwischen, genauso wie sein gro©es 
Vorbild Reinfried Pohl, die Halfte der OVB an einen Versicherungs- 
konzern, namlich den Deutschen Ring, verkauft hat, darf er jetzt den 
Firmennamen nur noch als Ku rzel verwenden. Und objektiv sind, wie 
Tests verschiedener Fachblatter ergaben, die OVB-Berater keines- 
wegs, wenn es zum Beispiel um Versicherungen geht. Nicht von 
ungefahr steuerten Wittschiers Berater zuletzt fast zwei Drittel zum 
gesamten Neugeschaft des Deutschen Rings bei. 
Anders als einst die IOS, verkaufen die Strukturvertriebe neuerer 
Bauart keine eigenen Finanzprodukte, sondern picken sich ihre An- 
gebote bei Banken, Bausparkassen, Investmentfonds und Versiche- 
rungen zusammen. Die scheinbar ideale Form der Finanzberatung 
entpuppt sich bei naherem Hinsehen in vielen Fallen rasch als Mogel- 
packung. Denn verkauft wird nicht unbedingt das, was dem Kunden 
den hochsten Nutzen bringt, sondern vor allem solche Finanzdienst- 
leistungen, die die ho chste Provision abwerfen. Und das sind fu r 
gewohnlich die Lebensversicherungen. 
Unisono kamen Tester von Magazinen wie Focus, DM und Wirt- 
schaftswoche zu dem Schlu©, da© die Beratungskonzepte der vor- 
geblich unabhangigen Finanzdienstleister haufig mehr ihnen selbst als 
den Kunden nu tzen. «Mindestens 80 Prozent aller Verkaufer im Struk- 
turvertrieb arbeiten - wissentlich oder unwissentlich - mit unserio sen 
oder sogar kriminellen Methodené , befindet zum Beispiel Deutsch- 
lands bekanntester Anlegerschu tzer, Heinz Gerlach. 
Von solchen Verdikten freisprechen mochte die Nummer drei der 
Branche, der Hannoveraner Carsten Maschmeyer, die rund 3500 
«Berateré  seines AWD (Allgemeiner Wirtschaftsdienst), die 1993 
Vertrage im Gesamtwert von 7,2 Milliarden Mark unterschreiben 
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lie©en. Der 35jahrige Sonnyboy, einst Otto Wittschiers bester Verkau- 
fer, gru ndete seinen eigenen Vertrieb erst 1987, gilt aber mittlerweile 
als aggressivster und wachstumsstarkster Konkurrent in dieser expan- 
dierenden Branche. 
Maschmeyer, intern «Maschié  genannt, widerstand bisher zwar allen 
Verlockungen von Banken und Versicherungskonzernen, die sich nur 
allzugern an seinem Unternehmen beteiligt hatten, doch wollen die 
Geru chte nicht verstummen, da© insbesondere die Deutsche Bank ein 
Auge auf den AWD geworfen habe. Sollte der ehemalige Medizinstu- 
dent, der schon mal auf einem Elefanten in den Saal einritt, in dem er 
seine Vasallen versammelt hatte, es sich eines Tages anders u berlegen, 
ware er mit Sicherheit auf einen Schlag Milliardar. 
Abgerutscht auf den vierten Platz ist der einstige Branchenerste, die 
nach der IOS-Pleite von Reinfried Pohl gegru ndete Bonnfinanz. Mit 
etwa 3000 Mitarbeitern setzt der von Helmut Maier gefu hrte Struk- 
turvertrieb etwa dreieinhalb Milliarden Mark im Jahr um. Und obwohl 
sich die Bonnfinanz in ihren hemdsarmeligen Verkaufsmethoden 
kaum von den anderen Strukturvertrieben unterscheidet, geho rt sie, 
u ber die Versicherungsgruppe Deutscher Herold, seit geraumer Zeit 
der Deutschen Bank. 

Der Pakt mit Banken und Versicherungen 

Hielten die feinen Herren des Geldgewerbes jahrelang mit geru mpfter 
Nase Distanz zu den ambulanten Finanzdienstleistern, so u ben sie 
neuerdings gleich reihenweise den Kotau. Die enormen Umsatzzu- 
wachse, die die Dru ckerkolonnen der Strukturvertriebe in den letzten 
Jahren vorgelegt haben, lie©en die Beru hrungsangste bei Bankern und 
Versicherungsvorstanden verschwinden. 
Im beinharten Machtkampf um die Vorherrschaft auf dem Finanz- 
markt sucht jeder der Konzerngenerale nach geeigneten Hilfstruppen, 
und da die skrupellosen, aufs knallharte Verkaufen getrimmten «Stru- 
kisé  bei der Jagd aufs Geld der Kundschaft den biederen Bankbeam- 
ten und stationaren Versicherungsvertretern locker den Rang ablie- 
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fen, werden sie neuerdings vom Finanzadel hofiert, auch wenn viele 
von ihnen mit fast schon kriminellen Methoden operieren. 
Die sensationellen Verkaufserfolge der Strukturbetriebe gehen ein- 
her mit reihenweise u berto lpelten Kunden, mit enormen Stornoquo- 
ten bei Versicherern, mit enttauschten Hoffnungen, zersto rten Kar- 
rieren und schweren psychischen Schaden bei vielen gescheiterten 
Vertriebsmitarbeitern. 
«Unbedarften Kunden schwatzen sie Versicherungspolicen oder 
Sparplane, Bausparvertrage oder ganze Produktkombinationen auf, 
die sie nicht brauchen und die im Qualitatsvergleich mit den Produk- 
ten anderer Anbieter nicht immer glanzené , befand beispielsweise die 
Wirtschaftswoche. 
Wenn die Kunden, die im Wohnzimmer von einem psychologisch 
geschulten Struki zur Unterschrift unter eine viel zu teure Versiche- 
rungspolice geno tigt wurden, sich spater besinnen und den Vertrag 
annullieren, dann kann das auch eine gestandene Versicherungsgesell- 
schaft in Schwierigkeiten bringen. Bei der Transatlantischen Lebens- 
versicherung AG zum Beispiel summierten sich die stornierten Ver- 
trage im Verlauf des Jahres 1992 auf zuletzt 25,91 Prozent der 
gesamten Neuabschlu sse, und das kostete schlie©lich dem Trans-Le- 
ben-Chef Karl-Albert Altfuldisch den Job. 
Mitverantwortlich fu r die miserablen Ergebnisse war der von Altful- 
disch bevorzugte AWD-Strukturvertrieb. Mittlerweile haben zwar 
auch andere Versicherer erkannt, welche Zeitbombe in den von den 
Strukis angeschleppten Vertragen tickt, doch das halt noch immer 
viele von ihnen nicht davon ab, sich weiterhin der Dienste der Dru k- 
kerkolonnen zu bedienen. Denn auch in den Assekuranzkonzernen 
macht nur Karriere, wer moglichst schnell moglichst viel Neugeschaft 
«schreibté . Und so setzen nicht wenige der Vertriebsvorstande nam- 
hafter Versicherer auf die schnellen Jungs von den Strukturvertrieben, 
auch wenn sie genau wissen, wie wenig dauerhaft deren Abschlu sse 
oft sind. 
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Ideologisierung des Geldgeschafts 

Die Erfolge der Strukis beim Keilen der Kunden beruhen auf einem 
feinen Psychotrick: der Ideologisierung des Geldverdienens. In den 
Schulungskursen, Verkaufsseminaren und Trainingsveranstaltungen 
der Vertriebsgesellschaften erfahren die meist jungen, im Schnellver- 
fahren angelernten Finanzkaufleute wenig u ber die fachliche Seite 
ihres Berufs, dafu r um so mehr u ber die Tricks und Maschen, mit 
denen man leichtglaubige Kunden zu manchmal u berflu ssigen Ab- 
schlu ssen no tigen kann. 
Zuvor aber werden die meist u ber Zeitungsanzeigen geko derten 
«Wirtschaftsberateré  ideologisch indoktriniert, wie es sonst nur noch 
bei bestimmten Sekten oder dogmatischen Parteien vorkommt. Im 
Kern geht diese Methode der Gehirnwasche auf einen amerikanischen 
Soziologen namens Napoleon Hill zuru ck, der bereits in den zwanziger 
Jahren die psychologischen Voraussetzungen fu r erfolgreiches Ver- 
kaufen erforschte. In den vierziger Jahren fa©te er seine Erkenntnisse 
in einem Buch zusammen, das unter dem Titel Think and Grow Rich 
(Denke nach und werde reich) erschienen ist. 
Danach zeichnet sich ein Erfolgsmensch durch drei Eigenschaften aus: 
Er verfu gt u ber eine positive Lebenseinstellung, entwickelt Enthusi- 
asmus fu r die zu bewaltigende Aufgabe und besitzt die Begabung, 
andere Menschen fu r sich arbeiten zu lassen. Auch IOS-Gru nder 
Bernie Cornfeld beherzigte diese Regel, indem er den simplen Ver- 
trieb von Investmentfondsanteilen zur beinahe sakralen Handlung 
hochstilisierte und das Geldverdienen zum absoluten Ziel aller irdi- 
schen Existenz erhob. 
Seine spaten Nachfahren verfeinerten das Repertoire und erganzten 
es um einen beinharten Drill ihrer Mitarbeiter. Ein Reporter des 
Wirtschaftsmagazins Capital, der sich in die Verkaufertruppe des 
AWD einschleuste, notierte wahrend seines Grundseminars in der 
Ko lner Geschaftsstelle inmitten einer Schar ehemaliger Heizungsbau- 
er, Autoverkaufer, Soldaten, Videothekenbesitzer, Padagogen, Sozio- 
logen, Umschu ler und Studenten: «Einige sind aus Neugier hier, 
andere 
wollen nebenbei ein Taschengeld verdienen. Doch die u berwiegende 
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Mehrzahl verbindet dergemeinsame Wunsch nach viel Geld, moglichst 
schnell verdient.é  
Als der Schulungsleiter auf den AWD-Gru nder Maschmeyer zu spre- 
chen kommt, notiert der Capital-Reporter: «Fu r Untergeordnete ver- 
ko rpert er etwas U bersinnliches. Sein Wort scheint Gesetz. Hehre 
Satze von Ethik und sozialer Verantwortung werden gedankenlos 
nachgeplappert. Erfolgreiche Anfanger bekommen theatralisch in 
Aussicht gestellt, einen >Maschi<-Vortrag besuchen zu du rfen. Das 
alles wirkt irgendwie sektenahnlich. Individualitat und logisches Den- 
ken sind verpont.é  
Die Mitarbeiterin eines Strukturvertriebs aus der Heilbronner Ge- 
gend vero ffentlichte unter dem Pseudonym Kim Feldmann einen 
Erfahrungsbericht, der unter dem Titel Der Traum vom schnellen Geld 
erschienen ist. 
Die junge Frau, die mit den hochsten Erwartungen auf eine schnelle 
Karriere in die Vertriebsgesellschaft eintrat und diese nach vier Jahren 
trotz unbestreitbarer Verkaufserfolge frustriert, enttauscht und mit 
einem Schuldenberg von mehreren 100 000 Mark wieder verlie©, schil- 
dert ihre Eindru cke so: «Die Verkaufsschulungen ... bestanden zum 
Gro©teil aus dem Einstudieren vorgefertigter Verkaufsgesprache. 
Diese mu©ten auswendig gelernt werden, und zwar so gut, da© der 
Verkaufer sie lebte und sein Gegenu ber den Eindruck haben mu©te, 
sie seien ganz natu rlich und dem Sprecher gerade eingefallen. Das 
Auswendiglernen wurde regelma©ig gedrillt und selbstverstandlich 
benotet. Die zu lernenden Texte beinhalteten hervorragende Frage- 
techniken, die den Kunden suggestiv auf den Vertragsabschlu© hin- 
fu hrten. Alle erdenklichen Kundeneinwande und Bedenken trainier- 
ten wir ebenfalls mit einer Intensitat, da© ich, die eigentlich vorher nie 
beredt war, heute 99 Prozent aller Gesprache fu r meinen Gesprachs- 
partner unbemerkt in jede von mir gewu nschte Richtung lenken kann 
und dabei ganz natu rlich wirke. Es ist ein Reflex, es ist meine zweite 
Haut, es ist in meinem Blut.é  
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Auch die «Dru ckeré  werden ausgebeutet 

Die so gedrillten Strukis werden von den Vertriebsgesellschaften 
systematisch in eine psychische und materielle Abhangigkeit gebracht. 
Das beginnt schon damit, da© sie zunachst gehalten werden, in ihrem 
personlichen Umkreis zu «wilderné . Sie gehen die nachsten Verwand- 
ten, Freunde und sogar den Ehepartner an, um ja moglichst schnell die 
ersten Abschlu sse zu melden. Da die Produkte fu r die Kunden meist 
nicht sehr vorteilhaft sind und dies natu rlich irgendwann mal bemerkt 
wird, isolieren sie sich beinahe von selbst in ihrer unmittelbaren 
privaten Umgebung. 
Nun sucht der allein gelassene Vertreter die verlorene Nestwarme 
zwangslaufig im Umkreis seiner Kollegen. Jeder Novize hat in einer 
Struktur einen Vorgesetzten, der ihn lenkt und anleitet und - natu rlich 
- klotzig an ihm verdient. Erstes Ziel jedes Vorgesetzten ist es, den 
neuen Untergebenen total von sich abhangig zu machen. Das ge- 
schieht, indem er ihm erst mal seine Bedeutungslosigkeit klarmacht, 
ihn dann wieder aufbaut und ihn - scheinbar - auf eine hohere soziale 
Ebene hievt. 
Dabei verleitet er ihn zu einem kostspieligen Lebensstil, zum Beispiel 
zum Kaufen oder Leasen eines teuren Autos, zur Anmietung einer 
noblen Wohnung, zum Kauf teurer Designerklamotten und anderer 
Statussymbole. 
Nicht von ungefahr gleichen sich die fixen Jungs aus der Anlagebran- 
che wie ein Sparbrief dem anderen, mit ihren Porsches oder Ferraris, 
den Pferdelederschuhen von Alden und der unvermeidlichen Goldro- 
lex am Handgelenk. Weibliche Strukis bevorzugen Porsche und Jil 
Sander, wahlweise auch Escada. Das alles geht natu rlich ins Geld, und 
damit hapert es bei den meisten Strukturvertrieben. 
Oft zahlen sie ihren rangniederen Mitarbeitern nicht einmal ein Fi- 
xum, sondern zwingen sie, ausschlie©lich von den erwirtschafteten 
Provisionen zu leben. Und die mu ssen sie sich teilen mit dem gesamten 
U berbau bis hinauf zum obersten Chef. Bringt eine Lebensversiche- 
rung u ber 100 000 Mark zum Beispiel 5 000 Mark Provision, dann wird 
dem Basismitarbeiter, der den Abschlu© zustande gebracht hat, nur 
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ein Bruchteil der Provision gutgeschrieben. Mehr als etwa 1200 Mark 
darf er selten erwarten. 
Doch zwischen Gutschrift und Auszahlung liegt bei manchen Ver- 
triebsgesellschaften ein ziemlich langer Weg. Aus Prinzip zogern die 
Oberbosse die Auszahlung der Gelder an ihre Mitarbeiter so lange wie 
moglich hinaus. Folge: Die Mitarbeiter mu ssen sich bei der Gesell- 
schaft verschulden und geraten durch ihren aufwendigen Lebenswan- 
del immer schneller und weiter in die roten Zahlen, auch wenn sie 
erfolgreich arbeiten und immer mehr Provisionen auf ihrem Konto 
anhaufen. 
Klagte Autorin Kim Feldmann, die vor allem steuerbegu nstigte, aber 
u berteuerte Immobilien loszuschlagen hatte: «Das Teuflische an der 
Zusammenarbeit mit der Firma war unsere vo llig desolate finanzielle 
Situation und das ewige Gebettel um die Provisionen. Ich machte 
riesige Umsatze, deren Abrechnung durch Ru cklaufe immer wieder 
verzogert wurde. Gleichzeitig suggerierte die Firma uns stets, da© wir 
die Schuld an diesen Ru cklaufen und damit gar keine Provision ver- 
dient hatten. Manche Immobilienprovisionen erhielt ich erst nach 
mehr als zwei Jahren.é  
Eine bewahrte Methode mancher Vertriebsgesellschaften ist es auch, 
ihre Mitarbeiter zu hohen Spesenaufwendungen beim Werben um 
ihre Kunden zu veranlassen, an denen sie selbst wiederum kraftig 
verdienen. So, wenn Interessenten fu r Eigentumswohnungen oder 
Lebensversicherungen zu sogenannten «Informationstagungené  in 
feudale Hotels eingeladen werden. Die Kosten dafu r hat stets der 
Vertriebsmitarbeiter zu tragen, die Hotels hingegen geho ren haufig 
der Vertriebsgesellschaft, die sich so um deren Auslastung keine 
Sorgen mehr zu machen braucht. 

Psychoterror gegen Aussteiger 

Nur wenn es darum geht, ihre Kloppertruppen wieder «hei©é  zu 
machen, geizen die Vertriebe nicht mit Geld. Die jahrlichen Meetings 
finden stets an teuren Orten statt, etwa in Mu nchen, Monte Carlo oder 
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Las Vegas. Kein Aufwand scheint den Firmen dann zu hoch zu sein, 
wenn sie damit ihre Verkauferschar beeindrucken konnen. Da werden 
teure Entertainer engagiert und spektakulare Shows gebucht, und der 
Hohepunkt ist stets die Ehrung der Jahressieger. Das sind jene Mitar- 
beiter, die die meisten Abschlu sse zustande brachten und die hochsten 
Provisionen kassierten. Sie werden nun dem Fu©volk als Vorbilder 
prasentiert. Doch keiner dieser Champions ist davor gefeit, morgen an 
den Pranger gestellt zu werden, wenn er statt Rekordleistungen nur 
Durchschnittsertrage bringt. 
Das kann jedem Verkaufer schneller passieren, als er glaubt. Denn 
irgendwann hat er sein personliches Umfeld so nachhaltig abgegrast, 
da© er sich bei keinem seiner fru heren Kunden mehr sehen lassen 
kann. Und dann fallt es ihm immer schwerer, die hochgeschraubten 
Zahlen zu erreichen. Geknebelt wird er vor allem durch die Produkte, 
die er zu verkaufen hat. 
Auch die Mitarbeiter des AWD zum Beispiel, der sich gerne mit seiner 
Unabhangigkeit bru stet, sind in der Auswahl ihrer Angebote keines- 
wegs frei. Zwar hei©t es in den Schulungsseminaren stets: «AWD-Mit- 
arbeiter du rfen alle Produkte verkaufen, die sie oder der Kunde 
wollen.é  Tatsachlich aber ist ihnen die Vermittlung von Vertragen 
untersagt, die «nicht vom AWD beziehungsweise einer Partnergesell- 
schaft angeboten werden und nicht in dem jeweiligen Produktplan 
enthalten sindé . So jedenfalls steht es im Mitarbeitervertrag unter 
Punkt 7.2. 
Richtig ungemu tlich wird es fu r den Mitarbeiter eines Strukturver- 
triebs aber erst, wenn er dahinterkommt, wie schlecht die Produkte, 
die er zu verkaufen hat, wirklich sind, und wenn er als Konsequenz 
daraus die Absicht au©ert, die Struktur zu verlassen. Da setzt bei 
manchen Gesellschaften ein Psychoterror ein, ahnlich dem, fu r den 
beispielsweise die Scientology Church beru chtigt ist. 
Die Mitarbeiterin eines gro©en Strukturvertriebs, die ihr Unter- 
nehmen verlassen hatte, registrierte wochenlang die Beschattung 
durch einen Privatdetektiv. Sie erhielt anonyme Anrufe unflatigster 
Art, und eines Nachts brannte ihr vor dem Haus abgestelltes Auto aus. 
Wenn sie sich bei fru heren Kunden meldete, dann wollten diese 
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plo tzlich nichts mehr mit ihr zu tun haben, und vor der Kripo mu©te 
sie sich gegen ungerechtfertigte Vorwu rfe des Betrugs und Diebstahls 
wehren. 
Auch Kim Feldmann berichtet von ahnlichen Methoden. Sie wurde 
innerhalb der Struktur isoliert, keiner der ehemaligen Kollegen durfte 
mit ihr noch Kontakt halten, die Firma enthielt ihr Provisionen in 
Hohe von 150000 Mark vor und u berzog sie mit Schadenersatzforde- 
rungen, so da© sie am Ende bekannte: «Ich kann Ihnen meine Gefu hle 
und Schmerzen kaum beschreiben, von denen ich auch gerade jetzt, 
wo ich diese Zeilen schreibe, verfolgt werde. Es ist Ekel und Scham 
daru ber, da© sich ein erwachsener Mensch jahrelang so demu tigen und 
herabsetzen und manipulieren la©t. Und es ist Wut u ber meine Situa- 
tion, in die ich mich dadurch selbst hineinmanovriert habe.é  

Der gro©e Raubzug im deutschen Osten 

So bedauerlich die individuellen Schicksale einzelner «Strukisé  sein 
mogen, insgesamt hat die Szene der aggressiven Finanzverkaufer bei 
den Kunden so viel Schaden angerichtet, da© sich das Mitgefu hl mit 
ihren No ten in Grenzen halt. Ihre bedenkenlose Raffgier, das skrupel- 
lose Ausnu tzen ihres Informationsvorsprungs und die dreiste Art, mit 
der sie ihre psychologische U berlegenheit gegenu ber den Kunden 
ausspielen, fordert den Gesetzgeber geradezu heraus. 
Es kann nicht angehen, da© vollkommen unbedarfte Manner und 
Frauen ohne jegliche Verantwortung so komplexe Produkte wie Fi- 
nanzdienstleistungen verkaufen du rfen, wahrend bei jedem Metzger, 
Tischler oder Automechaniker eine wenigstens dreijahrige Lehre ver- 
langt wird. Die sektenahnlich organisierten Strukturvertriebe, deren 
einziges Ziel die Maximierung ihrer Provisionseinnahmen ist, sollten 
ebenso selbstverstandlich einer staatlichen Aufsicht unterstehen wie 
jede Bank, jede Versicherungsgesellschaft und sogar jedes kleine 
Zeitarbeitsunternehmen. Sonst werden die krebsartig wuchernden 
Armeen aus notdu rftig angelernten Hilfskraften einen Schaden an- 
richten, der nicht mehr wiedergutzumachen ist. 

188 



Die 50 Milliarden Mark, auf die das Bundeskriminalamt in Wiesbaden 
die von Wirtschaftsganoven pro Jahr verursachten Vermogensscha- 
den taxiert, gehen zu einem guten Teil auf das Konto der Strukturver- 
triebe. Besonders u bel trieben es die Strukis in den ersten beiden 
Jahren nach der Wiedervereinigung: Rund 80000 oft im Schnellver- 
fahren angeworbene Neulinge durchkammten im Auftrag von etwa 50 
Vertriebsorganisationen die neuen Bundeslander und dru ckten den 
arglosen Ossis jede Menge u berteuerter und falsch konzipierter Fi- 
nanzprodukte aufs Auge. 
Unangenehm fielen vor allem Verkaufer der OVB-Truppe des Otto 
Wittschier auf, wie Lilo Blunck, verbraucherpolitische Sprecherin der 
SPD-Bundestagsfraktion, registrierte. Allein an Versicherungsbeitra- 
gen zogen die fixen Jungs aus dem Westen ihren Bru dern und Schwe- 
stern im Osten schon 1992 rund zehn Milliarden Mark aus den Ta- 
schen, und viele dieser unterschriebenen Policen waren fu r die 
Beitragszahler so u berflu ssig wie ein Kropf. 
«Gebt uns euer Geld, wir machen euch reiché , hie© schon der freche 
Slogan des Bernie Cornfeld, und mit ahnlich dreisten Versprechungen 
vernebelten die Strukis jetzt ihren Opfern die Gehirne. Der beispiel- 
lose Raubzug der mobilen Verkaufertruppe trug wesentlich zur gro- 
©en Enttauschung der ostdeutschen Bevo lkerung u ber die neuent- 
deckte Marktwirtschaft bei, und der tiefe Graben, der sich heute in 
den politischen Vorstellungen zwischen Ost und West auftut, wurde 
von den gewissenlosen Hintermannern der Abzocker gewi© verbrei- 
tert. 
Das Geschaft in den neuen Bundeslandern schwemmte eine wahre 
Geldlawine in die Kassen der Strukturvertriebe, von denen auch die 
weniger bekannten wie die Mu nchner Quinz Holding, die Hamburger 
Tecus Holding, die Ko lner PS Finanzplanservice oder die Hannovera- 
ner RWS geradezu abenteuerliche Zuwachsraten erzielten. Von den 
Gewinnen sahen die Vertriebsmitarbeiter freilich fu r gewohnlich nur 
wenig, da sie sich die Provisionen mit bis zu zehn u bergeordneten 
Hierarchiestufen teilen mu©ten. 
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«Sie wollen supergeiles Geld machen?é  

Das perfide Teilungssystem, in dem Branchenkritiker die eigentliche 
Ursache fu r die Dynamik der Strukturvertriebe sehen, bescherte den 
Gru ndern und Inhabern wahre Traumgewinne. Bereits 1991 scheffelte 
die OVB rund 194 Millionen Mark Provisionen, und nach Abzug 
samtlicher Kosten und Steuern blieben noch stattliche 86 Millionen 
Mark u brig - bei einem lacherlichen Grundkapital von nur 180000 
Mark. OVB-Gru nder Otto Wittschier zweigte allein fu r sich rund 40 
Millionen ab, und seine beiden Kompagnons Tonnes und Schwarz 
erhielten je 19 Millionen Mark - Summen, von denen selbst die 
Manager der gro©ten Industriekonzerne nur traumen konnen. 
Mittlerweile, nachdem das Ossi-Geschaft gelaufen ist, kampfen zu 
viele Strukis um die knapper werdenden Ersparnisse der Deutschen 
mit immer rauhbeinigeren Methoden. Beispiel dafu r ist eine Dru cker- 
kolonne, die im Mu nchner Raum unter den verschiedensten Firmen- 
bezeichnungen wie Quattro Enterprise, Pegasus, Multimega Consul- 
ting oder Tufan Jagd auf Kundengelder und Mitarbeiter macht. Die 
Grenzen sind hier flie©end, denn auch die hoffnungsvollen Kandida- 
ten, die sich von den Werbema©nahmen der Dru ckertruppe angespro- 
chen fu hlen und zum Einfu hrungsseminar antreten, werden erst mal 
abkassiert. 
 «Sie wollen supergeiles Geld machen?é  unterstellte eine Multimega- 
Abgesandte namens Frau Marie der Reporterin der Su ddeutschen 
Zeitung, die sich in ein solches Seminar eingeschlichen hatte. Der 
Einfu hrungskurs, auf dem nicht viel mehr geboten wurde als banale 
Spru che («Vermogen ist Geld mal Zeité ) und die vage Aussicht auf 
hohe Gewinne, kostete stramme 250 Mark. Ehe der Novize am nach- 
sten Tag tiefer in die Geheimnisse des «geilen Geldesé  eindringen 
darf, mu© er der Frau Marie erst mal sein Adre©buch sowie seine 
kompletten Steuerunterlagen zeigen, damit die sich u ber seine finan- 
ziellen Verhaltnisse ein Bild machen kann. 
Danach drangt sie ihn - noch immer ist vom Verdienen nicht die Rede 
- zur Unterschrift unter ein ganzes Bu ndel von Vertragen, sozusagen 
der Grundausstattung des ku nftigen Mitarbeiters. Es besteht aus einer 
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Lebensversicherung nach dem 936-Mark-Gesetz, einem Bausparver- 
trag, einer Risikolebensversicherung und einer Beteiligung an einem 
«Bavaria Fondsé , der sein Geld angeblich in Immobilien investiert. 
Obwohl das Gesamtpaket monatliche Raten von rund 400 Mark er- 
fordert, finden sich bei jeder Bewerberrunde immer wieder ein paar 
Dumme, die sich auf diese Weise zu jahrelangen Zahlungen verleiten 
lassen. Haben die Novizen ihre Unterschrift geleistet, mu ssen sie auch 
noch mindestens 50 Adressen von Verwandten, Freunden und Be- 
kannten herausru cken, ehe sie im Schnellverfahren das No tigste u ber 
die zu verkaufenden Produkte erklart bekommen. 
Unter den Aspiranten befinden sich fast immer zahlreiche Jugendli- 
che, die nicht die geringste Ahnung vom Finanzgeschaft haben und die 
nun fu r so namhafte Unternehmen wie die Heimstatt Bausparkasse 
oder die Continental Versicherung Kunden akquirieren sollen. 
Gefragt, warum er mit so unserio sen Vermittlern zusammenarbeitet, 
wiegelte Heimstatt-Vorstand Horst Vogt ab: «Selbstverstandlich kon- 
nen Bausparer, die nachweislich zu Vertragen verleitet wurden, die 
ihre Sparmoglichkeiten u berschreiten, bei uns Beschwerde einlegen. 
Im Zweifelsfall entscheiden wir immer zugunsten des Kunden.é  

Die Aufsichtsamter haben versagt 

Wenn solche unserio sen «Finanzdienstleisteré  wie die Multimega 
Consulting des in der Branche beru chtigten Harald Gietmann dadurch 
geadelt werden, da© namhafte Anbieter aus dem Bausparkassen- und 
Versicherungsbereich mit ihnen kooperieren, wenn selbst Institute 
wie die Deutsche Bank, die Allianz oder die AMB-Gruppe sich gar an 
den Strukturvertrieben beteiligen, dann diskreditiert sich damit die 
gesamte Finanzbranche. 
Denn bei den von den Keilertruppen hervorgerufenen Schaden han- 
delt es sich nicht um versehentliche Ausrutscher, die man mit besserer 
Schulung und scharferer Kontrolle verhindern konnte, sondern um die 
Auswirkungen einer von vornherein auf ru cksichtslose Profitmaxi- 
mierung angelegten Fehlkonstruktion. Strukturvertriebe konnen gar 
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nicht anders, als unserio s zu arbeiten. Der durch den hierarchischen 
Aufbau, im Verbund mit dem Provisionierungssystem, erzeugte 
Druck auf die Mitarbeiter erzwingt geradezu das Keilen von Kunden 
um fast jeden Preis. 
So werden dann 60jahrigen Gro©mu ttern Lebensversicherungen mit 
50jahriger Laufzeit aufs Auge gedru ckt, Sozialmietern im deutschen 
Osten kostspielige Hausratversicherungen aufgeschwatzt, Hilfsarbei- 
ter zum Kauf u berteuerter Eigentumswohnungen veranla©t, Lehrlin- 
ge zum Abschlu© unrentabler Sparvertrage u berredet. Und das alles 
nur, damit sich ein paar Vorstande in den gro©en Geldkonzernen 
gegenu ber ihren Kollegen mit hohen Zuwachsraten beim Neugeschaft 
bru sten konnen. 
Wenn die Geldwirtschaft nicht mehr die Bedu rfnisse der Klientel in 
den Mittelpunkt ihrer Bemu hungen stellt, sondern ihren Wissens- und 
Informationsvorsprung skrupellos dazu nutzt, den Kunden die fal- 
schen Produkte zu u berteuerten Preisen anzudrehen, ist es hochste 
Zeit, nach einer strengeren Aufsicht zu verlangen. Sicher ist der Ruf 
nach dem Staat kein Allheilmittel und jede weitere Beho rde grund- 
satzlich von U bel, doch da sich au©er der o ffentlichen Hand weit und 
breit keine Gegenmacht findet, die es mit der Finanzwirtschaft auf- 
nehmen kann, sind die Politiker aller Parteien aufgerufen, sich des 
Themas anzunehmen. 
Da© die vorhandenen Aufsichtsamter fu r das Kredit- und das Versi- 
cherungswesen ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind, haben sie hin- 
langlich bewiesen. So wie das von Minister Horst Seehofer aufgeloste 
Bundesgesundheitsamt die Interessen der Pharmaindustrie gegen- 
u ber den Anspru chen aidsverseuchter Patienten schu tzte, so gleich- 
gu ltig lassen die beiden Berliner Aufsichtsamter geprellte Kunden 
abblitzen, wenn sie sich u ber die Praktiken der Geld- und Versiche- 
rungskonzerne beschweren. Obwohl allein das Bundesaufsichtsamt 
fu r das Versicherungswesen 1992 mit u ber 5 000 Beschwerden aus den 
neuen Bundeslandern konfrontiert wurde, konnten die Dru ckerko- 
lonnen der Assekuranz weiterhin ungehindert ihren Vernichtungs- 
feldzug gegen die Ersparnisse der Ossis fortsetzen. 
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Warum Anlagebetru ger so erfolgreich sind 

Ohnmachtig zeigten sich die Aufsichtsbeho rden auch gegenu ber der 
wachsenden Zahl von Anlagebetru gern, Kredithaien und Wirtschafts- 
ganoven. Kaum eine Woche vergeht, in der nicht irgendwo in der 
Republik ein neuer Finanzskandal ans Licht kommt. Das Spektrum 
reicht von der Millionenpleite der Mu hlheimer VBS Vermogensbil- 
dende Sparsysteme GmbH, die rund 55 000 Anleger um insgesamt 811 
Millionen Mark erleichterte, bis zu dem gelernten Konditor aus Mu n- 
chen, der sich als Finanzberater selbstandig machte und die rund 
500000 Mark, die ihm seine Kunden zur Anlage in Aktien und Anlei- 
hen anvertraut hatten, sofort in einen Zwo lfzylinder-BMW und eine 
teure Wohnungseinrichtung investierte. 
Rund vier Milliarden Mark, so schatzt die Verbraucherzentrale Berlin, 
ziehen betru gerische Anlageberater den deutschen Sparern jedes Jahr 
aus der Tasche. Als selbst die Ganovenjager des Bundeskriminalamts 
sich vergebens den Kopf daru ber zerbrachen, warum die Finanzgau- 
ner bei den Deutschen so leichtes Spiel haben, beauftragten sie die 
Diplompsychologen Hermann Liebl und Joachim Oehmichen vom 
Bamberger Institut fu r Wirtschaftskriminalitat mit einer wissenschaft- 
lichen Untersuchung des Phanomens «Anlagebetrugé . Die beiden 
Psychologen werteten insgesamt 906 Falle aus, in denen ein Schaden 
von u ber 63 Millionen Mark verursacht worden war. Sie kamen zu dem 
Schlu©, da© im wesentlichen drei Gru nde ausschlaggebend sind. Die 
Anlagebetru ger 

§ wecken die Gier der Sparer nach einer u berdurchschnittlich hohen 
Rendite und Spekulationsgewinnen; 

§ nutzen das Bedu rfnis der Anleger nach personlichen Kontakten, 
menschlicher Warme und aufrichtiger Anteilnahme an ihrem Le- 
ben; 

§ bestatigen die Anleger in deren vermeintlicher Kompetenz in kauf- 
mannischen und finanziellen Angelegenheiten. 
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«Die Tater verkaufen keine Kapitalanlagen, sondern Freundschafté , 
vermuten die Psychologen. Indem die Verkaufer Vorurteile der Kun- 
den zum Beispiel gegenu ber Banken bestatigen, konnen sie die ver- 
meintlichen Vorteile ihrer eigenen Anlageprodukte um so verlocken- 
der hervorheben: Das insgesamt recht du rftige und ideenarme 
Anlageangebot der Banken entpuppt sich so als heimlicher Motor fu r 
die kriminellen Geschafte betru gerischer Finanzdienstleister. 
Nicht verwunderlich ist es deshalb auch, da© wirtschaftlich Selbstan- 
dige mit u berdurchschnittlichem Bildungs- und Einkommensniveau, 
also etwa A rzte, Architekten, Rechtsanwalte, ebenso wie Ku nstler 
und Inhaber kleinerer und mittlerer Betriebe, in der Schar der Ge- 
prellten zahlreich vertreten sind. BKA-Chef Hans-Ludwig Zachert 
macht es sich ein wenig zu einfach, wenn er feststellt: «Das Ma© an 
Dummheit unter denen, die Geld haben, ist offenbar schrankenlos.é  
Denn es ist beileibe nicht pure Dummheit, was Deutschlands Geldan- 
leger reihenweise in die Arme der Betru ger treibt. Schuld ist vielmehr 
ein Staat, der stillschweigend davon ausgeht, da© alles, was mit Geld, 
Bo rse und Vermogensfragen zusammenhangt, bei den Universalban- 
ken bestens aufgehoben ist. Und weil er diesen Banken von vornher- 
ein absolute Seriositat unterstellt, ku mmert er sich nicht oder zuwenig 
um gesetzliche Regelungen fu r den gesamten Kapitalverkehr. 

Banken ignorieren den Bedarf der Anleger 

Vielleicht aber hat er auch nur kapituliert vor der Lobby der allmach- 
tigen Geldwirtschaft, die keine Gelegenheit ausla©t, Reglementierun- 
gen in ihrem Bereich zu hintertreiben. Und da die Geldwirtschaft in 
den vergangenen Jahrzehnten mit ihren simpelsten Produkten wie 
dem Sparbuch, dem Girokonto, den hauseigenen Anleihen und In- 
vestmentzertifikaten stets genu gend Geld verdiente, brauchte sie sich 
um die komplizierteren Spielarten des Anlagegeschafts nicht allzu 
intensiv ku mmern. 
Weil die Banken den Aufwand fu r eine wirklich umfassende Schulung 
ihrer Anlageberater scheuten, machten sie den Platz frei fu r die phan- 

194 



tasievollen Kreationen dubioser Vermittler. Beispiele dafu r sind steu- 
ersparende Kapitalanlagen, Warentermingeschafte, Zinsdifferenzge- 
schafte, kreditfinanzierte Spekulationen mit Aktien und Optionen,  
Risikokapitalinvestitionen in High-Tech-Firmen, Stillhaltergeschafte 
mit Optionen auf Aktien und Devisen, jede Art von Devisenspekula- 
tion usw. 
Zwar gibt es in jeder gr o©eren Bank auch Experten f u r solche Ge- 
schafte, doch deren Dienste bleiben einer elitaren Klientel von Gro©- 
kunden vorbehalten, wahrend das Fu©volk in der Schalterhalle mit  
Standardprodukten abgespeist wird. So fiel es Au ©enseitern nicht 
schwer, in die von den Banken offengelassene Marktlu cke zu sto©en 
und auch naive Kleinanleger mit den horrenden Gewinnmo glichkei- 
ten bei hochbrisanten Spekulationsgeschaften zu ko dern. 
Nicht selten traten diese Au©enseiter, meist ehemalige Angestellte 
von Banken und Brokerhausern, durchaus mit der ehrlichen Absicht 
an, ihren Kunden zu guten Gewinnen zu verhelfen. Wenn sie dann  
durch eine Fehleinschatzung der Lage die Einlagen ihrer Kunden  
verspekuliert hatten, versuchten sie auf Biegen und Brechen das  
verlorene Kapital wieder einzuspielen, indem sie immer ho here Be- 
trage einsetzten. Das Kapital dazu mu©ten dann fu r gewo hnlich die 
neu geworbenen Kunden beisteuern, auf deren Konten dann eben die 
Einzahlungen fehlten. Das ging natu rlich nur so lange gut, wie stets 
mehr neues Geld nachflo©, als bei den Spekulationen bei den Altkun- 
den vernichtet wurde. 
Irgendwann brach jedes dieser Schneeballsysteme zusammen, die  
Initiatoren flohen ins Ausland, die geprellten Anleger gru ndeten eine 
Schutzgemeinschaft, die mehr Kosten verursachte, als sie Geld auftrei- 
ben konnte, und nach Jahren wu hlten sich Staatsanwalte durch Berge 
von Kontoauszu gen, um die Tater hinter Gitter zu bringen. Fast immer 
war der gro©te Teil des abgezockten Geldes verloren, und die geprell- 
ten Anleger konnten den Verlust nicht mal von der Steuer absetzen. 
Dieses grausame Spiel wiederholt sich fast taglich in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Man sollte meinen, da© es eines Tages sein natu rli- 
ches Ende findet, wenn namlich samtliche Besserverdiener der Nation 
wenigstens einmal u bers Ohr gehauen worden sind. Doch weit gefehlt: 
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«Der Anleger ist das einzige Lebewesen, dem man das Fell zwei- 
mal u ber die Ohren ziehen kanné , wei© BKA-Chef Hans-Ludwig 
Zachert. 
Das wird nur verstandlich, wenn man die ausgebufften Argumenta- 
tionstechniken, Tauschungstricks und Verkaufsmethoden der rund 
500000 Strukturvertriebsmitarbeiter kennt, die in Deutschland ihr 
Unwesen treiben. «90 bis 95 Prozent des Lerninhalts, den wir auf 
unseren Seminaren geboten bekamené , bekannte zum Beispiel der 
Exstruki Joachim Haller in der ZDF-Sendung «Zu ndstoffé  vom 5. Ja- 
nuar 1994, «betrafen das Verkaufen, und nur etwa fu nf bis zehn 
Prozent die Finanzprodukte.é  

Vom Loader zum Psychiater 

Fast jedes Mittel ist ihnen recht, wenn es dazu dient, einen Kunden zur 
Unterschrift unter einen provisionstrachtigen Vertrag zu bewegen. 
Gro©te Vorsicht ist zum Beispiel geboten, wenn die Kontaktaufnahme 
per Telefon erfolgt. Zwar du rfen die Anlagehaie nicht mehr, wie 
fru her, wildfremde Leute anrufen, deren Adresse sie sich aus dem 
Branchentelefonbuch beschafft hatten. Jedoch kennen die Marketing- 
profis jede Menge Tricks, das telefonische Kontaktverbot zu umge- 
hen. Es genu gt zum Beispiel schon, wenn der Verkaufer als Tu ro ffner 
einen - fiktiven - Arbeitskollegen oder Geschaftspartner des Kunden 
als Vorwand benu tzt oder wenn er sich von einem zweiten Vertriebs- 
mann empfehlen la©t. 
Das Geschaft der Telefonverkaufer lauft fu r gewohnlich in mehreren 
Phasen ab: 

1. Kontaktaufnahme: Der Initiator kauft von einer Direct-Mailing- 
Agentur ein paar 1000 Adressen potentieller Kunden, ausgesucht 
nach Regionen, Berufsgruppen, Einkommensverhaltnissen oder 
anderen interessanten Merkmalen. Dann heuert er eine Truppe 
junger Telefonverkaufer an, die die Adre©listen durchtelefonieren 
und potentiellen Kunden Prospekte und Informationsmaterial 
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u ber die neue, «absolut serioseé  und au©ergewohnlich erfolgreiche 
Art der Vermogensbildung bieten. 

2. Lockangebot: Kunden, die sich die Broschu re schicken lie©en, wer- 
den von einem erfahrenen Verkaufer angerufen. Er versucht her- 
auszubekommen, welche Anlageziele der Kunde verfolgt und wie- 
viel Geld er zur Verfu gung hat. Sein wichtigstes Ziel ist es jedoch, 
eine Vertrauensbasis aufzubauen, indem er den Kunden in seinen 
Ansichten bestatigt, ihn zu seinem vernu nftigen Urteil beglu ck- 
wu nscht und so etwaige Ressentiments gegenu ber dieser Form der 
Vermogensanlage beseitigt. Schlie©lich bietet er ihm an, mit einer 
kleinen Summe, quasi zur Probe, einzusteigen. Dafu r verzichtet er 
gro©zu gig auf Provisionen und Spesen und u bernimmt sogar die 
Garantie fu r die Ru ckzahlung des eingezahlten Kapitals. 

3. Das Loading: Hat der Kunde angebissen und sein Geld u berwiesen, 
erhalt er nun wochentlich einen vom Computer gestalteten, sehr 
echt aussehenden Kontoauszug, der immer hohere Ertrage aus- 
weist. Nach einer gewissen Zeit ruft dann der wichtigste Mann bei 
dem ganzen Manover an, der sogenannte Loader. Er bietet dem 
Kunden zunachst an, das eingesetzte Geld samt aufgelaufenen 
Gewinnen zuru ckzuzahlen, macht jedoch dabei keinen Hehl aus 
seiner Ansicht, da© das ungefahr das Du mmste ware, was der 
Kunde tun konnte. Denn jetzt hatten sich die Aussichten auf wei- 
tere Gewinne noch erheblich verbessert. 
Gerissene Loader lassen wahrend des Gesprachs eine Kassette mit 
Hintergrundgerauschen ablaufen, die an einer gro©en Bo rse, etwa 
der New Yorker Stock Exchange, aufgenommen wurden. So be- 
kommt der Kunde den Eindruck, sein Gesprachspartner sitze mit- 
ten im Zentrum der Hochfinanz, auch wenn der nur ein schabiges 
Bu ro in irgendeinem Hinterhofgebaude angemietet hat. Gibt die 
Firma vor, in Warentermingeschafte zu investieren, dann dringen 
standig die Notierungen fu r Kaffee, Kakao, Schweinebauche, So- 
jabohnen oder Orangensaft durch den A ther. 
Der Loader erzahlt zum Beispiel von brandhei©en Nachrichten 
u ber irgendwelche Frostnachte in Florida, die er gerade exklusiv 
per Satellit auf den Tisch bekommen habe und die wahnwitzige 
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Gewinnchancen am Orangenmarkt ero ffneten. Das Geschaft mu s- 
se aber blitzschnell abgeschlossen werden und erfordere einen 
Einsatz von wenigstens 50 000 Mark oder mehr. Dafu r konne man 
binnen weniger Wochen das Zehnfache herausholen. 

4. Das Abzocken: Auch jetzt erhalt der Anleger wieder Kontoauszu - 
ge, die ihm Gewinne bescheinigen. Der Loader ruft ihn regelma©ig 
an, rat zum schnellen Aussteigen aus dem ersten Geschaft und zur 
Wiederanlage des «enorm angewachsenené  Kapitals in einem an- 
deren Markt. Sein Bestreben ist es jetzt, den Kunden zum moglichst 
haufigen Umschichten seines Depots zu veranlassen, denn bei 
jedem Verkauf und Neukauf fallen hohe Provisionen an, die bis zu 
einem Fu nftel in den Taschen des Loaders landen. 

5. Das Ausquetschen: Etwa ein halbes Jahr nach Beginn des grausa- 
men Spiels wollen die meisten Anleger wenigstens einen Teil ihrer 
Gewinne ausbezahlt bekommen. In dieser Phase erleiden ihre 
Konten plo tzlich Verluste. Nun ist der Loader nicht mehr zu spre- 
chen, dafu r ruft ein anderer an, der sogenannte Psychiater. Der 
schiebt die gesamte Schuld auf den Loader und erklart dem Kun- 
den, man habe sich von diesem Mitarbeiter getrennt. Der Psychia- 
ter macht dem Kunden klar, da© er nur noch eine Chance habe, 
wenigstens seinen Einsatz wiederzubekommen: Er mu© neues 
Geld nachschie©en. 

6. Finale: Der Psychiater erklart, da© die Verluste nur langsam aufzu- 
holen seien, weil das frische Geld extrem sicher angelegt werde. Es 
seien keine so hohen Gewinne moglich. Der Kunde konne die 
Phase aber beschleunigen, indem er seinen Einsatz nochmals erho - 
he. Zu diesem Zeitpunkt haben die Anlagebetru ger jedoch schon 
alle Vorbereitungen fu r ihr Verschwinden getroffen. Zahlt der 
Kunde, wird er noch ein letztes Mal abgekocht, diesmal mit der 
brutalen Erpressung: «Entweder Sie schicken sofort Geld, oder Ihr 
gesamter Einsatz ist weg!é  Kuriere werden auf den Weg geschickt, 
um die letzten Marker in bar abzuholen, denn jetzt wird den 
Betru gern der Boden zu hei©. Sie mu ssen befu rchten, da© aufge- 
brachte Kunden die Kripo alarmieren und die Konten blockieren 
lassen. 
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Bevor es dazu kommt, machen die Ganoven klar Schiff. Sie raumen 
das Bu ro, transferieren samtliche Bankguthaben auf irgendwelche 
Auslandskonten und lassen die Anlagefirma, die meist durch einen 
unbedarften Geschaftsfu hrer reprasentiert wird, in Konkurs gehen. 
Die Telefonverkaufer, der Loader und der Psychiater haben langst 
abgemustert, die eigentlichen Hintermanner der ganzen Transaktion 
bleiben unerkannt und setzen sich ins Ausland ab. Sofern sie es nicht 
vorziehen, in einer anderen Stadt eine neue Firma zu gru nden, mit 
einem neuen Bu ro, neuen Mitarbeitern und der gleichen Methode. 
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10. 

Die Abzocker 

Auf ahnliche Weise wurden in den vergangenen Jahren Zehntausende 
Bundesbu rger um ihre Ersparnisse gebracht. Kleinere Betrage, regel- 
ma©ig abgezwackt, flossen in unrentable Sparvertrage nach dem 936- 
Mark-Gesetz, gro©ere Summen verschwanden auf den Konten von 
Bo rsenspekulanten, Steuersparschwindlern oder Investmentfondsbe- 
tru gern. Sicherheitsbedu rftige Anleger wurden mit wertlosen Bank- 
garantien gekodert, Technikfreaks zu sinnlosen Investitionen in neue 
Produkte und Verfahren verleitet. Kunden mit gesellschaftlichen Am- 
bitionen lie©en sich von den Vorzeigepromis dubioser Anlagefirmen 
blenden, naive Ossis von Versicherungsbetru gern auf dem Papier 
reich rechnen. Und viele dieser bedauernswerten Opfer mu ssen noch 
heute fu r ihre windigen Sparvertrage, Erwerbermodelle oder Versi- 
cherungspolicen bluten. 
Hier eine - keineswegs vollstandige - U bersicht u ber die gro©eren 
Anlageskandale der letzten Jahre: 

§ Ambros S. A.: Zwischen Oktober 1986 und Januar 1991 zahlten 
ungefahr 55000 Anleger insgesamt 811 Millionen Mark auf die 
Konten dieser in Panama registrierten Gesellschaft und ihrer Schwe- 
sterfirmen, der SAX Vermogensverwaltung GmbH in Wu rzburg 
sowie der VBS Vermogensbildende Sparsysteme GmbH in Mu hl- 
heim, ein. Die Kunden schlo ssen 23350 Spar- und 66738 Vermo - 
gensverwaltungsvertrage ab, weil sie den gro©mauligen Verspre- 
chungen der Ambros-Verkaufer Glauben schenkten, sie bekamen 
fu r ihr Geld Traumrenditen von bis zu sechs Prozent im Monat. 
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Solch abenteuerlich hohe Ertrage gedachten die Ambros-Macher 
durch Spekulationen an der US-Bo rse mit Options- und Terminge- 
schaften zu erwirtschaften. Anfangs lie© sich das wohl auch recht 
erfolgreich an, es wurden tatsachlich Gelder u ber das Chicagoer 
Brokerhaus Capcom an der Bo rse investiert und Ertrage an die 
Kunden zuru cku berwiesen. Doch dann kam der gro©e Bo rsencrash 
vom Oktober 1987 und vernichtete durch Kursverluste einen Gro©- 
teil des eingezahlten Kapitals der Ambros-Anleger. 
Nun begannen die Initiatoren zu tricksen, tauschten den Kunden 
Gewinne vor, wo in Wirklichkeit Verluste angefallen waren, und 
forderten neues Kapital an. So wuchs sich das ganze, nach dem 
Schneeballsystem funktionierende Betrugsmanover zu einer Rie- 
senpleite aus, bei der mehr als eine halbe Milliarde Mark verloren- 
ging. 

§ Typisch fu r die Ambros-Geschadigten ist der Fall des Fru hrentners 
Friedrich Berger aus einer westfalischen Kleinstadt, der auf Emp- 
fehlung eines Arbeitskollegen hin zunachst 500 Mark bei Ambros 
riskierte. Nachdem er die ersten Renditebestatigungen erhalten 
hatte, schob er gleich 20000 Mark nach und geriet so immer tiefer 
in den Strudel der Ambros-Pleite hinein, bis seine samtlichen 
Ersparnisse fu rs Alter, insgesamt 390000 Mark, verspekuliert wa- 
ren. 
Trotz des riesigen Schadens, den sie verursacht hatten, wurden die 
Ambros-Gauner Richard Sax und Hans-Ju rgen Funk vom Landge- 
richt Duisburg im April 1993 zu vergleichsweise milden Freiheits- 
strafen von sechs beziehungsweise sechseinviertel Jahren verurteilt. 
Der Dritte im Bunde der Ambros-Macher, Gu nther Bockeis, kam 
noch besser davon: Er lie© sich von seinem Arzt bescheinigen, da© 
er verhandlungsunfahig sei. 

§ Hosse & Partner: Im Marz 1993 waren rund 1000 Polizisten im 
Einsatz, um gleichzeitig samtliche Geschaftsraume, Zweigstellen 
und Privatwohnsitze einer Bande von Anlagebetru gern zu durchsu- 
chen, die unter den verschiedensten Namen tatig geworden waren. 
Die Dachgesellschaft firmierte als Hosse & Partner. Sie verfu gte 
u ber Filialen in den USA, und sie gab wie Ambros vor, das Geld der 

202 



Anleger in Bo rsengeschaften mit Optionen auf Aktien, Anleihen 
und Wahrungen zu investieren. 
Nach Angaben der Staatsanwaltschaft, die 112 Personen festneh- 
men und fu nf Tonnen Material beschlagnahmen lie©, wurden bei 
Hosse & Partner mindestens 60 Millionen Mark veruntreut, Bran- 
chenkenner taxieren den Schaden jedoch auf mehr als 200 Millionen 
Mark. 

§ SWG-Beteiligungs GmbH: Das war nur eine von vielen Abzok- 
kerfirmen, die einen Konstruktionsfehler in Norbert Blu ms Ver- 
mogensbildungs-(936-Mark-)Gesetz zu millionenschweren Beu- 
tezu gen nu tzten. Die sogenannten «Blindpoolsé  sammelten in 
monatlichen Teilbetragen Geld bei Arbeitnehmern ein und verspra- 
chen, dieses gewinnbringend in Beteiligungen an verschiedenen 
Unternehmen zu investieren. Staat und Arbeitgeber fo rderten 
durch kraftige Zuschu sse diese Form der Vermogensanlage. 
Doch viele dieser sogenannten «Blindpoolsé  bedienten sich aus dem 
Beitragstopf erst mal selber und kassierten horrende Provisionen 
und Spesen ab. Nur ein Bruchteil des eingezahlten Geldes wurde 
zweckgerecht investiert. Den Schaden, der durch solche Finanzfir- 
men angerichtet wurde, bezifferten Fachleute in einem Hearing des 
Bundestagsfinanzausschusses auf «500 Millionen bis zu einer Milli- 
arde Marké . 

§ Wu rzburger Aktiengesellschaft fu r Vermogensbeteiligungen und 
Verwaltung (WAG): Weit u ber 100 Millionen Mark sammelten 
Gerd Schildbach und Franz Klaffenbock, die beiden Vorstandschefs 
der WAG, u ber ihre «Strukisé  vorwiegend bei den Bu rgern der 
neuen Bundeslander ein, die sich mit Monatsraten zwischen 50 und 
500 Mark als stille Gesellschafter an der Wu rzburger Firma beteilig- 
ten. 
Die Geldeinsammler aus dem Frankischen warben bei den An- 
legern mit u berdurchschnittlichen Renditen, doch in Wahrheit 
verbrauchten sie einen erheblichen Anteil des Geldes fu r ihren 
kostspieligen Au©endienst, einen Fuhrpark voller Luxuswagen und 
einen opulenten Lebensstil. 
Weil auch ihre Investitionen nicht den erwu nschten Erfolg zeitigten, 
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geriet die wundersame Geldvermehrungsmaschinerie der WAG 
immer mehr ins Stocken und brach schlie©lich mit Geto se zusam- 
men. Zehntausende geprellter Kunden verloren einen Gro©teil ih- 
rer Einlagen, der Konkursverwalter errechnete eine Schadenssum- 
me in zweistelliger Millionenhohe. 
Obwohl der Gerlach-Report und andere Medien fru hzeitig auf das 
Wu rzburger Finanzabenteuer hingewiesen hatten, griff die Staats- 
anwaltschaft viel zu spat ein. Seit dem 27. August 1992 sind Klaffen- 
bock und Schildbach in Haft. Der Proze© war bei Drucklegung 
dieser Auflage noch nicht beendet. Als Geldeintreiber fu r die 
Pleitefirma fu ngierte u brigens die Deutsche Bank; sie buchte per 
Einzugsermachtigung die falligen Raten von den Konten der W AG- 
Kunden ab. 

§ Financial Management Services (FMS): Lutz Winkler, Initiator die- 
ser Firma, keilte seine Opfer vorzugsweise in der Schickeria. Zu 
seinen Partygasten zahlten Showgro©en wie Michael Schanze, Elke 
Kast, Costa Cordalis. Eine besondere Geschaftsbeziehung verband 
ihn mit Starkoch Alfons Schuhbeck sowie mit den Exfu©ballern Paul 
Breitner und Karl-Heinz Rummenigge. Das Quartett gru ndete die 
«Interessengemeinschaft Waging am Seeé , die Fu©ball-Benefiz- 
Spiele organisieren sollte. 
Winklers FMS indes verfolgte sehr viel handfestere Ziele: Zwischen 
1990 und 1992 erleichterte sie rund 500 Anleger um geschatzte 100 
Millionen Mark. Der gelernte Anstreicher, der an Du sseldorfs feiner 
Rheinallee zwei stattliche Bungalows bewohnte und mehrere Yach- 
ten sein eigen nannte, versprach seinen gutglaubigen Kunden hor- 
rende Gewinne, die er mit dem Kauf amerikanischer und kanadi- 
scher Aktien (sogenannter Penny Stocks) erwirtschaften wollte. 
Tatsachlich verbrauchte er nach den Erkenntnissen des Du sseldor- 
fer Staatsanwalts Dieter Quermann den gro©ten Teil der Gelder fu r 
sich selber. 

§ Cash & Cash: Wieder ein Beispiel, wie leicht den deutschen Sparern 
das Geld aus der Tasche zu ziehen ist. Seinen Kunden versprach der 
schwergewichtige Gru nder Volker Rover aus Bad Zwischenahn 
Superrenditen von zwo lf Prozent im Monat. Schlauberger, die 
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schnell nachrechneten, entdeckten, da© sich ihr Kapital dabei bin- 
nen eines Jahres locker vervierfachen wu rde. 
Wie er solche Gewinne erwirtschaften wollte, erzahlte der Cash-Ex- 
perte nicht. Dafu r wartete er mit zwei unschlagbaren Argumenten 
auf: mit Kunden, die tatsachlich horrende Gewinne kassiert hatten, 
und mit «strengster Diskretioné . Tatsachlich lie© Rover bei einigen 
Kunden seinen Partner Benno Bullermann im Mercedes 500 vorfah- 
ren, der ihnen den Einsatz samt Gewinnanteilen bar auf den Tisch 
packte. Das sprach sich schnell herum, und Cash & Cash hatte keine 
Probleme mehr beim Geldeinsammeln. 
Wegen der «Diskretioné  gru ndete Rover in London die Firma 
Goodwin, Jones & Samuel Finance, die als offizieller Vertragspart- 
ner der Geldanleger auftrat, ferner gab es da noch eine Cash & 
Cash-International A. S. in der Tu rkei sowie eine Dependance in 
Luxemburg, an die die Gelder u berwiesen werden sollten. Klar, da© 
das Schneeballsystem nur so lange funktionieren konnte, wie standig 
neue Anleger Geld einzahlten. Im Februar 1993 flog der Schwindel 
auf, Rover wurde verhaftet, und viele der geprellten Anleger mu©- 
ten mit Besuchen von der Steuerfahndung rechnen. 

§ Autosafe-Parkhaus AG: Herbert Jochum hie© der Gru nder dieser 
Aktiengesellschaft, die bei deutschen Anlegern etwa 12,5 Millionen 
Mark lockermachte, indem sie ihnen vorgaukelte, sie wu rde die 
Parkplatzprobleme in deutschen Stadten mit einer technischen In- 
novation lo sen, dem Autopaternoster. In Wahrheit ging es den 
Hintermannern der Gesellschaft offenbar gar nicht um neuartige 
Parkhauser, sondern ums schlichte Abkassieren. Autosafe-Gru nder 
Herbert Jochum wurde mittlerweile zu einer Freiheitsstrafe verur- 
teilt. 
Finanziell verbunden war die Autosafe-Parkhaus AG mit zwei an- 
deren Gesellschaften, bei denen Aktionare durch Kursverluste 
ebenfalls Millionenbetrage verloren. Die Aktiengesellschaft fu r Be- 
teiligungen am Telekommunikationsunternehmen (AGFB) sowie 
die Su weda AG verlockten Interessenten mit optimistischen Pro- 
gnosen zum Kauf der Aktien. Die Realitat freilich sah ganz anders 
aus, denn statt Kursgewinnen stellten sich herbe Verluste ein. Mitte 
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Marz 1993 war die AGFB-Aktie, die bei der Ausgabe u ber 300 Mark 
gekostet hatte, nach Angaben der Wirtschaftswoche nur noch 
31 Mark wert. 

§ EICHCO International Corporation: Flotte 12,65 Prozent Rendite 
verspricht EICHCO-Gru nder Uwe Eichhorst aus Hamburg seinen 
Kunden, die er angeblich mit Aktientransaktionen an der amerika- 
nischen Bo rse erwirtschaften will. Und damit das Ganze nicht allzu 
windig aussieht, beruhigt der hanseatische Finanzjongleur seine 
Kundschaft mit angeblichen Bankgarantien, die einen Zinssatz von 
18 Prozent auf das eingezahlte Kapital gewahrleisten sollen. Doch 
weder Eichhorst noch sein Notar Jo rn Petersen waren bisher in der 
Lage, zu erklaren, um welche Bank es sich dabei handelt. Vermutet 
Anlegerschu tzer Heinz Gerlach: «Die EICHCO-Leute sind mogli- 
cherweise den mutma©lich betru gerischen Geschaften im sogenann- 
ten Interbankenhandel auf den Leim gegangen.é  

§ Megatrend Audiovisuelle Produktion GmbH: Noch so eine phanta- 
sievolle Idee, die bei deutschen Anlegern die Brieftaschen o ffnete. 
Rund 40 Millionen konnten die Hintermanner dieses Unterneh- 
mens einsammeln, das u ber ein wirres Geflecht von rund 20 mitein- 
ander verschachtelten Firmen tschechische und ungarische Zeichen- 
trickfilme fu r Kinder und Jugendliche vermarkten wollte. 
Weil solche Filme einerseits vom Finanzministerium mit hohen 
Abschreibungsmoglichkeiten gefo rdert werden und andererseits die 
privaten Fernsehanstalten einen hohen Bedarf an Kinderfilmen 
meldeten, hatte das Ganze wohl auch durchaus funktionieren kon- 
nen. Megatrend-Macher Antonin Vnuk, ein vorbestrafter Tscheche, 
und sein luxemburgischer Partner Charles Ewert widmeten dem 
Trickfilmgeschaft aber gar nicht allzuviel Aufmerksamkeit. Ihnen 
ging es, so vermuten die Staatsanwalte, in erster Linie ums Abkas- 
sieren. 
Einen Gro©teil der eingezahlten Gelder verwendeten sie fu r Spesen, 
Finanzierungskosten und Anwaltshonorare. Viel Geld landete auf 
Konten bei der BfG-Luxemburg und in Panama. Rund 3000 Anle- 
ger haben das Nachsehen. 

§ Intercontinental Brokerage GmbH (ICB): Auch diese Brokerfirma 
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seifte ihre Kunden mit vollmundigen Gewinnversprechungen ein. 
Wer sich zum Beispiel an dem «Beteiligungspoolé  WA II B. betei- 
ligte, so versprachen die ru hrigen Verkaufer dieses kriminellen 
Unternehmens, dessen Wurzeln bis in die amerikanische Zockerme- 
tropole Las Vegas reichten, konne binnen 120 Tagen eine «Rendite 
von 8,95 Prozent effektivé  erzielen. Investiert wurde das Geld an- 
geblich in obskuren amerikanischen Waffenfirmen. 
Die ICB beruhigte ihre Kunden mit der angeblichen Mitgliedschaft 
in Organisationen, die Verluste von Brokerfirmen absicherten. Ins- 
gesamt rafften die smarten Telefonverkaufer der ICB nach Schat- 
zungen von Anwalten etwa 500 Millionen Mark zusammen. Nach- 
dem sich ICB-Geschaftsfu hrer Lutz Pilling dem Zugriff der Kripo 
im Februar 1990 durch Flucht ins Ausland entzog, konnte der zum 
Sequester bestellte Du sseldorfer Anwalt Joachim Schneider gerade 
noch elf Millionen Mark davon auf den diversen ICB-Konten auf- 
spu ren. 

§ Effekten- und Edelmetallberatungsgesellschaft (EFB): Die Geld- 
maschine des Altmeisters der Anlagebetru ger. Er hei©t Heinz H. 
Hensley-Piroth, lernte das Handwerk bei amerikanischen Broker- 
firmen und brachte seinen Schu lern bei, wie man den Kunden am 
Telefon oder im personlichen Beratungsgesprach die Sinne verne- 
belt. Rund 200 Millionen Mark zockten die EFB-Verkaufer bei 
Deutschlands Kleinspekulanten ab, fu r die sie angeblich mit Schwei- 
nebauchen, Dollaroptionen oder Goldkontrakten dealten. In Wahr- 
heit hatten sie es nur darauf abgesehen, das Geld so schnell wie 
moglich auf die Konten von Strohmannern in Panama, Grand Cay- 
man und anderen Steuerparadiesen zu verstecken. Selbst ein so 
cleverer Geschaftsmann wie der Exfu©ballprofi Paul Breitner ging 
Hensleys Hiwis auf den Leim. Der Altmeister setzte sich zwar nach 
Florida ab, als ihm der deutsche Boden zu hei© wurde, aber die 
Zielfahnder vom BKA erwischten ihn im August 1991 doch. Aus 
dem Knast heraus versprach er: «Ich komme wieder, verla©t euch 
drauf.é  

§ ABE Wirtschaftstreuhand, Limburg: Ein Kompagnon Hensley-Pi- 
roths namens Arno E. Arndt koderte seine Kunden mit seltsamen 
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Aktienspielchen. Wenn sie eine Aktie der ABE Luxemburg fu r 63 
Mark kauften, so versprach er ihnen, wu rde er das Papier spater 
gegen 50 Ein-Dollar-Aktien der ABE Industrial Holding in Florida 
eintauschen. Diese Ein-Dollar-Papiere sollten dann zu einem Aus- 
gabekurs von sechs bis acht Dollar an der US-Bo rse NASDAQ 
eingefu hrt werden. Das Ganze hatte den Anlegern nach Arndts 
Rechnung Gewinne bis zu 800 Prozent eingebracht. Etwa 3000 
Anleger, so vermuten die Ermittlungsbeamten, investierten in die 
obskure Transaktion, obgleich der Informationsdienst Kapitalmarkt 
Intern u ber den Werbeprospekt der Firma urteilte: «Ein inhaltslee- 
res Machwerk mit epochalem Geschwafel.é  Am 5. August 1992 
wurde ABE-Hintermann Arndt verhaftet. 

§ WWS GmbH, Mu nchen: In der Schickeria der Bayern-Metropole 
wurden Nikolaus Wu rz, ein ehemaliger Konditor, und sein Partner 
Uwe Woitzig als Geheimtip gehandelt, wenn von lukrativen Geld- 
anlagen die Rede war. Das lebensfrohe Duo versprach seiner exklu- 
siven Klientel Supergewinne, die mit Terminspekulationen an den 
US-Bo rsen erzielt werden sollten. Der Schlagersanger Bernie Paul 
setzte gut eine halbe Million ein, und auch Rosemarie Springer aus 
der Hamburger Verlegerfamilie lie© sich nicht lumpen. Das Geld 
sahen sie freilich nicht wieder. 

§ Thorsten Lindner, Mu nchen: der Bezirksdirektor der OVB-Klop- 
pertruppe nutzte seine Kenntnisse der materiellen Verhaltnisse von 
Kunden zu betru gerischen Nebengeschaften. Mit phantastischen 
Zinsversprechungen u berredete er insgesamt etwa 90 Kunden, ihm 
rund 1,4 Millionen Mark als «Darlehené  anzuvertrauen. Als ver- 
meintliche Sicherheit bot er den Geldgebern gefalschte Bank- 
bu rgschaften an. Und nebenbei betrieb dieser Sonnyboy des Struk- 
turvertriebs noch ein verbotenes Gewinnspiel unter dem Namen 
«Top Gamesé , fu r das er den Interessenten Einsatze zwischen 500 
und 1000 Mark sowie zusatzliche Bearbeitungsgebu hren von 
225 Mark abknopfte. Lindner, zeitweilig Chef von 17 OVB-«Stru- 
kisé , flu chtete, als ihm die Kripo auf die Spur kam. 

§ Hamburg Connection: Nirgendwo sonst in Deutschland haben sich 
so viele betru gerische Warenterminhandler versammelt wie in der 
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Alstermetropole. Das Flair serio ser U berseekaufleute, die zur Ab- 
sicherung ihrer Ex- und Importgeschafte schon immer an der Wa- 
renterminbo rse operierten, begu nstigte die betru gerischen Abzok- 
ker. Die legten das Geld ihrer Kunden meist gar nicht an der Bo rse 
an, sondern steckten es sofort in die eigenen Taschen. Eine Vielzahl 
von Firmen ist in diesem Geschaft tatig, die ihre Tu rschilder oft noch 
schneller wechseln als ihre Bankkonten. 
Ins Visier der Fahnder gerieten zum Beispiel die Amidas GmbH und 
die Bloomfield Corporation Deutschland, die Acto Trading and 
Consulting GmbH, die Cirox Consultancy and Brokerage Service 
GmbH, die Magnum Gesellschaft fu r Vermittlung von Vermogens- 
anlagen und Vermogensberatung mbH, die Media Beratungs- und 
Treuhandgesellschaft mbH oder die Pecunia Vermogensverwaltung 
GmbH. Schlu sselfiguren der Szene, die unter immer neuen Firmen- 
namen operieren, sind Heiko Flo©bach, Klaus Junginger, Robert 
Hoffmann, Uwe Klein, Matthias Knoll, Stephan Vogt und Wolfgang 
Klaus Lu decke. Der Schaden, den die Hamburg-Gang anrichtete, 
betragt nach Erkenntnissen der Fachinspektion Wirtschaftskrimina- 
litat des Hamburger Landeskriminalamts mindestens eine halbe 
Milliarde Mark. 

Gauner zwischen Brasilien und Sankt Moritz 

Und so geht es immer weiter: Eine Royco Investment Company aus 
Genf verhei©t deutschen Anlegern u ber 70 Prozent Rendite, prasen- 
tiert als Sicherheit fu r das eingesetzte Kapital das Vermogen ihrer 
hollandischen Tochterfirma Varia N. V., das sich bei naherem Hinse- 
hen freilich als ein Bu ndel 60 Jahre alter, vo llig wertloser Anleihen des 
Deutschen Reiches entpuppt. In Stuttgart wird einem gewissen Hans- 
Joachim Eisele der Proze© gemacht, der von Basel aus u ber die MSF- 
Finanz AG mindestens 208 deutsche Kapitalanleger um ihre Einsatze 
- Betrage zwischen 10000 und 50000 Mark - gebracht hatte. 
Phantasievoller ging ein Schwindlertrio zu Werk, das seinen Kunden 
in Deutschland und O sterreich vorgaukelte, es werde begehrte Sport- 
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wagenoldtimer und Luftkissenboote in Brasilien kostengu nstig nach- 
bauen lassen und damit horrende Gewinne erwirtschaften. Ihr Unter- 
nehmen nannten sie M. E. L., Abk u rzung fu r «Members of Exotic  
Lifeé , und exotisch war das Ganze in der Tat. Wer 25 000 Mark in das 
Projekt investierte, sollte, das versprachen die M. E. L.-Macher Alber- 
to Lohrer, Oliver Weiz und Klaus Wagner ihren Fans, innerhalb von  
36 Monaten garantiert 90000 Mark zuru ckbekommen. 
Den sagenhaften Ertrag gedachten die illustren Fabrikanten angeb - 
lich mit dem Nachbau des Porsche 550 «Spider Californiaé , eines 
luxurio sen Cabriolets mit dem Namen «Veronaé  sowie dem Bau eines 
angeblich 165 km/h schnellen Rennboots mit dem Namen «Airfoilé  zu 
erwirtschaften. Ihre Glaubw u rdigkeit untermauerten die M. E. L. - 
Macher, indem sie sich am Bismarckring 9 in Wiesbaden einen repra- 
sentativen Firmensitz zulegten und gleich auch noch ein Fabrikgelan- 
de in Neu-Isenburg bei Frankfurt aufkauften, in dem der angeblich mit 
einem BMW-Motor ausgeru stete «Veronaé  vom Band laufen sollte. 
In Hochglanzprospekten stellte sich M. E. L. als internationales Un- 
ternehmen vor, das Werke und Zweigstellen in Rio de Janeiro, Sao  
Paulo, Atlanta, Denver, Los Angeles, Wiesbaden, Neu -Isenburg und 
Dresden unterhalte sowie eine private Hotelanlage in Rio besitze und 
Eigentu mer von Smaragd- und Amethystminen am Amazonas sei.  
Zahlungswillige Anleger lockten sie mit einem dreiwo chigen Gratis- 
urlaub im «Eldorado Abenteuer Club é , und nicht wenige Deutsche  
folgten dem Ruf ins ferne Brasilien. 
Natu rlich besa© die M. E. L. weder das Hotel noch die Edelsteinminen 
und schon gar nicht die Werke zur Montage von Autos und Sportboo- 
ten. Alberto Lohrer hatte sein Geld namlich zuvor mit einer Partner- 
vermittlungsfirma verdient und dabei ho chstwahrscheinlich auch Ge- 
schafte mit Minderjahrigen gemacht. Der Wiesbadener Staatsanwalt  
Hans-Joachim Gotthardt taxiert den Schaden, den die Members of  
Exotic Life deutschen Anlegern verursachte, auf mehrere Dutzend  
Millionen Mark. 
Kurios auch die Masche, mit der ein Fin anzku nstler aus Go ppingen 
Honoratioren der schwabischen Industriestadt gleich reihenweise aufs 
Kreuz legte. Wahrend eines Ausflugs nach Sankt Moritz gru ndete er 
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mit seinen Skifreunden - darunter A rzte, Geschaftsleute und sogar ein 
Bankier - den WCM (Wertpapierclub Sankt Moritz). Der Mindestbei- 
trag betrug 20000 Mark, die alleinige Verfu gung daru ber erhielt der 
Vorsitzende, der seinen Vereinsfreunden versprach, er werde ihren 
Einsatz vervielfachen. Da er standig mit seinen Anlageerfolgen prahl- 
te und das Geld bu ndelweise in den Taschen hatte, hielten ihn seine 
Vereinskameraden wohl fu r ein wahres Finanzgenie. 
Rund 80 Mitglieder zahlten an die zwei Millionen Mark ein, mit denen 
der Bo rsenku nstler munter spekulierte. Erst als die Auszahlungen 
immer sparlicher wurden, die Belege sogar ganz ausblieben, keimte in 
den WCM-Mitgliedern der Verdacht, da© ihr Vorsitzender womoglich 
nicht ganz so erfolgreich abgeschnitten habe. Nachforschungen des 
Staatsanwalts brachten wenig Klarheit in die Vermogensverhaltnisse 
des Amateurspekulanten, der durch seinen Anwalt erklaren lie©, da© 
er «auch tagsu ber nicht in der Lage ist, geistige Arbeiten zu verrich- 
tené . Er war wohl schon so verwirrt, da© er auch nicht mehr erklaren 
konnte, wo das Geld geblieben ist. 

Neues Spiel - neuer Name 

Von den etablierten Finanzmachten unterscheiden sich die betru geri- 
schen Abzocker dadurch, da© sie gar nicht mehr so tun, als wollten sie 
das Vermogen ihrer Kunden gewinnbringend anlegen. In den meisten 
Fallen lenken sie es sofort, ohne Umwege u ber die Bo rse, aufs eigene 
Konto. Ihre Argumentation zielt immer auf die Lu cken im Angebot 
der Banken und Versicherer; sie legitimieren sich mit angeblich zu 
erzielenden Gewinnen, die weit u ber dem offiziellen Kapitalmarktzins 
liegen. 
Aus dem dumpfen Gefu hl heraus, am Bankschalter sowieso nie vorteil- 
haft beraten zu werden, folgen die derart gekoderten Anleger willig den 
phantasiereichen Ausfu hrungen der Finanzgauner. Denn an all diesen 
vorgeschlagenen Geschaften konnte ja irgendwie etwas dran sein, und 
tatsachlich lassen sich an der Terminbo rse mit Finanztiteln, Aktien, 
Optionen, Devisen gewaltige Vermogen machen. Nur: Dazu geho rt, 
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neben einem Gespu r fu r die Entwicklung der Markte, unverschamt viel 
Glu ck. Und das verschweigen sowohl die meisten seriosen Vermogens- 
berater als auch die fixen Jungs aus der Zockerszene ihren Kunden. 
Statt dessen versuchen Banker wie Betru ger dem Anleger weiszuma- 
chen, da© es nur auf die richtigen Informationen und auf das richtige 
Timing ankomme. Und weil weder die Kunden noch die Justizbeho r- 
den im Einzelfall genau zwischen gut getarnten Scheingeschaften und 
echten Spekulationen unterscheiden konnen, dauert es fu r gewohnlich 
viel zu lange, ehe den Ganoven das Handwerk gelegt wird. Tritt zum 
Beispiel ein Verlust ein, kann es sich sowohl um schlichten Betrug als 
auch um eine tatsachliche Fehlspekulation handeln. Der einzige Un- 
terschied: In einem Fall landet das Geld auf irgendwelchen Tarnkon- 
ten der Betru ger, im anderen in den Taschen eines glu cklicheren 
Spekulanten. 
Weil die Justiz nicht praventiv tatig werden kann, fu r gewohnlich also 
erst nach einer Strafanzeige und der mu hsamen Ermittlungsarbeit der 
Kripo in Aktion tritt, haben die Gauner genu gend Zeit, sich abzu- 
setzen und unter einem anderen Firmennamen ein neues Spiel zu 
ero ffnen. So sind in der deutschen Anlegerszene eine Reihe von 
Figuren am Markt, die schon vielfach «verbrannte Erdeé  hinterlassen 
haben. 
Da gab es zum Beispiel die Firma Blinder International Enterprises 
GmbH, bei der zahlreiche Mitglieder der Du sseldorfer Finanzszene 
das Handwerk gelernt haben. Ihre Spezialitat ist der Verkauf ameri- 
kanischer Aktien, vor allem marktenger Werte, die enorme Risiken 
enthalten. Zahlreiche Anleger verloren hier einen Teil ihres Vermo - 
gens. Einige dieser Telefonverkaufer machten sich im Juni 1991 
selbstandig und verkauften weiterhin US-Papiere. Die neue Firma 
wurde spater in Holderer & Partner umbenannt. Mitgru nder Erich 
Holderer und sein Partner Horst Gaudian versuchten sich in zwei 
Projekten. Holderer verkaufte Aktien der amerikanischen Finnen- 
gruppe Quantum, und Gaudian versuchte es im Osten. In Kalinin- 
grad, dem ehemaligen Konigsberg, wollte er den Nordbahnhof zu 
einem internationalen Handelszentrum ausbauen. Dieses rund 30 
Millionen Mark teure Projekt sollte den Anlegern eine Rendite bis 
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zu 20 Prozent bringen. Anlegerschu tzer Heinz Gerlach forschte nach 
und befand: «Das dreisteste Abzocker-Angebot, das uns in letzter 
Zeit vorgelegt wurde.é  
Im Oktober 1993 wechselte Holderer & Partner erneut den Firmen- 
namen und nannte sich fortan IFK GmbH, Investitionsvermittlung 
fu r Konigsberg. Wahrend das abenteuerliche Projekt in Kaliningrad 
nach den Unruhen in Moskau zusammenbrach, fu hrte Erich Holde- 
rer seine Aktiengeschafte in kleinerem Rahmen weiter. 
Verwunderlich auch, da© die Geschafte einer Anlagefirma namens 
Wellshire Securities aus Du sseldorf und Mu nchen noch immer florie- 
ren, obwohl das Magazin Focus schon im Sommer 1993 den kriminel- 
len Hintergrund der Wellshire-Macher blo©stellte. Noch im Dezem- 
ber 1993 warb das Unternehmen mit regelma©ig ausgestrahlten 
Werbespots (zum Beispiel u ber den Privatsender ntv) neue Kunden 
an. Dabei hatte das Landgericht Du sseldorf bereits im Mai Wellshire 
dazu verurteilt, an drei Anleger insgesamt 498000 Mark Schadener- 
satz zu zahlen. Die Vorwu rfe von Focus: 

ä «Die Firma ist nach eigenen Angaben Mitglied bei der Vereinigung 
lizensierter Bo rsenmakler in den USA (NASD). Kein Wort davon 
ist wahr. 

§ Geschaftsfu hrer Douglas E. Brown hat weder -wie behauptet- eine 
Brokerlizenz, noch darf er sich Wirtschaftspru fer nennen. 

§ Auch die Firma Wellshire selbst besitzt keine Brokerlizenz. Nicht in 
Utah und auch nicht in New York. Trotz oder gerade wegen der 
offenkundigen Lu gen: Die Geschafte gehen gut.é  

Tatsachlich macht Wellshire im Jahr etwa 55 Millionen Mark Umsatz, 
und die «Leistungstrageré  der obskuren Firma leisten sich Dienst- 
wagen der Marken Bentley, BMW 850i, Chevrolet, Corvette und 
Jaguar. 
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Wann platzt die «Go ttinger Gruppeé ? 

Schon lange im Visier der Medien, aber noch immer aktiv am Markt 
ist auch der Securenta-Konzern der drei Finanzexperten Michael 
Hebig, Erwin Zacharias und Ju rgen Rinnewitz aus Go ttingen. Die 
vielfaltigen, kunstvoll verschachtelten Unternehmen dieser sogenann- 
ten Go ttinger Gruppe, zu der auch die Securenta-Bank in Mu nchen 
geho rt, sind nach Meinung von Heinz Gerlach: «Ein gigantisches 
Schneeballsystem, das eines Tages mit Geto se zusammenbrechen 
du rfte.é  Auch das Wirtschaftsmagazin Capital ortete bereits akute 
«Lawinengefahr in Go ttingené . 
Tagesschau-Sprecher Werner Veigel, von den Go ttingern zunachst als 
prominentes Aushangeschild fu r ihre Verkaufsaktionen angeheuert, 
quittierte inzwischen den Dienst: «Ich bin durch die Go ttinger Gruppe 
ins Zwielicht geraten, das kann ich mir nicht mehr leisten.é  TV-Mo- 
derator Gu nther Jauch verwahrte sich gegen die Verwendung seines 
Namens in Securenta-Prospekten. 
U ber zwei Milliarden Mark sammelte die Gruppe inzwischen bei 
deutschen Anlegern ein, denen sie Superrenditen zwischen zehn und 
zwo lf Prozent in Aussicht stellte, wenn sie Aktien, Beteiligungen oder 
langfristige Sparplane zeichneten. Kritiker freilich argwohnen, da© es 
die Securenta-Macher vor allem auf die Provisionen abgesehen haben, 
die sie bei jeder Anlagetransaktion fu r sich abzweigen. 
Und so scheint es nur eine Frage der Zeit zu sein, bis auch dieses 
undurchsichtige Finanzkonglomerat von seiner eigenen Vergangen- 
heit eingeholt wird. Nach einer Entscheidung des Ko lner Landgerichts 
darf zum Beispiel die Verbraucherzentrale Berlin die Go ttinger Grup- 
pe bis auf weiteres auf ihrer «Liste der unserio sen Geldanlageangebo- 
teé  fu hren. 

Millionendeal mit falschen Bankgarantien 

Haben es die Initiatoren solcher Kapitalsammelsysteme vor allem auf 
die Masse der kleineren Anleger abgesehen, so machen in letzter Zeit 
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immer haufiger raffinierte Finanzhaie Jagd auf gro©ere Beute. Ihre 
Opfer sind bevorzugt Unternehmer und andere reiche Privatleute, die 
schon mal eben zehn Millionen Dollar lockermachen konnen. Ihnen 
offerieren die international operierenden Gauner entweder neuartige 
Finanzinstrumente wie «Stand-by Letters of Credité  (SLC), «Certifi- 
cates of Deposité  (CD) oder «Prime Bank Promissory Notesé  (PBN), 
die angeblich alle von bedeutenden Banken ausgestellt worden seien 
und zu Discountpreisen angeboten werden. 
Der Rabatt wird begru ndet mit voru bergehenden Liquiditatsengpas- 
sen bestimmter Banken und Schuldner. Wenn diese Papiere dann am 
Falligkeitstag eingelo st wu rden, seien Gewinne von 30 Prozent in 30 
Banktagen oder auch von 160 Prozent in 100 Banktagen ohne weiteres 
moglich. Hinterher stellt sich dann fu r gewohnlich heraus, da© die 
Gro©bank, die die Einlo sung dieser Papiere gewahrleistet hat, ent- 
weder gar nicht existiert oder nichts davon wei©. Zwar gibt es ei- 
nen solchen Markt («Collateral Marketé ) echter Bankgarantien wirk- 
lich, und auch die offerierten Renditen von 30 Prozent und mehr 
stimmen, doch sind private Anleger in diesem Geschaft hochst unwill- 
kommen. 
Die Banken, allen voran franzo sische und schweizerische Institute, 
machen das unter sich aus. Auch deutsche Geldhauser mischen hier 
immer kraftiger mit, obwohl sie das offiziell abstreiten. Grund: Die 
Bundesbank soll nichts davon erfahren, weil sie sonst unangenehme 
Fragen bezu glich der Liquiditat und der Einhaltung der Vorschriften 
u ber die Mindestreserven stellen konnte. Der Handel mit Bankgaran- 
tien dient namlich in erster Linie dazu, kurzfristige finanzielle Engpas- 
se einzelner Institute zu u berbru cken. 
Weil das Geld immer nur fu r wenige Tage ausgeliehen wird, sind 
extrem hohe Zinssatze u blich. Dies machen sich die Betru ger zunutze, 
indem sie die reale Moglichkeit solcher Geschafte als Argument fu r 
ihre Luftgeschafte einsetzen. 
Auch Billigkredite werden offeriert, zu phantastisch niedrigen Zinsen 
und mit extrem langer Laufzeit. Der kleine Haken dabei: Vor der von 
einer Bank garantierten Auszahlung mu© der Kreditnehmer erst mal 
eine Sicherheit von, sagen wir, 20 Prozent der Kreditsumme auf ein 
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Konto irgendwo in der Karibik u berweisen, und diesen Betrag sieht 
er fu r gewohnlich nie wieder. Und selbstverstandlich stellen sich kurz 
vor Auszahlung des angeku ndigten Kredits plo tzlich unerwartete Hin- 
dernisse in den Weg. 
Aus Nigeria erhalten neuerdings deutsche Geschaftsleute das Ange- 
bot, jede Menge US-Dollars auf eines ihrer deutschen Bankkonten 
u berwiesen zu bekommen. Das Geld soll anschlie©end wieder irgend- 
wohin ins Ausland transferiert werden, und fu r den kurzen Aufenthalt 
in Deutschland werden u ppige Provisionen versprochen. Dafu r mu© 
der deutsche Empfanger allerdings vorab eine Art Kaution auf ein 
Auslandskonto transferieren. Klar, da© auch diese Masche nur dazu 
dient, die «Kautioné  abzukassieren. 

Wie die Broker abkassieren 

Viele haben dazu beigetragen, da© die Raubzu ge der Geldhaie so 
erfolgreich verliefen. Der Staat, weil er den grauen Markt nicht recht- 
zeitig und effizient genug reglementierte, die Banken, weil sie das 
weite Feld steuerbegu nstigter und internationaler Kapitalanlagen Au- 
©enseitern u berlie©en, ferner auch die sogenannten Brokerhauser, die 
die Spekulationslust anheizten, und schlie©lich auch jene Tipdienste, 
News-Letters und Fachbu cher, die punktuelles Wissen u ber die inter- 
nationalen Finanzmarkte und, zur Steigerung der Auflage, stets zuviel 
Euphorie und Optimismus verbreiteten. 
Der riesige Schaden zum Beispiel, den die betru gerischen Warenter- 
minhandler anrichteten, ware ohne die stillschweigende Mithilfe gro- 
©er Brokerfirmen sicherlich geringer ausgefallen. Die meisten der in 
Deutschland tatigen Broker sind Niederlassungen gro©er amerikani- 
scher, kanadischer oder auch japanischer Maklerfirmen, wie Bache 
Securities, Merrill Lynch, Richardson Securities oder Nomura. Sie 
unterhalten Bu ros in gro©eren Stadten, u ber die der Kunde Kauf- und 
Verkaufauftrage an allen Bo rsen dieser Welt, von der Wallstreet bis 
zum Kabuto-Cho in Tokio, plazieren kann. 
Die angestellten Handler in den Brokerbu ros beziehen meist nur ein 
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sehr geringes Fixgehalt, kassieren aber von jedem Auftrag einen 
bestimmten Prozentsatz der gehandelten Summe als «Commissioné  
oder Provision. Deshalb sind sie alle bestrebt, die Kunden zu einem 
moglichst haufigen Umschichten ihres Depots zu bewegen. Ihre Werk- 
zeuge sind zum einen das Telefon, zum anderen der Computer, u ber 
dessen Bildschirm sie in Echtzeit mit allen gro©en Bo rsen verbunden 
sind. Der Rechner liefert ihnen jenen Informationsvorsprung, den sie 
brauchen, um ihre Kunden zu einem Kauf oder Verkauf zu u berreden. 
Beginnt zum Beispiel in New York der Dollarkurs zu steigen, la©t sich 
der Broker aktuelle Erklarungen fu hrender Devisenspekulanten ein- 
spielen und ruft anschlie©end samtliche Kunden an, von denen er 
wei©, da© sie fu r die Wahrungsspekulation etwas u brig haben. Er wird 
sie dazu bewegen, Ein-, Drei- oder Sechsmonats-Kaufkontrakte fu r 
US-Dollars zu zeichnen oder DM-Positionen auf Termin zu verkau- 
fen. 
Solche Termingeschafte waren bis vor wenigen Jahren in Deutschland 
verboten, und auch jetzt sind noch lange nicht samtliche Spielarten 
erlaubt. Das Termingeschaft erfordert vom Kunden einen Einschu© 
von nur etwa fu nf bis zehn Prozent der gehandelten Summe. Steigt der 
Dollarkurs also um zehn Prozent an, hat der Spekulant sein Kapital 
bereits verdoppelt. Diese Hebelwirkung bei den Termingeschaften 
ermoglicht naturgema© gewaltige Gewinne, aber verursacht logischer- 
weise genauso gro©e Risiken. 
Dem Broker kann es letztlich egal sein, ob sein Kunde gewinnt oder 
verliert, denn er selbst verdient bei jeder Aktion seine Commission. 
Broker pflegen deshalb gute Kunden beinahe taglich anzurufen, um 
sie mit immer neuen Informationen vollzustopfen, die keinen anderen 
Zweck haben, als sie zu einem Geschaft zu verfu hren. 
Nur wenige Kunden halten dem Trommelfeuer u ber langere Zeit 
stand, und noch weniger schlie©en ihre Spekulation mit Gewinn ab. 
Den meisten geht es wie den Besuchern einer Spielbank, die nach 
anfanglichen Gewinnen so lange am Roulettetisch bleiben, bis sie ihre 
letzte Mark verloren haben. Der Broker mu© dann lediglich dafu r 
sorgen, da© er fu r den «abgeschmolzenené  oder «verbranntené  (Bran- 
chenjargon) Kunden rasch Ersatz beschafft. Am leichtesten gelingt 

217 



ihm dies, wenn er einen Interessenten mit einem Kunden zusammen- 
bringt, der gerade einen erfolgreichen Deal abgeschlossen hat. 
Zwar bieten serio se Broker dem international operierenden Anleger 
durchaus bessere Moglichkeiten und auch gu nstigere Konditionen als 
etwa deutsche Banken, die selbst u ber keinen Sitz an der New York 
Stock Exchange oder der Chicagoer Commodity Exchange verfu gen 
und deshalb ihren Kunden zusatzlich zu ihren eigenen Spesen auch 
noch die Kosten eines US-Maklers berechnen. Doch verfu hrt das 
Entlohnungssystem u ber die Commission fast jeden Broker dazu, 
seine Kunden u ber das schnelle Rein-raus-Spiel mit Waren, Wahrun- 
gen oder Finanzinstrumenten u ber Gebu hr abzukassieren. 
Mit hei©en Tips, begeisternden Schilderungen gro©erer Spekulations- 
erfolge sowie der Verbreitung langatmiger Kursentwicklungstheorien 
machen auch die zahlreichen Tipdienste, Spekulantenbriefe und Bo r- 
senbu chverlage ihr Geld, obgleich ihren Lesern schon der gesunde 
Menschenverstand sagen sollte, da© das Phanomen Bo rse sich der 
rationalen Deutung entzieht. Der Typus des intellektuellen Spekulan- 
ten, der sich an den Elliott-Wave-Theorien delektiert und eifrig die 
Charts aller moglichen Waren und Wahrungen nach Kopfschulterfor- 
mationen absucht, die ein weiteres Absinken des Kurses verhei©en, ist 
nach Meinung der Praktiker in den Brokerbu ros fast noch leichter 
abzukassieren als sein schlichterer Bruder, den die nackte Gier zur 
Bo rse treibt. Am Ende aber sind sie alle gleich, namlich um Erfahrun- 
gen reicher und um ihren Einsatz armer. 

Fu r den Gauner eine Kugel in den Kopf 

Das verschwundene Geld wiederzubeschaffen, ist eine Arbeit, die den 
normalen Anleger fast immer u berfordert. Der Rechtsweg ist unend- 
lich lang und fu hrt selten zum gewu nschten Ziel. Zwar erwischte die 
Justiz so manchen Finanzgauner, doch die «Kohleé  blieb meist ver- 
schwunden. In ganz gro©en Fallen, wie dem von seinen Topmanagern 
ausgeplu nderten Co-op-Konzern oder der 500 -Millionen-Pleite bei 
Ambros, gelang es den Ermittlungsbeho rden zwar, diverse Tarnkon- 

218 



ten in Liechtenstein, der Schweiz oder in der Karibik zu knacken und 
wenigstens ein paar Bestande zusammenzukehren. 
Das sichergestellte Geld reichte jedoch in keinem der Falle aus, die 
Anspru che der vielen geschadigten Anleger nur einigerma©en zu 
erfu llen. Im Ambros-Fall zum Beispiel stoberten die Staatsanwalte 
gerade mal 8,5 Millionen Mark auf, bei den Anspru chen von 55 000 
geschadigten Kunden nur ein Tropfen auf den hei©en Stein. Meist 
deckt die sichergestellte Beute nicht einmal die Kosten des Verfahrens 
und das Honorar des mit der Abwicklung beauftragten Sequesters. 
Vorsicht ist deshalb angebracht, wenn sich, meist unter der Fu hrung 
eines gewieften Anwalts oder Steuerberaters, nach solchen Pleitefal- 
len schnell «Anlegerschutzgemeinschaftené  bilden, die sich anheischig 
machen, die Interessen der geprellten Kunden zu vertreten. Deren 
erste Forderung lautet meistens: Neues Geld mu© her, damit die 
abgegriffenen Millionen aufgespu rt werden konnen. Und so lassen 
sich die Geprellten nicht selten noch einmal zur Kasse bitten, mit der 
vagen Aussicht, Bruchteile ihres einstigen Einsatzes wiederzubekom- 
men. Vielfach kassieren hier nur die Initiatoren der Schutzgemein- 
schaft ab, und am Ende bleibt fu r den einzelnen Anleger nichts mehr 
u brig. 
Wenn allerdings gro©ere Betrage auf dem Spiel stehen, dann kann es 
sich schon mal lohnen, auf eigene Faust zu ermitteln. Und so mancher 
Finanzhai mu©te schon die schmerzliche Erfahrung machen, da© er 
sich ein falsches Opfer ausgesucht hatte. Einen Abschreibungsku nst- 
ler zum Beispiel, der es in den siebziger Jahren geschafft hatte, einem 
hanseatischen Verleger rund 20 Millionen Mark fu r steuerbegu nstigte 
Investitionen in Schiffe aus der Tasche zu ziehen, fand man ein paar 
Jahre spater mit durchschossener Schadeldecke in einer Sandbucht 
auf den Bahamas. 
Man mu© nicht zur Klasse der Milliardare zahlen, um sich einen 
erstklassigen Wirtschaftsdetektiv leisten zu konnen, der in der Lage 
ist, flu chtige Tater auch im Ausland aufzuspu ren und sich an die 
Geldverstecke der Betru gerringe heranzupirschen. Das Problem da- 
bei: Von den rund 15 000 in Deutschland registrierten Privatdetekti- 
ven sind nach Meinung von Lothar Wenzel vom Bundesverband 
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deutscher Detektive e. V. (BDD) allenfalls etwa zehn bis 15 fu r solche 
Aufgaben geeignet. 
Als erfolgreicher Jager verschwundener Geldschatze ist zum Beispiel 
die KDM Sicherheitsconsulting des Klaus-Dieter Matschke aus 
Frankfurt aufgefallen. Der ehemalige Geheimdienstagent beschaftigt 
derzeit um die 16 Mitarbeiter und hat bereits mehrere Warentermin- 
betru ger und Kreditschwindler zur Strecke gebracht. Seine Mitar- 
beiter kosten zwischen 100 und 250 Mark die Stunde, Spitzenkrafte bis 
zu 5000 Mark am Tag. Gut im Geschaft sind auch die FLU Wirt- 
schaftsfahndung in Essen; sie wird geleitet von dem ehemaligen 
Mineralo lkaufmann Wolfgang Ufer, der als Referenz auf den Welt- 
meistertitel im Thai-Kickboxen verweisen kann. FLU unterhalt eine 
Niederlassung in Du sseldorf und beschaftigt rund 20 Mitarbeiter. 
Erfolgreich arbeitete auch der auf Warenterminbetru ger spezialisierte 
Privatdetektiv Medat Fuchsgruber aus Saarbru cken. 
Wer einen Privatdetektiv engagieren mochte und auf keine personli- 
chen Empfehlungen zuru ckgreifen kann, sollte sich entweder an den 
BDD in Bonn oder an den Konkurrenzverband BID (Bund Interna- 
tionaler Detektive) in Wu rzburg wenden. Dort sind insgesamt rund 
320 Detekteien registriert, die als «Racher der Betrogenené  (so das 
Wirtschaftsmagazin Capital) in Frage kommen. 

Gute und weniger gute Helfer 

Nun ist es mit einem guten Detektiv allein nicht getan. Selbst wenn 
der Tater aufgespu rt ist, fehlt meist eine justitiable Handhabe, ihn 
dingfest zu machen. Das besorgen am besten Anwalte, die auf Finanz- 
delikte spezialisiert sind und dennoch u ber den Ruf personlicher 
Integritat verfu gen. Dazu zahlen zum Beispiel der Mu nchner Michael- 
Christian Ro ssner, der Go ttinger Ju rgen Machunsky sowie die Du s- 
seldorfer Klaus Dittke und Joachim Schweiger. 
Kripobeamte und Staatsanwalte, die sich mit den Machenschaften 
raffinierter Finanzganoven bestens auskennen und u ber umfangreiche 
Karteien mit den einschlagigen Daten u ber die Personen und Arbeits- 
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methoden in der Abzockerszene verfu gen, gibt es mittlerweile in fast 
jeder Gro©stadt. U ber besonders reiche Erfahrungen verfu gen zum 
Beispiel Gerhard Mu ller von der Fachinspektion Wirtschaftskrimina- 
litat des Hamburger Landeskriminalamts, Dieter Quermann, Leiter 
des Kommissariats Wirtschaftskriminalitat der Kripo in Du sseldorf, 
oder Petra Klein, Leiterin des Bereichs Wirtschaftskriminalitat bei der 
Kripo Berlin. Sind schwierige Rechtsfragen zu klaren, gilt der Bay- 
reuther Strafrechtsprofessor Haro Otto als Autoritat in Sachen An- 
lagebetrug. 
Wer mit einem auf den ersten Blick interessanten Anlageangebot 
konfrontiert wird, sich aber nicht schlu ssig ist, ob es sich hier um eine 
serio se Offerte handelt, sollte sich vor jedem weiteren Kontakt erst 
einmal gru ndlich u ber die Art des Geschafts und die dahinterstehen- 
den Personen informieren. U ber die wohl umfangreichste private 
Datei auf diesem Gebiet verfu gt das Deutsche Finanzdienstleistungs- 
informationszentrum (DFI) in Oberursel, das von Deutschlands be- 
kanntestem Anlegerschu tzer Heinz Gerlach gegru ndet wurde. 
Auch wenn sich Heinz Gerlach mittlerweile vom DFI getrennt hat, so 
bleibt er mit seiner Firma «Direkter Anlegerschutzé  weiterhin erste 
Anlaufstelle fu r Auskunftsersuchen. Auch Helmut Kapferer, Chefre- 
dakteur des Gerlach Report, und Axel J. Pru mm vom konkurrierenden 
Dienst Kapitalmarkt intern sind erstklassige Informationsquellen fu r 
ratsuchende Anleger. Bestens im Bilde ist ferner die Verbraucherzen- 
trale Berlin, Bayreuther Stra©e 40, die eine standig aktualisierte 
«Schwarze Listeé  mit den Adressen und Offerten unserioser Anlage- 
firmen herausgibt und vor allem den Markt in den neuen Bundeslan- 
dern sehr genau beobachtet. 
Neben diesen serio sen Anlageschu tzern gibt es zahlreiche Organisa- 
tionen von zweifelhaftem Ruf, die unterm Deckmantel des Verbrau- 
cherschutzes eher eigennu tzige Ziele verfolgen. Ins Zwielicht geriet 
zum Beispiel die Schutzvereinigung der Versicherten, Sparer und 
Kapitalanleger e. V. aus Heilbronn, weil sie in ihrem Verbraucherbrief 
verschiedentlich zweifelhafte Anlageofferten vorstellte. In den 
Verdacht, Tarnungen fu r gerissene Anlagepromoter zu sein, gerieten 
auch der «ProCura gemeinnu tziger Verbraucherschutzbund e. V.é  in 
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Bremen, ein «Proferia e.V.é  in Baden-Baden sowie die «Gemein- 
schaft fu r optimale Vermogensbildung und Versicherungé  (GOV) in 
Zeven. 
Sogar die mit 13000 Mitgliedern gro©te aller Schutzorganisationen, 
die «Deutsche Schutzvereinigung fu r Wertpapierbesitzé  (DSW), ist 
nicht u ber jeden Zweifel erhaben, weil sie sich in mehreren Auseinan- 
dersetzungen zwischen Kleinaktionaren und Gro©unternehmen wie 
BMW, Siemens Nixdorf AG, Schwabische Zellstoff AG, RWE, Feld- 
mu hle, Novell AG stets auf die Seite der Konzerne geschlagen hat. 
Aktionare, meinte beispielsweise das Wirtschaftsmagazin Forbes, 
wu rden bei der DSW «verraten und verkaufté . 

Bescheidenheit macht reicher 

Fazit: Der graue Kapitalmarkt ist fu r den Anleger so bekommlich wie 
ein Haifischbecken fu r einen Nichtschwimmer. Wird er schon am 
Bankschalter gefleddert, da© ihm die Augen tranen, so mu© er damit 
rechnen, von den Graumarktanbietern regelrecht ausgeplu ndert zu 
werden. Nur au©erst mi©trauischen und stabilen Naturen gelingt es, 
den Psychotricks und Pressionen der Keilertruppen aus den Struktur- 
vertrieben zu widerstehen. 
Wer Steuern sparen und u berdurchschnittliche Renditen erzielen 
mochte, mu© schon u ber sehr gute Informationen und ein glu ckliches 
Handchen verfu gen, damit er nicht auf irgendein Lockvogelangebot 
hereinfallt. Deshalb: Wann immer Ihnen, verehrte Leser, jemand eine 
Lebensversicherung aufschwatzen, ein Steuersparmodell aufs Auge 
dru cken oder irgendeine andere, scheinbar besonders attraktive Geld- 
anlage offerieren mochte, unterschreiben Sie nie, bevor Sie sich nicht 
u ber die Person des Anbieters und die Art des Geschafts vo llig im 
klaren sind. 
Kontaktieren Sie auf jeden Fall vorher eine der genannten Anlaufstel- 
len, ehe Sie sich auf ein moglicherweise folgenschweres Finanzaben- 
teuer einlassen. Selbst Steuerberater, Rechtsanwalte und andere 
Ehrenberufler sind nicht immer bereit und in der Lage, objektiv 
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Ausku nfte zu geben. Viele der gescheiterten Investoren, die Bauher- 
ren- oder Erwerbermodelle zeichneten, ihr Geld in Schiffe, Filme oder 
innovative Produkte steckten und am Ende nichts als A rger, Verlust 
und Verdru© ernteten, sind von scheinbar honorigen Steuerberatern 
zu ihren Anlagen ermuntert worden. 
Im Zweifelsfall gilt die Maxime: Lieber etwas weniger Rendite kassie- 
ren und hohere Steuern zahlen, als sich von einem Ganoven aus der 
Graumarktszene u bers Ohr hauen lassen. Selbst Tips von guten Be- 
kannten sind mit Vorsicht zu genie©en, denn wer sagt Ihnen, da© 
dieser Bekannte nicht scharf auf die Provision ist, die ihm irgendein 
Anbieter fu r das Keilen eines neuen Kunden versprochen hat? Und 
wenn Ihnen jemand mit einem verblu ffenden Rechenbeispiel zu be- 
weisen versucht, da© sein Anlageangebot konkurrenzlos gu nstig sei, 
dann sollten Sie erst recht mi©trauisch werden, denn im Geschaft mit 
dem Kapital gibt es nur eine einzige feste Regel: Jedes Promille 
Rendite, das u ber den offiziellen Kapitalmarktzins hinausgeht, mu© 
mit erhohtem Risiko erkauft werden. Je hoher der versprochene 
Gewinn, desto unglaubwu rdiger ist fast immer das Angebot. 
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11. 

Der Kampf der Geldgiganten 

Ku nden die beiden 150 Meter hohen glasernen Zwillingstu rme der 
Deutschen Bank in Frankfurt unu bersehbar vom Machtanspruch des 
gro©ten Geldhauses der Nation, so gibt sich ein vielleicht noch mach- 
tigerer Finanzriese ungleich bescheidener. Sein Hauptquartier an der 
Mu nchner Koniginstra©e gemahnt eher an eine Pflegestation des 
Roten Kreuzes als ans Nervenzentrum eines Konzerns, dessen Ru ck- 
lagen ausreichen wu rden, das gesamte Aktienkapital aller an der 
deutschen Bo rse notierten Gesellschaften aufzukaufen. 
Die Rede ist von der Allianz, dem unbestrittenen Anfu hrer der deut- 
schen Versicherungswirtschaft. Die Herren dieses Unternehmens 
brauchen keinen Glaspalast, um ihre Bedeutung hervorzuheben. Der 
Neid der Konkurrenz und der Respekt ihrer Geschaftspartner ist 
ihnen so sicher wie das Vertrauen der Kunden. Die Allianz ist Kapital 
pur, und die Branche, der sie vorsteht, zahlt zu den solidesten Pfeilern 
des deutschen Wirtschaftssystems. 
Das ausgepragte Sicherheitsdenken der Deutschen machte die Asse- 
kuranz noch vor dem Kreditgewerbe zur wichtigsten Kapitalsammel- 
stelle der Nation. Allein die Lebensversicherer gebieten u ber ein 
Kapital von mehr als 600 Milliarden Mark, und jedes Jahr kommen 
mindestens weitere 50 Milliarden hinzu. 
Der mississippibreite Geldstrom, den ein Heer von 450000 Au©en- 
dienstlern und etwa 80000 zusatzlich angeheuerten freien Vertretern, 
vor allem der Strukturvertriebe, in die Kassen der Versicherungskon- 
zerne lenkte, machte die Assekuranz nicht nur zum gro©ten Immobi- 
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lienbesitzer Deutschlands, sondern auch zu einer Industriemacht er- 
sten Ranges. Allein der Allianz geho ren weite Teile der deutschen 
Industrie sowie der Finanzwirtschaft. Darunter sind stattliche Beteili- 
gungen an Unternehmen wie den Chemiekonzernen BASF, Th. Gold- 
schmidt und Su dchemie, den Energieversorgern RWE, Rheinelektra 
und Veba, den Maschinenbauern MAN, Klockner-Humboldt-Deutz, 
Heidelberger Druckmaschinen AG, ferner am Nivea- und Tesafilm- 
Hersteller Beiersdorf AG, an der Metallgesellschaft, der ANT-Nach- 
richtentechnik, der Lahmeyer AG sowie dem Bodenbelaghersteller 
DLW, gar nicht zu reden von ihrem Einflu© auf die Dresdner Bank, 
die Bayerische Hypotheken- und Wechselbank, die Berliner Handels- 
bank und Frankfurter Bank, die Mu nchner Ru ckversicherungsgesell- 
schaft, die Hamburg-Mannheimer Versicherung, Hermes Kreditver- 
sicherung, die Karlsruher Lebensversicherung sowie die Berlinische 
Lebensversicherung. 
Und dieser krakenhafte Finanzmoloch, Besitzer teuerster Grund- 
stu cke und Hauser in den Innenstadtlagen nahezu aller westeuropa- 
ischer Metropolen, schickt sich jetzt in einer beispiellosen Offensive 
an, noch reicher und machtiger zu werden. Herausgefordert fu hlt sich 
Allianz-Vorsteher Henning Schulte-Noelle vor allem durch Attacken 
der Deutschen Bank und die O ffnung des heimischen Versicherungs- 
marktes fu r die Konkurrenz aus den EG-Landern. 

Die gesto rte Hackordnung 

Bis Anfang 1993 glich der deutsche Versicherungsmarkt einer Insel 
der Seligen. Die Hackordnung in der Branche war ausgefochten, die 
Marktanteile der einzelnen Gesellschaften schienen in Zement gegos- 
sen zu sein. Jeder kannte jeden, und fu rwitzige Newcomer wie die einst 
zum amerikanischen ITT-Konzern geho rende Transatlantische Le- 
bensversicherung wurden schnell gemeinsam gedeckelt.  
Wahrend Branchenfu hrer Allianz mit seiner prall gefu llten Kriegskas- 
se unverfroren in fremden Revieren wilderte und sich in den USA die 
Fireman-Versicherungsgruppe, in Italien die RAS krallte und in Eng- 
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land nur um Haaresbreite die Eagle Star verfehlte, hielt Konzernvater 
Wolfgang Schieren das heimische Revier porentief rein. 
Selbst den milliardenteuren Vorsto© der franzosischen AGF-Gruppe, 
die sich mit gut 25 Prozent an der Aachener und Mu nchener Versiche- 
rung beteiligte, konnte die Allianz gerade noch abblocken. Aber fast 
gleichzeitig erfolgte unverhofft der Angriff von hinten aus dem Lager 
des deutschen Kreditgewerbes. 
Aufgeschreckt von den Berichten ihrer volkswirtschaftlichen Abtei- 
lungen, die fu r die nachsten Jahrzehnte den U bergang riesiger Vermo - 
genswerte auf die Generation der Erben verhie©en und gleichzeitig 
den Verlust weiterer Marktanteile bei den Geldanlagen zugunsten der 
Lebensversicherer prophezeiten, entschlo© sich der Vorstand der 
Deutschen Bank zur Vorwartsverteidigung. 
In schnellem Zugriff sicherte sich der fu rs Versicherungsgeschaft zu- 
standige Bankvorstand Georg Krupp die 65-Prozent-Mehrheit beim 
Deutschen Herold, ein 30 Prozent gro©es Paket vom Gerling-Konzern 
und eine Schachtelbeteiligung an der Nu rnberger Versicherungsgrup- 
pe, wahrend er gleichzeitig mit der DB-Leben eine eigene Lebensver- 
sicherung und der DB-Bauspar eine Bausparkasse ins Leben rief und 
damit unverhohlen seinen Anspruch bekraftigte, auch im Assekuranz- 
geschaft zur Spitzengruppe vorzusto©en. Tatsachlich schaffte das Ver- 
sicherungstrio der Deutschen Bank bereits 1993 einen Zuwachs bei 
den Beitragen, der gro©er war als jener der Allianz. 
Die Herren in der Mu nchner Koniginstra©e konterten den Rempler 
ihres scharfsten Rivalen bei der Jagd aufs Geld der Deutschen mit der 
Mobilmachung ihres 40000 Mann starken Au©endienstes und der 
Arrondierung ihrer Bankbeteiligungen. Mit Hilfe ihres 25-Prozent- 
Pakets und weiterer Anteile in ahnlicher Gro©enordnung, die bei 
befreundeten Unternehmen geparkt sind, kann Allianz-Chef Schulte- 
Noelle seinen Kollegen Ju rgen Sarrazin von der Dresdner Bank leicht 
davon abhalten, eine eigene Versicherungsgruppe aufzubauen, und 
ihn statt dessen verpflichten, ausschlie©lich Allianzprodukte u ber den 
Bankschalter anzubieten. A hnliche Kooperationsabkommen binden 
die bayerische Hypo-Bank, wahrscheinlich auch die BHF-Bank, ins 
Interessengeflecht der Allianz ein. 
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Pakt der Konzerne gegen ihre Kunden 

Beim Wildern in fremden Revieren blieben die Platzhirsche der Fi- 
nanzbranche keineswegs allein. Die Commerzbank kooperiert mit der 
DBV-Holding und der Leonberger Bausparkasse, die Volks - und 
Raiffeisenbanken haben sich mit der R & V Versicherung sowie der 
Bausparkasse Schwabisch Hall schon vor Jahren ins Assekuranzge- 
schaft eingekauft. Die Bayerische Vereinsbank gru ndete gemeinsam 
mit der Victoria Versicherung die Vereinsbank Victoria Bausparkas- 
se, die BfG arbeitet eng mit der Aachener Mu nchener Versicherungs- 
gruppe sowie der B adenia Bausparkasse zusammen, die Berliner  
Bank sitzt mit der Gothaer Versicherungsgruppe in einem Boot, und 
die Iduna Nova Versicherung zog die Hamburger Privatbank Conrad 
Hinrich Donner KG an Land. 
Der Machtkampf ist in vollem Gang. Inzwischen schlagen sich die  
vereinigten Bank- und Versicherungsgruppen nicht nur miteinander 
herum: Gemeinsam mu ssen sie sich ab 1. Juli 1994 der aggressiven  
Konkurrenten aus den anderen EG -Staaten erwehren. Ab diesem  
Stichtag du rfen dann zum Beispiel britische, franzo sische oder italie- 
nische Versicherer in Deutschland ihre Policen anbieten, ohne da© sie 
etwa vom Berliner Bundesaufsichtsamt fu r das Versicherungswesen 
kontrolliert wu rden. Die Aufsicht u ber die Gesellschaften obliegt 
dann ausschlie©lich den nationalen Beho rden des Landes, in dem sie 
ihren Sitz haben. 
Da die deutschen Versicherer in ihrem hermetisch abgeriegelten Hei- 
matrevier bisher penibel darauf geachtet hatten, da © das Verhaltnis 
zwischen Pramieneinnahmen und Auszahlungen stets komfortabel zu 
ihren Gunsten ausfiel, begr u ©ten verbraucherfreundliche Gazetten  
wie das Wirtschaftsmagazin DM jubelnd die neue Freiheit. Schon bald 
wird sich erweisen, ob die Freude nicht etwas verfru ht war. Das Kartell 
der Kassierer, so ist zu vermuten, wird schnell auch auf dem gro©eren 
EG-Markt fu r klare Verhaltnisse sorgen und bessere Konditionen fu r 
die Versicherten verhindern. 
Schon jetzt gibt es genug Hinweise, wohin die Reise geht: Trotz der 
dicht bevorstehenden O ffnung des Marktes steigen die Pramien seit 
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Jahresbeginn in der Kfz-Haftpflicht- sowie in der Krankenversiche- 
rung. Und auch die Lebensversicherer machen Front gegen ihre Kun- 
den: Bereits 1993 reduzierten 20 Gesellschaften die an die Versicher- 
ten ausgeschu tteten Gewinnanteile, und voraussichtlich werden diese 
Leistungen 1994 nochmals beschnitten. Doch der Pakt der Konzern- 
fu rsten gegen ihre Kunden geht in Wahrheit noch viel weiter. 

231 





12. 

Rauber in Nadelstreifen 

Jeder, der heutzutage eine Lebensversicherung abschlie©t, mu© damit 
rechnen, da© er auf ganz legale Weise um einen nicht unerheblichen 
Teil seiner eingezahlten Pramien gebracht wird. Der Zangenangriff 
der Versicherungskonzerne auf das Einkommen und Vermogen der 
Deutschen erfolgt aus zwei Richtungen: von au©en und von innen. 
Von au©en attackiert die Vertriebsmeute aus Strukis, Bankberatern 
und Versicherungsagenten. Von innen bohren die Manager der Asse- 
kuranzkonzerne den Topf an, in den das von den Versicherten einge- 
zahlte Kapital flie©t. Das geschieht, indem sie zu hohe Provisionen fu r 
ihre Vertreterheere abzweigen, karrierefo rdernde Luftgeschafte an- 
kurbeln und schlie©lich durch raffinierte Bilanzierungstricks riesige 
Vermogenswerte auf Holdinggesellschaften u bertragen, die nur ihnen 
selbst, nicht aber den Versicherten dienen. 
Die «schleichende Enteignung von Millionen Versicherungsneh- 
merné , so Hans Dieter Meyer vom Bund der Versicherten e. V. 
(BDV), wurde im Januar 1994 sogar vom Bundesverwaltungsgericht 
legalisiert. Anla© fu r das Urteil der Verwaltungsrichter war eine Klage 
des BDV gegen die Deutsche Herold Lebensversicherungs AG, die 
1988 fast ihr gesamtes LV-Geschaft mitsamt dem riesigen Bestand an 
Vertragen auf eine Tochtergesellschaft u bertrug und selber nur noch 
als u bergeordnete Konzernholding fu ngierte. Erwu nschter Nebenef- 
fekt: Die in den Immobilien- und Wertpapierbestanden der Lebens- 
versicherungsgesellschaft schlummernden Reserven verblieben so im 
Besitz der Holding und waren fortan dem Zugriff der in der neu- 
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gegru ndeten Tochtergesellschaft versammelten Versicherten ent- 
zogen. 
BDV-Gru nder Meyer taxierte den Vermogensverlust der Versicher- 
tengemeinschaft des Deutschen Herold auf rund 350 Millionen Mark 
und klagte auf Ru cku bertragung. Die Berliner Verwaltungsrichter 
schmetterten die Klage ab mit der Begru ndung, die Bestandsu bertra- 
gung habe «keine unangemessene Verschlechterungé  der Versicher- 
ten gebracht. Zwar erkannten sie an, da© die Anspru che der Versi- 
cherten sehr wohl beschnitten wurden, doch sei dies in einem Umfang 
erfolgt, der nicht zu beanstanden ware. Empo rte sich die Su ddeutsche 
Zeitung: «Gilt es bei Rechtsverletzungen plo tzlich zu unterscheiden, 
ob sie in angemessenem oder unangemessenem Umfang geschehen 
sind?é  
Mit dem gesunden Rechtsempfinden ist dieses Urteil jedenfalls schwer 
zu vereinbaren. Denn es legalisiert Vermogensumverteilungen in ge- 
waltigen Dimensionen. Den Herold-Trick haben namlich bereits zahl- 
reiche andere Versicherungsgesellschaften kopiert, so die Volksfu r- 
sorge, die Victoria und die Nu rnberger. Hans Dieter Meyer schatzt, 
da© auf diese Weise bereits rund fu nf Milliarden Mark den Besitzer 
wechselten, und nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts darf 
getrost damit gerechnet werden, da© nahezu alle Lebensversicherer 
dem unru hmlichen Beispiel folgen werden. 
Das Geld wandert bei diesen Transaktionen praktisch aus der Kasse 
der Versicherten in die Taschen der Aktionare, den direkten Zugriff 
darauf hat aber allein das Management der Assekuranzkonzerne. In 
Gang kam diese gewaltige Vermogensumschichtung durch eine harm- 
lose Drucksache aus Bru ssel. Die EU-Richtlinie fordert die Mitglieds- 
lander auf, dafu r zu sorgen, da© die Versicherungsgesellschaften bis 
spatestens 1995 ihre stillen Reserven einheitlich offenlegen sollen. 
Was in anderen Landern offenbar gelassen zur Kenntnis genommen 
wurde, sorgte in den Glaspalasten der deutschen Assekuranzkonzerne 
fu r Aufregung. Denn welchen Wert ihre heimlichen Schatze haben, 
das behielten die Versicherungsmogule bisher fu r sich. Die stillen 
Reserven entstanden aus der Differenz zwischen den Summen, mit 
denen Grundstu cke, Gebaude und Aktienbestande nach jahrzehnte- 

234 



langen Abschreibungen in der Bilanz verbucht sind, und ihren tatsach- 
lichen Verkehrswerten. Und diese Differenz ist, das wei© jeder Buch- 
haltungslehrling, vor allem bei Immobilien gewaltig. 
Besondere Brisanz bekommt die EU-Richtlinie fu r die Konzerne, weil 
sie sie indirekt zwingen wu rde, nachtraglich viele Milliarden an die 
Inhaber von etwa 60 Millionen Policen auszuzahlen. Nach deutschem 
Recht sind die Versicherungen namlich gezwungen, u ber 90 Prozent 
des erwirtschafteten U berschusses an die Versicherten zu verteilen. 
Bisher konnten sie die Bestimmung locker dadurch umgehen, da© sie 
langst nicht samtliche erwirtschafteten Gewinne in ihrer Bilanz aus- 
wiesen. Die jahrlichen Wertsteigerungen, die ihre Immobilien und 
Wertpapierbestande erfuhren, blieben weitgehend au©en vor. 

Wie Bonn die Konzerne schu tzt 

Um diesem Mi©stand abzuhelfen, schlagt die EU-Richtlinie vor, die 
Versicherer sollten ihr Vermogen mit dem aktuellen Zeitwert verbu- 
chen und so eine gerechtere Beteiligung der Versicherten an dem mit 
ihren Pramien gebildeten Kapitalstock ermoglichen. Weil die Mana- 
ger der deutschen Versicherungskonzerne jedoch nicht im Traum 
daran denken, ihre gehorteten Schatze aus der Hand zu geben, entfal- 
teten sie eine fieberhafte Lobbytatigkeit, um in Bonn die verbraucher- 
freundliche Initiative der Bru sseler Europabeho rde zu torpedieren. 
Und das gelang ihnen offenbar mit bemerkenswertem Erfolg. 
Der Regierungsentwurf zur Umsetzung der Versicherungsrichtlinie in 
deutsches Recht aus dem Haus der F.D.P-Justizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger ist bestens geeignet, die Absicht der 
EU-Kommission ins Gegenteil zu verkehren. So soll von dem Vor- 
schlag, das Versicherungsvermogen nach dem aktuellen Zeitwert zu 
bemessen, «kein Gebrauch gemacht werdené . Hingegen billigt der 
Entwurf den Assekuranzkonzernen durchaus das Recht zu, den realen 
Zeitwert in der Bilanz auszuweisen. Das bedeutet: Die stillen Reser- 
ven flie©en, wie beim Holdingtrick des Deutschen Herold, aus dem 
Topf der Versicherten ins Eigenkapital des Konzerns. 
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Au©erdem wollen die Beamten aus dem F.D.P.-Ministerium die Re- 
gierung dazu bringen, da© sie die von Bru ssel eingeraumte Frist bis 
zum letzten Tag im Jahr 1999 ausnutzt. Und ganz nebenbei haben sie 
dafu r gesorgt, da© Bundestag und Bundesrat die konzernfreundliche 
Prozedur nicht sto ren. Das Milliardengeschenk an die Versicherungs- 
wirtschaft soll am Parlament vorbei in einer sogenannten gesonderten 
Verordnung erteilt werden. 
Der Bund der Versicherten gibt sich noch nicht geschlagen. Zwar kann 
er die Bonner Mauscheleien nicht verhindern, doch mochte sein Vor- 
sitzender Hans Dieter Meyer erreichen, da© wenigstens die Beteili- 
gung der Versicherten an den U berschu ssen ihrer Gesellschaft prazi- 
ser geregelt wird. Deshalb klagte er vor dem Bundesgerichtshof gegen 
den Paragraphen 16 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen, weil, so 
Meyer, «die Konzerne mit den U berschu ssen machen konnen, was sie 
wollené . 
Folgt der BGH dieser Argumentation, lie©e sich wohl auch das Urteil 
des Verwaltungsgerichts in Sachen Deutscher Herold nicht mehr auf- 
rechterhalten. Das geltende Recht, meint Meyer, ermuntere die Ma- 
nager der Versicherungskonzerne geradezu zum Griff in die Kasse: 
«Das ist in etwa so, als wenn man Vampire mit der Verwaltung einer 
Blutbank beauftragen wu rde.é  Die Betroffenen sehen das etwas an- 
ders: «Die Wurst im Ku hlschrank beunruhigt den Hund weniger, als 
wenn sie ihm standig vorgehalten wirdé , begru ndet Versicherungslob- 
byist Norbert Konrath die kargen Ausschu ttungen. 
Um welche Betrage es hier geht, machten die Aktienanalysten der 
Bayerischen Vereinsbank deutlich, die allein im Grundvermogen der 
Allianz stille Reserven von rund 13,7 Milliarden Mark aufspu rten. 
Wohl noch mal so viel an verborgenen Werten steckt im riesigen 
Wertpapierportefeuille des Mu nchner Konzerns, der nach eigenen 
Angaben u ber Kapitalanlagen von gut 140 Milliarden Mark (Buch- 
wert) verfu gt und 34 000 Wohnungen sowie 8000 gewerbliche Immo- 
bilienobjekte besitzt. 
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Die Versicherungslobby leistet ganze Arbeit 

Ihren immensen Reichtum verdanken die Versicherungskonzerne vor 
allem der Fu rsorge des Staates. Diese gilt aber nicht, wie man als 
selbstverstandlich annehmen sollte, den Millionen Versicherten, son- 
dern viel eher dem Wohl der Konzerne. 
Wie keine andere Branche hat es die Versicherungswirtschaft verstan- 
den, sich den Staat gefu gig zu machen. Da gibt es zum Beispiel das 
sogenannte Steuerprivileg: Wahrend jeder Bu rger seine Zinsertrage 
bis auf den vom Gesetz zugestandenen Freibetrag voll versteuern 
mu©, bleiben die Kapitalertrage der Lebensversicherer steuerfrei. 
Und nur durch die Steuerfreiheit der Gewinnanteile bei Kapitalle- 
bensversicherungen mit einer Dauer von mindestens zwo lf Jahren ist 
diese fu r die Assekuranzkonzerne eintraglichste Geschaftssparte 
u berhaupt noch konkurrenzfahig. 
Denn mu ©ten die U berschu sse aus der Lebensversicherung ebenso 
versteuert werden wie zum Beispiel Zinsen von Anleihen, wu rde die 
Lebensversicherung als Kapitalanlage so schlecht abschneiden, da© 
das Neugeschaft zum Erliegen kame. Oder die Narrenfreiheit, die die 
Konzernmanager beim Verwalten ihrer U berschu sse genie©en: An- 
ders als jeder andere Treuhander du rfen sie Kosten und Ertrage aus 
ihren Kapitalanlagen praktisch nach Gutdu nken gegeneinander auf- 
rechnen und so die Versicherten u ber die wahren U berschu sse im 
unklaren lassen. 
Die bei den meisten Gesellschaften weit u berhohten Pramien, die 
miserablen Ru ckkaufwerte bei Lebensversicherungen, die zu hohen 
Provisionen fu r Vertreter und Agenten, die schlechte Beratung und 
Information der Versicherten, die ru den Werbemethoden beim Kei- 
len neuer Kunden, die meist u ber zehn Jahre und langer laufenden 
Vertrage - all das hatte langst von einer verantwortungsbewu©ten 
Gesetzgebung beseitigt werden mu ssen. 
Warum dies nicht geschah, dafu r lieferte Der Spiegel bereits im Jahr 
1985 einen einleuchtenden Grund. In einer aufsehenerregenden Ge- 
schichte wies das Hamburger Nachrichtenmagazin nach, wie die Ver- 
sicherungslobby Bonner Politiker seit Jahrzehnten mit Wahlkampf- 
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spenden in jahrlicher Millionenho he gefu gig machte. Ein «Arbeits- 
kreis privater Versichereré  unterstu tzte schon bei der Bundestagswahl 
von 1976 rund 106 Kandidaten mit teilweise erheblichen Betr agen, 
und auf den Spendenlisten der Versicherungsverbande und einzelner 
Konzerne entdeckten die ermittelnden Staatsanwalte u ber 100 Politi- 
ker, darunter die meisten Minister des damaligen Bundeskabinetts. 
«Halten uns denn die Versicherungsbosse wirklich fu r so dumm, da© 
wir nicht merkten, welch ho chst eigennu tzigen Zwecken ihre vorwie- 
gend ad personam gezielten Gaben dienten?é  empo rte sich die Wo- 
chenzeitung Die Zeit und bohrte nach: «Haben sie ihre Pramienzahler 
gefragt, ob die mit der Weitergabe des Geldes an die Versicherungs- 
lobby in Bonn einverstanden sind?é  
Offenbar hat sich daran bis heute nicht viel geandert, denn langst ist 
es in Bonn ein offenes Geheimnis, da© die kapitalstarken Versicherer 
den klammen Staat ein weiteres Mal korrumpierten, indem sie ver - 
sprachen, in den nachsten Jahren rund eine Milliarde Mark in den  
Wohnungsbau der neuen Bundeslander zu investieren, wenn daf u r 
Finanzminister Theo Waigel auch weiterhin auf die Besteuerung der 
Kapitalertrage aus den Lebensversicherungen verzichte. 
Nicht nur Geld ist im Spiel, wenn die Versicherer ihren Einflu© geltend 
machen. Das TV-Magazin «Monitoré  deckte auf, wie eng die perso- 
nellen Verflechtungen zwischen den Konzernen auf der einen, dem  
Bundesaufsichtsamt und dem Bonner Finanzministerium auf der an- 
deren Seite bereits geworden sind. Da gibt es fr u here Ministerialdi- 
rektoren wie Klemens Wesselkock aus dem Finanzministerium, d ie 
den Sprung an die Spitze gro©er Gesellschaften wie der Hamburg - 
Mannheimer Versicherungsgruppe schafften, Versicherungslobby - 
isten, die in Beamtenlaufbahnen wechselten, und jede Menge Politi- 
ker, die die Anliegen der Assekuranz vertreten, als ob es ihre eigenen 
waren. 
Als einflu©reichster Versicherungslobbyist gilt ein Mann, der auf 
keiner Payroll steht: Der ehemalige F.D.P.-Chef Otto Graf Lambs- 
dorff diente vor seiner Politkarriere der Victoria Lebensversicherung 
als Vorstandsmitglied. 
Auf Hilfe von unabhangigen Wissenschaftlern warten jene Politiker 
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vergebens, die sich um eine verbraucherfreundlichere Gesetzgebung 
bemu hen, denn die ma©geblichen Mathematiker und Rechtsexperten 
an den Forschungsinstituten sind mit Gutachten, die sie gegen erkleck- 
liche Honorare fu r die Unternehmen erstellen, und mit Mandaten in 
Aufsichts- und Beiraten der Assekuranzkonzerne hinreichend ausge- 
lastet. Gramt sich Professor Udo Reifner vom Hamburger Institut fu r 
Finanzdienstleistungen: «Die Gru nde, warum die Jurisprudenz so 
abstinent ist, du rften in einer beinahe schon ansto©igen Verflechtung 
der Versicherungswirtschaft mit der universitaren Rechtswissenschaft 
liegen.é  

Kriminelle Geschafte zu Lasten der Versicherten 

Das auf diese Weise wasserdicht abgeschottete System bescherte den 
Versicherungsgesellschaften u ber Jahrzehnte hinweg u berdurch- 
schnittlich hohe Wachstumsraten, weit u berhohte Pramien und einen 
Vermogenszuwachs in beispielloser Gro©enordnung. Der von der 
Allianz-Gruppe beherrschte Gesamtverband der Deutschen Versi- 
cherungswirtschaft sorgte stets dafu r, da© unliebsame Gesetzesent- 
wu rfe schon im Vorfeld entscharft wurden und da© sich der A rger mit 
dem Bundesaufsichtsamt in Grenzen hielt. 
Klagte Hans Dieter Meyer: «Infolge der zahlreichen Mi©stande im 
bundesdeutschen Versicherungswesen haben die Bundesbu rger u ber 
Jahrzehnte Hunderte von Milliarden verloren ... Mit dem Geld der 
Versicherten als Kriegskasse und mit >kriegerischer< Skrupellosigkeit 
haben die Allianz und ihre Schwester, die Mu nchner Ru ckversiche- 
rung, das bundesdeutsche Versicherungsunwesen geschaffen. Sie be- 
herrschen die Verbande, diktieren das in der Bundesrepublik extrem 
hohe Pramienniveau und beeinflussen u ber Wissenschaft und Lobby 
Regierung, Staatsaufsicht und Rechtsprechung... Hatten wir im Ver- 
sicherungswesen rechtsstaatliche und marktwirtschaftliche Verhalt- 
nisse, ware vieles, was die Allianz getan hat, kriminell.é  
Tatsachlich schaffte die Versicherungswirtschaft in den vergangenen 
Jahrzehnten eine Performance, von der andere Wirtschaftszweige nur 
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traumen konnen. Betrug ihr Anteil am Volksvermogen 1960 erst 3,6 
Prozent, so liegt es heute bei etwa neun Prozent. In der Zeit dazwi- 
schen schafften die Assekuranzkonzerne jahrliche Zuwachse zwi- 
schen zehn und 20 Prozent. Inzwischen haben sie den Bogen freilich 
etwas u berspannt, denn nachdem der Vereinigungsboom ausgelaufen 
ist, haufen sich die Stornos, und das Neugeschaft la©t rapide nach. 
Immerhin verbuchten die deutschen Versicherungskonzerne 1992 
noch 260 Milliarden Mark an Einnahmen, davon entfielen rund 184 
Milliarden auf die Pramien der Versicherten und etwa 80 Milliarden 
auf Ertrage aus Kapitalanlagen. Sie verfu gen u ber 500 Millionen 
Vertrage und ein Vermogen, das bereits mehr als eine Billion Mark 
ausmachen du rfte. 
Rechtzeitig vor der O ffnung des deutschen Versicherungsmarktes fu r 
auslandische Anbieter erhohten die heimischen Gesellschaften noch 
schnell die Preise. Mit einer durchschnittlichen Teuerungsrate von 
zwo lf Prozent liegen die Versicherer weit vor den anderen Preistrei- 
bern aus dem Dienstleistungsgewerbe (plus 8,8 Prozent), den Woh- 
nungsvermietern (plus 5,9 Prozent) und den Hoteliers (plus fu nf Pro- 
zent). 

Zu teure Pramien, zu hohe Provisionen 

Ein Riesenheer von rund 450000 Vertretern treibt den Konzernen 
unermu dlich neue Kundschaft zu. Schon hat jeder Deutsche im Schnitt 
mindestens sechs Versicherungsvertrage und zahlt pro Jahr etwa 6000 
Mark Pramie ein. Im Tarifdschungel der Assekuranz kennt sich zwar 
kaum noch jemand aus, und direkte Preisvergleiche scheitern im 
Dickicht des Kleingedruckten, doch eines ist gewi©: Zu niedrig sind 
die Pramien nie. Dafu r sorgte bisher schon das Bundesaufsichtsamt, 
bei dem bis zum 30. Juni 1994 jeder Versicherer, der in Deutschland 
eine Police verkaufen will, seine Pramienkalkulation genehmigen las- 
sen mu©. 
Nun ist natu rlich nichts dagegen einzuwenden, wenn die Gesellschaf- 
ten vorsichtig kalkulieren und stets vom schlimmstmoglichen Scha- 

240 



densverlauf ausgehen. Aber es ist partout nicht einzusehen, warum 
viele Lebensversicherer ihre Pramien nach langst u berholten Sterbe- 
tabellen kalkulieren und deshalb viel zu hohe Todesfallraten zugrunde 
legen. Da die Lebenserwartung des Durchschnittsdeutschen (bei 
Frauen zum Beispiel 79 Jahre) in den letzten Jahren kontinuierlich 
anstieg, hatten die Versicherungen den Risikoanteil der Pramien re- 
duzieren mu ssen. Statt der mathematisch richtigen zehn Prozent be- 
tragt er bei den meisten Gesellschaften noch immer 20 Prozent. 
Viel zu hoch sind ebenso die Anteile fu r Provisionen und Verwaltung, 
aus denen die Gesellschaften ihre eigenen Aufwendungen abdecken. 
Bei ihrer hemmungslosen Jagd nach neuen Kunden geben die Kon- 
zerne namlich fu r die Vertreter der Strukturvertriebe statt der vom 
Bundesaufsichtsamt genehmigten 35 Promille von jeder Pramie bis zu 
50 Promille aus. Weil das mittlerweile selbst dem Branchenprimus 
zuviel wird, wird Allianz-Chef Henning Schulte-Noelle ab 1995 das 
Pramiensystem seines Konzerns radikal umkrempeln, den eigenen 
Vertretern die hohen Einmalabschlu©provisionen streichen und die 
Kosten fu r die Strukis auf hochstens 35 Promille begrenzen. Allein 
durch die viel zu hohen Abschlu©kosten einer Lebensversicherung, 
die nur dazu dienen, den Konzernen zu hoheren Marktanteilen zu 
verhelfen, zahlen die Versicherten jedes Jahr viele Milliarden Mark 
zuviel. 

Zwei Makler stellen die Konzerne blo© 

Zu welchen Auswu chsen das auf ein maximales Expansionstempo 
ausgelegte Provisionsunwesen fu hren kann, erfuhr eine staunende 
O ffentlichkeit durch den Skandal um die beiden Hamburger Versiche- 
rungsmakler Reinhard Schmidt-Tobler und Dieter Zantop, die mit 
rund 20 deutschen Lebensversicherern Vertrage u ber neun Milliarden 
Mark abschlossen und diese dann kraftig aufs Kreuz legten. Sie setzten 
dabei auf die Habgier der Versicherungsmanager, die an einem mog- 
lichst umfangreichen Neugeschaft interessiert waren und deshalb bei 
ihren Tarifen das kleine Einmaleins mi©achteten. 
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Schmidt-Tobler, gelernter Mathematiker, fand namlich heraus, da© 
bei einzelnen Gesellschaften die sogenannten Gruppentarife zu nied- 
rig, die Ru ckkaufwerte nach zwei bis drei Jahren Versicherungsdauer 
aber zu hoch waren. Das n u tzte er gemeinsam mit seinem Partner  
Dieter Zantop, um eine fazinierende Geldbeschaffungsmaschine zu  
konstruieren. 
Die funktionierte im wesentlichen so: Schmidt -Tobler und Zantop 
klapperten rund 300 mittelstandische Unternehmen ab, die zusammen 
u ber 25000 Leute beschaftigten, und machten den Firmenchefs klar, 
wie sie u ber Unterstu tzungskassen ihren Arbeitnehmern steuerspa - 
rend eine Betriebsrente verschaffen konnten. 
Eine solche Unterstu tzungskasse, etwa in der Form eines eingetrage- 
nen Vereins, hat f u r die Unternehmer betrachtliche Vorteile. Die 
Einzahlungen ko nnen praktisch als Betriebsausgaben von der Steuer 
abgesetzt werden, das Kapital unterliegt keinerlei staatlicher Kontrol- 
le und darf deshalb auch wieder als Darlehen vom Unternehmen in  
Anspruch genommen werden. Wer die formalen Spielregeln einhalt, 
kann auf diese Weise viel Steuern sparen und sich obendrein nach  
Bedarf mit liquiden Mitteln versorgen. 
Dies kostet das Unternehmen selbst keinen Pfennig und schaffte fu r 
Schmidt-Tobler und Zantop die Voraussetzung, Rentenversiche - 
rungsvertrage am laufenden Band zu produzieren, oft ohne da © die 
versicherten Mitarbeiter u berhaupt davon erfuhren. Das mu©ten sie 
auch nicht. U ber die Unterstu tzungskassen wurden die Vertrage zum 
gu nstigen Gruppentarif bei der Hamburg -Mannheimer, der Iduna- 
Nova und 18 anderen Gesellschaften abgeschlossen. Fu r jeden Ver- 
trag kassierten die beiden Makler erst einmal ihre Abschlu ©provi- 
sion, die im Schnitt 45 Promille der Versicherungssumme ausmachte. 
Bei Vertragen u ber eine Million Mark waren dies also 45 000 Mark 
cash. 
Aus dieser Provision bezahlten die Kassen, natu rlich mit gro©tmo gli- 
cher Verspatung, die ersten beiden Jahrespramien fu r die eingereich- 
ten Versicherungen. Fu r die dritte Jahrespramie nahmen sie einen  
Kredit auf, indem sie bei der Bank die Policen als Sicherheit hinter- 
legten. Nach Ende des dritten Versicherungsjahres hatten die Vertra- 
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ge geku ndigt und die Ru ckkaufswerte ausgezahlt werden ko nnen - mit 
erheblichem Gewinn f u r die Kassen! Von jedem Millionenvertrag  
waren unterm Strich etwa 15 000 Mark als Gewinn in der Kasse  
verblieben. Da sie insgesamt Vertr age u ber neun Milliarden Mark  
abgeschlossen hatten, hatte ihnen ihre Geldmaschine im Laufe von  
drei Jahren die nette Summe von 135 Millionen Mark ins Haus ge - 
schwemmt. Nach Abzug der Verwaltungskosten waren ihnen etwa 100 
Millionen als Gewinn verblieben. Daraus wurde erst einmal nichts. 

Branchenu bliche Unarten ausgeplaudert 

Aufgeflogen sind die tu chtigen Absahner nur durch einen dummen 
Zufall. Weil sie ihr Hamburger Bu ro in der Palmaille 35a vom Erdge- 
scho© in den 13. Stock verlegt und die Versicherer nicht rechtzeitig 
daru ber informiert hatten, stand eines Tages im Juli 1992 ein Iduna- 
Mitarbeiter vor verschlossenen Tu ren. Durchs Fenster im Erdgescho© 
sah er ein ausgeraumtes Bu ro und schlug Alarm, weil er vermutete, 
Makler Zantop sei mit noch nicht voll verdienten Provisionen durch- 
gebrannt. 
Mi©trauisch waren die Iduna-Manager allerdings schon vorher gewor- 
den, nachdem sie entdeckt hatten, da© einige der von Zantop einge- 
reichten Vertrage auf Namen von Personen lauteten, die nicht bei den 
Firmen registriert waren. Pech fu r die beiden Absahner, da© sie zu der 
Zeit gerade auf ihrer Yacht «Claudineé  im Mittelmeer kreuzten, als 
bei der Iduna die Alarmglocken schrillten. Die um ihre ausbezahlten 
Provisionen bangenden Versicherer stellten Strafantrag und lie©en die 
Makler per Interpol suchen. 
Ehe er Ende 1992 in Hamburg verhaftet wurde, rachte sich Reinhard 
Schmidt-Tobler mit einem su ffisanten Bericht u ber seine Erfahrungen 
mit den deutschen Lebensversicherern, der unter dem Titel Tatort 
Glaspalast erschienen ist. Der «authentische Report um den gro©ten 
Versicherungsskandal der Republiké  fand sofort ein starkes Echo in 
den Medien und lie© einige Stu hle in den Chefetagen der Assekuranz- 
konzerne wackeln. 
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Prazise und nicht ohne Humor beschreibt hier ein Insider erstmals die 
Mi©wirtschaft, die in den Konzernen herrscht, die hemmungslose Gier 
der fu hrenden Manager und die u blen Methoden, mit denen diese ihre 
Fehler zu kaschieren versuchten. 
Bei manchen Gesellschaften dauerte es ziemlich lange, ehe sie begrif- 
fen, da© ihnen ihre Tarife zum Schaden gereichten. Dann erklarten sie 
ganze Berge von Lebensversicherungspolicen, auf die jahrelang Bei- 
trage einbezahlt worden waren, von heute auf morgen f u r null und 
nichtig. «Ein fast legaler Trické , befand die Wochenzeitung Die Zeit 
und urteilte: «Viele Gesellschaften lassen die Sorgfalt des ordentli- 
chen Kaufmanns vermissen.é  
Das Hamburger Landgericht sah es anders und verurteilte Schmidt- 
Tobler und Zantop zur Zahlung von rund 40 Millionen Mark allein  
an die Hamburg -Mannheimer (Branchenspott: «Hamburg-Mu ll- 
eimeré ). 
U bel aufgesto©en war den Versicherern vor allem, da© Schmidt-Tob- 
ler branchenu bliche Unarten ausplauderte und etwa die Tricks verriet, 
mit denen einzelne Gesellschaften ihre u berho hten Provisionen ge- 
genu ber dem Aufsichtsamt kaschierten. Au©erdem gab er preis, wel- 
che Zinsgewinne durch verspatete Pramienzahlungen zu erzielen sind, 
welche Berechnungsfehler in manchen Tarifen stecken, welcher Lu- 
xus in den Vorstandsetagen getrieben wird oder wie man einen Ver- 
sicherungsvertreter dazu zwingen kann, einen Teil seiner Provision an 
den Versicherten zuru ckzuzahlen. 

Zwietracht im Geldgewerbe 

Die rigide Art, mit der sich die Gesellschaften aus dem selbstverschul- 
deten Debakel zu befreien versuchen, indem sie die von Schmidt-Tob- 
ler und Zantop angelieferten Vertrage einfach nicht mehr anerken- 
nen, sorgte bereits fu r Zwietracht im Geldgewerbe. Denn die vielen 
Policen, die die Makler den Banken als Sicherheiten fu r ihre Darlehen 
u berlie©en, sind nun plo tzlich nichts mehr wert. Allein im Tresor der 
Bezirkssparkasse U berlingen liegen Vertrage u ber 16 Millionen Mark; 
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bei der Berliner Privatbank Lobbecke sollen angeblich rund 25 Mil- 
lionen Mark «im Feueré  liegen. 
Da die Versicherer die Bankkonten der Makler sperren und ihr Ver- 
mogen pfanden lie©en, konnen sie auch keine Zinsen mehr bezahlen. 
Schimpfte ein von Millionenverlusten bedrohter Banker aus Ham- 
burg: «Die Haltung der Versicherer macht es uns unmoglich, ku nftig 
noch Lebensversicherungspolicen in Hohe der Ru ckkaufwerte zu be- 
leihen.é  
Schmidt-Tobler jedenfalls, der sich mit der Vero ffentlichung sei- 
nes Buches allerlei Pressionen ausgesetzt sieht («Darum pru fe ich 
schon mal die Radmuttern meines Autos, ehe ich losfahreé ), hat gegen 
das Urteil des Hamburger Landgerichts Berufung eingelegt. Seine 
Erkenntnis, nach Lektu re des Hamburger Urteils: «Ein Versiche- 
rungsnehmer darf also keine Vorteile haben, sonst ist >die Balance< 
gesto rt. Die Provisionsabgabe ware ein Vorteil, deshalb ist sie ver- 
boten.é  
Seine Freunde verblu ffte er mit einem netten Spruch: «Warum sind 
die Glaspalaste der Lebensversicherer oft von gro©zu gigen Rasenfla- 
chen umgeben? Antwort: Damit man das standige Klimpern nicht 
horen kann, wenn dort das Geld der Versicherten zum Fenster hinaus- 
geworfen wird!é  

«Die LV ist ein legaler Betrugé  

Da© er so unrecht nicht hat, wird klar, wenn man Aufwand und Ertrag 
bei einer normalen Kapitallebensversicherung gegeneinander auf- 
rechnet. Ungestraft darf deshalb Verbraucherschu tzer Hans Dieter 
Meyer weiterhin behaupten: «Die Lebensversicherung zur Alters- 
versorgung ist ein legaler Betrug. Diese Kapitallebensversicherung ist 
zu 90 Prozent u berhaupt keine Versicherung, sondern ein langfristiger 
Sparvertrag mit einer Rendite, die oft unter der Inflationsrate liegt und 
dann gleich Null ist. Mit den Geldern, die Lebensversicherte langfri- 
stig hingeben, schaffen sich die Unternehmen aber inflationssichere 
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Kapitalanlagen mit hohen Wertsteigerungen, an denen aber die Ver- 
sicherten nur selten beteiligt werden.é  
Zwar klagte der Verband der Lebensversicherungsgesellschaften auf 
Unterlassung, doch das Landgericht Hamburg wies die Klage ab, und 
Meyer wird seither nicht mu de, diese bei den Deutschen nach wie vor 
beliebteste Form der Geldanlage als «legalen Betrugé  zu bezeichnen. 
Tatsachlich verzinst sich das in eine Lebensversicherung investierte 
Kapital in den meisten Fallen schlechter, als wenn man es etwa in 
langlaufende Staatsanleihen investiert. Die Versicherer garantieren 
zum Beispiel nur du rftige 3,5 Prozent Zinsen auf das eingezahlte 
Kapital, auch wenn in den vergangenen Jahrzehnten ihre Ausschu t- 
tungen durch die erzielten U berschu sse hoher waren. Im Schnitt bringt 
eine solche Police derzeit nur etwa fu nf Prozent Rendite. 
Nur das dem Fiskus abgetrotzte Steuerprivileg macht die Lebens- 
versicherer u berhaupt noch einigerma©en konkurrenzfahig, denn am 
Kapitalmarkt konnten Anleger in den letzten zehn Jahren eine Durch- 
schnittsrendite von u ber sieben Prozent erzielen. Schuld an den 
mageren Ausschu ttungen der Konzerne sind jedoch nicht deren Anla- 
geexperten, denn die erwirtschafteten, wie die rapiden Vermogenszu- 
wachse der Gesellschaften beweisen, meist u berdurchschnittliche Er- 
trage. 
Schuld ist vielmehr eine ausschlie©lich an den eigenen Interessen 
orientierte Geschaftspolitik der Assekuranzmanager. Diese Politik 
setzte bei vielen Gesellschaften auf schnellstmogliches Umsatzwachs- 
tum, auf eine hochst komfortable, ja luxuriose Ausstattung des Ma- 
nagements, auf Bequemlichkeit und die Aufstockung stiller Reserven, 
die dann durch allerlei Finanzierungstricks den Versicherten entzogen 
werden. 
Schein und Wirklichkeit klaffen bei den Gesellschaften weit ausein- 
ander. Schein sind die offiziellen Pramienkalkulationen mit den vom 
Bundesaufsichtsamt vorgeschriebenen Bestandteilen: sieben bis acht 
Prozent der Pramien du rfen als Verwaltungskosten verbraucht wer- 
den, 3,5 Prozent von 90 Prozent jeder neu abgeschlossenen Versiche- 
rungssumme flie©en als Provision an den Au©endienst, 20 Prozent der 
Pramie sind Risikoanteil fu r den Todesfall, der Rest von etwa 60 bis 
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70 Prozent wird angelegt und mit 3,5 Prozent verzinst. Zinsen und 
U berschu sse aus dem angelegten Kapital sollen am Ende der Laufzeit 
die Versicherungssumme ergeben. 
Die Wirklichkeit indes sieht bei den meisten Konzernen ganz anders 
aus. Da flie©en nicht 3,5, sondern 4,5 Prozent in den Au©endienst, und 
zwar nicht von 90 Prozent der Versicherungssumme, wie das Auf- 
sichtsamt vorgibt, sondern haufig von den vollen 100 Prozent. Um ihre 
provisionshungrigen Vertreter zu motivieren und die «Strukisé  bei der 
Stange zu halten, greifen selbst die gro©ten Gesellschaften, wie etwa 
die Allianz, zu dubiosen Verschleierungsmethoden, damit dem Bun- 
desaufsichtsamt der hohere Provisionsanteil verborgen bleibt. 

U ble Verschleierungstricks 

Reinhard Schmidt-Tobler beschreibt in seinem Buch Tatort Glaspalast 
einige dieser Tricks: Mal schlo© er mit einer Allianz-Niederlassung 
mehrere Vertrage, wobei der eine u ber den offiziellen Hochstsatz 
lautete, der andere eine Zusatzprovision beim Erreichen einer be- 
stimmten Sollmenge verhie© und der dritte noch einen zusatzlichen 
Bonus fu r Spitzenergebnisse einbrachte. Damit das System in der 
Zentrale keinen Ansto© erregte, wurden die Vertrage mit drei unter- 
schiedlichen Allianz-Niederlassungen abgeschlossen. 
Genauso gut funktionierte die Masche, einen Allianz-Spitzenvertreter 
einzuschalten, der innerhalb des Konzerns die hochste Provisionsstufe 
erreicht hatte und gerne bereit war, seinen Spitzensatz von 4,5 Prozent 
mit anderen Kollegen zu teilen. 
Kehrseite der wilden Provisionsjagd sind die hohen Stornoquoten. 
Immer mehr u berrumpelte Kunden besinnen sich, wenn die ersten 
Pramien fallig werden, und geben die bereits unterschriebenen Ver- 
trage innerhalb eines Jahres wieder zuru ck. Zwar verlieren sie dadurch 
oft die eingezahlten Beitrage, aber sie ersparen sich u ber viele Jahre 
Zahlungen, die moglicherweise ihre finanzielle Leistungsfahigkeit 
u bersteigen. 
Die Stornoquoten der einzelnen Gesellschaften geben den Prozent- 
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satz an, um den sich das Neugeschaft einer Versicherungsgesellschaft 
im ersten Jahr nach dem Abschlu© durch zuru ckgegebene Vertrage 
reduziert. Im Branchendurchschnitt betrug diese Quote bei allen Ver- 
sicherern 1992 rund neun Prozent, doch bei einzelnen Gesellschaften 
erreichte die Abspringerquote verheerende Ausma©e. So kam der 
Iduna mehr als ein Viertel des Neugeschafts abhanden, bei der Bonner 
Leben betrug es fast 40 Prozent, bei der Transleben gar mehr als 50 
Prozent. 
Jede Stornierung kostet die Gesellschaft Geld, oft ist ein Gro©teil der 
ausbezahlten Provision fu r immer verloren. Bei einer Lebensversiche- 
rung u ber 100 000 Mark zum Beispiel kassiert der Strukturvertrieb bis 
zu 5 000 Mark auch dann, wenn der Kunde im Laufe des ersten Jahres 
wieder abspringt. 
Bose erwischt hat es auch die Alte Leipziger mit 16 und die Hamburg- 
Mannheimer (HM) mit gut zwo lf Prozent Stornierungen. Vor allem 
die HM, nach der Allianz Deutschlands zweitgro©ter Lebensversiche- 
rer, war mit ihren umstrittenen Vertriebsmethoden ins Gerede ge- 
kommen. Als einzige unter den gro©en Versicherungsgesellschaften 
gab die Hamburg-Mannheimer ihrem 1973 von dem ehemaligen 
IOS-Mann Werner Kunkler gegru ndeten Strukturvertrieb sogar den 
eigenen Namen: Hamburg-Mannheimer-Invest. Heute hei©t diese 
Kloppertruppe, die rund 4 500 hauptberufliche und 25 000 nebenbe- 
rufliche Vertreter beschaftigt, verschamt nur noch HMI, doch die 
Methoden der «Hamburg-Mafiaé  (Branchenspott) haben sich kaum 
geandert. 
Immer wieder klagen Verbraucherschu tzer u ber die dreisten Anwer- 
bemethoden der HMI-Strukis, die vor allem in Discos Jagd auf neue 
Kunden und Vertreter machen. Die zweite Halfte ihres Neugeschafts 
holen sich die HMI-Bosse u ber allerlei obskure Vereine und Organi- 
sationen wie die OAB (Organisation fu r Akademiker und Beamte) 
oder OVG (Organisation fu r Verbandsgruppengeschafte). 
OVG-Vertreter zum Beispiel tarnen sich als Abgesandte von Kriegs- 
opfer- und Sozialverbanden, um unter deren Mitgliedern neue Kun- 
den anzuwerben. Ein ganz u bler Trick dieser Truppe ist es, solche 
Kunden mit angeblich verbilligten Gruppentarifen zu kodern, ihnen 
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aber gleichzeitig einen Teil der U berschu sse wieder abzuknopfen, die 
sie als «Spendeé  fu r den Verein deklarieren. Die Sozialverbande 
kamen letztes Jahr so zu Spenden von rund 50 Millionen Mark und die 
«Hamburg-Mu lleimeré  zu einem stattlichen Neugeschaft. 
Auch die rund 1000 Hostessen der «Felicitas GmbHé , die den Stan- 
desamtern die Adressen von frisch Vermahlten und Neugeborenen 
abluchsen, spielen den Tu ro ffner fu r HM-Vertreter, wenn sie mit 
Probepackchen aus Babynahrung und Windeln ihre Hausbesuche 
machen. Urteilte das Manager Magazin: «Der Versuch, zum Bran- 
chenprimus und Mitaktionar Allianz aufzuschlie©en, ist klaglich ge- 
scheitert. Das Management ist u berfordert und reagiert hilflos auf die 
zahlreichen Probleme.é  
Ihren Ruf als ru deste Kloppertruppe verteidigten die HM-Au©en- 
dienstler sogar mit Hilfe der Bundesanstalt fu r Arbeit. 1992 entdeckte 
eine Sondertruppe des Hamburger Arbeitsamtes, die eigens zur Fahn- 
dung nach Schwarzarbeitern gegru ndet worden war, da© eine verdach- 
tig gro©e Zahl von Mitarbeitern der Hamburg-Mannheimer Versiche- 
rung Arbeitslosengeld bezog. Nach intensiven Recherchen stellte sich 
heraus, da© rund 5 900 HM-Dru cker offiziell arbeitslos gemeldet wa- 
ren, wahrend sie gleichzeitig von der Versicherung hohe Provisionen 
bezogen. Rund zehn Millionen Mark «Stu tzeé  landeten so zu Unrecht 
in den Taschen der HM-Vertreter. 
Als das schone Spiel aufgeflogen war, u berkam manche der Dru cker 
eine tiefe Lustlosigkeit. Diese hielt allerdings fu r etwa 250 von ihnen 
nicht lange an, da sie fu r die Bayerische Beamtenversicherung (BBV) 
tatig wurden. Ihr neuer Arbeitgeber mu© sich nun aber vor Gericht 
mit einer Klage des gekrankten Konkurrenten herumschlagen. 
Die Hatz auf den Kunden wird von den Versicherungskonzernen mit 
immer gro©erem Einsatz angefacht. So gab die inzwischen zur ABM- 
Gruppe zahlende Volksfu rsorge rund 60 Millionen Mark fu r eine 
15-Prozent-Beteiligung an der OVB-Struki-Truppe des Otto Witt- 
schier aus, obwohl sie schon einmal mit einem Strukturvertrieb ziem- 
lich schlechte Erfahrungen machen mu©te. 1991 ging die «Genius 
Vermittlungsgesellschaft fu r Finanzdienstleistungené , die der Volks- 
fu rsorge pro Jahr rund 100000 Vertrage gebracht hatte, in einer 
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Millionenpleite unter. Die AUA-Verkaufsmethode («Anhauen, Um- 
hauen, Abhauené ) wilder Vertreterkolonnen vom Schlag der OVB 
fu hrte dazu, da© nach Schatzungen von Branchenkennern mittlerwei- 
le jeder erwachsene Bundesbu rger rund 1000 Mark im Jahr fu r absolut 
u berflu ssige Versicherungen ausgibt. U berversichert sind nach Beob- 
achtung unabhangiger Makler viele Haushalte bei der Hausrat-, Un- 
fall- und Haftpflichtversicherung. Viele Arbeitnehmer, die schon u ber 
die staatliche Rentenversicherung abgesichert sind, lie©en sich in den 
vergangenen Jahren hohe Lebensversicherungssummen «aufs Auge 
dru ckené . 

Drohen, Einschu chtern, Vergleichen 

Wahrend die Konzerne sich mit Provisionen fu r Neuabschlu sse gegen- 
seitig u berbieten und Milliarden in ihre kostspieligen Vertriebsappa- 
rate investieren, zeigen sie sich oft erstaunlich knauserig, wenn es ans 
Auszahlen geht. «In der Abteilung Schadenregulierung sitzen unsere 
hartesten Brockené , bekannte der Mitarbeiter einer Mu nchener Le- 
bensversicherung, und er war sichtlich stolz darauf. 
Beru chtigt sind die harten Brocken fu r die Art, wie sie mit den  
Hinterbliebenen von Unfallopfern umspringen. Beliebter Dreh:  
Reicht zum Beispiel die Witwe eines an den Folgen eines Autounfalls 
gestorbenen Versicherten die Sterbeurkunde mit der Bitte um Aus- 
zahlung der Versicherungssumme ein, dann erhalt sie fu r gewo hnlich 
nach langerer Wartezeit erst mal einen Brief, in dem der Unfalltod 
des Verstorbenen angezweifelt wird. Es konne sich ja auch um Selbst- 
mord gehandelt haben, argwo hnt der Sachbearbeiter aus der Lei- 
stungsabteilung und bittet um Geduld, bis die Ermittlungen der Poli- 
zei abgeschlossen seien. 
Auch wenn bis dato gar keine Ermittlungen angestellt wurden, weil 
die Umstande des Unfalls einen Selbstmord ausschlossen, so gewinnt 
die Versicherung erst mal Zeit. Inzwischen setzt sie Detektive ein, die 
das Vorleben des Versicherten durchforsten, und wenn sich dabei nur 
der geringste Hinweis auf depressive Stimmungen, Schwierigkeiten 
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am Arbeitsplatz oder die Aufnahme eines Kredits findet, dann wird 
die Versicherung die Ero ffnung eines Ermittlungsverfahrens verlan- 
gen. Das pflegt sich fu r gewohnlich in die Lange zu ziehen. 
Unterdessen erhalt die trauernde Witwe Besuch von einem freundli- 
chen Herrn, der ihr klarmacht, da© mit der Auszahlung der Lebens- 
versicherung fu r langere Zeit nicht zu rechnen sei. Hat er damit 
hinreichend Wirkung erzielt, wird er am Ende seines Besuchs wie 
beilaufig erwahnen, da© es ja die Moglichkeit eines Vergleichs gabe. 
Man habe bei der Versicherungsgesellschaft volles Verstandnis fu r die 
schwierige Lage der Hinterbliebenen und biete die sofortige Auszah- 
lung eines Betrages in Hohe von, sagen wir, 50 Prozent der vertraglich 
vereinbarten Versicherungssumme. 
La©t sich die geschockte Frau auf ein solches Angebot ein, hat sie 
verspielt. Die Versicherung zahlt und hat die Halfte des Betrages, den 
sie leisten mu ©te, eingespart. Schon deswegen sind die Versicherer 
bemu ht, die Mar von den vielen unentdeckten Selbstmorden immer 
wieder in die Zeitungen zu lancieren. 
Hilft die Einschu chterungs- und Vergleichstaktik nicht, dann werden 
hartere Bandagen angelegt. So im Fall eines Mu nchener Ku rschner- 
meisters, der am 1. Oktober 1989 in seinem Haus stu rzte, die Treppe 
hinunterfiel und sich dabei eine so schwere Kopfverletzung zuzog, da© 
er wochenlang im Koma lag. Seither ist er zu 100 Prozent arbeitsunfa- 
hig. Da er schon seit 1972 Beitrage in eine Unfallversicherung einge- 
zahlt hatte, bat er um Auszahlung der Invaliditatsentschadigung in 
Hohe von 276000 Mark und verlangte daru ber hinaus ein Krankenta- 
gegeld u ber 10740 Mark. Seine Frau hatte die Schadensmeldung 
ausgefu llt und darin angegeben, da© der Verunglu ckte vor dem Unfall 
vollstandig gesund gewesen sei. 
Prompt weigerte sich die Versicherung zu zahlen und beschuldigte die 
Ehefrau, falsche Angaben gemacht zu haben. Der Versicherte sei 
namlich, behaupten die Versicherer, seit Jahren alkoholkrank gewe- 
sen. Es folgte ein jahrelanger Rechtsstreit, bis hinauf zum Bundesge- 
richtshof. Zunachst klagte das Ku rschnermeisterehepaar beim Land- 
gericht Mu nchen und verlor. Auch ihre Berufung hatte keinen Erfolg, 
denn das Oberlandesgericht wies den Antrag ab. So mu©ten die 

251 



Versicherten das hochste deutsche Gericht bemu hen, und hier hatten 
sie endlich Erfolg: Der Bundesgerichtshof nahm die Revision an und 
verwies die Klage an das Oberlandesgericht zuru ck. 
Noch ist der Fall nicht entschieden, doch die Aussichten des invaliden 
Ku rschnermeisters haben sich dadurch erheblich verbessert. Immer- 
hin kann die Frau des Ku rschners darauf verweisen, sie habe keines- 
wegs verschwiegen, da© ihr Mann in den letzten 24 Stunden vor dem 
Unfall Alkohol getrunken habe. Bei der Frage nach «bekannten 
Krankheitené  habe sie nur organische oder ko rperliche Leiden ge- 
meint. 

Die Gutachter und das Schleudertrauma 

Da© im Kleingedruckten der Versicherungsvertrage oft viele Fallen 
stecken, die es den Gesellschaften leicht machen, sich um ihre Leistun- 
gen zu dru cken, hat auch schon die Stiftung Warentest festgestellt. Bei 
den Hausratsversicherungen zum Beispiel pru ften die Tester die An- 
tragsformulare von 46 Gesellschaften und vergaben dann achtmal die 
Note «mangelhafté . Mangel wiesen demnach alle Formulare aus, und 
nur sechs Versicherern erteilten die Pru fer gute Noten. Vor allem 
kritisierten sie die Formulierung mancher Fragen, die so abgefa©t 
waren, da© der Kunde den Versicherern Gru nde fu r die Verweigerung 
der Auszahlung zu liefern hatte. Das waren zum Beispiel Fragen nach 
den sogenannten «Gefahrenumstandené . 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, da© nun auch schon die 
Versicherer selbst anfangen, das Kleingedruckte als Argument gegen 
die auslandischen Wettbewerber aus den EU-Staaten zu verwenden, 
die ab 1. Juli 1994 auch hierzulande Hausratpolicen anbieten du rfen. 
Victoria-Chef Edgar Jannott zum Beispiel wies ku rzlich darauf hin, 
da© bei bestimmten auslandischen Versicherern Sturmschaden erst ab 
Windstarke 11 ersetzt wu rden, die hierzulande kaum auftreten, wah- 
rend die Policen seiner Gesellschaft bereits bei Windstarke 7 Schutz 
gewahrten. 
Wie zah manche Gesellschaften um jeden Posten feilschen, bewies ein 
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Proze©, bei dem es um die Folgen eines Autounfalls ging. Eine junge 
Frau, die am Unfall selbst vo llig unschuldig war, verlor dabei das 
Augenlicht, konnte deshalb nicht mehr arbeiten und mu©te von ihrer 
Mutter versorgt werden. Die Haftpflichtversicherung des Unfallver- 
ursachers zahlte zwar zunachst eine Erwerbsunfahigkeitsrente und 
auch das gesetzlich vorgeschriebene Blindenpflegegeld. Erst per Ge- 
richt aber mu©te sich das Unfallopfer ein Schmerzensgeld von der 
Versicherung erstreiten. 
Hartnackig aber weigerte sich die Gesellschaft bis zum Schlu©, die 
Pflegekosten der Blinden zu u bernehmen, weil diese ja bereits das 
Blindenpflegegeld erhalte. Doch dann verurteilte das Landgericht 
Mu nchen die Versicherung zur Zahlung von rund 96000 Mark und 
einer monatlichen Rente von 1213 Mark. Aber ehe sie das Geld 
herausru ckte, schopfte die Versicherung den Rechtsweg bis zur Neige 
aus. Zuerst legte sie Berufung beim Oberlandesgericht ein; als auch 
dies nichts half, beantragte sie Revision beim Bayerischen Oberlan- 
desgericht. Und hier entschied der erste Zivilsenat endlich, da© der 
erblindeten jungen Frau auch die Kosten der Pflege zu bezahlen 
seien. 
Das sind durchaus keine Einzelfalle, bestatigt die Schutzgemeinschaft 
Unfallgeschadigter, der sogenannte Zeller Kreis. Gru nderin Gisela 
Breitrock legte sich vor allem mit Haftpflichtversicherern an, die das 
bei Autounfallen haufiger auftretende Schleudertrauma nicht als 
Schadensfall anerkennen wollen. Die Schutzgemeinschaft lie© zum 
Beispiel anhand von 6000 Unfallen untersuchen, wie Versicherer 
Personenschaden regulieren, und kam zu dem Schlu©, da© keine 
einzige der 156 Haftpflichtversicherungen als vorbildlich anzusehen 
ware. 
Typische Methode, mit der die Versicherer die Folgen eines Schleu- 
dertraumas behandeln: Sie lassen die Opfer nur von ausgesuchten 
Gutachtern untersuchen, die dann regelma©ig zu dem Schlu© kom- 
men, da© die Verletzung nach ein paar Wochen ausgeheilt sei. Folglich 
zahlt die Versicherung dann nur die Behandlungskosten, erkennt 
jedoch keinerlei Verpflichtungen fu r spater auftretende Nachwirkun- 
gen an. In mehr als 3 000 Fallen, so weist die Schutzgemeinschaft nach, 
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hatten die Versicherungen Unfallopfern u ber Jahre hinweg eine Ent- 
schadigung fu r ihre gesundheitliche Beeintrachtigung vorenthalten. 
Der Zeller Kreis gibt deshalb eine Negativliste mit den Namen jener 
Versicherungsgesellschaften heraus, die Personenschaden am schlech- 
testen regulieren. Auf dieser Liste stehen unter anderen die R & V- 
Versicherungsgruppe, Wiesbaden, die Gothaer Versicherung, Ko ln, 
sowie die Vereinigte Haftpflicht in Hannover. Gisela Breitrocks Rat 
an alle Unfallopfer: «Niemals den von der Versicherung vorgeschlage- 
nen Gutachter akzeptieren!é  

Rechtsstreit um das Wundermittel 

Man mu© keinen Unfall erleiden, um zu erfahren , wie hartleibig 
Versicherungskonzerne sein k o nnen, wenn sie zur Kasse gebeten  
werden. Dies erfuhr der Dingolfmger Architekt und Heimatkundler  
Fritz Markmiller, der 1989 wegen eines scheinbar harmlosen Juckrei- 
zes in der Hu ftgegend im Dingolfinger Krankenhaus behandelt wurde. 
Der Chefarzt diagnostizierte bei dem zuckerkranken Patienten «dia- 
betische Polyneuropathieé  und verordnete ihm das von den K o lner 
Madaus-Werken hergestellte Medikament Cronassial. 
Das als Wundermittel gepriesene Pr aparat verfehlte jedoch beim 
Patienten Markmiller seine heilende Wirkung und fu hrte statt dessen 
zu u berraschenden Symptomen wie starken Schmerzen in beiden  
Beinen, heftigen Fieberanfallen, Haarausfall und vollstandiger Ent- 
kraftung. Das Mittel war zu der Zeit schon in der Fachwelt umstritten, 
und vier Wochen, nachdem Fritz Markmiller die letzte von elf Dop- 
pelampullen gespritzt bekommen hatte, zog der Madaus-Konzern das 
Praparat aus dem Verkehr. 
Als der Dingolfinger Architekt dann Schadenersatzsanspru che gegen 
Madaus geltend machen wollte, erhielt er u berraschend Besuch von 
einem Vertreter des Ko lner Versicherungskonzerns Gerling. Dieser 
Herr mit Namen Friedhelm Martin verlangte zun achst, da© bei der 
Besprechung kein Anwalt zugegen sein durfte. Dann machte er den  
Eheleuten Markmiller nachdru cklich klar, da© ein Proze© gegen Ma- 
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daus und seinen Versicherer Gerling nicht die geringsten Aussichten 
auf Erfolg haben wu rde, da es wegen Cronassial insgesamt nur drei 
Schadensfalle gegeben habe. Da© dies nicht stimmte, erfuhren die 
ahnungslosen Dingolfinger erst lange danach. Deshalb akzeptierten 
sie schlie©lich das Angebot des Gerling-Vertreters, der ihnen 70000 
Mark versprach, wenn sie auf samtliche weiteren Anspru che verzich- 
teten. 
Erst spater dammerte den Markmillers, da© sie von dem Gerling-Ver- 
treter u ber den Tisch gezogen worden waren. Ihre Klage vor dem 
Landgericht Landshut gegen den Chefarzt des Dingolfinger Kranken- 
hauses und den Ko lner Madaus-Konzern blieb erfolglos. Ihre einzige 
Genugtuung bestand darin, da© die Mu nchener TV-Journalistin Syl- 
via Matthies den Fall aufgriff und ihn in einer brisanten Sendung fu r 
den WDR unter dem Titel «Gesucht wird... ein u bler Versicherungs- 
trické  ans Licht der O ffentlichkeit brachte. 
U bel spielten Deutschlands private Krankenversicherer in den letzten 
beiden Jahren vielen alteren Versicherten auch dann mit, wenn diese 
gesund blieben und das Krankenhaus nur von au©en sahen. Mit bru- 
talen Beitragserhohungen erschreckten zahlreiche Gesellschaften wie 
die Vereinte Krankenversicherungs AG aus Mu nchen oder die Halle- 
sche Nationale aus Stuttgart die bei ihnen versicherten Senioren. Bei 
einem 70jahrigen, der seit u ber 40 Jahren Beitrage gezahlt hatte, 
erhohte die Vereinte von heute auf morgen die monatliche Pramie um 
41 Prozent. Eine 80jahrige Frau mu©te bei der Halleschen Nationalen 
ab April 1993 plo tzlich 807 statt vorher 659 Mark Beitrag bezahlen, 
obwohl sie seit 55 Jahren bei dieser Gesellschaft versichert ist. Radikal 
ku rzten die Gesellschaften den Treuebonus fu r langjahrige Mitglied- 
schaft auf magere 16 bis 20 Prozent zusammen. «Es ist viel faul in der 
privaten Krankenversicherungé , erboste sich Versicherungsspezialist 
Horst Schmilz im Wirtschaftsmagazin Capital. 
Nicht nur da! Das gesamte Versicherungswesen krankt offenbar an 
der hemmungslosen Ausbeutermentalitat der Assekuranzmanager. 
Sie sind Teil des «Kartells der Kassiereré  und haben offenbar nichts 
anderes im Sinn als eine moglichst schnelle Bereicherung ihrer Gesell- 
schaften. Da© sie dies in den letzten Jahren mit so bemerkenswertem 
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Erfolg erreichen konnten, spricht fu r die desolaten Zustande im ge- 
samten Finanzbereich. 
Wenn die staatliche Aufsicht versagt und beinahe rechtsfreie Raume 
entstehen, in denen milliardenschwere Konzerne mit den ru desten 
Methoden nach Gutdu nken operieren konnen, dann bleibt dem ein- 
zelnen Bu rger nur noch die Selbsthilfe. Niemand braucht sich dann 
mehr zu wundern, wenn der Versicherungsbetrug zum Volkssport 
avanciert, wenn sich immer neue Solidargemeinschaften zum Schutz 
der Versicherten bilden, wenn die Gerichte u berlastet sind mit Scha- 
denersatzprozessen, und wenn sich eine Popmusikgruppe spo ttisch 
«Erste Allgemeine Verunsicherungé  nennt. 

Gespart wird jetzt an der falschen Stelle 

U berhoht wie die Vertriebskosten sind bei vielen Gesellschaften aber 
auch die Aufwendungen fu r ihre eigene Verwaltung. Verschwen- 
dungssucht und Mi©management trieben den Kostenanteil bei einigen 
Unternehmen weit u ber die vom Bundesaufsichtsamt genehmigte 
Siebenprozentmarke hinauf. Schamhaft versuchen die Konzernmana- 
ger zwar, die wahre Hohe ihrer Ausgaben zu verschleiern, doch ein 
Branchenexperte, der Hamburger Journalist Manfred Poweleit, Her- 
ausgeber des MAP-Report, entschlu sselte die Versicherungsbilanzen 
immerhin so weit, da© er die Rangliste der sparsamsten Gesellschaften 
aufstellen konnte. 
Demnach wirtschaften besonders effizient die Bayern Versicherung, 
die Debeka und die Allianz Leben. U berdurchschnittlich teuer ist das 
Management der Nu rnberger Leben, der Alten Leipziger und der 
Victoria. Den Vogel allerdings scho ssen die Bosse der Citi Versiche- 
rung ab, die mehr als zwo lf Prozent ihrer Pramieneinnahmen fu r sich 
selbst und die Verwaltung ihres Unternehmens verpulverten. 
Kronzeuge Reinhard Schmidt-Tobler bestatigt, wie derart hohe «Ver- 
waltungsaufwendungené  entstehen konnen: «Wir waren mit der DBV 
in Kopenhagen, mit der LV von 1861 in Budapest, mit der Mu nchner 
Leben in Paris, mit der Winterthur in Montpellier (natu rlich Fu©ball- 
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Landerspiel), mit der Vita auf Kreuzfahrt auf Rhodos und mehrmals 
am Oktoberfest. Die Berlinische lud nach Bali ein, die Ideal will im 
Fru hjahr nach Hongkong, und die Condor Versicherung reist mit 
ihrem elitaren Condor Club sowieso mehr oder weniger rund um die 
Welt.é  
Kein Wunder, da© jetzt gespart werden mu©. Und natu rlich sparen die 
Manager am liebsten dort, wo es ihnen selbst nicht weh tut, also bei 
den Versicherten. Mit Blick auf die gesunkenen Renditen am Kapital- 
markt ku ndigte die Allianz Leben fu r 1994 die Ku rzung der Gewinn- 
beteiligung an, und andere Gesellschaften wie die Volksfu rsorge 
folgten dem Beispiel des Branchenfu hrers. Da© diese Ku rzungen nicht 
gerechtfertigt sind, halt MAP-Report-Herausgeber Manfred Poweleit 
fu r erwiesen: «Als die bisherige Gewinnbeteiligung versprochen wur- 
de, gab es noch niedrigere Zinsen als heute.é  
U berdies erzielten festverzinsliche Wertpapiere im Jahr 1993 be- 
trachtliche Kursgewinne, und auch die Notierungen der Aktien legten 
kraftig zu, so da© die Kassen der Versicherer eigentlich u berquellen 
mu ©ten. Wohl nicht zu Unrecht vermutet Poweleit, da© die Konzerne 
einen gro©eren Teil der U berschu sse dazu verwenden, ihr Eigenkapi- 
tal aufzustocken. In der bereits erwahnten EU-Richtlinie verlangt die 
Bru sseler Kommission namlich von den Lebensversicherern hohere 
Eigenkapitalquoten. «Damité , juxt Branchenexperte Poweleit, «ist die 
Lebensversicherung die einzige Branche, in der die Kunden das Ei- 
genkapital stellen mu ssen.é  
Damit verschlechtert sich das Gesamtergebnis einer Kapitallebens- 
versicherung wieder einmal erheblich. Wer jetzt zum Beispiel eine 
solche Police bei der Allianz abschlie©t, bekommt nach 30 Jahren etwa 
sieben Prozent weniger ausbezahlt, als wenn er den Vertrag noch 1993 
unterschrieben hatte. 
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«Die Ru ckzahlung der Beitrage lehnen wir abé  

Wer eine Lebensversicherung zur Finanzierung eines Immobi - 
lienprojekts abschlie©t, mu© heutzutage mit Ungemach rechnen.  
Zwar verleihen die im Geld schwimmenden Versicherer Darlehen 
meist gu nstiger als Banken und Sparkassen, doch nicht immer laufen 
solche Darlehensgeschafte fu r den Kunden vorteilhaft ab. 
Manchmal namlich schalten sich allerlei Finanzierungsfirmen ein, die 
dem Interessenten fu r eine Immobilie konkurrenzlos niedrige Zinsen 
verhei©en und von ihm im Gegenzug die Unterschrift unter Lebens- 
versicherungspolicen verlangen, die zur Absicherung des Darlehens 
dienen sollen. Dabei mu© der Kunde seine Anspru che aus der Lebens- 
versicherung an eine zwischengeschaltete Gesellschaft abtreten, die 
sich somit den Zugriff auf die Ru ckkaufswerte der Versicherungen 
sichert. 
Nicht selten haben es die beteiligten Finanzierungsfirmen nur darauf 
abgesehen, bei dem Deal tu chtig abzukassieren. Vor allem sind sie an 
den hohen Provisionsvorschu ssen interessiert, die sie durch die Ver- 
mittlung der Lebensversicherungsvertrage sofort ausbezahlt bekom- 
men. Den Kunden tauschen sie niedrigere Beitrage vor, als tatsachlich 
anfallen; deshalb werden die ersten Pramienzahlungen auch von ihnen 
subventioniert. Wenn der Kunde spater, nachdem er die Wahrheit 
u ber die volle Ho he seiner Pramien erfahren hat, die Versicherung 
ku ndigt, verliert er auf jeden Fall die bis dahin eingezahlten Beitrage. 
So erging es zum Beispiel Christa Hart aus Germering bei Mu nchen. 
U ber eine Zeitungsanzeige lernte sie die Firma ZBF Zentrale Baufi- 
nanzvermittlungs GmbH und ihren Geschaftsfu hrer Ju rgen Rudolph- 
Dengel kennen, der ihr ein konkurrenzlos gu nstiges Baudarlehen 
versprach. Zusammen mit einer Frau Hofstetter von der Firma ELP 
Leasingpartner GmbH in Eching am Ammersee vermittelte er Frau 
Hart die Lebensversicherungsvertrage beim Deutschen Ring.  
Tatsachlich wurde das Darlehen von der Versicherung an die ZBF und 
von dort aufs Konto der Kundin u berwiesen. Frau Hart mu©te dann 
ihre monatlichen Zins- und Tilgungsraten an die ZBF zahlen, die 
daraus wiederum die Pramien fu r die Lebensversicherung beglich. 
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Nach einer Weile freilich stellte die ZBF die Zahlungen ein, und der 
Deutsche Ring schrieb am 5. Mai 1993 an Christa Hart: «Die Ru ckzah- 
lung der bei uns eingezahlten Gelder lehnen wir ab. Denn uns ist durch 
das Verhalten des Herrn Rudolph-Dengel und der Frau Hofstetter ein 
hoher Schaden entstanden, da die ZBF finanziell au©erstande ist, die 
an sie gezahlten Provisionsvorschu sse fu r die vermittelten, jedoch nach 
Einstellung der Beitragszahlung stornierten Lebensversicherungsver- 
trage zuru ckzuzahlen. Da Sie durch die Unterzeichnung des Versiche- 
rungsantrags die Vorschu©zahlung an die ZBF mit verursachten, sind 
Sie fu r den jetzt eingetretenen Schaden in Hohe des auf Ihre Versiche- 
runggeleisteten Vorschusses mitverantwortlich. Die Geltendmachung 
weiteren Schadens behalten wir uns ausdru cklich vor.é  
So u bel also kann es Bauherren oder den Kaufern einer Eigentums- 
wohnung gehen, wenn sie sich bei der Finanzierung von den scheinbar 
so gu nstigen Konditionen der Lebensversicherungen blenden lassen 
und den Werbespru chen dubioser Finanzvermittler vertrauen. 

Wie die miserablen Ru ckkaufwerte zustande kommen 

Wie du rftig der Ertrag einer Lebensversicherung sein kann, erfahrt 
der Versicherte vor allem dann, wenn er den Vertrag vorzeitig ku ndigt. 
Denn bei den meisten Tarifen beginnt die sogenannte Ansparphase 
erst lange nach Vertragsabschlu©. Monate- oder gar jahrelang zahlt 
der Versicherte Pramien, die in den Taschen des Vertreters und der 
Versicherungsgesellschaft landen. Dadurch liegen die sogenannten 
Ru ckkaufwerte der Policen auch noch nach vielen Jahren weit unter 
dem, was der Versicherte in dieser Zeit tatsachlich einbezahlt hat. 
Welche Verluste hier anfallen konnen, zeigt das Beispiel eines Apo- 
thekers, der 1985 eine Kapitallebensversicherung abschlo©, die ihn pro 
Jahr 11120 Mark an Pramienzahlungen kostete. Nach fu nf Jahren - er 
hatte also bereits 55 600 Mark eingezahlt - beschlo© er, nach Japan 
auszuwandern, und ku ndigte deshalb den Vertrag. Statt der eingezahl- 
ten Summe u berwies ihm die Versicherungsgesellschaft den lacherli- 
chen Ru ckkaufswert von 1264 Mark und sechs Pfennigen. 
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Nur wenig besser erging es einem Versicherungsnehmer namens Bodo 
H., der in dreieinhalb Jahren 23 340 Mark in seine Lebensversicherung 
einbezahlt hatte, die u ber insgesamt 36 Jahre laufen sollte. Ausbezahlt 
bekam er nach der vorzeitigen Ku ndigung nur 5 678 Mark. Auf seine 
Klage hin beschieden ihm die Richter am Oberlandesgericht Du ssel- 
dorf, dieser Betrag sei «angemessené . 
Mittlerweile mu©ten die Versicherer zwar ihre «kriminelle Ru ck- 
kaufswertregelungé  (Hans Dieter Meyer) zugunsten der Versicherten 
verbessern und auch solche Tarife anbieten, bei denen schon Teile der 
ersten Pramienzahlungen zum Ansparen eines Kapitalstocks verwen- 
det werden, doch noch immer du rfen die Versicherungsvertreter ihren 
neugeworbenen Kunden verschweigen, da© sie bei vorzeitiger Ku ndi- 
gung in jedem Fall viel Geld verlieren. 
Nach einer brancheninternen Faustregel erstattet die Lebensversiche- 
rung bei einer Ku ndigung nach fu nf Jahren lediglich etwa zwei Drittel 
der kassierten Pramien. Erst nach zehn Jahren hat der Kunde die 
Aussichten, wenigstens sein eingezahltes Kapital zuru ckzubekom- 
men; die Zinsen darauf allerdings verbleiben auch dann noch bei der 
Versicherung. 
Experten raten deshalb einem Versicherten, der seine Beitrage nicht 
mehr in voller Hohe bezahlen kann, statt vorzeitiger Ku ndigung 

§ die Laufzeit zu verlangern: Bei derselben Versicherungssumme ver- 
ringert sich somit automatisch die monatliche Pramienzahlung; 

§ um Stundung zu bitten: Bis zu einem Jahr verzichten die meisten 
Gesellschaften bei langlaufenden Lebensversicherungen auf die 
Beitrage, wenn der Kunde sich bereit erklart, die gestundeten Bei- 
trage plus Zinsen nachzuzahlen; 

§ die Summe herabzusetzen: Verringert sich die Versicherungssumme 
bei selber Laufzeit, sinken logischerweise die monatlichen Beitrage, 
dafu r bekommt der Kunde am Ende aber auch weniger Geld ausbe- 
zahlt; 

§ ein Darlehen zu beantragen: Wenn der Vertrag nur noch wenige 
Jahre lauft, kann es sich lohnen, die restliche Zeit mit einem Poli- 
cendarlehen zu u berbru cken. Der Kunde beantragt bei der Versi- 
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cherung einen Kredit und finanziert damit die noch ausstehenden 
Pramien. Als Sicherheit dient ihm seine Police. 

Nicht nur die Lebensversicherung ist fu r viele Kunden der Asseku- 
ranzkonzerne ein schlechtes Geschaft, auch bei der Sachversicherung 
kassieren die Konzerne meist u ber Gebu hr ab. Nur selten gelingt es 
freilich, die Versicherungsgesellschaften des Wuchers zu u berfu hren, 
da sie ihre Kalkulationsgrundlagen wie Staatsgeheimnisse behandeln. 
Immerhin wurde bekannt, da© zum Beispiel die Allianz im Jahr 1983 
fu r die Verwaltung ihrer Unfallversicherungssparte rund 130 Millio- 
nen Mark ausgab, wahrend ihre Leistungen an Unfallopfer im selben 
Jahr nur 110 Millionen Mark ausmachten. Das hei©t: Der Versiche- 
rungsbetrieb war beachtlich teurer als der gesamte zu regulierende 
Schaden. 
Tatsachlich geben fast alle Unfallversicherer nur einen Bruchteil der 
Einnahmen aus Pramien zur Regulierung der Schaden aus. Im Schnitt 
sind es bei der Haftpflichtversicherung von jeder Pramienmark nur 63 
Pfennige, bei der Unfallversicherung gar nur 37 Pfennige. Moglicher- 
weise wird hier der verscharfte Wettbewerb durch auslandische An- 
bieter ab 1. Juli 1994 die Verhaltnisse etwas zugunsten der Versicher- 
ten verbessern. 

Das A rgernis der Zehn-Jahres-Vertrage 

Das gro©te A rgernis aber sind nach wie vor die zu langen Laufzeiten 
der u blichen Sachversicherungsvertrage. 90 Prozent aller Hausrat-, 
Haftpflicht- und Unfallversicherungen laufen namlich in Deutschland 
u ber mehr als zehn Jahre. Obwohl immer mehr Gerichte diese un- 
ku ndbaren «Dauerbrenneré  fu r illegal erklaren, halten die Gesell- 
schaften mit gro©ter Hartnackigkeit daran fest. Der Grund ist klar: 
Die Endlosvertrage hindern die Kunden, zur preiswerteren Konkur- 
renz u berzulaufen. Und: Sie spielen im Laufe der Jahre satte Gewinne 
ein. 25 deutsche Gerichte, darunter drei Oberlandesgerichte, erklar- 
ten zumindest die vor 1991 abgeschlossenen Zehn-Jahres-Vertrage fu r 
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ungu ltig, weil in jenen Policen die Laufzeit nur im Kleingedruckten 
angegeben war. 
Unzahlige Versicherungskunden, die aus ihren Zehn-Jahres-Vertra- 
gen aussteigen wollen, warten jetzt auf ein Grundsatzurteil des Bun- 
desgerichtshofs. Zwar wollte die Bundesregierung dem Richterspruch 
mit einem verbraucherfreundlichen Gesetzentwurf zuvorkommen, 
der den Versicherten das Recht einraumte, einen solchen Zehn-Jah- 
res-Vertrag schon nach drei Jahren zu ku ndigen, doch auch da hatte 
Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger die Rechnung 
ohne den Wirt gemacht. Offensichtlich unter dem Druck ihrer eigenen 
Parteifreunde akzeptierte sie, da© der im September 1993 fertigge- 
stellte Entwurf das Ku ndigungsrecht bei langlaufenden Versiche- 
rungsvertragen weiterhin nur in Ausnahmefallen zula©t. Klarer 
Punktsieg also fu r die Versicherungslobby. 
Gewitzte Kunden freilich schaffen es auch ohne Ru ckendeckung aus 
Bonn, langlaufende Vertrage vorzeitig aufzulosen. Wer sich zum Bei- 
spiel von einem Vertreter u berreden la©t, einen Versicherungsantrag 
zu unterschreiben, darf dieses Papier innerhalb von zehn Tagen nach 
Unterschrift widerrufen. Kunden, die diese Frist versaumen, haben 
des weiteren die Moglichkeit, nach jeder Schadenszahlung (und sei sie 
noch so klein) innerhalb eines Monats zu ku ndigen, entweder mit 
sofortiger Wirkung oder zum Ablauf der bezahlten Versicherungspe- 
riode. Bu rger aus den neuen Bundeslandern du rfen sogar alle Vertra- 
ge, die sie bis Ende 1992 abgeschlossen haben jahrlich zu dem Monat 
ku ndigen, an dem der Vertrag zu laufen begann. 

Rausschmisse fu r Porschefahrer und Auslander 

Nicht nur das erschwerte Ku ndigungsrecht der Versicherten sorgt fu r 
A rger. Vor allem in der Kfz-Haftpflicht- und -Kaskoversicherung 
haufen sich die Falle, in denen Versicherungsgesellschaften von sich 
aus unliebsamen Kunden den Stuhl vor die Tu r setzen. Unliebsam ist 
in den Augen der Kfz-Versicherer jeder Kunde, der zu einer Gruppe 
zahlt, die als hohes Schadensrisiko eingestuft ist. Dazu zahlen zum 
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Beispiel die Besitzer von Luxuswagen, die das besondere Interesse der 
Autodiebe finden. Ebenso Rallyefahrer, Auslander und die Bewohner 
besonders unfalltrachtiger Gegenden. 
1993 zum Beispiel weigerten sich zahlreiche Gesellschaften, fu r neu- 
gekaufte oder geleaste Sportwagen von Porsche Vollkaskoversiche- 
rungen abzuschlie©en, und auch mancher BMW-, Mercedes- und 
Jaguarfahrer hatte Mu he, eine passende Versicherung zu finden. Be- 
sonders hart traf die «Kampagne der Versicherer zur Risikominimie- 
rungé  (so ein Mu nchner Allianz-Vertreter) die auslandischen Mit- 
bu rger. So ku ndigte zum Beispiel die Victoria Versicherung in 
Fu rstenfeldbruck dem aus Kroatien stammenden Kunden Nicola Kri- 
vosic aus der Mu nchner Ehrenbreitsteinerstra©e am 20. September 
1993 abrupt und ohne Angabe von Gru nden seine seit April 1969 
bestehende Haftpflichtversicherung: «Den Versicherungsvertrag 
mochten wir nicht mehr fortsetzen. Wir erlauben uns deshalb, ihn 
gema© ȶ 4, Ziff. la der > Allgemeinen Bedingungen fu r die Kraftfahrt- 
versicherung (AKB)< zum Ablauf, dem 1.1.1994, 0 Uhr zu ku ndigen. 
Der zustandigen Zulassungsstelle fu r Kraftfahrzeuge mu ssen wir ge- 
ma© gesetzlicher Vorschrift die Aufhebung der Kraftfahrzeughaft- 
pflichtversicherung anzeigen.é  
Wenn es um ihre eigenen Interessen geht, kennen die Konzerne also 
keinen Pardon. Die Interessen ihrer Kunden indes sind ihnen ziemlich 
egal, wie die rapide anwachsende Welle von Beschwerden beim Auf- 
sichtsamt fu r das Versicherungswesen beweist. 
Die langlaufenden Versicherungsvertrage, die nach einem Gutachten 
des Hamburger Instituts fu r Finanzdienstleistungen (IFF) gegen die 
Vorschriften des europaischen Wettbewerbsrechts versto©en, sind 
auch, neben den U berrumplungstaktiken der LV-Vertreter, der hau- 
figste Beschwerdegrund der Versicherten. U ber 32000 solcher Be- 
schwerden gingen 1992 beim Bundesaufsichtsamt fu r das Versiche- 
rungswesen ein - eine blamable Quittung fu r eine Branche, die nicht 
mu de wird, in standig wiederholten Werbespots und Anzeigen ihre 
Seriositat und Soliditat zu betonen. 
Nur wenige Gesellschaften sind u berhaupt bereit, u ber die A rgernisse 
ihrer Kunden zu reden. So die besonders stark betroffene Iduna-No- 

263 



va-Gruppe, u ber die sich 1992 fast 950 Kunden beim Bundesaufsichts- 
amt beschwerten, nach nur 350 im Jahr zuvor. Die meisten Versicher- 
ten beklagten sich u ber die ru den Methoden der Strukis aus der 
OVB-Truppe des Otto Wittschier, die der Iduna fast 20 Prozent des 
Neugeschafts bei Lebensversicherungen zutrieben. 

Nur 45 wirklich unabhangige Vertreter 

Abhilfe schaffen, da sind sich die Experten einig, konnten nur die 
Versicherer selbst, indem sie namlich den Keilertruppen aus den 
Strukturvertrieben den Laufpa© geben und sich auf eigene Vertreter 
beschrankten, die sie schulen und disziplinieren mu ©ten. Doch weil 
daran nicht zu denken ist - die Vorstande nahezu aller Gesellschaften 
haben bewiesen, da© ihnen ihre Umsatzziele stets wichtiger sind als 
die Zufriedenheit ihrer Klientel -, mu ssen die Versicherten selbst 
dafu r sorgen, da© sie nicht u bervorteilt werden. 
Das konnte schon damit beginnen, da© sie weder Strukis noch die 
sogenannten Einfirmavertreter ins Haus lassen. Die einen kassieren 
in jedem Fall zuviel Provisionen, die anderen haben nur Produkte 
einer einzigen Gesellschaft im Kocher und mu ssen diese verkaufen, 
auch wenn sie im Branchenvergleich viel zu teuer sind. Einen Ausweg 
konnten wirklich unabhangige Berater bieten, doch von dieser Sorte 
gibt es bisher noch viel zuwenig. Im Riesenheer der rund 450000 
Versicherungsvertreter ortete Ru diger Falken. Gru nder der Arbeits- 
gemeinschaft deutscher Versicherungsberater in Hamburg, gerade 
mal 45, die solchen Anforderungen genu gen. 
Ein wirklich freier Berater mu© in der Lage sein, Konditionen und 
Leistungen der auf dem deutschen Markt angebotenen Versicherun- 
gen der verschiedensten Sparten miteinander zu vergleichen und dem 
Kunden eine auf seine Bedu rfnisse und seine Leistungsfahigkeit zuge- 
schnittene Kombination zusammenzustellen. Bewerten kann der Ver- 
sicherungskunde freilich auch ein solches Angebot nicht, weil ihm 
dazu das Fachwissen fehlt. Er mu© sich also auch hier auf die Integritat 
des Beraters verlassen. 
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DER STAAT 





13. 

Die Geldeintreiber 

Wer den Gebu hrenschneidern der Banken entkam, den Verlockun- 
gen der Absahner auf dem grauen Markt widerstand und den Strukis 
der Versicherer die Tu r wies, darf sich gratulieren. Gewonnen hat er 
damit aber noch lange nicht. Das gierigste Mitglied im Kartell der 
Kassierer wird ihn auf jeden Fall erwischen: der Staat. 
Gegen die Rauber in den Parlamenten und in der o ffentlichen Ver- 
waltung nehmen sich selbst die Herren der Allianz und der Deutschen 
Bank wie Zwerge aus. Mit einer Streitmacht von rund 120 000 bestens 
geschulten Finanzbeamten und jahrlich etwa 250 neuen Gesetzen und 
Verordnungen ist der Fiskus ein Finanzpartner, an dem sich fast jeder 
Deutsche die Zahne ausbei©t. 
Die geballte Macht von Bu rokraten und Parlamentariern liftete die 
Staatsquote in den vergangenen Jahrzehnten von einst 30 auf fast 50 
Prozent hoch. Das hei©t: Von jeder in Deutschland verdienten Mark 
greift sich die o ffentliche Hand 50 Pfennig. Zufrieden ist sie damit 
noch lange nicht, denn anstatt ernst zu machen mit den Sparbeschlu s- 
sen und der seit langem versprochenen «Deregulierungé  des o ffentli- 
chen Dienstes, langen die Finanzminister von Bund und Landern den 
Bu rgern immer tiefer in die Taschen. 
Das geschieht vor allem mit einer kaum noch zu u berblickenden Flut 
neuer Gesetze und Verordnungen, die ein gemeinsames Ziel eint: die 
Umverteilung des Volkseinkommens aus den Taschen der Steuerzah- 
ler in jene der o ffentlich-unrechtlichen Machthaber. Wenn es darum 
geht, den Bu rger abzukassieren, schreckt die gro©e Koalition der 
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Absahner vor keinem Etikettenschwindel zuru ck. Als Regierung und 
Opposition zum Beispiel den «Solidarpakté  verabschiedeten, taten sie 
so, als sei ihnen ein gro©er Kraftakt zugunsten der o ffentlichen Kassen 
gelungen. In Wahrheit aber hatten sich Bund und Lander gegen die 
Steuerzahler verbu ndet, denen sie hohere Benzinpreise verordneten, 
die Zinsertrage aus ihren Kapitalanlagen wegsteuerten, das Rauchen 
und das Trinken verteuerten. 
In immer schnellerem Tempo steigen die Staatsausgaben - die o ffent- 
lichen Haushalte wuchsen 1993 fast dreimal so schnell wie geplant -, 
und was sich nicht durch erhohte alte und neu erfundene Steuern 
hereinholen la©t, das besorgen sich die eifrigen Diener unseres Staates 
auf dem freien Kapitalmarkt. Beangstigend wachst darum nicht nur 
die Steuerlast, sondern auch der Schuldenberg von Bund, Landern 
und Gemeinden. Statt geplanter 38 Milliarden mu©te sich Bundesfi- 
nanzminister Theo Waigel rund 70 Milliarden pumpen, und auch das 
ist noch nicht die ganze Wahrheit. Einschlie©lich samtlicher Neben- 
haushalte nahm die Neuverschuldung des Bundes 1993 um fast 100 
Milliarden zu. 

«Chaos, Chaos, wohin man blickté  

Wenn es darum geht, den Bu rger zu schropfen, sind die Steuereintrei- 
ber des Staates kreativ wie sonst kaum. Aus den urspru nglich 90 
Steuergesetzen machten sie durch immer neue Zusatze, durch eine 
Flut von Verwaltungsanordnungen und Einzelvorschriften einen Ab- 
gabedschungel, in dem sich nicht mal mehr die erfahrensten Steuerbe- 
rater zurechtfinden. Neben den eigentlichen Gesetzen, die schon fu r 
sich oft unklar und widerspru chlich abgefa©t sind, hat der Steuerzahler 
u ber 20000 Verwaltungsanordnungen und mehr als 5000 bindende 
Urteile des Bundesfinanzhofs zu beachten. «U berkompliziert, un- 
durchsichtig und oft ungerechté  ist nach Ansicht des Mu nchner 
Rechtsprofessors Klaus Vogel das deutsche Steuerrecht. Der Prasi- 
dent der Steuerberaterkammer, Wilfried Dann, ortete gar ein «Chaos, 
Chaos, wohin man blickté . 
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Das fiskalische Tohuwabohu, angerichtet von ausgabewu tigen Parla- 
mentariern, von machtbesessenen und perfektionistischen Beamten, 
macht die Steuererklarung zu einer fast unlo sbaren Aufgabe. Wenn 
selbst Finanzbeamte o ffentlich erklaren, da© sie nicht mehr in der 
Lage seien, ihre Steuererklarung richtig abzugeben, dann hat sich der 
heilige deutsche Bu rokratius endgu ltig selbst u berholt. 
Rund 54 600 hauptberufliche Steuerberater sind notwendig, damit 
der Geldeintreibungsmechanismus noch einigerma©en funktioniert, 
und wenn der Staat seine Steuerbu rger nicht auch noch per Gesetz 
dazu verpflichtet hatte, bei ihrer Ausplu nderung mitzuwirken, sa©e 
der Finanzminister langst vor leeren Kassen. Auf rund 30 Milliarden 
Mark schatzt zum Beispiel das Institut der Deutschen Wirtschaft den 
Wert der Hilfsarbeiten, die die Unternehmer und Freiberufler fu r den 
Fiskus leisten mu ssen. 
«Kaum ein Tag vergeht, an dem nicht eine neue Steuer erfunden 
wirdé , klagte Der Spiegel nach einem Blick in die Schubladen der 
Gesetzesmacher: «Wirtschaftsminister Gu nter Rexrodt will eine De- 
poniesteuer einfu hren, Umweltminister Klaus Topfer traumt von ei- 
ner Energiesteuer, die EG bastelt an einer Klimaschutzsteuer, Nieder- 
sachsen plant den Windpfennig, Schleswig-Holstein will sich mit 
einem Wasserpfennig zusatzliche Millionen in die Landeskasse spu - 
len. Sachsen-Premier Kurt Biedenkopf hatte am liebsten eine eigene 
Kultursteuer.é  
Da Bund und Lander den Lowenanteil der direkt erhobenen Steuern 
unter sich aufteilen, versuchen die Kommunen ihre Kassen mit dra- 
stisch erhohten Gebu hren und immer neuen indirekten Steuern auf- 
zubessern. Fast u berall klettern die Preise fu r die Mu llabfuhr und die 
Abwasserbeseitigung, die Stra©enreinigung und den o ffentlichen 
Nahverkehr, fu r Museen, Tierparks und Vergnu gungstempel. Gleich- 
zeitig aber ku rzen Bonns Geldbeschaffer die Sozialhilfe und das Ar- 
beitslosengeld, kappen Zuschu sse und Vergu nstigungen fu r Sparer 
und Bauherren, und schlie©lich wollen sie Deutschlands Autofahrer 
zusatzlich zur Kfz- und Mineralo lsteuer auch noch mit einer Auto- 
bahnvignette abkassieren. 
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Mit List gegen das flu chtige Kapital 

Listig und vorsichtig wie bei kaum einer anderen Steuerart gehen die 
staatlichen Geldsauger gegen Deutschlands Sparer und Anleger vor. 
Denn sie wissen nur zu genau, welch flu chtige Materie das Kapital ist. 
Viel leichter und schneller gleitet es ihnen durch die Finger als sein 
Eigentu mer, der Kapitalist. Den vermogen die Hascher vom Finanz- 
amt immer und u berall dingfest zu machen, sofern er den Hoheitsbe- 
reich der Bundesregierung nicht endgu ltig verla©t. 
Sein kostbarstes Gut hingegen, das mu©te Theo Waigel schmerzlich 
erfahren, flutscht durch tausenderlei Kapillaren geschwinder nach 
Luxemburg und Liechtenstein als eine Gesetzesvorlage durch die 
Rohrpostanlage im Bundesfinanzministerium. Um also des scheuen 
Kapitals habhaft zu werden, versuchen es die Geldbeschaffer des 
Staates seit Jahren immer auf die gleiche Tour: Sie lassen dem Bu rger 
ein paar Schlupflo cher offen, um dann, wenn sich dort genu gend 
Milliarden angesammelt haben, blitzschnell die Falle zuschnappen zu 
lassen. So lockten sie erst die nach steuerbegu nstigten Anlagen lech- 
zenden Investoren in den privaten Wohnungsbau, indem sie gro©- 
zu gige Abschreibungsmoglichkeiten offerierten. Flugs konstruierten 
daraus gewitzte Anbieter die sogenannten Bauherrenmodelle mit 
Verlustzuweisen, die oft die Hohe des eingesetzten Eigenkapitals 
u berstiegen. Zehntausende sogenannter Besserverdiener lie©en sich 
kodern und investierten Milliarden in dieses Geschaft, weil sie annah- 
men, da© sie auf diese Weise mit ersparten Steuern dauerhaftes Eigen- 
tum bilden konnten. 
Doch auf der Hohe des Bauherrenbooms zog der Finanzminister die 
Schlinge zu und schrankte die Abschreibungsmoglichkeiten so weit 
ein, da© sich derlei Konstruktionen nicht mehr lohnten. Zahllose 
Steuerbescheide wurden annulliert, Millionen Mark an Nachzahlun- 
gen waren fallig. Reihenweise kamen Wohnungen, Hauser, ganze 
Wohnblocks unter den Hammer, und nicht wenige der du pierten 
Bauherren mu©ten Konkurs anmelden. 
Kaum besser du rfte es jetzt jenen Anlegern gehen, die den Verspre- 
chungen der Banken glaubten und ihre Ersparnisse in allerlei exoti- 
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sche Wertpapiere wie Zerobonds, Kombizinsanleihen, Capped War- 
rants, Grois oder Saros investierten. Alle diese Finanzinstrumente 
waren von den findigen Kopfen der Geldhauser entwickelt worden mit 
dem Ziel, steuerpflichtige Zinseinnahmen in freie Kursgewinne zu 
verwandeln. Elegant, so meinten die Bankkunden, lie© sich auf diese 
Weise die 1993 eingefu hrte Zinsabschlagssteuer umgehen. 
Sie hatten freilich die Rechnung ohne Theo Waigel gemacht, denn 
inzwischen erging aus dem Bonner Finanzministerium Order an samt- 
liche Finanzamter des Landes, Ertrage solcher Papiere ebenso rigide 
zu besteuern wie jeden Sparbrief. Und wenn sich der Zinsertrag nicht 
genau ermitteln lasse, forderte der Erla©, sollte er einfach fiktiv fest- 
gelegt werden. Wieder wurden Milliarden Mark fehlinvestiert, an 
denen ausschlie©lich die Banken und Sparkassen verdienten, nicht 
aber die Geldanleger. 
Zerstoben sind auch die Hoffnungen vieler tausend Anleger, die dem 
Rat ihrer Bankberater folgten und Anteile an Rentenfonds stets vor 
der falligen Ausschu ttung verkauften, weil sie annahmen, da© sich so 
die steuerpflichtigen Ausschu ttungen in steuerfreie Kursgewinne ver- 
wandeln lie©en. Inzwischen ist klar, da© der Trick nicht funktioniert, 
denn die Finanzamter unterwerfen auch die Kursgewinne der Steuer. 
Auf ahnliche Weise du rfte auch die Massenflucht des schwarzen 
Geldes in die europaischen Anrainerstaaten enden. Wieder machen 
sich hier die Banken zu geheimen Komplizen des Staates, indem sie 
bei ihren Kunden die Illusion vom steuerfreien Zinsvermogen nahren 
und ihnen bei der Flucht u ber die Staatsgrenzen hinweg tatkraftige 
Hilfe zuteil werden lassen. Obwohl jeder Banklehrling wissen mu ©te, 
da© die Freude der deutschen Geldanleger u ber ihre versteckten 
Auslandskonten nur von kurzer Dauer sein wird: Vermutlich schon ab 
1995 wird Luxemburg eine Quellensteuer nach deutschem Vorbild 
einfu hren, das um einen EU-Anschlu© bemu hte O sterreich soll spa- 
testens 1996 folgen. Auch die Schweiz und Liechtenstein werden sich 
dem Druck der vereinten europaischen Finanzminister beugen mu s- 
sen. Aus ist es dann mit den Geldverstecken auf anonymen oder 
Nummernkonten, ebenso mit den steuerfreien Ertragen der Luxem- 
burger Investmentfonds. 
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Attacke auf die Grundbesitzer 

Und schon steht die nachste Attacke der Bonner Geldbeschaffer 
bevor. Sie zielt auf ihre bisher verwohnteste Klientel, die Eigentu mer 
von Grund und Boden. Geschont wurden die Immobilienbesitzer 
wohl aus dem gleichen Grund wie die Zeichner von Schiffsbeteiligun- 
gen, Bauherrenmodellen und Nullcouponanleihen: Sie sollten erst mal 
kraftig investieren und bauen, was das Zeug hielt, ehe man ihnen die 
Daumenschrauben zudreht. 
Als einziges Handelsgut unterlagen Hauser und Wohnungen nicht der 
Mehrwertsteuer, mu©ten Immobilieneigentu mer den bei einem Ver- 
kauf erzielten Gewinn nicht versteuern (sofern sie mindestens zwei 
Jahre lang Eigentu mer gewesen waren), durften Hauser und Wohnun- 
gen Jahr fu r Jahr steuermindernd abgeschrieben werden, obwohl ihr 
Wert in Wahrheit laufend zunahm. 
Das gro©te Steuerbonbon aber schenkte der Staat den Haus- und 
Grundbesitzern, indem er die Immobilien zu einem vo llig irrealen, 
weil viel zu niedrigen «Einheitswerté  zur Vermogens-, Erbschafts- und 
Schenkungssteuer veranlagte. Wer also Vermogen auf seine Kinder, 
Enkel oder andere Personen u bertragen wollte, tat gut daran, Wert- 
papierbestande zu versilbern und den Erlos in Immobilien zu investie- 
ren. Nach dem steuermilden Besitzwechsel konnten die Gebaude ja 
wieder verhokert werden. 
Das Bonbon entpuppt sich nun als Giftpille, denn in der Schublade 
von Theo Waigels Finanzstaatssekretar Franz-Christoph Zeitler liegt 
fix und fertig ein Entwurf, der die drastische Anhebung der Einheits- 
werte vorsieht. Jeder Besitzer einer Eigentumswohnung, eines Einfa- 
milien- oder Mietshauses wird also demnachst - wahrscheinlich aber 
erst nach Ablauf des Wahljahres 1994 - nachdru cklich zur Kasse 
gebeten. 
Wie schon bei der Zinsabschlagssteuer wollen die Bonner Politiker 
den Schwarzen Peter der Justiz zuschieben. Damit die Wahler nicht 
etwa auf die Idee kommen, den Bonner Beutelschneidern mit dem 
Stimmzettel eins auf die Mu tze zu geben, wollen Theo Waigels Mini- 
sterialen den Spruch des Bundesverfassungsgerichts abwarten, das 
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sich voraussichtlich im Winter mit der Frage beschaftigen wird, ob sich 
die niedrigen Einheitswerte fu r Immobilien mit dem Grundgesetz 
vereinbaren lassen. 
Wenn es nach dem Willen der an hohen Staatseinnahmen interessier- 
ten Politiker geht, werden die Karlsruher Richter die Unvereinbarkeit 
bestatigen. Deshalb haben die Gesetzesmacher im Finanzressort 
schon mal vorgesorgt. Steigt der Einheitswert, wie von Pessimisten 
vermutet, auf das Fu nffache des heutigen Niveaus an, dann werden 
zum Beispiel fu r ein Einfamilienhaus im Verkehrswert von einer 
Million Mark statt bisher rund 10000 ku nftig rund etwa 60000 Mark 
an Erbschafts- oder Schenkungssteuer anfallen. 
Ebenso brutal wie bei den in Steuerfallen gelockten Anlegern greift 
der Fiskus sogar noch den bereits geschadigten Opfern von Finanzbe- 
tru gern in die Tasche. So mu ssen viele der rund 55000 betrogenen 
Kunden der Pleitefirmen VBS und Ambros S. A. damit rechnen, da© 
sie demnachst noch mal abkassiert werden. Der Fiskus will namlich 
die fiktiven Gewinne aus den Spekulationsgeschaften der Ambros S. 
A. besteuern. Diese Gewinne wurden zwar den Anlegern auf dem 
Papier gutgeschrieben, in den meisten Fallen aber gar nicht ausbe- 
zahlt. Andere hatten Glu ck und bekamen Teilbetrage aufs Konto 
u berwiesen. Das Geld dazu aber stammte nicht aus erwirtschafteten 
Gewinnen, sondern aus den Einzahlungen neuer Ambros-Kunden. Im 
Fall eines Kunden, der 20 000 Mark bei Ambros investiert und auf dem 
Papier 80 000 Mark Gewinn gemacht hatte, entschied das Finanz- 
gericht Mu nster zugunsten des Fiskus: der Geschadigte mu© den 
fiktiven Gewinn versteuern, obwohl seine gesamte Einlage verloren 
ist. «Viele unserer Mandanten werden durch diese Entscheidung in 
den endgu ltigen Ruin getriebené , sorgt sich der Mu nchner Anwalt 
Gerhard Kleiner, der zusammen mit seinem Freiburger Kollegen 
Horst Gill rund 600 Ambros-Geschadigte vertritt. 
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Die armen Millionare 

Wenn dem Gesetzeswirrwarr, in dem der Ko lner Staatsrechtler Karl- 
Heinrich Frieauf nur ein «chaotisches Konglomerat von Einzelrege- 
lungené  zu erkennen vermag, u berhaupt ein politischer Gestaltungs- 
wille zugrunde liegt, dann doch wohl der, da© der Bu rger auf keinen 
Fall erreichen soll, was er eigentlich will: von seinem Einkommen so 
viel zu sparen, da© er eines Tages davon leben kann und nicht mehr 
auf Arbeit angewiesen ist. 
Deshalb zahlen private Vorsorgeaufwendungen nicht zu den absetz- 
baren Ausgaben, werden Zinsertrage weggesteuert und Verm o gen 
jeder Art mit der staatlichen Steuerschere gekappt, auch wenn sie aus 
bereits versteuertem Einkommen gebildet wurden. Selbst ein Vermo - 
gen von einer Million Mark, einst das Traumziel der meisten Sparer, 
reicht wegen des fiskalischen Zugriffs und der durch die unsolide  
Schuldenpolitik des Staates entstandenen Inflation schon lange nicht 
mehr fu r ein sorgenfreies Leben. 
Dazu ein paar Zahlen: Im Fru hjahr 1994 bringt die Million, in langlau- 
fende Staatsanleihen investiert, gerade mal 5,5 Prozent Zinsen. Das  
sind 55 000 Mark im Jahr. Ist der Millionar ledig, kann er darauf 6 000 
Mark Freibetrage geltend machen, und wenn er dann noch Son - 
derausgaben und sonstige Verg u nstigungen abzieht, verringert sich 
sein zu versteuerndes «Einkommen aus Kapitalertragené  auf viel- 
leicht 40 000 bis 45 000 Mark. Darauf werden erst mal rund 10 000 Mark 
Einkommensteuer fallig. So bleiben ihm von den 55 000 Mark tatsach- 
licher Einnahmen allenfalls 45 000 Mark u brig. 
Nun mu© er aber auch noch Verm o genssteuer zahlen, und zwar,  
nachdem er wieder samtliche Freibetrage nutzt, auf 920 000 Mark.  
Macht bei einem Satz von einem Prozent exakt 9 200 Mark, die er  
erneut ans Finanzamt u berweisen mu©. Sein Zinseinkommen redu- 
ziert sich also nochmals auf 35 800 Mark. Macht eine Nettozinsrendite 
auf das eingesetzte Kapital von 3,58 Prozent. Mindestens so hoch aber 
ist auch die Geldentwertungsrate, so da© ihm unterm Strich nicht eine 
mu de Mark u brigbleibt. Er hat also in Wahrheit von der gesamten  
Million keinen Pfennig Ertrag. 
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Nun mag man die armen Millionare bedauern oder nicht - auch der 
arbeitende Mensch wird von den Folterknechten der Finanzverwal- 
tung so in die Zange genommen, da© ihm trotz hoher Bruttoeinku nfte 
am Ende kaum genug zum Leben bleibt. Rainer Stephan zum Beispiel, 
ein gutverdienender Redakteur des SZ-Magazins aus Mu nchen, 
machte in seinem Blatt die Haushaltsrechnung auf und wies nach, da© 
selbst sein 8 500-Mark-Gehalt nicht fu r die Ausgaben des taglichen 
Lebens ausreicht. 
Obwohl er mit seiner vierkopfigen Familie eine vergleichsweise gu n- 
stige Wohnung au©erhalb der Stadt gemietet hat und seine Frau sich 
nebenbei noch ein paar 100 Mark dazuverdient, mu©te er sich mit rund 
30 000 Mark verschulden, um nur die notwendigsten Anschaffungen 
finanzieren zu konnen. 
Wurden noch vor 20 Jahren nur die Besserverdiener aus dem oberen 
Drittel der Lohn- und Gehaltspyramide von der Steuerprogression 
erfa©t, so mu© heutzutage schon der Normalverdiener Steuersatze von 
30 Prozent und mehr verkraften. Einschlie©lich der ebenfalls horrend 
gestiegenen Beitrage an die Sozialversicherung bleibt der Mehrzahl 
der Lohn- und Gehaltsempfanger in den alten Bundeslandern kaum 
mehr als die Halfte ihrer Bruttobezu ge netto u brig. Und das reicht, bei 
der Hohe der Mieten und den gesalzenen Preisen fu r fast alle Gu ter 
des taglichen Lebens, oft gerade so zum U berleben. 

Das Privatleben wird ausgeschnu ffelt 

Pingelig wie nie zuvor pru fen die Beamten des Fiskus heutzutage auch 
den sogenannten «kleinen Steuerfallé . Wegen der leeren Staatskassen 
sind die - keineswegs beneidenswerten - Sachbearbeiter in den Fi - 
nanzamtern von ihren vorgesetzten Beh o rden angewiesen worden,  
tief ins Privatleben der Steuerzahler hineinzuschnu ffeln. 
Kaum aus purer Bosheit, sondern weil der Dienstherr es so will,  
mu ssen die an der wirren Rechtslage oft verzweifelnden Staatsdiener 
zum Beispiel pru fen, ob die Entfernung zwischen Wohnort und Ar - 
beitsplatz in der Steuererklarung richtig angegeben ist, ob das Arbeits- 
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zimmer wirklich nur der Arbeit diente, zu welchem Anteil der PC 
privat genutzt wurde und ob es sich bei der angegebenen «Fachlitera- 
turé  nicht etwa um einen Roman handelte. 
Der beim Bayerischen Rundfunk beschaftigten Fernsehansagerin Pe- 
tra Schu rmann strich das Finanzamt Starnberg die Ausgaben fu r 
Kostu me und Kosmetika auf der Liste ihrer Werbungskosten, weil die 
Beamten darin nicht nur berufsbedingte Anschaffungen, sondern «ein 
menschliches Grundbedu rfnisé  nach reprasentativer Kleidung witter- 
ten. «Unertragliché  findet Susanne Tiemann vom Bund der Steuer- 
zahler die tagliche Schnu ffelpraxis in den Finanzamtern. 
Geht es bei Arbeitnehmern, Freiberuflern und kleinen Gewerbetrei- 
benden meist nur um Petitessen, bei denen der erforderliche Kontroll- 
aufwand nicht selten den Steuereffekt u bersteigt, so gibt sich der 
Fiskus am anderen Ende der Sozialskala oft unerwartet genero s. 
Wenn machtige Interessen aus Industrie und Handel u ber ihre hochst 
effizienten «Verbindungsbu rosé  in Bonn oder Bru ssel an der Gestal- 
tung der Steuergesetze mitwirken, zeigt sich das Ergebnis haufig in 
Form verblu ffend gro©er Schlupflocher, durch die dem Fiskus Milli- 
ardenbetrage entgleiten. 
Auffallig ist zum Beispiel der relative Ru ckgang der Ko rperschafts- 
steuer. Obwohl die deutsche Wirtschaft bis 1992 einen Boom ohne- 
gleichen erlebte, stagnieren die Einnahmen aus dieser Steuerart seit 
1985. Dadurch sank der Anteil der Firmensteuer am gesamten Steu- 
eraufkommen von rund 7,3 Prozent Mitte der achtziger Jahre auf gut 
vier Prozent 1992. Als Ursache vermuten die Experten zum einen die 
forcierten Auslandsinvestitionen der Industrie, zum anderen die Tak- 
tik der Konzerne, Gewinne dort anfallen zu lassen, wo die niedrigsten 
Steuern zu zahlen sind. 
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Die Tricks der Konzerne 

Selbst solche Unternehmen, an denen Bund, Lander und Kommunen 
Anteile halten, wie etwa die Veba, der VW-Konzern oder das RWE, 
beteiligten sich an dem eintraglichen Gewinnverlagerungsspiel. Wah- 
rend die auf ihre inlandischen Einku nfte angewiesenen Steuerzahler 
kaum noch legale Schlupflocher finden, durch die sie ihr Eingemachtes 
vor dem Zugriff des Fiskus in Sicherheit bringen konnen, gelingt den 
Konzernen mit ihren internationalen Verbindungen mu helos eine 
Steuerersparnis, die Fachleute auf mindestens zehn Milliarden Mark 
im Jahr taxieren. 
Das Spiel wird in verschiedenen Variationen gespielt. Eine davon ist 
das Dutch-Swiss-Sandwich: Ein deutsches Unternehmen la©t seine 
Finanzanlagen von einer in Holland gegru ndeten Gesellschaft verwal- 
ten und unterhalt gleichzeitig eine Betriebsstatte in der Schweiz. 90 
Prozent des Ertrags an den Finanzanlagen du rfen so in der Schweiz 
versteuert werden, und zwar zum lacherlich niedrigen Satz von fu nf 
Prozent. 
Beliebt ist auch das Bru sseler Coordination Center: Ein Konzern, der 
in mindestens vier Landern Niederlassungen unterhalt, richtet in der 
belgischen Hauptstadt ein Koordinationszentrum ein, von dem aus er 
seine Finanzgeschafte, das Marketing und die Werbung managt. So 
kann er praktisch seine ganzen Finanzertrage steuerfrei genie©en, 
denn die belgische Regierung verlangt lediglich auf einen Teil der 
anfallenden Kosten einen Aufschlag von maximal zehn Prozent. Fer- 
dinand Piechs VW-Konzern zum Beispiel leistet sich ein solches Co- 
ordination Center, das 1992, als das Wolfsburger Autogeschaft schon 
rote Zahlen schrieb, einen Gewinn von 267 Millionen Mark verbuchte 
und damit die ertragreichste Auslandstochter war. 
Gro©er Wertschatzung erfreuen sich die Dublin Docks, die schon auf 
Seite 87 kurz beschrieben wurden. Die Niederlassung in der irischen 
Hauptstadt kann der deutschen Muttergesellschaft zum Beispiel ein 
Darlehen zur Verfu gung stellen und dafu r die Zinsen kassieren. In 
Deutschland mindern die Zinszahlungen natu rlich den Gewinn, der in 
Dublin anfallt und dort nur mit zehn Prozent besteuert wird. Der 
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Gewinn der irischen Tochter darf dann ohne weiteres nach Deutsch- 
land transferiert werden und bleibt hi er, da er ja bereits vor Ort  
besteuert wurde, vom Fiskus unbehelligt. Auf diese Weise k o nnen 
Konzerne wie Daimler-Benz, Siemens, Bayer oder BASF Milliarden 
an der Steuer vorbeischleusen. 
Neben den Konzernen nutzen auch immer mehr Ku nstler, Showstars 
und Sportler trickreich die L o cher in den internationalen Steuerab- 
kommen. Deutschlands bekanntester Tennisspieler zum Beispiel la©t 
seine Lizenzeinnahmen an eine Gesellschaft holl andischen Rechts 
u berweisen, die ihren Sitz auf den niederlandischen Antillen hat. Von 
dort flie©en die Gelder, nur um sieben Prozent Hollandsteuern ge - 
ku rzt, an den monegassischen Residenten Boris Becker, der an seinem 
Wohnsitz nur einen symbolischen Betrag von wenigen 1000 Francs  
abzufu hren hat. Voraussetzung dafu r ist allerdings, da© der Tennisstar 
mindestens 183 Tage Aufenthalt in Monaco nachweisen kann, was mit 
Hilfe rechnergesteuerter Automaten, die Lichtschalter und Wasser - 
hahne im Appartement des Residenten nach vorprogrammierten  
Zeitplanen einschalten, leicht mo glich sein du rfte. 
Es geht also nicht, wie uns die Politiker stets glauben machen wollen, 
um Gerechtigkeit im Steuersystem, sondern um die Frage, welchen  
Aufwand sich ein Steuerzahler leisten kann, um ungeschoren durch  
die Maschen des Gesetzes zu schlu pfen. Es soll Milliardare geben, die 
keinen Pfennig Steuern zahlen, weil sie ihr Verm o gen so geschickt 
getarnt oder ins Ausland verlagert haben, da © ihnen der deutsche 
Fiskus nichts anhaben kann. 
Der Hamburger Immobilienkro sus Robert Vogel zum Beispiel, des- 
sen Vermogen auf etwa l,2 Milliarden Mark geschatzt wird, fu hrte vor, 
wie leicht die staatlichen Kontrollmechanismen unterlaufen werden 
ko nnen. Der Milliardar, von dem nicht bekannt ist, wieviel Steuern er 
tatsachlich bezahlt, stellte Antrag auf Bezug einer Sozialw ohnung. 
Dem Antrag wurde stattgegeben. Die kommunale Wohnungsbeho rde 
behandelte ihn sogar als «dringliché . 
Die Vielzahl der Steuergesetze, Sonderregelungen, Ausnahmeverord- 
nungen, Freibetrage und Fo rderprogramme dienen denn auch keines- 
wegs dem Streben nach gro©tmo glicher Gerechtigkeit im Einzelfall, 
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sondern fast immer den Interessen irgendeiner Branche, eines Ver- 
bandes oder eines einzelnen Unternehmens. In Schwung gehalten 
wird die Bonner Gesetzesmaschinerie von einer vielkopfigen Schar 
ausgefuchster Experten auf fast jedem steuerlich relevanten Gebiet, 
die die Abgeordneten aus den Bundes- und Landerparlamenten eben- 
so umschwirren wie die leitenden Beamten in den Ministerien. 
Allein in Bonn treiben etwa 20 000 Lobbyisten ihr Unwesen, und viele 
dieser hochdotierten «Landschaftspflegeré  haben die Aufgabe, mit 
Geld und guten Worten Einflu© auf die Gesetzgebung zu nehmen. Aus 
diesem undurchschaubaren Beziehungsgeflecht heraus entwickeln 
sich dann Gesetze und Verordnungen, die einigen wenigen Konzernen 
zusatzliche Abschreibungsmoglichkeiten oder gar direkte Subventio- 
nen einbringen, der Masse der Steuerzahler in der Regel aber stets 
hohere Abgaben auferlegen. 

Steuerskandale fo rdern Staatsverdrossenheit 

Blasenartig steigen aus dem Lobbysumpf immer wieder neue Steuer- 
skandale auf, die von der Komplizenschaft zwischen Politikern, Bu ro- 
kraten und dem gro©en Kapital ku nden. Die Spur reicht vom 
Flick-Fall, bei dem 800 Millionen Mark Gewinn an der Steuer vorbei- 
geschleust werden sollten, u ber die Parteispendenaffare bis hin zu den 
Amigos im niederbayerischen Baderdreieck. 
Deutlich wie kaum ein anderer Fall zeigt die Affare um den «Bader- 
konigé  Eduard Zwick und seinen Sohn Johannes, wie unendlich ge- 
recht die fiskalischen Mu hlen in Bayern mahlen. Erst nachdem die 
Medien daru ber berichteten, da© der ehemalige Strau©-Spezi Zwick 
nach seiner Flucht ins Tessin so etwa 70 Millionen Mark Steuern 
schuldig geblieben war und der Freistaat «par ordre de muftié  gro©- 
zu gig auf diese Summe verzichtet hatte, entdeckte Bayerns Finanzmi- 
nister Georg von Waldenfels Handlungsbedarf. Pech fu r Zwick-Sohn 
Johannes, da© er nicht u ber einen gleich machtigen Gonner wie sein 
Vater verfu gte, denn so wurde er verhaftet, als er seine Kinder zur 
Schule bringen wollte. 
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Gleichbehandlung aller Bu rger ist ein elementarer Grundsatz der 
Demokratie. Doch manche Bu rger, nicht nur in Bayern, sind eben ein 
wenig gleicher. Das wei© der Mindelheimer Flugzeugbauer Burkhard 
Grob, dessen Freundschaft den bayerischen Ministerprasidenten Max 
Streibl den Job kostete, so gut wie Alexander Moksel, u ber den die 
Su ddeutsche Zeitung am 20. Marz 1993 berichtete: «Bundesfinanzmi- 
nister Theo Waigel, CSU, hat per Sondererla© verhindert, da© der 
Allgauer Fleischkonzern Moksel wegen Subventionsbetrug belangt 
werden kann. Nach den Erkenntnissen der Augsburger Staatsanwalt- 
schaft hat die Firma im Zuge der Wiedervereinigung Exportbeihilfen 
in Hohe von 300 Millionen Mark erschlichen.é  
Die ausufernde Komplexitat des Steuerrechts macht schon lange kei- 
nen rechten Sinn mehr. Sie begu nstigt einzelne und belastet die Masse 
der Steuerzahler in einem kaum noch ertraglichen Ma©. Sie erfordert 
einen riesigen Verwaltungs- und Kontrollapparat und fu hrte in 20 
Jahren zu einer Verdoppelung der Zahl freiberuflicher Steuerberater. 
Statt die Leistungsbereitschaft der Bu rger zu motivieren, provozierte 
sie Staatsverdrossenheit und Steuerflucht. 
Langst sind sich unabhangige Fachleute daru ber einig, da© das Steu- 
errecht entru mpelt werden mu©. Nicht zufallig haben gerade zu 
Beginn des Wahljahres 1994 die deutschen Bundeslander eine Ar- 
beitsgruppe zur Steuervereinfachung eingesetzt, und selbst Bundesfi- 
nanzminister Theo Waigel redet neuerdings von der Notwendigkeit 
einer Reform. Der Effekt der Bemu hungen du rfte indes wohl kaum 
gro©er sein als jener des einstigen Wirtschaftsministers Ju rgen W. 
Mo llemann, als er vollmundig versprach, den Subventionsdschungel 
zu durchforsten. 
Anlaufe, das deutsche Steuerrecht zu vereinfachen, endeten bisher 
stets wie das Hornberger Schie©en. Alles wurde noch komplizierter, 
die Abgabenlast stieg unaufho rlich, die Unsicherheit nahm zu, die 
Gerechtigkeit verflu chtigte sich vollends. Die Vielzahl der Verord- 
nungen vernebelte vollstandig Sinn und Zweck der Besteuerungs- 
grundsatze. Niemand vermag mehr einzusehen, warum zum Beispiel 
einem Arbeitnehmer der Tarifgruppe II rund die Halfte seiner Brut- 
tobezu ge abgeknopft werden, ein Konzern wie Daimler-Benz aber die 
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Halfte seiner Milliardeninvestitionen am Potsdamer Platz zu Berlin 
vom Fiskus praktisch geschenkt bekommt. 

Der halbe Steuersatz wu rde reichen 

Selbst sozialistischer Umtriebe vo llig unverdachtige Experten wie 
Franz Klein, der Prasident des Bundesfinanzhofs, oder Volkswirt- 
schaftsprofessor Wolfram Engels, Herausgeber der Wirtschaftswoche, 
fordern seit Jahren vergebens die Ru ckkehr zu einfacheren und damit 
auch leichteren Besteuerungsgrundsatzen. 
BFH-Prasident Klein zum Beispiel hat einen Plan zur Reform des 
Steuersystems entwickelt und dabei folgende Erkenntnis gewonnen: 
«Wenn man samtliche Vergu nstigungen und Sonderregelungen aus 
dem Einkommenssteuerrecht streichen wu rde, brauchte jedermann 
nur noch den halben Steuersatz zu zahlen.é  Von jeder Bruttomark 
verblieben dem Spitzenverdiener statt der 47 Pfennige von heute also 
72 Pfennige netto in der Brieftasche. Und trotz der durchgehend 
halbierten Satze nahme der Staat am Ende genauso viele Steuern ein 
wie heute. 
Franz Klein: «Die Schweiz macht es so, sie hat ein sehr einfaches 
Steuerrecht, aber halb so hohe Spitzensatze wie wir. Genauso die 
Amerikaner. Zur Zeit Reagans wurden dort alle Vergu nstigungen 
abgeschafft. Dennoch kriegen sie mehr Steuern als wir mit unseren 
hohen Steuersatzen.é  
Wolfram Engels kommt zu ganz ahnlichen Ergebnissen: «Weil die 
Steuerbemessungsbasis lochrig ist wie ein Schweizer Kase, braucht 
man hohe Steuersatze, um ein geringes Steueraufkommen zu erzielen. 
Diese hohen Steuersatze verhindern Wirtschaftsaktivitaten, lenken 
Kapital wie Arbeit in falsche Verwendungen und verstarken die An- 
reize zu Schattenwirtschaft und Steuerhinterziehung.é  
Im Klartext: Wir alle mu ©ten weniger Steuern bezahlen, wenn der 
Staat nicht die vielen Extrawu rste fu r jene braten wu rde, die ihn mit 
der Macht des Kapitals (wie die Wirtschaftsverbande) oder der Wah- 
lerstimmen (wie die Gewerkschaften) langst korrumpiert haben. Ein 
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vereinfachtes Steuerrecht mit halbierten Satzen hatte sicher fu r fast 
alle Steuerzahler Vorteile; seine Nachteile indes wiegen offensichtlich 
ungleich schwerer: ein solches System wu rde die meisten der 54000 
freiberuflichen Steuerberater ebenso u berflu ssig machen wie das 
Gros der 120 000 Finanzbeamten und die vielen su ndteuren «Verbin- 
dungsbu rosé  der Unternehmen und Verbande. Und es wu rde viele 
Abgeordnete und Ministerialbeamte aus den Spesenlokalen verjagen 
und zum taglichen Mittagstisch in die Kantinen ihrer Amter zuru ck- 
treiben. 
«Je komplizierter das Steuerrechté , erkannte Wolfram Engels, «um so 
mehr Beamte brauchen Finanzministerium und Finanzverwaltung 
und um so hoher mu ssen sie eingestuft werden. Wer sein Leben lang 
den komplizierten Paragraphen 15a oder den 6b oder den l0e des 
Einkommenssteuergesetzes als Ministerialrat verwaltet hat, der darf 
sich dann Hoffnung machen, zum Leiter der Steuerabteilung auf- 
zusteigen. Als beim Kindergeld die Arbeitsamtslo sung anstelle der 
Finanzamtslosung gewahlt wurde, brauchte man 3000 zusatzliche Be- 
amte.é  

Selbstbedienungsladen «Staaté  

Der von Beamten und Angestellten des o ffentlichen Dienstes be- 
herrschte und von den vielen Parlamentariern in Stadt, Land und 
Bund auf Touren gehaltene Selbstbedienungsladen namens «Staaté  
betrachtet seine Bu rger, wie in der Wirtschaft manches Unternehmen 
seine Kunden, langst nur noch als lastige Storfaktoren, deren Nu tzlich- 
keit sich allein an der Hohe ihrer Steuerzahlungen bemi©t. 
Viel zu sehr ist dieser Staat mit sich selbst beschaftigt, als da© er sich 
um die Belange der Bu rger ku mmern konnte. Er la©t durch seine 
gewahlten Vertreter unentwegt die heftigsten Sparappelle verku nden, 
wahrend er selber nicht die geringsten Anstalten macht, den Luxus, 
der sich zumindest in den oberen Etagen des Gemeinwesens breitge- 
macht hat, auch nur im geringsten einzuschranken. Auf rund 50 Mil- 
liarden Mark taxiert der Bund der Steuerzahler den Schaden, den die 
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o ffentlichen Hande Jahr fu r Jahr durch schlampigen Umgang mit 
Steuergeldern verursachen. 
Die in dem jahrlich erscheinenden «Schwarzbuché  des Steuerzahler- 
bundes aufgegriffenen Falle von Mi©management, Schlamperei und 
Verschwendung der offentlichen Verwaltung stellen nur die Spitze des 
Eisbergs dar. Diese reichen von den in den Ufersand des Rheins 
gesetzten 800 Millionen fu r den falsch gebauten und langst u berflu ssi- 
gen «Schu rmann-Baué  in Bonn bis hinunter zur 220 000 Mark teuren 
o ffentlichen Luxustoilette aus Marmor und Edelstahl im sachsischen 
Dippoldiswalde. 
Gravierender noch als solche dingfest zu machenden Verfehlungen ist 
der von au©en kaum sichtbare, aber unaufhaltsame Wucherungspro- 
ze© im Inneren des o ffentlichen Dienstes. Schneller als Krebszellen 
vermehrten sich Deutschlands Staatsdiener allein im Westen seit An- 
fang der achtziger Jahre um rund 300000 auf derzeit knapp fu nf 
Millionen. Einschlie©lich der neuen Bundeslander sind es rund 6,8 
Millionen, die sich an den vom Steuerzahler gespeisten Fleischtopfen 
des Staates laben. «Eine verschwiegene Koalition der Politiker mit den 
o ffentlich Bediensteten, an deren Tarifen und Einkommenserhohun- 
gen sie sich gro©enteils orientieren, hat alle Angriffe auf Beamtentum 
und Dienstrecht stets erfolgreich abgewehrté , klagte Der Spiegel ver- 
bittert. 
Wu rden die Beamten, die den Steuerzahler im Jahr schatzungsweise 
350 Milliarden Mark kosten, sorgsamer mit den ihnen anvertrauten 
Geldern umgehen, konnten nach Berechnungen des Bundes der Steu- 
erzahler in den nachsten drei Jahren mindestens 155 Milliarden einge- 
spart werden. Das wu rde wenigstens ausreichen, die Neuverschuldung 
von Bund, Landern und Gemeinden in ertraglichem Rahmen zu hal- 
ten. 
Die dem kameralistischen Rechnungswesen verpflichteten Finanzver- 
weser der o ffentlichen Hand denken jedoch gar nicht daran, ihre 
Investitionen etwa nach Wirtschaftlichkeits- oder Rentabilitatskrite- 
rien zu bemessen. Oberstes Ziel jeder Beho rde ist es offenbar, im 
nachsten Jahr stets mehr Geld zu erhalten als im laufenden. Deshalb 
pflegen die Beamten gegen Jahresende stets von einem heftigen «De- 
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zemberfieberé  befallen zu werden, in dessen Verlauf samtliche noch 
vorhandenen Etatmittel verheizt werden, damit die Anforderung fu rs 
nachste Jahr nicht gefahrdet erscheint. Eilends werden darum Auftra- 
ge vorgezogen, laufende Projekte kraftig aufgestockt und allerlei be- 
gleitende Ma©nahmen in die Wege geleitet, die sich moglicherweise 
gegenu ber dem Bundesrechnungshof vertreten lassen, aber nicht un- 
bedingt notwendig gewesen waren. 

Das Klima wird ruppiger 

Derlei sorgloser Umgang mit dem Geld der Steuerzahler erzeugt, im 
Verein mit immer ma©loseren Forderungen einzelner Pressure- 
groups und den ausufernden Wahlgeschenken der Parlamentarier, 
einen Ausgabendruck, dem kein Finanzminister mehr gewachsen ist. 
Auch Theo Waigel hat langst kapituliert und versucht nur noch, sich 
wenigstens nach au©en hin als ein Kassenwart zu verkaufen, der 
gerade noch das Schlimmste verhindern konnte. Statt wie geplant um 
38 Milliarden schwoll die Neuverschuldung des Bundes 1993 auf fast 
70 Milliarden an, und in diesem Jahr klafft bereits eine Etatlu cke von 
annahernd 100 Milliarden. Die so lautstark verku ndeten Einsparma©- 
nahmen in Hohe von fu nf Milliarden haben angesichts solcher Dimen- 
sionen nicht mehr Wirkung als der beru hmte Tropfen auf dem hei©en 
Stein. 
Langst ist die genaue Hohe des Schuldenbergs der offentlichen Hand 
im Dunkeln der Schattenhaushalte und Sondervermogen nicht mehr 
prazise auszumessen. Mit ziemlicher Sicherheit beliefen sich die Ge- 
samtschulden des Staates Ende 1993 auf u ber 2000 Milliarden Mark. 
Jeder Deutsche, ob Saugling oder Greis, ist also allein von Staats 
wegen mit rund 25000 Mark verschuldet. Und weil unsere teuren 
Politiker in ihrem Eifer, das nicht vorhandene Geld auszugeben, 
keineswegs nachlassen, lauft der Finanzminister bereits Gefahr, mit 
Artikel 115 der Verfassung in Konflikt zu geraten, nach dem die 
Neuverschuldung eines Jahres die Summe der Investitionen nicht 
u berschreiten darf. 
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Beinahe zwangslaufig mu ssen die geldhungrigen Parlamentarier des- 
halb weiter an der Steuerschraube drehen. Sie werden also nach den 
Wahlen viele der Vergu nstigungen, mit denen sie vorher auf Stimmen- 
fang gingen, wieder einkassieren, sie werden versuchen, die letzten 
Steuerschlupflocher abzudichten, und zur Hatz auf alle blasen, die in 
dieser Republik noch einigerma©en gut verdienen. 
Schon gibt es Ministerplane in der Graurheindorfer Stra©e zu Bonn, 
die Zahl der Betriebspru fer und Steuerfahnder kraftig aufzustocken, 
um saumigen Steuerzahlern Mores beizubringen. Das Klima zwischen 
Bu rgern und Bu tteln der Finanzverwaltung wird zunehmend ruppiger: 
«Die Leute rebellieren, wenn sie aus versteuertem Geld noch mal zur 
Kasse gebeten werdené , beobachtet der Freiburger Steueranwalt Ger- 
hard Geckle. 
Im Einzelfall freilich hilft Rebellion nicht weiter. Die «Hilfsorgane der 
Staatsanwaltschafté  von der Steuerfahndung sitzen stets am langeren 
Hebel. U ber l ,1 Milliarden Mark spu rten die gut 1000 Steuerfahnder 
der Republik 1993 in den Geldverstecken steuermu der Bu rger auf. 
Mit einer durchschnittlichen Pro-Kopf-Einnahme von einer Million 
Mark sind die «goldenen Sheriffsé  die produktivsten Beamten der 
Nation. Wohl nicht zuletzt deshalb wurden sie von ihrem Dienstherrn 
mit umfassenden Befugnissen ausgestattet, um die sie mancher 
Kripokommissar beneidet. Steuerfahnder du rfen zum Beispiel Woh- 
nungen durchsuchen, Gegenstande beschlagnahmen, Bankkonten 
und Schlie©facher o ffnen und, wenn Gefahr im Verzug ist, mutma©- 
liche Steuerhinterzieher sogar an Ort und Stelle verhaften. 
Bei der Jagd auf das Eingemachte seiner Bu rger ist dem Staat kein 
Aufwand zu gro©, kein Mittel zu gering. Er steckt seine Nase ins 
Intimleben der Bu rger, bespitzelt ihr Finanzgebaren mit einer von 
Jahr zu Jahr anschwellenden Flut von Kontrollmitteilungen von Fi- 
nanzamt zu Finanzamt, verpflichtet die meisten seiner Beho rden und 
sogar die Justiz, Informationen zu sammeln und Vorgange zu melden, 
die auf Steuervergehen schlie©en lassen. Und er hat nicht die gering- 
sten Hemmungen, selbst Notare, Rechtsanwalte und samtliche Geld- 
institute als Spitzel zu mi©brauchen. 
Bei jedem Grundstu cksgeschaft zum Beispiel mu© der Notar gezwun- 
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generma©en eine Kopie des Kaufvertrags ans zustandige Finanzamt 
senden, und wenn ein Bankkunde stirbt, ist das Institut verpflichtet, 
den Finanzbeho rden binnen weniger Tage Mitteilung u ber Konten- 
stande, Wertpapierdepots und Schlie©facher zu machen. Nicht mal das 
Brief- und Fernsprechgeheimnis ist den Steuerschnu fflern heilig, denn 
bei hinreichendem Verdacht du rfen sie sich mit einer - leicht zu 
beschaffenden - richterlichen Genehmigung jederzeit in die Kommu- 
nikationswege eines verdachtigen Steuerzahlers einklinken. 

OR- und BAT-Geschafte 

Kein Wunder, da© der Widerstand gegen die gierige Staatsgewalt 
wachst. «Steuerhinterziehung ist der heimliche Sport Nummer eins 
der Deutschené , registrierte das Wirtschaftsmagazin Forbes und liegt 
damit wohl nicht verkehrt. Je mehr sich die Steuerlastquote der fu r 
1995 errechneten Rekordquote von 47,7 Prozent der Bruttoeinku nfte 
nahert, desto mehr Mogeleien stellen die Finanzamter fest. Die 1993 
eingefu hrte Zinsabschlagssteuer zum Beispiel brachte dem Bund 
nicht die erhofften 24 Milliarden Mark, sondern nur elf Milliarden in 
die Kasse. Grund: Allein in Luxemburg kauften die deutschen Steu- 
erflu chtlinge bis Ende 1993 auslandische Investmentzertifikate im 
Wert von mehr als 100 Milliarden Mark. 
Sofern sie nicht ihr Eingemachtes ins abgabenfreie Ausland schaffen, 
nutzen immer mehr steuermu de Bu rger jeden legalen und auch man- 
chen illegalen Trick, ihre wahren Einku nfte vor dem Staat zu ver- 
schleiern und private Kosten als steuermindernde Betriebsausgaben 
zu deklarieren. Das beginnt beim einfachen Lohnsteuerzahler, der die 
Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstatte um ein paar Kilometer 
verlangert, reicht u ber den Freiberufler, der aus seinem Urlaub eine 
Bildungsma©nahme macht, bis hin zum Unternehmer, der seine Ge- 
winne u ber Lizenz- oder Werbevertrage ins Ausland verlagert. 
Fast jeder zweite private Immobilienkauf wird heutzutage nach Schat- 
zungen von Immobilienmaklern in Mu nchen, Frankfurt, Hamburg 
und Berlin «unterverbriefté , das hei©t, Kaufer und Verkaufer geben 
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beim Notar einen niedrigeren als den tatsachlichen Preis an. So sparen 
sie Steuern, Notarkosten - und erho hen den Schwarzgeldbestand. 
Langst haben sich unter Geschaftsleuten Ku rzel fu r bestimmte Steu- 
ertransaktionen herausgebildet. Sie hei©en zum Beispiel OR-Ge- 
schafte, wenn sie ohne Rechnung auskommen, am Telefon spricht 
man dann von «Otto-Richter-Geschaftené . Spa©vo gel kassieren gern 
zum BAT-Tarif, also «Bar auf Tatzeé . Gebildetere Stande nennen so 
etwas «BFNé , brutto fu r netto. Auf 150 Milliarden Mark schatzt die 
Gewerkschaft der Steuerbeamten den Batzen, der auf diese Weise 
dem Fiskus jahrlich durch die Lappen geht. 
«Die kritische Schwelle ist erreichté , beschreibt Susanne Tiemann 
vom Bund der Steuerzahler den Zwischenstand im ewigen Gefecht 
ihrer Klientel mit der Fiskalmacht. Versuchen die Finanzverwaltun- 
gen, den Bu rger noch weiter auszupressen, indem sie ihren U berwa- 
chungs- und Kontrollapparat verstarken, dann verwandeln sie  
Deutschland beinahe zwangslaufig in einen Polizeistaat. Jeder, der es 
sich leisten kann, wird das Weite suchen, und die Zuru ckgebliebenen 
mu ssen mit einer rapide schrumpfenden Wirtschaft immer gro©ere 
Lasten bewaltigen. 
Die totale Kontrolle freilich wird es wohl nie geben, die scheitert schon 
an den technischen Unzulanglichkeiten der U berwachungsbeho rden, 
am europaischen Einigungsproze© und an der Exportlastigkeit unse- 
rer Wirtschaft. Italienische Verhaltnisse, mit einer rigiden Devisen- 
bewirtschaftung, sind fu r die Exportnation Deutschland auch bei dro- 
hendem Staatsbankrott schlecht vorstellbar. Schon deshalb werden 
die gro©eren Unternehmen immer Mittel und Wege finden, einen 
erheblichen Teil ihrer erzielten Gewinne an der Steuer vorbei ins 
Ausland zu lenken. 
Die Hoffnungen der Steuereintreiber ruhen deshalb auf den Arbeit- 
nehmern, die bisher ohne zu murren bis zur Halfte ihres Bruttover- 
dienstes an die o ffentlichen Kassen ablieferten. Schon einmal ist in 
Danemark der Versuch gescheitert, den Staat durch die Verweigerung 
der Steuerzahlungen zu disziplinieren. Aber vielleicht gibt es eines 
Tages einen deutschen Parteigru nder wie den Danen Mo gen Glystrup, 
der mit mehr Erfolg die Steuerverweigerung organisiert. 
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Vernu nftiger als eine solche Eskalation des Kampfes um das Geld der 
Bu rger ware zweifellos die Abru stung. Nur wenn der Staat erkennbar 
Ernst macht mit seinem Willen, die Ausgaben einzudammen, seinen 
eigenen Apparat auf das No tigste zu beschranken und das Steuerrecht 
grundlegend zu vereinfachen, wird die Leistungs- und Abgabebereit- 
schaft der Bu rger wieder zunehmen. Wenn die Steuersatze auf die 
Halfte gesenkt, die Privilegien der Steuertrickser gekappt werden, 
dann verflu chtigen sich die Motive fu r Steuerflucht und Schummelei 
ganz von allein. 
Voraussetzung dazu ware, da© das gesamte Steuersystem so einfach 
gestaltet wird, da© jeder auf Anhieb wei©, warum und wieviel Steuern 
er zu zahlen hat. Der nach dem Direktoriumsmitglied der Deutschen 
Bundesbank Johann Wilhelm Gaddum benannte Gaddum-Plan zur 
Steuerreform, an dem BFH-Prasident Klein wesentlich beteiligt war, 
brauchte dazu nur aus der Schublade gezogen zu werden. 
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14. 

Die entmu ndigten Bu rger 

Der Gro©angriff auf das Einkommen und die Ersparnisse der Bu rger 
lauft also u ber mehrere Fronten. Der Staat fu hrt ihn mit der Macht 
seiner Gesetze und der Gewalt seiner Organe; die Banken und Spar- 
kassen haben den Zahlungsverkehr und den Anlagemarkt monopo- 
lisiert und nutzen ihre in Deutschland besonders gro©en Befugnisse 
zur unverschamten Bereicherung an ihren Kunden; die Versicherer 
u berto lpeln die Nation mit an eine Heuschreckenplage erinnernden 
Vertreterschwarmen, mit psychologischer Raffinesse und einem vo llig 
undurchsichtigen Finanzgebaren; die Anbieter des grauen Kapital- 
markts schlie©lich nutzen die Habgier und Unerfahrenheit ihrer Kun- 
den zu oft kriminellen Abzockergeschaften. 
Der hart arbeitende und gutverdienende Sparer, Mittelpunkt und 
Motor des Wohlstands unserer Leistungsgesellschaft, wird von einer 
riesigen Industrie, die krisensicherer zu sein scheint als die Hersteller 
der meisten anderen Produkte, systematisch und planma©ig um die 
Fru chte seiner Arbeit gebracht. Sie gaukelt ihm Sicherheit vor, wo 
hochste Unsicherheit herrscht, verspricht ihm traumhafte Renditen, 
wo nicht mal der Erhalt des Kapitals gewahrleistet ist, verleitet ihn zur 
Kreditaufnahme, um ihn doch nur abzukassieren. 
Virtuos spielt sie mit den Wu nschen und Sehnsu chten der Kundschaft 
nach Wohlstand und materieller Sicherheit und hat doch nur ihren 
eigenen Profit im Sinn. Wirksamste Waffe der Finanzbranche ist die 
Komplexitat ihrer Produkte, die auf eine geradezu abenteuerliche 
Unwissenheit beim breiten Publikum trifft. Und diesen Bildungs- 
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mangel in Sachen O konomie zu beheben ware denn auch der wirk- 
samste Ansatz, das ungleiche Krafteverhaltnis zwischen den profitgie- 
rigen Verkaufern aus der Finanzbranche und den meist allzu naiven 
Kunden zu verandern. 
Kein Hauptschu ler sollte heutzutage mehr ins Berufsleben entlassen 
werden, ohne gelernt zu haben, was eine abgezinste Anleihe oder eine 
fondsgebundene Lebensversicherung ist. Viel wichtiger als die Kennt- 
nis von den linken Nebenfl u ssen der Donau ware fu r die meisten 
Jugendlichen ein solideres Basiswissen u ber Soll und Haben. Erst die 
Ignoranz gegenu ber Geldangelegenheiten, die sich weite Teile der  
Bevo lkerung bis hinauf zum millionenschweren Chefarzt leisten,  
macht die Raubzu ge der Finanzhaie so erfolgreich. 
Trafen zum Beispiel die im Schnellverfahren angelernten «Strukisé  
der Versicherungsgesellschaften auf gut informierte und selbstbewu©- 
te Kunden, m u ©ten die meisten von ihnen wahrscheinlich schnell  
Sozialhilfe beantragen. Gegen die Allmacht der Banken freilich ist so 
schnell kein Kraut gewachsen, da sie praktisch den gesamten Geld- 
kreislauf der Nation beherrschen. Der Kunde mu© versuchen, Diffe- 
renzen im Preis-Leistungs-Verhaltnis zwischen den einzelnen Geld- 
hausern aufzuspu ren. Ein Girokonto zum Beispiel, das ausschlie©lich 
fu r die Abwicklung des privaten Zahlungsverkehrs dient, ist bei einer 
der Sparda-Banken wahrscheinlich kostengu nstiger zu haben als bei 
einer Gro©bank. 
Wer Kredit braucht, sollte natu rlich Angebote von mo glichst vielen 
unterschiedlichen Instituten einholen, denn im direkten Vergleic h 
kann er so moglicherweise sogar noch das gu nstigste Angebot herun- 
terhandeln. Das gleiche gilt f u r Geldanlagen: Angebote einholen,  
vergleichen und die gu nstigste Offerte auswahlen. Meist bieten klei- 
nere Banken zum Beispiel ho here Zinsen als die gro©en Institute. 
Aktien- und andere Anlagetips indes kann man u berall einholen, nur 
nicht bei der Bank. Die sogenannten Bankberater verstehen meistens 
nichts davon und sind nur daran interessiert, die hauseigenen Produk- 
te zu verkaufen. Anlageofferten, die ein en per Telefon oder u ber 
irgendwelche Haustu rvertreter erreichen, sind zu negieren. 
Grundsatzlich gilt fu r den Umgang mit Banken: Sich nicht beein - 
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drucken lassen, sondern aus der Position der Starke heraus verhan- 
deln. Ein Banker ist keine Respektsperson, sondern ein einfacher 
Handler in Sachen Geld. Und eine Bank ist, auch wenn sie noch so 
prachtig aussieht, kein weihevoller Tempel, sondern ein Ort fu r recht 
ordinare Geschafte. Ohne zu zogern sollte der Kunde die Bank wech- 
seln, wenn er mit ihrer Leistung oder ihren Preisen nicht mehr zufrie- 
den ist. 
Informationen u ber die aktuellen Konditionen der Banken liefern die 
Wirtschaftsblatter oder auch die Verbraucherschutzorganisationen. 
Nirgendwo bewahrheitet sich die Binsenweisheit, da© nur ein infor- 
mierter Kunde ein starker Kunde sei, so sehr wie im Kreditgewerbe. 
Je besser ein Bankkunde informiert ist, desto schwerer la©t er sich das 
Fell u ber die Ohren ziehen. 

Sto rrisch sei der Kunde, unbelehrbar und stur: So bei©en sich die 
halbseidenen Aufrei©er des grauen Kapitalmarkts am ehesten die 
Zahne an ihm aus. Ob sie mit einer Lebensversicherung locken oder 
mit einer Geldanlage mit «garantiert sicherer Superrenditeé  - die 
Offerte ist in jedem Fall zu teuer. Dafu r sorgen schon die hohen 
Provisionen der Haustu rverkaufer, die selber gar nicht erkennen kon- 
nen, wie gut ein Finanzprodukt wirklich ist. Deshalb ist hochste Vor- 
sicht angebracht, wenn der Finanzmann zweimal klingelt. 

Die Kapitallebensversicherung, wohl die beliebteste Sparform der 
Deutschen, ist ein ziemlich zweifelhaftes Produkt. Nur wenn das Steu- 
erprivileg auf langere Sicht bestehen bleibt, kann sie von den Ertragen 
her mit Sparplanen, langlaufenden Anleihen oder Immobilienfonds 
einigerma©en mithalten. Da die Erhaltung des Steuerprivilegs aber in 
Anbetracht der leeren Staatskassen hochst zweifelhaft erscheint, ver- 
liert die Kapitallebensversicherung immer mehr an Attraktivitat. 
Zur Absicherung der Familie taugt eine - viel billigere - Risikoversi- 
cherung auf den Todesfall mehr als die beliebte Kapitalvariante. Sie 
bringt dem Vertreter freilich nur eine geringe Provision, deswegen 
wird sie nicht so gern genommen. 
Bei den Sachversicherungen sollte man sich ebenfalls stets die billigste 
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Offerte heraussuchen, denn in ihren Leistungsangeboten unterschei- 
den sich die Gesellschaften nur unwesentlich voneinander. Auf keinen 
Fall Zehnjahresvertrage unterschreiben, denn damit begibt man sich 
vo llig in die Hand der Gesellschaften, die ihre Tarife beinahe nach  
Belieben heraufsetzen ko nnen. Je k u rzer der Vertrag lauft, desto 
besser ist es fu r den Kunden. 
Zu welchen Pramiensteigerungen die Gesellschaften fahig sind, fu h- 
ren sie immer mal wieder in der privaten Krankenversicherung vor, 
wo gerade die alteren Mitglieder gnadenlos abkassiert werden. Ehe- 
paare, die vor 40 Jahren zum Beispiel mit einem Monatsbeitrag von 
30 Mark in die private Krankenversicherung eingestiegen sind, zahlen 
heute nicht selten das 60fache davon, namlich Beitrage zwischen 1500 
und 2000 Mark pro Monat. Dies hat erst k u rzlich der Bund der  
Versicherten angeprangert. Wer aus der gesetzlichen in die private  
Krankenversicherung wechseln mo chte, ist gut beraten, wenn er an- 
hand dieser Beispiele ausrechnet, was er dann mit 60 einbezahlen  
mu©. 

Am geringsten sind wohl die Mo glichkeiten des Steuerzahlers, sich 
gegen die Auspl u nderung durch einen gefra©igen, verschwenderi- 
schen Staat zu wehren. Alle Versuche, sich der totalen Kontrolle  
seiner finanziellen Transaktionen durch den Fiskus zu entziehen,  
fu hren fast zwangslaufig in die Illegalitat. Wer sich au©erhalb der 
Gesetze begibt, ist jedoch erpre©bar, von Geschaftspartnern, Banken, 
Treuhandern, Anwalten oder Steuerberatern. Die Schicksale vieler  
Steuerflu chtlinge, die am Ende doch erwischt wurden, sollten eine  
Warnung sein. 
Der Widerstand mu© also anders organisiert werden. Am besten  
geschieht dies mit dem Stimmzettel, und wenn sich keine Partei findet, 
die der Verschwendungssucht der o ffentlichen Hande den Kampf 
ansagt, so mu ©te sie wohl schleunigst gegr u ndet werden. Auch der 
Bund der Steuerzahler ist es wert, da© man ihm den Ru cken starkt. 
Hier sind Spenden oder Mitgliedsbeitrage wahrscheinlich besser an- 
gelegt als bei vielen anderen Vereinigungen. Denn momentan bildet 
der BDSt das einzige Gegengewicht gegen die von Lobbyisten um- 
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garnten Parlamentarier und die dem wirtschaftlichen Denken langst 
entwohnten Staatsdiener. 
Viele von diesen oft zu Unrecht gescholtenen Staatsdienern haben 
freilich selbst hinreichend Grund, u ber ihren Dienstherrn verargert zu 
sein. Denn er hat sie um etwa 100 Milliarden Mark betrogen. Diese 
astronomische Summe fehlt in der Versorgungskasse des Bundes und 
der Lander (VBL). Seit 1986 kampft der Verband der Rentner, Ar- 
beiter und Angestellten vom O ffentlichen Dienst e. V. in Koblenz 
verbissen und mit allen juristischen Mitteln gegen die «Sozialkrimina- 
litaté  (so Vorsitzender Otto Kuhlmann) ihres fru heren Arbeitgebers. 
2000 Prozesse wurden bereits gefu hrt, doch keiner hatte bisher Erfolg. 
Kuhlmann: «Alle wurden nach dem gleichen Muster abgeschmettert.é  
Es geht um die betriebliche Zusatzrente der o ffentlich Bediensteten. 
Sie wurde vom Bund und den Landern nach dem Vorbild in der 
privaten Wirtschaft in der VBL organisiert. Die nicht beamteten 
Diener des Staates zahlten dort regelma©ig ihre Beitrage ein, nochmal 
soviel steuerte der Arbeitgeber bei. 
Lange Zeit funktionierte das Modell genauso gut wie in den meisten 
gro©eren Betrieben der Privatwirtschaft. Die VBL wurde nach den 
gleichen Prinzipien wie eine private Lebensversicherung gefu hrt, ihr 
Deckungskapital mu©te also stets so hoch sein, da© alle ku nftigen 
Anspru che befriedigt werden konnten. 
Ausgerechnet die SPD-Regierung unter Willy Brandt vergriff sich als 
erste an den aufgetu rmten Milliardenschatzen der Staatsdiener. Um 
Haushaltslocher zu stopfen, lie© der damalige Arbeitsminister Her- 
bert Ehrenberg das VBL-Vermogen anzapfen. Gleichzeitig stockte 
der Zuflu© aus den Umlagen der offentlichen Hand. Bund und Lander 
hielten ihren «Arbeitgeberanteilé  zuru ck. 
Ende der siebziger Jahre waren die Kassen schon so leer, da© die VBL 
die Auszahlung der Zusatzrenten in der bisherigen Hohe nicht mehr 
gewahrleisten konnte. Im Schnitt erhielt damals jeder der rund 500 000 
versicherten Rentner etwa 500 Mark im Monat. Da traf es sich gut, 
da© die Gewerkschaft OTV damals gerade die O ffentlichkeit mit einer 
Streikwelle gegen sich aufbrachte. Die Tarifverhandlungen verliefen 
au©erst hart, denn CSU-Innenminister Friedrich Zimmermann be- 
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harrte als Vertreter der Arbeitgeber auf einer Nullrunde. So fiel es  
leicht, die Beschaftigten des o ffentlichen Dienstes wegen ihrer angeb- 
lichen U berversorgung im Alter zu denunzieren. Verbandsvorsitzen- 
der Otto Kuhlmann heute: «Wir wurden damals in den Medien regel- 
recht fertiggemacht.é  
Bund und Lander nutzten die Situation, um zwei Fliegen mit einer  
Klappe zu schlagen. Zum einen beendeten sie den Arbeitsk ampf, 
indem sie der O TV eine knapp dreiprozentige Lohnerho hung zuge- 
standen und sich dafu r deren Zustimmung zu einer folgenschweren  
Satzungsanderung der VBL erkauften. Zum anderen l o sten sie mit 
dem Gewerkschaftsplazet das Problem der verschwundenen Milliar- 
den in der Versorgungskasse. Die angeblich «u berversorgtené  Rent- 
ner des o ffentlichen Dienstes mu©ten sich plo tzlich mit einer halbier- 
ten Zusatzrente zufriedengeben. Statt 500 Mark erhielt im Schnitt  
jedes VBL-Mitglied nur noch 250 Mark im Monat. 
Die handstreichartige Enteignung der Staatsdiener wurde von den  
Gerichten abgesegnet. Selbst das Bundesverfassungsgericht verwei- 
gerte die Annahme einer Verfassungsbeschwerde. Um doch noch zu 
ihrem Recht zu kommen, wandten sich drei Mitglieder des Kuhlmann- 
Verbands an die Menschenrechtskommission des Europaischen Par- 
laments in Stra©burg. Werden sie dort angenommen, mu© sich erneut 
das Bundesverfassungsgericht mit der heiklen Angelegenheit beschaf- 
tigen, die den Staat pro Jahr mindestens etwa eineinhalb Milliarden 
Mark an Zusch u ssen fu r die VBL kosten w u rde. Verbittert klagt 
Verbandsmitglied Heinz Sundermann, Privatdozent an der Techni - 
schen Universitat Wien und langjahriger Mitarbeiter am Kernfor - 
schungszentrum Karlsruhe, die Bundesrepublik Deutschland an: «Ein 
Staat, der so mit seinen eigenen Bediensteten umspringt, ist zutiefst  
unmoralisch.é  
Dieser Staat halt es jedoch fu r rechtens, mit einer halben Hundert - 
schaft von Beamten u ber eine Woche lang die Geschaftsraume der 
Dresdner Bank in Frankfurt und Du sseldorf zu durchkammen. Syste- 
matisch durchforsteten die Fahnder den gesamten Geldverkehr der  
Dresdner Bank mit ihrer Luxemburger Tochtergesellschaft, stellten  
kistenweise Material sicher und schnu ffelten in unzahligen Konten 
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und Depots, um herauszufinden, ob einzelne Bankkunden unversteu- 
ertes Geld nach Luxemburg verschoben haben. 

Wenn sich die gro©en Tiere aus dem Kartell der Geldkassierer um die 
Beute streiten, wird es fu r den Bu rger, Steuerzahler, Sparer, Erben 
oder Versicherungsnehmer immer ungemu tlich. Er kann den Kampf 
gegen die gierigen Geldsauger nicht gewinnen, zu ungleich sind die 
Krafte verteilt. Seine Gegenwehr ist individuell, meist schlecht orga- 
nisiert, aber unu bersehbar: Die massenhafte Steuerflucht ins Ausland, 
der rapide zunehmende Bargeldumlauf, das Abtauchen breiter Bevo l- 
kerungsschichten in die Schattenwirtschaft sind ebenso Indizien fu r 
den stillen Kampf der ausgebeuteten Bu rger gegen den Zugriff der 
etablierten Geldmachte wie die flachenhafte Verbreitung von 
Schwarzarbeit, Versicherungsschwindel und Subventionsbetrug. 
Wer all das nur als «Wirtschaftskriminalitaté  wertet und nach schar- 
feren Gesetzen und mehr Polizei verlangt, hat nicht begriffen, da© es 
hier um sehr viel mehr geht. Die schleichende Enteignung des lei- 
stungsfahigsten Teils unserer Bevo lkerung verlangt andere Ma©nah- 
men als die Kriminalisierung von Verhaltensweisen, die in Wahrheit 
oft nichts anderes sind als reine Notwehr. Wer die Ursachen beseitigt, 
hat mit den Symptomen keine Probleme mehr. 

Dieses Buch ist allen gewidmet, die sich zu Recht als Opfer der 
Finanzwirtschaft und ihrer Komplizen im Staat fu hlen. 
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10787 Berlin 
Tel. 030/21 90 70 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Schuldnerberatungsstellen e.V. 
Gottschalkstr. 51 
34127 Kassel 
Tel. 05 61/89 30 99 

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 
Mintropstra©e 27 
40215 Du sseldorf 
Tel. 02 11/3 80 90 

Deutsche Finanzdienstleistungs-Informations-Zentrum GmbH 
Karl-Hermann-Flach-Str. 15 b 
61440 Oberursel 
Tel. 061 71/5 60 66 

Roter Ring e. V. der 
Solidargemeinschaft kreditgeschadigter Unternehmer e. V. 
Im Ho fecken 2 
34346 Hannoversch-Mu nden 
Tel. 055 41/87 33 
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Aktion Solidaritat e. V. 
Schutzgemeinschaft fu r Erwerbermodellgeschadigte 
und Schutzverband fu r Opfer von Anlagebetrug mit Immobilien 
Kerschlacher Str. 28 
81477 Mu nchen 
Tel. 089/78 40 96 

Schutzgemeinschaft gegen unlautere Baufinanzierung e. V. 
Postfach 390 230 
14029 Berlin 
Tel. 030/8 051411 

Bund der Versicherten e. V. 
Postfach 1153 
24547 Hennstedt-Ulzburg 
Tel. 041 93/9 42 22 
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